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9Einleitung:
Nach dem Ende des Kaiserreiches war es Max Weber, der 1918 konstatierte, daß
bürokratische Apparate aufgrund ihrer funktionellen Unentbehrlichkeit nach einem
Regimewechsel einfach weiterarbeiten wie bisher, unter Austausch lediglich des
Spitzenpersonals2.
Wollte man die Gültigkeit Webers These nicht nur hinsichtlich des personellen
Aspekts und für den Regimewechsel von 1918 prüfen, sondern seine Aussage auch
auf die institutionellen und funktionellen Merkmale bürokratischer Apparate und auf
weitere Systemumbrüche in der deutschen Geschichte ausdehnen, mithin verallge-
meinern, so würde sich insbesondere eine Einrichtung der öffentlichen Verwaltung,
die zentralstaatliche Institution der Finanzkontrolle, der Bundesrechnungshof, als
Forschungsobjekt anbieten, da dieser als eine unpolitische, technische Einrichtung
anzusehen ist, als klassische Bürokratie, die im politischen Spannungsfeld des Haus-
haltskreislaufs agiert. Zudem kann dieser auf eine über 280 Jahre alte Geschichte
zurückblicken, in der seine Vorgänger und er selbst unterschiedlichsten politischen
Umbrüchen ausgesetzt gewesen sind3.
Die Themenstellung der vorliegenden Arbeit lautet daher: Rechnungshöfe und Re-
gimewechsel.
Darunter ist die Untersuchung des institutionellen, funktionellen und personellen
Wandels oder der Kontinuität der maßgeblichen Rechnungsprüfungsbehörden (RPB)
im direkten oder im inhaltlichem Zusammenhang mit einem Systemwechsel zu ver-
stehen. Bedeutende institutionelle und funktionelle Veränderungen, die nicht im Zu-
sammenhang mit einem Regimewechsel zu setzen sind, werden von Fall zu Fall als
Exkurs behandelt4.
                                                
2
 Vgl. Max Weber 1922. Wirtschaft und Gesellschaft. Grundriss der verstehenden Soziologie. 5. revi-
dierte Auflage von 1985. Studienausgabe. Tübingen: J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), 165 und 727f.
3
 Vgl. Bundesrechnungshof (Hg.) 1964. 250 Jahre Rechnungsprüfung. Frankfurt a.M.: Selbstverlag.
Heinz-Günther Zavelberg 1989. Die Kontrolle der Staatsfinanzen. Geschichte und Gegenwart 1714-
1989. Frankfurt a.M.: Duncker&Humblot (im folgenden zitiert als: Staatsfinanzen).
4
 Dies gilt z.B. für die Frage nach der zunehmenden Politisierung der Rechnungshöfe, vgl. u.a. Franz-
Otto Gilles 1987. Die Institution Rechnungshof im Lichte der Wissenschaft – Defizite und Perspek-
tiven, in: Theo Pirker (Hg.). Rechnungshöfe als Gegenstand zeitgeschichtlicher Forschung. Berlin:
Duncker&Humblot, 176ff (im folgenden zitiert als: Institution); Everhard Holtmann 2000. Der
selbstbestimmte Vormund des Parlaments, in: ZParl 1, 116; Bert Rürup 1981. Von der fiskalischen
Haushaltskontrolle zur politischen Erfolgskontrolle, in: Die Verwaltung 14, 518f.
10
Obwohl die Finanzkontrolle und die sie tragenden Institutionen in den Sozialwissen-
schaften bisher eher am Rande behandelt worden sind5, abgesehen von einer Anzahl
von Arbeiten mit vorrangig historischer Themenstellung6, so ist die auch dieser Ar-
beit vorangestellte Frage nach der institutionellen und funktionellen Kontinuität der
Finanzkontrolle nicht neu, denn insbesondere Gilles und Weinert haben sie themati-
siert7. Dabei beschränken sich beide Autoren jedoch auf einen Zeitraum vom Beginn
des nationalsozialistischen Regimes bis zur Gründung der Bundesrepublik. Für diese
Zeitspanne haben sie die rechtliche, organisatorisch-apparative, personelle und funk-
tionelle Kontinuität untersucht8. Für eine fundierte Analyse der dabei des öfteren
konstatierten „ungebrochenen Tradition“ 9 der Finanzkontrolle und damit auch der
Rechnungshöfe greift eine relativ isolierte Betrachtung der Zeit von 1933 bis 1949
allerdings zu kurz:
Die Tradition der zentralstaatlichen Finanzkontrolle begann 1714 mit der Gründung
der preußischen General-Rechen-Kammer10. Schon seit 1707 existierte bis 1734 eine
vergleichbare Einrichtung im Königreich Sachsen11. Im Jahre 1871 kam im Zuge der
Reichsgründung der Rechnungshof des Deutschen Reiches hinzu, der bei seiner Ein-
                                                
5
 Vgl. Nils Diederich 1984. Die Institution Rechnungshof. Stiefkind der Sozialwissenschaften, in:
ZParl 4, 479ff (im folgenden zitiert als: Institution).
6
 Eine immer wieder zitierte grundlegende Arbeit ist der Aufsatz von Friedrich v. Pfuhlstein 1964. Der
Weg von der preußischen Generalrechenkammer zum Bundesrechnungshof, in: Bundesrechnungs-
hof (Hg.). 250 Jahre Rechnungsprüfung. Frankfurt a.M.: Selbstverlag, 7-108 (im folgenden zitiert
als: Generalrechenkammer). Eine kritische Würdigung des Aufsatzes von Friedrich v. Pfuhlstein
findet sich bei Franz-Otto Gilles et al. 1985. Ungebrochene Tradition nach dem Zusammenbruch.
Zur Geschichte der Rechnungshöfe in den westlichen Besatzungszonen. Berlin: Presse- und Infor-
mationsstelle der Freien Universität Berlin, 15f (im folgenden zitiert als: Tradition). Als weitere
Beispiele für Arbeiten mit eher historischer Herangehensweise sei auf die Werke von Theo Pirker
verwiesen. Theo Pirker 1987. Rechnungshöfe als Gegenstand zeitgeschichtlicher Forschung. Berlin:
Duncker&Humblot (im folgenden zitiert als: Rechnungshöfe). Ders. 1989. Autonomie und Kon-
trolle. Berlin: Schelzky&Jeep (im folgenden zitiert als: Autonomie und Kontrolle). Ders. 1992. Die
bizonalen Sparkommissare. Opladen: Westdeutscher Verlag (im folgenden zitiert als: Sparkommis-
sare).
7
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 191ff sowie Rainer Weinert 1993. Die Sauberkeit der Ver-
waltung im Kriege. Opladen: Westdeutscher Verlag (im folgenden zitiert als: Verwaltung).
8
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 11.
9
 S. Franz-Otto Gilles, Tradition a.a.O., 7.
10
 Vgl. Theodor v. Ditfurth 1909. Zur Geschichte der preußischen Ober-Rechenkammer. Berlin: Ver-
lag der Reichsdruckerei.
11
 Vgl.  Ernst Löbe 1885. Die oberste Finanzkontrolle des Königreichs Sachsen in ihrer organischen
Entwicklung von den ältesten Zeiten bis auf die Gegenwart, in: Finanz-Archiv 2. Band 2, 589ff.
11
richtung eine Abteilung der preußischen Ober-Rechenkammer war12, aber mit wach-
sender finanzpolitischer Bedeutung des Reiches an Gewicht gewann, wohingegen die
preußische Ober-Rechenkammer zunehmend in den Hintergrund trat. In der Weima-
rer Republik war dann der Reichsrechnungshof die maßgebliche Institution für die
Rechnungsprüfung13. Nach der Zentralisierung der Landesrechnungshöfe im Laufe
des nationalsozialistischen Regimes endete die Existenz dieser beiden Institutionen
1945. Die ehemaligen Außenstellen des Reichsrechnungshofes bildeten nach Kriegs-
ende die organisatorische Basis für verschiedene Rechnungshöfe, wie z.B. für den
Zonenrechnungshof14 und den bayerischen Rechnungshof; aus dem Rechnungshof
im Vereinigten Wirtschaftsgebiet entwickelte sich schließlich der Bundesrechnungs-
hof15. In der SBZ hingegen griff man gar nicht auf noch vorhandene Rechnungsprü-
fungseinrichtungen zurück, es gab eine Zäsur, die 1967 in der sogenannten Staatli-
chen Finanzrevision gipfelte16.
In der vorliegenden Arbeit soll zudem versucht werden, die erwähnten Lücken in der
vorhandenen wissenschaftlichen Literatur zu verringern. Diese betreffen u.a. den
Auf- und Ausbau der RPB nach 1949/1950 in der Bundesrepublik und der DDR so-
wie die Auswirkungen der Wiedervereinigung auf den BRH. Somit entsteht eine
Gesamtschau der institutionellen und funktionellen Entwicklung von den Anfängen
bis zur Gegenwart, wobei der Schwerpunkt des unerläßlichen historischen Rück-
blicks allerdings im Zeitraum von 1918 bis heute liegen soll.
Die Forschungshypothese lautet in Anlehnung an die Feststellung Webers und der
von verschiedenen Seiten konstatierten ,ungebrochenen Tradition‘ dabei wie folgt:
Die institutionellen Merkmale und Funktionen sowie das Personal der maßgeblichen
RPB sind zwischen 1714 und heute von den verschiedenen Regimewechseln relativ
unberührt geblieben. Die Korrelationen zwischen der unabhängigen Variable
                                                
12
 Ab dem 19.12.1714 wurde der preußische Rechnungshof als General-Rechen-Kammer bezeichnet,
ab dem 10.03.1744 als Ober-Rechenkammer. Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 12 und 24f.
13
 Vgl. zur Geschichte des Reichsrechnungshofes in der Weimarer Republik Hermann A. Dommach.
1989. Der Reichsrechnungshof während der Amtszeit des Präsidenten Saemisch (1922-1938), in:
Heinz-Günther Zavelberg Staatsfinanzen (im folgenden zitiert als: Amtszeit).
14
 Die britischen Besatzungsbehörden erklärten den Zonenrechnungshof zum Rechtsnachfolger des
Reichsrechnungshofes. Vgl. Hermann A. Dommach 1987. Zur Gründungsgeschichte des Bundes-
rechnungshofes, in: Theo Pirker Rechnungshöfe, 79 (im folgenden zitiert als: Gründungsgeschich-
te).
15
 Für einen historischen Rückblick vergleiche z.B. die angegebenen Arbeiten von Pirker.
16
 Eine seltene Ausnahme, die sich mit der Entwicklung im Osten Deutschlands beschäftigte, war
Hellmut Meier 1969. Die Entwicklung des Haushaltswesens in der SBZ. Berlin: Duncker&Humblot
(im folgenden zitiert als: SBZ).
12
,Regimewechsel‘ und den abhängigen Variablen ,institutionelle Merkmale‘,
,funktionelle Merkmale‘ und ‚Personal‘ sind folglich gering. Daher kann die Ent-
wicklung der RPB im Zuge der Regimewechsel in der deutschen Geschichte als eine
Evolution auf der Basis ihrer jeweiligen Vorgänger und nicht als Reihe revolutionä-
rer Umbrüche charakterisiert werden.
Aus den vorherigen Ausführungen ergibt sich folgende Gliederung: Im methodischen
Teil, dem Abschnitt I, werden die institutionellen und funktionellen Merkmale der
RPB erörtert und definiert, wobei im Zusammenhang mit den ersteren auch der bü-
rokratische Apparat der RPB und die Frage der Zirkulation seiner Elite und im Kon-
text der Rechnungshof- auch die Budgetfunktionen thematisiert werden. Im An-
schluß befaßt sich der Abschnitt II mit der Historie der maßgeblichen preußischen
und deutschen RPB zwischen 1714 und heute, ergänzt wird dieser von mehreren Ex-
kursen, die eher Randbereiche des Themas betreffen. Aufbauend auf den Abschnitt II
schließt sich eine zusammenfassende Betrachtung der Konsequenzen der Regime-
wechsel für die institutionellen und funktionellen Charakteristika der jeweiligen
RPB, sowie ihrer bürokratischen Apparate und deren Personal in Abschnitt III an. Da
in der deutschen Geschichte die Rechnungshöfe sowohl in parlamentarischen als
auch in nicht-parlamentarischen Systemen vorhanden gewesen sind, endet der Ab-
schnitt III mit einem Vergleich der Rechnunsgprüfungseinrichtungen in den genann-
ten politischen Systemen. Die Ergebnisse der Arbeit führt das Schlußwort zusam-
men.
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Abschnitt I : Institutionelle und funktionelle Merkmale deut-
scher Rechnungsprüfungsbehörden
1. Begriffsdefinitionen und Methodik der Arbeit
Zu Beginn dieser Arbeit ist es erforderlich, zunächst die zentralen Begriffe ‚Kon-
trolle‘, ‚Prüfung‘, ‚Beratung‘ und ‚Gutachten(-erstellung)‘ zu erläutern, in einem
zweiten Schritt sollen jene Merkmale von Rechnungsprüfungsbehörden herausgear-
beitet werden, die es ermöglichen, die institutionelle und funktionelle Entwicklung
im Zuge der Regimewechsel zu untersuchen.
1.1 Begriffsdefinitionen
Jeder Autor, der sich mit der geschichtlichen Entwicklung deutscher Rechnungsprü-
fungsbehörden beschäftigt, kommt um eine Definition zentraler Begriffe nicht her-
um. Leider herrscht in der Literatur schon seit geraumer Zeit eine „babylonische
Verwirrung“17 im Zusammenhang mit den Begriffen ‚Kontrolle‘, ‚Prüfung‘ und ‚Be-
ratung‘. Ein wesentlicher Grund für diesen fehlenden definitorischen Konsens be-
steht in der Neigung der verschiedenen Fachrichtungen (z.B. Politik-, Verwaltungs-
und Wirtschaftswissenschaften und Jura), den Inhalt der Begriffe gemäß der in ihrem
Fach gebräuchlichen Terminologie und ihrer fachlichen Besonderheiten zu verste-
hen. Eine sinnvolle Diskussion und Definition der genannten drei zentralen Begriffe
sollte (und muß) sich daher am Gegenstand dieser Untersuchung orientieren18.
Eine in der Literatur häufiger verwandte Vorgehensweise zur Definition des Begriffs
‚Kontrolle‘ verweist zunächst auf den Wortstamm. Der spätmittelalterliche Aus-
druck „Contra rotulus“19 bezeichnet nach Hans Schäfer das Führen einer sogenann-
ten ‚Gegenschriftrolle‘, die ursprünglich eine gleichzeitige, u.U. auch eine kurz vor-
hergehende oder nachträgliche prüferische Tätigkeit erlaubt hat. Demzufolge ist un-
                                                
17
 S. Kurt Heinig 1949. Das Budget. Band 1. Tübingen: J.C.B. Mohr: (Paul Siebeck), 24.
18
 Vgl. Lee Duk-Yeon 1994. Stellung und Funktion des Bundesrechnungshofes im politischen Ent-
scheidungsprozeß. Bonn: Dissertation, 6.
19
 S. Kurt Heinig a.a.O., 21 und Hans Schäfer 1977. Kontrolle der öffentlichen Finanzwirtschaft, in:
Fritz Neumark (Hg.). Handbuch der Finanzwissenschaft. Band 1. 3. Auflage. Tübingen: J.C.B.
Mohr (Paul Siebeck), 523 (im folgenden zitiert als: Finanzwirtschaft).
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ter einer Kontrolle im weiteren Sinne auch eine Nachprüfung oder Revision zu ver-
stehen20.
Unter dem Begriff ‚Prüfen‘ versteht Schäfer dabei das „gedankliche Nachvollziehen
einer Maßnahme“21. Insofern ist der Begriff der ‚Kontrolle‘ nach Schäfers Ansicht
ein Oberbegriff für verschiedene Arten der Prüfung, wobei diese mit einem zeitli-
chen Zusatz (Visaprüfung, Vorprüfung, begleitende oder nachträgliche Prüfung) ge-
nauer gekennzeichnet werden sollten22.
Wenn nach Schäfer ‚Kontrolle‘ ex ante, ex post oder begleitend erfolgen kann, als
Oberbegriff für alle Formen von Prüfungen dient, die ihrerseits ebenso vorher,
gleichzeitig oder nachträglich erfolgen können, so erscheint es mir durchaus sinnvoll,
beide Begriffe synonym zu verwenden, um sich nicht in haarspalterischen und kaum
Erkenntnis bringenden Definitionsfragen zu verfangen. Diese Vorgehensweise findet
zudem in der Literatur vermehrt ihre Anhänger23.
An dieser Stelle sei zudem auf den Unterschied zwischen ‚Beratung‘ und ‚Prüfung‘
verwiesen. Prüfung (oder auch ‚Kontrolle‘) befaßt sich im Falle der Rechnungshöfe
mit abgeschlossenen, d.h. von der Exekutive beschlossenen, aber nicht zwingend
bereits vollzogenen Vorgängen24, hierunter fallen auch beratende Äußerungen wäh-
rend der Prüfung. Beratung befaßt sich grundsätzlich mit noch nicht abgeschlossenen
Vorgängen25, übermittelt daher vor allem Folgerungen und Vorschläge für ein künf-
tiges Verhalten26. Der Übergang zwischen ‚Prüfung‘ und ‚Beratung‘ ist fließend27, da
                                                
20
 Vgl. Hans Schäfer, Finanzwirtschaft a.a.O., 523. Zur Vertiefung der Diskussion über den Begriff
‚Kontrolle‘ sei u.a. auf Klaus Stern verwiesen. Vgl. Klaus Stern 1980.  Das Staatsrecht der Bundes-
republik Deutschland. Band II. München: C.H. Beck`sche Verlagsbuchhandlung, 31ff, sowie die
Literaturangaben ebenda, 30 FN 79 und 80.
21
 S. Hans Schäfer, Finanzwirtschaft a.a.O., 522.
22
 Vgl. Hans Schäfer, Finanzwirtschaft a.a.O., 524.
23
 Vgl. z.B. Helmuth Kahrenke 1975. Zur Abgrenzung der Begriffe ‚Prüfung‘ und ‚Beratung‘ – Das
Verhältnis von § 88 Abs. 1 zu § 88 Abs. 2 BHO, in: DVBl. 90, 611 (im folgenden zitiert als: Prü-
fung und Beratung).
24
 Folglich bezeichnet die Prüfung dann das gedankliche Nachvollziehen einer beschlossenen aber
noch zwingend nicht vollzogenen Maßnahme.
25
 Vgl. u.a. Hedda Czasche 1996 / 1997. Verwaltungskontrolle durch Rechnungshöfe, in: Klaus König
/ Heinrich Siedentopf (Hg.). Öffentliche Verwaltung in Deutschland. Baden-Baden: Nomos-
Verlagsgesellschaft, 703.
26
 Schwerpunkt der Prüfung ist demzufolge die Nachbetrachtung, Kern der Beratung das Zukünftige
(Revision versus Zukunftsbetrachtung). Vgl. Helmuth Kahrenke, Prüfung und Beratung a.a.O., 612.
27
 Vgl. allgemein zur Thematik ‚Prüfung und Beratung‘, insbesondere zur Problematik der Prüfung
durch die vormaligen Berater, Holger Miß 2006. Die Unabhängigkeit von Bundesrechnungshof und
Abschlußprüfern vor dem Hintergrund paralleler Prüfung und Beratung. Eine vergleichende Unter-
suchung. Nomos Universitätsschriften. Band 460. Baden-Baden: Nomos-Verlagsgesellschaft.
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erstere u.U. zu Erkenntnissen führt, die für zukünftiges Handeln von Bedeutung sein
können, letztere zunächst mit einer Sachstandsermittlung, also einer Prü-
fung/Kontrolle beginnt28. Eine Beratung in schriftlicher Form ist als Gutachten(-
erstellung) zu bezeichnen29. Auf den in letzter Zeit im Zusammenhang mit der Be-
rater- und Gutachtertätigkeit der RPB immer wieder verwiesenen Begriff ‚Control-
ling‘ sei an dieser Stelle lediglich am Rande aufmerksam gemacht30.
Nachdem die Begrifflichkeiten geklärt worden sind, ist noch auf die Kontrollmerk-
male einzugehen, die zwar weniger für die institutionelle, aber für die funktionelle
Entwicklung der Rechnungsprüfung von Bedeutung sind.
Nach Derlien ist zwischen dem Kontrollträger, dem -objekt, den -kriterien und dem
Kontrollintervall oder der -spanne zu unterscheiden31. Dementsprechend ist in den
einzelnen Entwicklungsstadien zu fragen: Wer führt die Kontrolle aus? Wer wird
kontrolliert? Nach welchen Kriterien und in welchem Abstand, in welchem Umfang
wird kontrolliert? Im Fall der RPB könnten die möglichen Antworten z.B. lauten:
Die ORK kontrollierte jährlich den gesamten Haushaltsvollzug der preußischen
Verwaltung in Hinblick auf Recht- und Ordnungsmäßigkeit.
Allerdings sind, wie der historische Rückblick noch zeigen wird, diese Kontroll-
merkmale für die Rechnungsprüfung noch zu ergänzen. Entscheidend ist auch, für
wen wird kontrolliert, wer erhält die Ergebnisse (Kontrollempfänger oder -adressat)?
Dies ist zu Beginn der Geschichte der Rechnungsprüfung offensichtlich der Monarch
                                                
28
 Schäfer verweist zudem darauf, daß die Beratung in der Regel von externen Stellen, z.B. vom BRH,
die Prüfung z.B. in der Form der Vorprüfung auch von internen Stellen vorgenommen wird. Vgl.
Hans Schäfer, Finanzwirtschaft a.a.O., 524.
29
 Vgl. Helmuth Kahrenke, Prüfung und Beratung a.a.O., 612.
30
 Da ‚Controlling‘ eine Form der Selbstkontrolle darstellt, Rechnungshöfe aber eine Fremdkontrolle
gegenüber der Exekutive ausüben, ist der Begriff Controlling im Zusammenhang mit den Aufgaben
der Rechnungshöfe fehl am Platze. Vgl. hierzu u.a. Andy Niekamp 2004. Der Beratungsbedarf des
Staates und die Rolle der Rechnungshöfe, in: DÖV 17, 742, sowie Joachim Wieland 2001. Neuere
Entwicklungen im Bereich der Finanzkontrolle, in: Eberhard Schmidt-Aßmann / Wolfgang Hoff-
mann-Riem (Hg.). Verwaltungskontrolle. Schriften zur Reform des Verwaltungsrechts. Band 8. Ba-
den-Baden. Nomos Verlagsgesellschaft, 70f (im folgenden zitiert als: Neuere Entwicklungen).
31
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien 1980. Zur systemtheoretischen Fassung des Kontrollproblems in der öf-
fentlichen Verwaltung, in: Hauptmann, Harry / Schenk, Karl-Heinz (Hg.). Anwenndung der Sy-
stemtheorie und Kybernetik in Wirtschaft und Verwaltung. Berlin: Duncker&Humblot, 201 (im fol-
genden zitiert als: Fassung des Kontrollproblems). Eine andere Kategorisierung nimmt Brink vor.
Vgl. Hans-Josef Brink 1992. Kontrolle, Organisation der, in: Frese, Erich (Hg.). Enzyklopädie der
Betriebswirtschaftslehre. Handwörterbuch der Organisation. Band 2. Suttgart: J. B. Metzlersche
Verlagsbuchhandlung, 1143-1151.
16
gewesen. Aber sind gingen die Monita z.B. nach der Einführung der konstitutionel-
len Monarchie übermittelt worden. Zudem ist zu eruieren, welche Institution den
Kontrollträger gestalten oder beeinflussen kann, wer die gesetzlichen Grundlagen
schafft, wer in die Kontrollen eingreifen kann und die Spitzenämter der RPB besetzt?
Sind solche Kompetenzen infolge eines Systemwechsels übertragen worden, oder
sind sie z.B. trotz des Wechsels der Budgethoheit auf das Parlament im Jahre 1850
weiterhin in den Händen des Monarchen verblieben.
Mit Hilfe dieser Kontrollmerkmale ist es möglich, auch dann wesentliche funktio-
nelle Entwicklungen zu erkennen und zu beschreiben, wenn bei einem Wechsel des
politischen Systems oberflächlich keine Veränderungen festzustellen sind, weil z.B.
die RPB und ihre Kompetenzen nicht angetastet worden sind.
Auf die Fragen nach der zeitlichen, räumlichen, sozialen und inhaltlichen Selektivität
der Kontrolle (Gesetz der erforderlichen Eigenkomplexität) und nach den Verhal-
tenswirkungen von Kontrollen (z.B. Abwehrverhalten, Zielverschiebung) soll an
dieser Stelle ein Verweis auf die Literatur genügen32.
1.2. Methodik der Arbeit
Um der Themenstellung dieser Arbeit gerecht werden zu können, erscheint es not-
wendig, eine Reihe von Vergleichskriterien oder Merkmalen zu ermitteln, mit deren
Hilfe die institutionelle und funktionelle Entwicklung preußischer und deutscher
RPB im Zeitablauf dargestellt und bewertet werden kann. Ein kurzer Blick in die zu
diesem Thema zur Verfügung stehende wissenschaftliche Literatur zeigt, daß eine
allgemein anerkannte und Verwendung findende Methodik zum Vergleich verschie-
dener RPB noch nicht vorhanden ist33. Zwar existierte eine Anzahl von Arbeiten, die
die Organisation der Kontrolle der öffentlichen Finanzwirtschaft34 und damit auch
                                                
32
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien. Fassung des Kontrollproblems a.a.O., 206 und ders. 1984a. Verwaltungs-
soziologie, in: Albert v. Mutius. Handbuch der öffentlichen Verwaltung. Band 1. Neuwied und
Darmstadt: Luchterhand, 828f.
33
 Vgl. Peter Haller 2000. Rechnungshöfe in Industrie- und Entwicklungsländern: ein Vergleich.
Frankfurt a. Main: Peter Lang GmbH. Dissertation., 4f.
34
 Unter dem Begriff der öffentlichen Finanzwirtschaft ist die „Haushalts- und Wirtschaftsführung der
Gebietskörperschaften sowie über- und zwischenstaatlicher Einrichtungen“  zu verstehen. S. Hans
Schäfer, Finanzwirtschaft a.a.O., 521.
17
der Rechnungshöfe in verschiedenen Ländern darstellen35, aber ein Vergleich zwi-
schen einzelnen obersten RPB unterbleibt zumeist.
Die Arbeit von Beran und Konvicka bildet hier eine erste Ausnahme. Im Auftrag des
Internationalen Sekretariats der INTOSAI erstellten sie einen 89 Fragen umfassenden
Katalog und verschickten ihn an 126 RPB, von denen letztlich 69 an dieser Umfrage
teilnahmen36. Aufgrund der Antworten eruierten sie mittels eines Rechtsvergleichs
fünf Typen von Prüfungsbehörden: Der Generalkontrolleur des englischen Rechts-
kreises, der Rechnungshof des französischen Rechtskreises, die germanisch-
skandinavische Finanzkontrolle, lateinamerikanische Rechnungskontrolle und die
Kontrollbehörden der sozialistischen Staaten37. Die RPB unterschieden sich u.a. an-
hand ihrer staatsrechtlichen Stellung (Zuordnung zu einer der drei klassischen Ge-
walten), ihrer inneren Verfassung, ihrer Kontrollmaßstäbe (z.B. Ordnungsmäßigkeit)
und weiterer Besonderheiten. Zudem präsentierten sie einige zusammenfassende
Erkenntnisse über die Häufigkeitsverteilung der Formen der inneren Verfassung, der
Organisation und Funktion einer RPB als Gerichtshof und der Stellung des Perso-
nals38. Eine umfassende vergleichende Darstellung unterblieb allerdings, eher stellte
die Arbeit von Beran und Konvicka das hierfür notwendige Material zusammen39.
Die einzelnen Fragen als Vergleichskriterien zu verwenden, bietet sich nicht an, da
die Fragen einerseits teilweise das Erkenntnisinteresse dieser Arbeit nicht berühren,
andererseits zu sehr ins Detail gehen40. Wird versucht, die Fragen in einzelne The-
                                                
35
 Vgl. z.B. die Arbeiten von Peter Beran / Zdenko Konvicka 1967. Finanzkontrolle international
gesehen. Versuch einer rechtsvergleichenden Darstellung. Wien: Selbstverlag (Internationales Se-
kretariat der Obersten Rechnungskontrollbehörden beim Österreichischen Rechnungshof), und die
umfangreiche Darstellung, Stand Dezember 2005, von Rechnungshöfen in der Europäischen Union
unter www.nao.org.uk/publications/state_audit/state.htm, 07.12.07.
36
 Vgl. Peter Beran / Zdenko Konvicka a.a.O., 15. Die Fragen umfassen die Bereiche Allgemeines,
Organisation und Tätigkeit, Personalwesen und Sonstiges, vgl. ebenda, 3-10. Bei den Teilnehmern
fehlen leider u.a. die USA, die DDR, die Sowjetunion sowie sozialistische Staaten aus Asien. Vgl.
ebenda, 8f.
37
 Vgl. Peter Beran / Zdenko Konvicka a.a.O., 39ff.
38
 Vgl. Peter Beran / Zdenko Konvicka a.a.O., 52ff.
39
 Dies sahen die Autoren ähnlich. Vgl. Peter Beran / Zdenko Konvicka a.a.O., 32.
40
 Dies gilt z.B. für die Fragen aus dem allgemeinen Teil (Nr. 1 bis 13) und für solche, die sich auf die
Funktion als einer RPB als Gericht beziehen (Nr. 19, Nr. 67 bis 78). Zu sehr ins Detail gehen u.a.
die Fragen bezüglich des Personals (Nr. 20 bis 28). Vgl. den Fragenkatalog bei Peter Beran / Zden-
ko Konvicka a.a.O., 3ff.
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mengebiete zu unterteilen, so ergeben sich jedoch eine ganze Reihe von Überschnei-
dungen mit den weiter unten zu behandelnden Vergleichskriterien von Haller41.
Auch andere weniger zahlreiche Darstellungen, wie z.B. von Oberndörfer, Norman-
ton, Haller42, die einen Vergleich zwischen RPB zum Thema haben, sind für die Fra-
gestellung dieser Arbeit lediglich begrenzt verwendbar. So stellt Oberndörfer zwar
die Rechnungshöfe in Guatemala und Costa Rica in vergleichender Absicht vor, ver-
zichtet zuvor jedoch auf eine Erstellung von Vergleichskriterien und beschränkt sich
im Anschluß auf eine kurze Beschreibung der gravierendsten Unterschiede43.
Normanton will mit seiner Arbeit eine vergleichende Studie über die staatliche
Rechnungsprüfung und die Verantwortlichkeit staatlichen Handelns vorlegen, wozu
elf RPB aus westlichen, parlamentarischen Demokratien auswählt werden44.
Im einzelnen sind dies die RPB aus Großbritannien, Frankreich, Deutschland,
den USA, Italien, den Niederlanden, Norwegen, Dänemark, Österreich und Is-
rael. Nach Aussage des Autors wurden solche Staaten in die Untersuchung ein-
bezogen, in denen dem Parlament eine wichtige Rolle beim Regieren zufällt
(„a very important role in government to elected assemblies“45). Allerdings
konzentrieren sich seine Vergleiche dann auf die angloamerikanischen RPB in
den USA und Großbritannien, sowie auf den französischen und deutschen
Rechnungshof, die Fallbeispiele aus den weiteren Ländern finden lediglich am
Rande Erwähnung, aber dann werden auch solche in die Betrachtung einbezo-
gen, die nicht in der anfänglichen Auswahl erschienen (z.B. Portugal und die
UdSSR)46. Parallel versucht er, die Entwicklung von der Rechnungsprüfung
nach klassischen Maßstäben („regularity“) zur Prüfung der Wirtschaftlichkeit
(„efficiency“) zu beschreiben und deren Unterschiede vorzustellen47, ein Spa-
gat, der eher Verwirrung stiftet als gelingt.
                                                
41
 So lassen sich z.B. die Fragen Nr. 79 bis 82 dem Vergleichskriterium „Berichterstattung“ zuordnen.
Vgl. Peter Beran / Zdenko Konvicka a.a.O., 9 und Peter Haller a.a.O., 33.
42
 Vgl. Peter Haller a.a.O., 33 und Dieter Oberndörfer 1981. Die Rechnungshöfe Guatemalas und
Costa Ricas, in: Ders. (Hg.). Verwaltung und Politik in der Dritten Welt. Problemskizzen, Fallstudi-
en, Bibliographie. Ordo Politicus. Band 20. Duncker&Humblot, 271-290 und E.L. Normanton 1966.
The Accountability and Audit of Governments. A Comparative Study. Manchester: Manchester
University Press.
43
 Vgl. Dieter Oberndörfer a.a.O., 289f.
44
 Vgl. E. L. Normanton a.a.O., 28ff.
45
 S. E. L. Normanton a.a.O., 55.
46
 Vgl. allgemein E. L. Normanton a.a.O., 57ff und 369ff.
47
 S. E. L. Normanton a.a.O., xvi f.
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Der Verfasser stellt keinen Katalog von Vergleichsmerkmalen zusammen, sondern
betrachtet die einzelnen RPB anhand verschiedener Aspekte. Hierzu zählen48:
– die Prüfungen nach bestimmten Maßstäben („regularity“, „efficiency“)
– die Sonderprüfungsform der Visakontrolle
– die Prüfung bestimmter Objekte (staatliche Unternehmensbeteiligungen und
Staatsbetriebe)
– die Prüfungsergebnisse anhand des Inhalts der Monita
– das Personal der RPB (Ausbildung und Rekrutierung des Prüfungspersonals,
Position des Leiters),
– die verfassungsrechtliche Stellung des Rechnungshofes (insbesondere seine Be-
ziehungen zu den Gewalten)
Zwar ermöglicht seine Betrachtung der RPB aus den angegebenen Blickwinkeln
durchaus interessante Erkenntnisse49, aber die verwendeten Vergleichskriterien sind
m.E. zu unterschiedlich gewichtet (verfassungsrechtliche Stellung vs. Inhalt der Mo-
nita), sind für diese Arbeit einerseits zu detailbezogen (Inhalt der Monita, Rekrutie-
rungsfragen), andererseits bleiben grundlegende Funktionen von RPB zu sehr im
Hintergrund, so wird die verfassungsrechtliche Stellung eines Rechnungshofes erör-
tert, eine Darstellung aus funktioneller Perspektive (Entwicklung der Funktion ‚Ver-
fassungskontrolle‘) unterbleibt jedoch. Insgesamt leidet Normantons Vergleich von
RPB und damit der dargestellte Katalog unter dem angeführten doppelten Erkennt-
nisinteresse.
Haller hingegen entwickelt, da eine statistische Absicherung der Kriterien kaum
möglich wäre50, anhand heuristischer Überlegungen und der vorhandenen Literatur
einen Katalog von fünf Vergleichskriterien, welcher die Geschichte, das Umfeld und
die Rechtsgrundlagen der Obersten Kontrollbehörde, den Aufbau der Obersten Kon-
trollbehörde, die Prüfungs- und weitere Aufgaben, die Durchführung der Aufgaben
und die Berichterstattung beinhalteten51. Allerdings ist dieser nicht ohne weiteres für
die vorliegende Arbeit zu übernehmen, da z.B. die historische Komponente der RPB
nicht in ausreichendem Maße berücksichtigt und eben jene mit dem sozialen Umfeld
und den Rechtsgrundlagen zu einem Kriterium zusammengefaßt wird52. Ein weiterer
                                                
48
 Für diesen Katalog von Vergleichskriterien, der in dieser Form nicht in der Arbeit formuliert wurde,
wurde die Gliederung übersetzt und angepaßt.
49
 Dies gilt vor allem für das in dieser Arbeit noch zu zitierende Kapitel XII (State Audit and the Con-
stitution). Vgl. E. L. Normanton a.a.O., 369ff.
50
 Vgl. Peter Haller a.a.O., 4f. Dem ist durchaus zuzustimmen.
51
 Vgl. den Überblick bei Peter Haller a.a.O., 33.
52
 Vgl. Peter Haller a.a.O., 34f, 68f, 111f und 152.
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Kritikpunkt betrifft das mangelnde Abstraktionsniveau von Hallers Vergleichskrite-
rien53. Um die beinahe dreihundertjährige Geschichte preußischer und deutscher
Rechnungshöfe darstellen und kommentieren zu können, erscheint es sinnvoll, auf
generellere Merkmale zurückzugreifen. So wäre z.B. die Frage nach der inneren Ver-
fassung eines Rechnungshofes (kollegial oder hierarchisch) und deren Ausprägung in
der Praxis einer detaillierten Betrachtung ihrer einzelnen Aspekte (Aufbau, Organi-
sation und Funktionsweise aller kollegialen Gremien) vorzuziehen, da sich ansonsten
die Betrachtung der Entwicklung der RPB in der Erörterung vergleichsweise wenig
bedeutender Veränderungen und Kontinuitäten verliert.
Neben den angeführten, in erster Linie deskriptiven Arbeiten von Beran und Kon-
vicka, Heinig und des National Audit Office (NAO)54, den vergleichenden von
Oberndörfer, Normanton und Haller bietet die Literatur auch Vergleiche von Rech-
nungshöfen mit dezidiert historischem Ansatz, zu nennen sind an dieser Stelle u.a.
die Werke von Gilles und Weinert55. Für die Analyse des Wandels des RRH und
seiner Nachfolger entwickelten sie ein Kontinuitäts- und Diskontinuitätsschema, in-
dem sie rechtliche, organisatorische, funktionelle und personelle Kontinuität und
Diskontinuität unterschieden.
Dieses Schema erscheint durchaus geeignet, der Aufgabenstellung dieser Arbeit ge-
recht werden zu können, zudem ließe es sich auch auf andere staatliche Institutionen
anwenden (z.B. die Zentralbank), aber es könnte sich aus eben jenem Grund auch als
zu unspezifisch für RPB erweisen. Beide Autoren wenden dieses Schema allerdings
nicht konsequent an. So ersetzt es Weinert im Laufe seiner Arbeit mit einem abstra-
hierteren, welches aus den Komponenten Institution, Funktion und Personal besteht,
da seines Erachtens nach die rechtlichen Grundlagen in der Literatur bereits in aus-
reichendem Maße behandelt worden sind56.
Auch Gilles verläßt diesen Ansatz von Zeit zu Zeit und bringt in mehreren Über-
sichten zum Vergleich der Funktions- und der Organisationsmerkmale der obersten
Finanzkontrollbehörden ein weiteres Schema zur Anwendung, welches die folgenden
Merkmale umfaßt57:
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 So beinhaltet Hallers Kriterium ‚Durchführung der Aufgaben‘ u.a. auch Betriebsmittel, Finanzie-
rung und Finanzkontrolle der RPB. Vgl. Peter Haller a.a.O., 33.
54
 Vgl. die Angaben in FN 33.
55
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O. und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O..
56
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 11 und 13ff.
57
 S. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 50f. Auch bei Gerhard Otto und Rainer Weinert kommt dieses
Schema zum Einsatz. Vgl. Gerhard Otto / Rainer Weinert 1987. Rechnungshöfe nach 1945 II. Die
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– Status der Institution
– Status der Mitglieder
– Organisatorische Verfassung
– Organisatorische Gliederung
– Prüfungsbereich
– Ausmaß der Prüfungstätigkeit
– Tätigkeitsschwerpunkte
– Formale Sanktionsmöglichkeiten
– Adressat der Berichte
– Zusatzfunktionen und Sonderaufgaben
– Kooperationsverhältnisse
– Andere Finanzkontrollinstitutionen
Leider greift Gilles auf diesen Merkmalskatalog lediglich in einigen Fällen in Form
von tabellarischen Übersichten zurück58, ohne diese eingehend zu diskutieren, im
vergleichenden Teil seiner Arbeit verwendet er das angeführte Kontinuitäts- und
Diskontinuitätsschema und m.E. im Vergleich weniger aussagekräftige vierfach un-
tergliederte Schema59.
Der ausführlichere und speziell auf den Vergleich von RPB ausgerichtete Kriterien-
katalog von Gilles bietet zwar einen sehr guten Ansatzpunkt zur Entwicklung eigener
Vergleichskriterien, aber er beinhaltet auch einige Mängel:
Seine Kriterien sind unterschiedlich zu gewichten. Der (verfassungsrechtliche) Status
einer RPB hat z.B. eine ungleich höhere Aussagekraft und Bedeutung für die Ein-
schätzung einer RPB als deren Kooperationsverhältnisse. Kriterien unterschiedlicher
Qualität und Gewichtung können kaum sinnvoll in ein und demselben Schema zu-
sammengefaßt werden.
Auch bei den Vergleichskriterien von Gilles besteht die Gefahr, sich in Details zu
verstricken und die übergeordnete Fragestellung aus den Augen zu verlieren. Fragen
nach Unterschieden bezüglich der organisatorischen Gliederung oder den formalen
Sanktionsmöglichkeiten60 sind eher am Rande zu behandeln, wohingegen die Funk-
tionen von RPB (Ausmaß der Prüfungstätigkeit, Tätigkeitsschwerpunkte, Sonderauf-
gaben) eine zentrale Fragestellung darstellen.
                                                                                                                                         
Entwicklung des Finanzkontrollwesens in der Amerikanischen und Französischen Zone, in: Pirker,
Theo (Hg.). Rechnungshöfe als Gegenstand der zeitgeschichtlichen Forschung. Berlin:
Duncker&Humblot, 128f (im folgenden zitiert als: Finanzkontrollwesen).
58
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 50f, 92f und 112f.
59
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 191ff.
60
 Die bei preußischen und deutschen RPB ohnehin kaum vorhanden waren.
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In den tabellarischen Übersichten finden sich zudem sowohl Kriterien, die als
Merkmale von RPB aufzufassen sind (Status der Mitglieder), als auch solche, die
eher als Ausprägungen von Merkmalen gelten können (Ausmaß der Prüfungstätig-
keit). Für die Beschreibung und Bewertung der Entwicklung einer RPB greift dabei
generell die bloße Frage nach dem Vorhandensein eines Merkmals (z.B. richterliche
Unabhängigkeit der Mitglieder) zu kurz, sondern auch der Gard seiner Ausprägung
(richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder des RRH unter dem NS-Regime) muß
von Interesse sein.
Die Auswertung der Literatur über die Entwicklung der Rechnungsprüfung und Fi-
nanzkontrolle in Deutschland und die Einbeziehung der diskutierten Kataloge von
Vergleichskriterien ergeben folgende Merkmale von RPB, anhand derer die Frage-
stellung dieser Arbeit in Angriff genommen werden soll. Unterschieden wird dabei
nach institutionellen und funktionellen Merkmalen. Die institutionellen sind die ver-
fassungsrechtliche Stellung der RPB, die innere Verfassung und der Status der
Mitglieder, die funktionellen umfassen die Verwaltungs-, Verfassungs- und Fi-
nanzkontrolle61.
                                                
61
 Eine Definition der Merkmale folgt in den anschließenden Abschnitten.
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Abbildung Nr. 1: Schemata zum Vergleich von RPB62:
Merkmale63 Bögershausen Gilles Gilles/Weinert Haller
Verfassungsrecht-
liche Stellung der
RPB
Status der Institu-
tion
Rechtliche
Kontinuität /
Diskontinuität
– Geschichte,
– Umfeld,
– Rechtsgrund-
lagen
Innere Verfassung Organisatorische
Verfassung
Organisatorische
Kontinuität /
Diskontinuität
Institutionelle
Merkmale
Status der Mit-
glieder
Status der Mit-
glieder
Personelle
Kontinuität /
Diskontinuität
Aufbau der Ober-
sten RPB
Verwaltungskon-
trolle
Verfassungskon-
trolle
Funktionelle
Merkmale
Finanzkontrolle
– Ausmaß der
Prüfungstä-
tigkeit,
– Tätigkeits-
schwerpunkte,
– Formale
Sanktions-
möglichkei-
ten,
– Adressat der
Berichte,
– Zusatzfunk-
tionen und
Sonderaufga-
ben
Funktionelle
Kontinuität /
Diskontinuität
– Prüfungs- und
weitere Auf-
gaben,
– Durchführung
der Aufgaben,
– Berichter-
stattung
Quelle: Franz-Otto Gilles Macht, 50f; Peter Haller a.a.O., 33; Rainer Weinert Verwaltung, 11; sowie
eigene Darstellung.
Die Übersicht verdeutlicht, daß für das in der Arbeit anzuwendende Merkmalssche-
ma ein anderes Abstraktionsniveau gewählt worden ist (dies gilt insbesondere für die
funktionellen Merkmale). Einzelne Elemente anderer Schemata werden im folgenden
                                                
62
 In dieser Tabelle wird darauf verzichtet, den Fragenkatalog von Beran und Konvicka aufzunehmen,
da er mit seinen 89 Fragen die Übersicht sprengen würde. Die Aufnahme der vier Fragekategorien
(Allgemeines, Organisation und Tätigkeit der Institution, Personalwesen und Sonstiges) würde m.E.
keine wirklichen Erkenntnisgewinne erbringen, zumal die Kategorien selbst wenig aussagekräftig
sind. Vgl. zum Fragekatalog Peter Beran / Zdenko Konvicka a.a.O., 3ff. Die Vergleichskriterien von
Normanton werden nicht in der Tabelle aufgeführt, da sie, bis auf die Kriterien ‚verfassungsrechtli-
che Stellung‘ und ‚Personal‘, die meinen Kriterien ‚verfassungsrechtliche Stellung‘, sowie ‚innere
Verfassung‘ und ‚Status der Mitglieder‘ zuzuordnen gewesen wären, allesamt allen funktionellen
Merkmalen hätten zugeschrieben werden müssen. Der Erkenntnisgewinn wäre folglich gering ge-
wesen.
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als Ausprägungen von Merkmalen diskutiert (z.B. faktisches Ausmaß der Prüfungs-
tätigkeit), zudem ist auf das ein oder andere Vergleichskriterium explizit verzichtet
worden, da diese entweder für die Fragestellung nicht von entscheidender Bedeutung
sind (Kooperationsverhältnisse und Prüfungsebene64) oder zu gegebener Zeit am
Rande behandelt werden (dies gilt z.B. für die Zusatzfunktionen des RRH-
Präsidenten).
Im folgenden werden zunächst die institutionellen und anschließend die funktionel-
len Merkmale deutscher RPB definiert und  erläutert.
1.3 Untersuchungszeitraum
Wie bereits im Titel und in der Einleitung angekündigt, beschäftigt sich diese Arbeit
mit den institutionellen und funktionellen Folgen eines Regimewechsels für die ober-
ste RPB seit 1713.
Unter einem System- oder Regimewechsel versteht v. Beyme den Zusammenbruch
des alten Regimes, seines Erachtens ein „Minimalkriterium“65. Im folgenden sind
daher kurz die gegebenen Regimewechsel anzuführen, und es ist zu überprüfen, in-
wieweit sie seiner Definition entsprechen. Die zu betrachtenden Systemwechsel sind
im einzelnen:
– Der Übergang von der absoluten zur konstitutionellen Monarchie 1848/50
– Ausrufung der Weimarer Republik 1918
– Entstehung der NS-Diktatur 1933
– „Debellatio“66 und Gründung der Bundesrepublik und der DDR 1945
– Zusammenbruch der DDR und deutsche Wiedervereinigung 1989/90
                                                                                                                                         
63
 Die weiter unten aufgeführte ‚apparative Kontinuität‘ wird nicht als eigenständiges Merkmal aufge-
faßt, siehe zur Begründung Abschnitt  2.3 in diesem Kapitel.
64
 Da sich diese Arbeit auf die obersten RPB in Preußen, dem Reich und später der Bundesrepublik
beschränkt, ist die Prüfungsebene jeweils die Nationalstaatsebene, weitere Ebenen werden von Fall
zu Fall angeführt.
65
 S. Klaus v. Beyme 1996. Ansätz zu einer Theorie der Transformation der ex-sozialistischen Länder
Osteuropas, in: Merkel, Wolfgang (Hg.). Systemwechsel 1. Theorie, Ansätze und Konzepte der
Transitionsforschung. Opladen: Leske+Budrich, 144.
66
 Besiegung, Überwindung, völlige Vernichtung des gegnerischen Staates.
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Nach der Definition von v. Beyme lag 1848/50 kein Systemwechsel vor, da das an-
cien régime nicht zusammenbrach, im Gegenteil, die vorher bestehenden Machtfak-
toren blieben erhalten, das preußische Königshaus, Militär- und Verwaltungselite
setzten sich ja mit militärischen Mitteln gegen die Märzrevolution67 durch. Da im
Zuge der anschließenden Konstitutionalisierung das Parlament die Budgethoheit er-
hielt, damit ein neuer Akteur die Bühne des Haushaltskreislaufes betrat, konnte in
dieser Arbeit nicht darauf verzichtet werden, den Übergang zum Konstitutionalismus
als Systemwechsel aufzufassen.
Die Gründung des Kaiserreiches 1871 ist hingegen nicht als Systemwechsel aufzu-
fassen, da auch das Kaiserreich eine konstitutionelle Monarchie, unter preußischer
Dominanz, geblieben ist.
Im Jahre 1918 brachen Kaiserreich und Monarchie zusammen, der bestimmende
Machtfaktor der letzten Kriegsjahre, das Militär, verlor zunächst seinen Einfluß, die
Verwaltungselite blieb zwar größenteils im Amt, dennoch genügte dieser Regime-
wechsel den Anforderungen v. Beymes.
Die Gültigkeit des Systemwechsels 1933 ist unstrittig, da das NS-Regime die politi-
schen und verfassungsrechtlichen Grundlagen der Weimarer Republik ausgehöhlt
und zerschlagen hat.
Bei Kriegsende 1945 endete ein autoritäres Regime mit einer debellatio68, somit war
ein Systemwechsel gegeben, das NS-Regime wurde in eine parlamentarischen De-
mokratie (guided democracy) transformiert.
An dieser Stelle sei kurz auf die Begriffe ‚Transformation‘, ‚Transition‘ und
‚Implosion‘ eingegangen69: Implosion beinhaltet neben dem Autoritätsverlust
der bislang legitimen Herrschaft auch den rapiden und widerstandslosen Ab-
gang der alten Eliten, Transition bezeichnet üblicherweise die Periode, die zwi-
schen dem Abgang der Elite des ancien régime sowie dem Zerfall seiner Insti-
tutionen und der Konsolidierung neuer Institutionen und der Rekrutierung neu-
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 Unter einer Revolution sei im folgenden der Umsturz der bestehenden politischen und sozialen (im
Sinne von gesellschaftlichen) Ordnung zu verstehen.
68
 Vgl. Klaus v. Beyme a.a.O., 164.
69
 Vgl. hierzu Hans-Ulrich Derlien 1997. Elitezirkulation zwischen Implosion und Integration. Ab-
gang, Rekrutierung und Zusammensetzung ostdeutscher Funktionseliten, in: Wollmann, Hellmut /
Ders./ König, Klaus / Renzsch, Wolfgang / Seibel, Wolfgang (Hg.). Transformation der politisch-
adminstrativen Strukturen in Ostdeutschland. Opladen: Leske+Budrich, 331 (im folgenden zitiert
als: Implosion und Integration) und ders. 1998. Elitezirkulation in Ostdeutschland 1989-1995, in:
ApuZ, 3 FN 1 (im folgenden zitiert als: Elitezirkulation).
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er Eliten verstreicht. Von Transformation ist die Rede, wenn Aspekte der Tran-
sition geplant oder gesteuert werden.
Das letzte autoritäre Regime auf deutschem Boden implodierte 1989. Dieser Regi-
mewechsel war im übrigen der einzige, der von einem simultanen Entstehen eines
neuen politischen und wirtschaftlichen Systems gekennzeichnet war (Gleichzeitigkeit
der Entwicklungen)70.
In der Gesamtschau ist auffällig, daß die Systemwechsel seit 1713 Resultate von Re-
volutionen (1848, 1918, 1989) waren oder mit einem weiter gefaßten Revolutionsbe-
griff auch noch als solche bezeichnet werden könnten, (1933, Revolution aus dem
Amt heraus; 1945, enforced revolution) zumal hier ja Umstürze der politischen und
gesellschaftlichen Verhältnisse vorlagen.
Zum Abschluß stellt sich die Frage, welche potentiellen Auswirkungen Regime-
wechsel für RPB haben können? Grundsätzlich sind keine Möglichkeiten von vorn-
herein auszuschließen. So ist sowohl eine Abschaffung oder zumindest erhebliche
Beschränkung/Rückstufung der RPB denkbar als auch ein Ausbau des Apparats und
eine umfangreiche Stärkung ihrer Kompetenzen. Da RPB als Hüter einer ordnungs-
gemäßen Haushaltsführung fungieren, kann ihre Arbeit für Regierende, Exekutive
und das Parlament immer auch unangenehme Resultate zur Folge haben, wenn Or-
dungs- und Zweckmäßigkeit ihrer Haushaltsführung in Frage gestellt werden. Inso-
fern ist die RPB nach Weber vielleicht funktionell unentbehrlich, aber sind nicht
ebenso Versuche, Einfluß auf ihre Arbeit zu nehmen, ihre Kompetenzen und Instru-
mente zu beschneiden oder sie für eigene Zwecke zu instrumentalisieren, bei jedem
Regimewechsel zu erwarten, da politische Umwälzungen aufgrund der Änderung
bestehender Machtstrukturen hierfür eine günstige Gelegenheit bieten? Aufgrund der
vorhergehenden Überlegungen sind z.B. die folgenden Verhaltensweisen der zentra-
len Akteure im Zuge der Regimewechsel denkbar:
Neue Machthaber werden eine unabhängige RPB nur dulden, wenn ihre Arbeit für
ihre Zwecke nutzbar gemacht werden kann. Die Exekutive wird versuchen, sich einer
unabhängigen, externen Rechnungsprüfung z.B. mittels Unterstellung der RPB unter
den Finanzminister zu entziehen. Das Parlament dürfte vor allem daran interessiert
sein, die RPB als Hilforgan zur Kontrolle der Regierung zu verwenden, um mit ihrer
Hilfe einen besseren Einblick in ihr Haushaltsgebaren zu bekommen. Die RPB selbst
dürfte die Gelegenheit wohl für eine Festigung ihrer Position und einen Ausbau ihrer
                                                
70
 Vgl. Klaus v. Beyme a.a.O., 155 und 164.
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Kompetenzen nutzen, in jedem Fall wird sie darauf bedacht sein, kein Terrain z.B. an
die Exekutive zu verlieren.
Auch das Spitzenpersonal könnte von Regimewechsel betroffen sein. In Anlehnung
an Derliens Aussagen über das anzunehmende Ausmaß der Elitezirkulation71, eine
übliche Folge von Systemwechseln, sind von Regimewechseln per se größere Effekte
auf die Personalpolitk zu erwarten als von Regierungswechseln (z.B. in der Monar-
chie), die bedeutendsten Auswirkungen dürften Wechsel zwischen sich diametral
gegenüberstehenden Systemen haben, dies gilt bis auf 1848/50 wohl in jedem der
o.g. Fälle.
Die zentrale Frage lautet demnach: Sind RPB und ihr Personal aufgrund ihrer funk-
tionellen Unentbehrlichkeit gegen Regimewechsel immun, oder nutzen Regierung,
Verwaltung, Parlament ihre Chance?
2. Die institutionellen Merkmale deutscher Rechnungsprüfungsbehör-
den
In der Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung ist ein zentraler Diskussions-
punkt die Frage nach der verfassungsrechtlichen Stellung der RPB und ihren Bezie-
hung zu den anderen Gewalten, allgemeiner formuliert, die Frage nach ihrer Unab-
hängigkeit von Verwaltung und Parlament72, da nach allgemeiner Auffassung eine
verfassungsrechtlich unabhängige Stellung die Wirksamkeit der Finanzkontrolle för-
dert73.
Die Unabhängigkeit74 einer RPB ist dabei in institutioneller, sachlicher und perso-
neller Hinsicht zu betrachten75. Diese drei Aspekte von Unabhängigkeit lassen sich
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 Danach ist die Elitezirkulation bei einem Regimewechsel am größten, es folgen Regierungswechsel
und Regierungskontinuität. Vgl. Hans-Ulrich Derlien 2001. Personalpolitik nach Regierungswech-
seln, in: Ders./ Murswieck, Axel Regieren nach Wahlen, Opladen: Leske+Budrich, 39 (im folgen-
den zitiert als: Personalpolitik)
72
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 411 und Heinz Günther Zavelberg 1989b. 275 Jahre staatliche Rechnungs-
prüfung in Deutschland. Etappen der Entwicklung, in: Ders.1989. Die Kontrolle der Staatsfinanzen.
Geschichte und Gegenwart 1714-1989. Berlin: Duncker&Humblot, 17f (im folgenden zitiert als:
275 Jahre).
73
 Friedrich v. Pfuhlstein hat die Unabhängigkeit als eine „conditio sine qua non“ für die Effektivität
der Finanzkontrolle bezeichnet. S. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 8.
74
 Unabhängigkeit ist dabei in der heutigen deutschen Verwaltungslandschaft alles andere als ein
„pathologischer Einzelfall“, wie das Beispiel des Datenschutzbeauftragen zeigt. S. Thomas Groß
2004. Exekutive Befugnisse der Rechnungshöfe, in: VerwArch 95, 203.
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zu den in dieser Arbeit verwendeten Determinanten deutscher Rechnungshöfe in
Beziehung setzen: Die verfassungsrechtliche Stellung, die gegebenenfalls eine un-
abhängig, selbständige und ‚ebenbürtige‘76 RPB zur Folge hat, kann auch als institu-
tionelle und sachliche Unabhängigkeit, letzteres als Weisungsfreiheit bezeichnet
werden77. Die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder und die mit dieser in
einem engen Zusammenhang zu sehende kollegiale Verfassung ist mit der perso-
nellen Unabhängigkeit gleichzusetzen78.
So wie die Funktionen deutscher Rechnungsprüfungsbehörden Modifikationen un-
terworfen gewesen sind, haben auch ihre institutionellen Merkmale nicht kontinuier-
lich bestanden und sich erst im Laufe der Zeit dauerhaft durchsetzen können, wie die
Ausführungen in Abschnitt II  noch zeigen werden.
Neben der Erörterung der Veränderungen oder Erhaltung der o.g. Charakteristika
stellt sich auch die Frage, in welchem Ausmaß der Apparat einer RPB von einem
Regimewechsel betroffen gewesen ist. Dieser Punkt wird im Anschluß an die Dar-
stellung der institutionellen Merkmale diskutiert.
2.1 Die verfassungsrechtliche Stellung
Die verfassungsrechtliche Stellung, für den Fall, daß keine Verfassung vorhanden ist,
die rechtliche Stellung eines Rechnungshofes, bestimmt sein Verhältnis zur Exekuti-
ve und Legislative. Sie legt fest, in welchem Maße er bei seiner Prüfungstätigkeit
von außen beeinflußt oder gesteuert werden kann, wie unabhängig er arbeitet. Er-
laubt ihm seine Rechtsstellung, selbständig Prüfungsobjekt, -verfahren und -resultat
festzulegen, ist die RPB damit lediglich dem Gesetz und keiner anderen Institution
unterworfen, seine Mitglieder und er selbst nicht weisungsgebunden, so ist von einer
unabhängigen Stellung (gegenüber Exekutive und Legislative) zu sprechen. Dabei ist
zu hinterfragen, ob die Unabhängigkeit, die de jure vorhanden ist, auch empirisch
                                                                                                                                         
75
 Vgl. Hans Reger 1975. Bemerkungen zur Finanzkontrolle. Theorie, allgemeine Sach- und Rechts-
fragen, in: VerwArch 66, 226 (im folgenden zitiert als: Finanzkontrolle).
76
 Der Begriff der ‚Selbständigkeit‘ bezieht sich in erster Linie auf die Institution ‚Rechnungshof‘,
insofern handelt es sich um keinen Pleonasmus, wenn die Finanzkontrolle als ‚unabhängig und selb-
ständig‘ bezeichnet wird. Vgl. Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 228.Vgl. allgemein zur Bedeu-
tung und historischen Herkunft von Unabhängigkeit und Ebenbürtigkeit Kurt Heinig a.a.O., 40f.
77
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 423f.
78
 Vgl. zum Begriff der ‚Behörde‘ Max Weber a.a.O., 125f sowie zum Begriff der ‚Kollegialen Be-
hörde‘, ebenda, 128. Allgemein zum ‚Kollegialitätsprinzip‘, ebenda, 158ff.
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Gültigkeit besitzt. So war der Reichsrechnungshof im NS-Regime formal lediglich
dem Gesetz unterstellt, praktisch Hitler in seiner Funktion als Reichskanzler.
Es sind generell neben der unabhängigen verschiedene Rechtsstellungen denkbar.
Eine Unterordnung unter und Weisungsgebundenheit gegenüber der Staatsspitze
(Monarch, Diktator), einem Kabinett oder einem anderen exekutiven Organ (Gene-
raldirektorium, Oberkabinett, Generalbevollmächtiger), einem Fachminister (z.B.
Finanzminister) oder eine wie auch immer gestaltete Zuordnung zum Parlament, so
daß der Rechnungshof ein funktioneller oder organisatorischer Teil, ein Hilfsorgan
desselben ist79.
War der Zugriff der Legislative auf die Rechnungshöfe lange Zeit sehr begrenzt, so
konnten sie eine (verfassungs-)rechtlich unabhängige Stellung gegenüber dem Mon-
archen zu keiner Zeit erlangen (Unabhängigkeit im engeren Sinne). Phasenweise
waren sie allerdings gegenüber der Exekutive nicht weisungsgebunden (Unabhän-
gigkeit im weiteren Sinne), so zwischen 1713 und 1723. Diese verloren gegangene
Rechststellung erlangten sie erst 1796 wieder, behielten sie bis 1808, bevor sie mit
der wegweisenden Instruktion von 1824 endgültig verankert wurde. Auch in Zeiten
der konstitutionellen Monarchie blieb diese Selbständigkeit gegenüber der Exekutive
erhalten. In der Weimarer Republik (§ 118 RHO) war der Rechnungshof erstmals
lediglich dem Gesetz unterworfen, also unabhängig. Im NS-Regime war eine (ver-
fassungs-)rechtlich unabhängige Stellung bestenfalls formal, aber nicht empirisch
gegeben80, aber dem RRH gelang es seine Unbahängigkeit gegenüber Teilen der
Exekutive mit Hilfe der Reichskanzlei gegen wiederholte Angriffe einiger Fachmini-
ster bis zum Kriegsende zu bewahren. Bereits das erste Bundesrechnungshofgesetz
(BRHG) von 1950 nahm die Stellung des BRH als eine unabhängige, lediglich dem
Gesetz unterworfenen Behörde wieder auf, die Neufassung von 1985 behielt diese
Regelung bei (§ 1 Abs. 2 BRHG). Auch die erste Fassung des GG ging mit der aus-
drücklichen Garantie der richterlichen Unabhängigkeit der Mitglieder wesentlich
weiter in Richtung einer verfassungsrechtlichen Absicherung der Rechnungsprüfung
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 Vgl. Klaus Grupp 1972. Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik unter besonderer
Berücksichtigung der historischen Entwicklung. Berlin: Duncker&Humblot, 57 (im folgenden zi-
tiert als: Stellung der Rechnungshöfe).
80
 De facto wurde der RRH allerdings dem ‚Führer und Reichskanzler‘ Hitler unterstellt. Der Präsi-
dent des RRH Müller sah denn auch den RRH mehr als ‚Führerbehörde‘ denn als Reichsbehörde.
Vgl. Heinrich Müller 1940. Die staatsrechtliche und staatspolitische Stellung des Rechnungshofes
im Dritten Reich, in: FinArch (N.F) 7, 199 und 202.
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(und nach Meinung einiger Autoren auch der Institution selbst81), als dies in den Ver-
fassungen von 1871 und von Weimar der Fall gewesen war82. Mit der Neufassung
von Art. 114 GG im Jahre 1969 wurden die Rechnungsprüfung und die Institution
BRH von der Verfassung garantiert83, dies bedeutete auch eine verfassungsrechtliche
Sicherstellung der Unabhängigkeit des BRH84.
Die Unabhängigkeit eines Rechnungshofes ist von entscheidender Bedeutung, damit
die Kontrollierten (Exekutive und in gewissem Sinne auch die Legislative) nicht Ein-
fluß auf die Kontrolleure nehmen können.
2.2 Die richterliche Unabhängigkeit und kollegiale Verfassung
Neben der Unabhängigkeit der Institution ‚Rechnungshof‘ ist auch die seiner Mitar-
beiter zu betrachten. Sie hat sowohl bei den preußischen als auch bei den deutschen
RPB aus zwei Komponenten, der richterlichen Unabhängigkeit ihrer Mitglieder und
der hieraus folgenden kollegialen inneren Verfassung der Behörde (im Gegensatz zur
hierarchischen) bestanden.
Die richterliche Unabhängigkeit ist sowohl sach-, personal- als auch organisatorisch
bezogen zu verstehen85. Dabei beinhaltet sachliche Unabhängigkeit, daß die Mitglie-
der des Rechnungshofes nicht an fachliche Weisungen gebunden, sondern lediglich
dem Gesetz unterworfen sind, um ihre Objektivität und Neutralität im Prüfungsver-
fahren zu gewährleisten86. Die personelle stellt sie beamten- und besoldungsrechtlich
mit den Richtern gleich, d.h. u.a., sie dürfen nicht gegen ihren Willen versetzt wer-
den und sind auch hinsichtlich der Dienstaufsicht und des Disziplinarrechts wie
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 Vgl. Friedrich v. Klein 1964. Die institutionelle Verfassungsgarantie der Rechnungsprüfung, in:
Bundesrechnungshof (Hg.). 250 Jahre Rechnungsprüfung. Frankfurt a.M.: Selbstverlag, 133 (im
folgenden zitiert als: Verfassungsgarantie). Eine weitergehende Zusammenfassung der Thematik
der verfassungsrechtlichen oder institutionellen Garantien findet sich bei Herbert Rischer 1994. Fi-
nanzkontrolle staatlichen Handelns. Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit als Prüfungsmaßstäbe. Diss.
Juristische Fakultät Universität Augsburg. Heidelberg: C.F. Müller, 138ff.
82
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 418f.
83
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 421.
84
 Vgl. u.a. Helmut Kahrenke 1972. Zur Neufassung des Art. 114 des Grundgesetzes, in: DÖV 25, 148
(im folgenden zitiert als: Neufassung) und Axel Nawrath / Albert v. Mutius 1999. Art. 114, in: Ernst
Heuer / Hermann A. Dommach  (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bun-
deshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 19.
85
 Vgl. allgemein zum folgenden Axel Nawrath / Albert v. Mutius a.a.O., 22f.
86
 Vgl. Hans Blasius 1990. Zur Unabhängigkeit der Mitglieder der Rechnungshöfe, in: Verwaltungs-
rundschau 4, 127 (im folgenden zitiert als: Unabhängigkeit) und Klaus Stern a.a.O., 423.
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Richter zu behandeln87. Des weiteren verlangt organisatorische Unabhängigkeit ei-
nen im voraus zu erstellenden Geschäftsverteilungsplan mit festen Aufgaben- und
Entscheidungsbereichen88.
Nach allgemeiner Auffassung kann die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder
eines Rechnungshofes und damit ihre Weisungsungebundenheit lediglich in einer
Behördenstruktur zur Entfaltung kommen, die nicht hierarchisch oder monokra-
tisch89, sondern kollegial, d.h. in Anlehnung an die Entscheidungsstrukturen der Ge-
richte organisiert ist90.
Obwohl die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder und die kollegiale Verfas-
sung eigentlich ein kaum trennbares Gespann darstellen, da die kollegiale Verfassung
die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder im Willensbildungs- und Entschei-
dungsprozeß sichert und damit auch die Unabhängigkeit der Institution gegenüber
Parlament und Regierung gewährleisten soll91, so ist doch insbesondere die kolle-
giale Verfassung immer wieder von verschiedenen Seiten in Frage gestellt worden,
da eine hierarchische Verfassung es sowohl dem Leiter einer RPB als auch der Re-
gierung, dem Monarchen oder dem Parlament erleichtern würde, Einfluß auf die Prü-
fungstätigkeit der Behörde auszuüben92.
Die GRK war bereits mit der Bestellung von vier geheimen Räten zur Unter-
stützung von v. Creutz ein Kollegium geworden, und die Instruktion von Juni
1717 stellte dann nochmals den kollegialen Charakter ausdrücklich fest93, auch
die Instruktion von 1824 behielt diese Organisationsform für die spätere ORK
bei, aber wenige Jahre später wurde sie 1831 von einer hierarchischen Struktur
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 Vgl. Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 227 und Klaus Stern a.a.O., 423.
88
 Vgl. Axel Nawrath / Albert v. Mutius a.a.O., 22f.
89
 Das monokratische Prinzip ist definiert als Sicherstellung der Entscheidungskompetenz eines lei-
tenden Organwalters im Rahmen seiner Zuständigkeit. Vgl. Hans-Jürgen Fuhrmann 1989. Die Ge-
schäftsordnung des Bundesrechnungshofes, in: Zavelberg, Heinz Günther (Hg.). Die Kontrolle der
Staatsfinanzen. Geschichte und Gegenwart  1714-1989. Berlin: Duncker&Humblot,, 329.
90
 Vgl. u.a. Axel Nawrath / Albert v. Mutius a.a.O., 19, Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 229 und
Klaus Stern a.a.O., 424.
91
 Vgl. Walter Klappstein 2000. Die kollegiale Verfassung der Rechnungshöfe, in: in: Schulze-Fielitz,
Helmuth (Hg.). Fortschritte der Finanzkontrolle in Theorie und Praxis. Zum Gedenken an Ernst
Heuer. Berlin: Duncker&Humblot,, 25 (im folgenden zitiert als: Kollegiale Verfassung).
92
 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 27ff.
93
 Vgl. den Abdruck der Instruktion bei Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer, 17. Die kolle-
giale Verfassung war in der preußischen Verwaltung des 18. Jahrhunderts eine durchaus gebräuchli-
che Organisationsform. Fraglich war aber in diesem Zusammenhang, ob die GRK primär aus Grün-
den der Sicherung ihrer Unabhängigkeit kollegial organisiert worden war. Vgl. Walter Klappstein,
Kollegiale Verfassung a.a.O., 27.
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abgelöst, die bis zum ORK-Gesetz von 1872 und dem Regulativ von 1873 Be-
stand hatte. Die RHO folgte 1922 in ihrem Abschnitt V dem Vorbild des ORK-
Gesetzes und entwickelte dieses noch weiter94. Bis zur II. Novelle der RHO am
13. Dezember 1933 sollte die kollegiale Verfassung noch erhalten bleiben, be-
vor sie infolge der Umsetzung des Führerprinzips im RRH zugunsten des Prä-
sidenten so stark eingeschränkt wurde, daß sie lediglich noch als „leere Hül-
se“
95
 verblieb96. Nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurden die RHO
und mit ihr die wesentlichen Aussagen zur kollegialen Verfassung in den §§
118 bis 126 RHO vergleichsweise unreflektiert übernommen97, und es sollte
bis zur Verabschiedung des BRHG im Jahre 1985 dauern98, bevor die kolle-
gialen Strukturen mittels der Beschneidung der Kompetenzen des Präsidenten
nachhaltig gestärkt wurden99.
Daß die kollegiale Verfassung innerhalb der Behörde und bei Monarchen, Regierun-
gen und Parlamenten im Laufe der Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung lan-
ge Zeit umstrittener war als die richterliche Unabhängigkeit, zeigte sich besonders
deutlich im Hinblick auf die Auseinandersetzungen über die Kompetenzen zur Er-
stellung und Verabschiedung einer Geschäftsordnung, die immer eine immense Be-
deutung für eine Realisierung richterlicher Unabhängigkeit und kollegialer Entschei-
dungsstrukturen hatte100.
Zunächst lag die Kompetenz, eine Geschäftsordnung (GO) zu erlassen, in den
Händen des jeweiligen Monarchen (z.B. gemäß § 7 ORK-Gesetz von 1872),
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 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 29.
95
 S. Hermann A. Dommach 1988. Von Potsdam nach Frankfurt. Der Rechnungshof im NS-Staat und
die Neuordnung im demokratischen Nachkriegsdeutschland. Berlin: Schelzky&Jeep, 52 (im folgen-
den zitiert als: Potsdam). Einen ausführlicheren Überblick über die unterschiedlichen Bewertungen
der II. Novelle RHO und die Einführung des ‚Führerprinzips‘ bietet Herbert Rischer a.a.O., 61f (FN
357 und 358).
96
 Anderer Meinung war hier Zavelberg. Vgl. Heinz-Günther Zavelberg 1995b. Finanzkontrolle durch
den Bundesrechnungshof unter besonderer Berücksichtigung seiner kollegialen Organisations- und
Entscheidungsstruktur, in: Brauneder (Hg.). Internationalität der Finanzkontrolle. Frankfurt a.M.,
107 (im folgenden zitiert als: Organisations- und Entscheidungsstruktur).
97
 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 29.
98
 Während der Diskussion über die Haushaltsrechtsreform hatte sich weder eine stärkere präsidiale
noch kollegiale Ausrichtung der inneren Verfassung des BRH durchgesetzt. Vgl. Heinz-Günther
Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 62.
99
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer 1985. Das neue Bundesrechnungshofgesetz, in: DÖV 23, 999
und Dieter Engels 2002a. Vorbemerkungen Bundesrechnungshofgesetz, in: Ernst Heuer, / Hermann
A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht.
Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 17 (im folgenden zitiert als: BRHG).
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wurde 1922 dem RRH selbst übertragen (§124 RHO), der es jedoch nicht ver-
mochte, sich bis 1933 auf eine GO zu verständigen. Im Zuge der II. Novelle
der RHO von 1933 ging das Recht, eine GO zu verabschieden, auf den Präsi-
denten des RRH über (§ 126 f RHO), der die bereits angesprochene stark
monokratisch ausgerichtete GO 1935 verfaßte. Dagegen gab das BRHG von
1950 diese Kompetenz zurück in die Hände des ‚Großen Senats‘ des BRH (§
13 BRHG a.F.)101. Dieser formulierte 1951 die erste (!) von einem Kollegium
beschlossene GO für eine deutsche RPB, die sich inhaltlich immer noch stark
an die des RRH anlehnte102, was sie dem Vorwurf aussetzte, sie genüge nicht
den Anforderungen einer kollegialen Verfassung103.
Die vorherigen Ausführungen haben gezeigt, daß die institutionellen Merkmale deut-
scher RPB eng miteinander verzahnt sind und das Fehlen eines dieser Charakteristika
erhebliche Konsequenzen für die verbliebenen nach sich zöge. Zur Sicherstellung der
richterlichen Unabhängigkeit der Mitglieder sind kollegiale Entscheidungsstrukturen
notwendig, da Weisungsfreiheit und damit richterliche Unabhängigkeit der Mitglie-
der mit einer monokratischen Organisation nicht vereinbar wären104. Die Unabhän-
gigkeit der Mitglieder und ihrer Entscheidungen hat wiederum die Independenz der
gesamten Institution zur Folge105.
2.3 Die Merkmale des Apparates von Rechnungsprüfungsbehörden
Neben der Frage nach der Kontinuität der institutionellen Merkmale infolge eines
Regimewechsels wird im folgenden Abschnitt II auch die Fortdauer des Apparates
einer RPB zu betrachten sein, denn es ist theoretisch denkbar, daß im Zuge eines
politischen Systemwechsels z.B. die verfassungsrechtliche Stellung geändert wird,
der bürokratische Apparat dennoch bestehen bleibt. Dieser Aspekt von Kontinuität
sollte nicht außer acht gelassen werden.
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 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 33.
101
 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 33.
102
 Vgl. Hans-Jürgen Fuhrmann a.a.O., 325.
103
 Diese Vorwürfe nahmen u.a. Bezug auf die §§ 124 RHO (Organisationsgewalt liegt beim Präsi-
denten), 125 Abs. 1 RHO (Zuweisung von Prüfungs- und Beratungsaufgaben an die Präsidialabtei-
lung) und 126c Abs. 2 RHO (Besetzung des ‚Großen Senats‘). Vgl. Hans-Jürgen Fuhrmann
a.a.O.,326f und 330.
104
 Vgl. Hans-Jürgen Fuhrmann a.a.O., 330.
34
Unter einem bürokratischen Apparat soll im Verlauf der Arbeit in Anlehnung an
die von Max Weber formulierte Begrifflichkeit eine hierarchisch gegliederte Organi-
sation mit zwischen den einzelnen Stellen abgegrenzten Kompetenzen, einem ihr
zugrunde liegenden Regelwerk und einem relativ stabilen Bestand an fachlich quali-
fiziertem, beamtetem Personal verstanden werden106. Daß sich dabei eine kollegial
verfaßte RPB und eine bürokratische Organisation mit hierarchischer Struktur nicht
ausschließen, darauf hat bereits Weber verwiesen107.
Um die Frage nach der apparativen Kontinuität im Verlaufe eines Regimewechsels
beantworten zu können, sind folgende Aspekte zu erurieren: In welchem Umfang
wurde das Fachpersonal (Präsident, Mitglieder, Prüfer) übernommen, blieb die bishe-
rige Gliederung einer RPB (z.B. in Bezug auf eine Präsidialabteilung) und die interne
Kompetenzverteilung (z.B. zwischen Präsidial- und Prüfungsabteilungen oder zwi-
schen Präsident und kollegialen Entscheidungsgremien) bestehen, besitzen die (ver-
waltungs-) rechtlichen Grundlagen (Prüfungsordnung, Gesetze für die RPB, etc.)
weiterhin ihre Gültigkeit?
In diesem Zusammenhang ist aus Sicht der Verwaltungswissenschaft und insbeson-
der der Eliteforschung sicherlich der Aspekt der personellen Kontinuität von be-
sonderer Bedeutung. Inwieweit ist die Führung der RPB von einem Regimewechsel
betroffen, bleibt sie im Amt, wird sie versetzt/ausgetauscht oder fallen gar Säuberun-
gen108 zum Opfer?
Unter dem Spitzenpersonal109 einer RPB sind im folgenden der Präsident, sein(e)
Stellvertreter (Vizepräsident(en)) und die Direktoren (Abteilungsleiter), weniger die
übrigen Mitglieder (Referats- oder Sachgebietsleiter), zu verstehen. Die Mitglieder
dieser Elite sind dabei im Gegensatz zur sogenannten „Delegationselite“ (Partei-,
Parlaments- oder Exekutivelite) als Teil der „Ernennungselite“ (Elite des Militärs,
der Verwaltung und der Justiz) zu verstehen110. Allerdings ist auch ein Wechsel zur
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 Vgl. Axel Nawrath / Albert v. Mutius a.a.O., 19 und Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 227 und
229.
106
 Vgl. hierzu allgemein die Definition für einen bürokratischen Verwaltungsstab bei Max Weber
a.a.O., 125ff, insbesondere 126f, sowie seine ähnliche, kurze Definition einer bürokratischen Orga-
nisation, ebenda, 835. Ähnlich auch Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 208ff, insbesondere 211.
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 Vgl. Max Weber a.a.O., 128 und 158ff..
108
 Zum umstrittenen Begriff der Säuberung vgl. die passenden Ausführungen. Hans-Ulrich Derlien,
Elitezirkulation a.a.O., 3 FN 5.
109
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Elitezirkulation a.a.O., 3.
110
 Vgl. zum Begriff der „Ernennungs- und Delegationselite“ Hans-Ulrich Derlien, Implosion und
Integration a.a.O., 394f und ders., Elitezirkulation a.a.O., 15f.
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Delegationselite denkbar, wenn z.B. der Präsident einer RPB aufgrund einer Geset-
zesänderung nicht mehr ernannt, sondern, wie der Präsident des BRH erstmals 1985,
vom Parlament gewählt wird.
Die vom Spitzenpersonal einzunehmenden Führungspositionen werden als „institu-
tionelles Positionsfeld“111 bezeichnet. Diese Felder können mehr oder weniger stabil
bleiben, sich ändern, ganz verschwinden oder neu entstehen, beeinflussen demzufol-
ge auch das Ausmaß der Elitezirkulation. Eben jenes gibt erlaubt zudem Aussagen
über eine eventuell steigende Politisierung der Tätigkeit der RPB.
Naturgemäß sind Überschneidungen bei der Diskussion der Fortdauer der institutio-
nellen und auch der funktionellen Merkmale und der apparativen Kontinuität nicht zu
vermeiden, daher und weil die Frage nach der apparativen nicht ähnlich wie die nach
institutioneller und funktioneller Kontinuität zu gewichten ist, wird sie im folgenden
auch nicht als ein separates Merkmal gewertet und verwendet.
3. Die funktionellen Merkmale deutscher Rechnungsprüfungsbehörden
Aus Gründen der Vergleichbarkeit der jeweiligen RPB vor und nach einem Wechsel
des politischen Systems im folgenden Abschnitt II ist für sie zunächst ein für alle
Epochen gültiger Merkmalskatalog erstellt worden, wobei die Funktionsbegriffe
‚Verwaltungs-‘, ‚Verfassungs-‘ und ‚Finanzkontrolle‘ Anwendung gefunden haben.
In diesem Kapitel bietet sich auch die Gelegenheit, auf eine Anzahl von zusätzlichen
Funktionsbegriffen einzugehen, wie sie in die wissenschaftliche Literatur Einzug
gefunden haben. Ohne der folgenden Diskussion im Detail vorzugreifen, sei darauf
verwiesen, daß m.E. die genannten Funktionen zumindest als Oberbegriffe ausrei-
chend sind, um die Aufgaben der einzelnen RPB seit der Gründung der Generalre-
chenkammer (GRK) 1713/1714 bis zum heutigen BRH zu beschreiben.
Die Berater- und Gutachtertätigkeit von RPB stellt keine eigenständige Funktion dar,
sondern ist teilweise der Verwaltungs- und Verfassungskontrolle zuzuordnen112, bil-
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 S. Hans-Ulrich Derlien, Implosion und Integration a.a.O., 402.
112
 Bereits in den Anfängen der preußischen Rechnungsprüfung war es eine der Aufgaben der Mit-
glieder der GRK, später der ORK, dem Monarchen nicht nur über die Ergebnisse ihrer Arbeit Be-
richt zu erstatten, sondern ihn zu beraten und ihm Änderungsvorschläge zu unterbreiten. Diese Auf-
gabenstellung hatte bereits in der Instruktion vom 20. Dezember 1722, später in der von 1824 und
im Gesetz von 1872 Eingang gefunden. Vgl. Karl Wittrock 1989. Der Rechnungshof als Berater, in:
DÖV 11, 347f (im folgenden zitiert als: Berater). Allgemein zur Geschichte der GRK und der ORK
Theodor v. Ditfurth a.a.O., 1ff.
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det in erster Linie einen wesentlichen Bestandteil des Aufgabenbereichs ‚Finanzkon-
trolle‘, da eine Beratung bereits ex-ante oder noch während eines laufenden Pro-
gramms stattfindet, somit eher den Kriterien der Finanzkontrolle als denen der in
erster Linie ex-post stattfindenden Verwaltungs- und Verfassungskontrolle ent-
spricht.
Am Ende dieses Abschnitts wird noch kurz auf den Zusammenhang zwischen den
Funktionen der RPB einerseits und den Budgetfunktionen andererseits einzugehen
sein.
3.1 Die Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘
Die Verwaltungskontrolle ist die historisch älteste Aufgabe eines Rechnungshofes.
Mit der Einführung einer periodischen Haushaltsführung, festen Etats statt der alt-
hergebrachten Fondswirtschaft und einem umfangreichen Belegwesen schaffte der
Preußenkönig Friedrich Wilhelm I. 1713 die Grundlagen für ein öffentliches Bud-
getwesen, mit dem er sich in die Lage versetzen wollte, seine Verwaltung zu steuern
(administrative Steuerungsfunktion des Budgets). Eine logische Ergänzung der
Haushaltswirtschaft war daher die Einrichtung einer Revisionsbehörde, der GRK, mit
deren Hilfe die Exekutive veranlaßt werden sollte, sich an die vorgegebenen Ein-
nahmen und Ausgaben  zu halten. Ohne eine wirksame Rechnungsprüfung hätte der
Etat seine primäre Wirkung als Steuerungsinstrument nicht entfalten können.
Die Verwaltungskontrolle umfaßte dabei allgemein die Prüfung der Haushaltsfüh-
rung der Exekutive hinsichtlich Recht- und Ordnungsmäßigkeit ihres Einnahme- und
Ausgabegebarens. Ordnungsmäßigkeit (und inhaltlich damit auch Rechtmäßigkeit)
ist im deutschen Haushaltsrecht heute wie folgt definiert113:
Die Prüfung der Ordnungsmäßigkeit umfaßt nach § 90 Abs. 1 und 2 Bundeshaus-
haltsordnung (BHO) (ehemals § 96 Reichshaushaltsordnung (RHO) ) und § 4 Abs. 2
der Prüfungsordnung des Bundesrechnungshofes (PO-BRH) die Kontrolle der Ein-
haltung der Vorschriften, die der Leistung von Ausgaben, der Erhebung von Ein-
nahmen und dem Eingehen von Verpflichtungen zugrundeliegen. Zudem beinhaltet
dieser Prüfungsmaßstab die fehlerfreie Berechnung, Belegung114 und Buchung aller
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 Die folgende Definition besitzt m.E. durchaus auch Gültigkeit für die zurückliegenden Epochen
der Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung.
114
 ‚Belegung‘ meint in diesem Zusammenhang, ob die Vorgänge materiell begründet sind. Vgl. Axel
Nawrath 1998. § 90 BHO, in: Ernst Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Fi-
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Einnahmen und Ausgaben, außerdem die Einhaltung der für die Haushalts- und
Wirtschaftsführung und Erstellung der Haushalts- und Vermögensrechnung gelten-
den Vorschriften. Demzufolge ist das damit gesamte für das Finanzgebaren der zu
prüfenden Verwaltung maßgebende Recht gemeint115. Der Maßstab der Ordnungs-
mäßigkeit ist der historisch älteste und symbolisiert die klassische preußische Rech-
nungsprüfung116.
Die Kontrolle der Recht- und Ordnungsmäßigkeit reicht daher von der rechnerischen
und kalkulatorischen Prüfung der Kassenbücher, Kassen und Belege über die Frage
nach den gesetzlichen Grundlagen erhobener Steuern und Abgaben, sowie getätigter
Ausgaben bis hin zu Verstößen, die einer Aushöhlung oder Mißachtung der Budge-
thoheit des Souveräns (Monarch später Parlament) entsprechen, somit einen Verfas-
sungsbruch bedeuten und letztlich das politische System und seine Führung in Frage
stellen117.
Die Verwaltungskontrolle mittels Prüfung gemäß Recht- und Ordnungsmäßigkeit ist
die grundlegende Funktion jeder Rechnungsprüfungsbehörde, ohne sie sind die wei-
teren Funktionen von RPB nicht durchführbar.
3.2 Die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘
In der Historie der ORK folgte der Funktion der Verwaltungs- die Verfassungskon-
trolle. Mit dem Inkrafttreten einer Verfassung und dem Übergang des Budgetrechts
vom preußischen König auf den preußischen Landtag (LT) im Jahre 1850 waren die
verfassungsrechtlichen Voraussetzungen hierfür gegeben. Allerdings dauerte es bis
1872, ehe es gelang, das in Art. 104 der preußischen Verfassung von 1850 angekün-
digte Gesetz über die ORK zu verabschieden. Bis zum Inkrafttreten dieses Gesetzes
konnte von einer wirksamen Verfassungskontrolle, wie sie Zavelberg bereits ab 1850
                                                                                                                                         
nanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand,
6 (im folgenden zitiert als: § 90 BHO).
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 Vgl. Axel Nawrath, § 90 BHO a.a.O., 3.
116
 Der Maßstab der Ordnungsmäßigkeit ist, wenn er auch beispielsweise im GG erst nach dem Prü-
fungskriterium der Wirtschaftlichkeit an zweiter Stelle genannt wird, allen anderen Prüfungsmaß-
stäben sachlogisch vorangestellt. Vgl. Axel Nawrath / Albert v. Mutius a.a.O., 29.
117
 Dieses breite Spektrum an Tätigkeiten einer RPB brachte in der wissenschaftlichen Literatur auch
eine große Anzahl von Begriffen zur Beschreibung der Funktionen von RPB hervor. Z.B.: Kalku-
latorische Prüfung, Kassenkontrolle, Belegprüfung, Buchprüfung, Ausgaben- und Einnahmenkon-
trolle ect.
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konstatiert118, keine Rede sein, denn die ab 1850 dem LT zugegangenen Bemerkun-
gen gaben dem Parlament keinen oder lediglich einen sehr beschränkten Einblick
über den Etatvollzug der Exekutive119.
Für den Begriff ‚Verfassungskontrolle‘ existieren zahlreiche, häufig semantsich un-
zureichende Definitionen, da der Begriff selbst mißverständlich ist, er ermöglicht
keine eindeutigen Rückschlüsse auf die implizierten Kontrollmerkmale. Es könnte
demnach z.B. eine Kontrolle der Verfassungsmäßigkeit des Haushalts selbst oder des
Vollzugs gemeint sein. Allgemein heißt ‚Verfassungskontrolle‘: Kontrolle eines Ver-
fassungsorgans für ein anderes120. Diese erste Definition hat zur Folge, daß nicht
zwingend eine RPB Behörde beteiligt sein muß.
In Anlehnung an eine Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 19. Juli
1966 soll in dieser Arbeit ‚Verfassungskontrolle‘ verstanden werden als Prüfung, ob
Haushaltsgesetz und -plan von der Verwaltung eingehalten worden sind, ob bei ihrer
Implementation dem Willen des Gesetzgebers entsprochen worden ist. Gesetz und
Plan sind dabei nicht Gegenstand, sondern Maßstab der Prüfung, Gegenstand ist das
Handeln der Exekutive121. Verfassungskontrolle ist somit die (zwingend) notwendige
Ergänzung der Budgethoheit des Parlaments122. Liegt die Budgethoheit beim Monar-
chen, überprüft die RPB demnach, ob der Hauhaltsvollzug seinem Willen entspro-
chen hat, so spricht man von Verwaltungskontrolle, Verfassungskontrolle benötigt
dementsprechend eine laut Verfassung mit der Budgethoheit ausgestattete Legislati-
ve.
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 Einige Autoren konstatieren eine Verfassungskontrolle bereits ab 1850. Vgl. Heinz-Günther Za-
velberg 1987. Von der Rechnungsprüfung zur Finanzkontrolle, in: Arnim, Hans-Herbert v.. Finanz-
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Dr. Emil Eberling. Generell darf aber nicht außer acht gelassen werden, daß die Auseinandersetzun-
gen zwischen Exekutive und Legislative über den Zugang zum Rechnungshof und den Ergebnissen
seiner Arbeit teilweise bis zur Reform des bundesdeutschen Haushaltsrechts angedauert haben. So
weist beispielsweise von Arnim darauf hin, daß sich erst mit der Immediatvorlage der Bemerkungen
des BRH an den BT die Verfassungskontrolle endgültig durchgesetzt hat. Vgl. Hans-Herbert von
Arnim 1989. Finanzkontrolle in der Demokratie, in: Ders. (Hg.) Finanzkontrolle im Wandel. Berlin:
Duncker&Humblot, 57 (im folgenden zitiert als: Finanzkontrolle).
120
 Von Arnim definiert ‚Verfassungskontrolle‘ z.B. kurz als „Schutz (der Rechte) des Parlaments“.
S. Hans Herbert v. Arnim, Finanzkontrolle a.a.O., 57.
121
 Vgl. BVerfGE 20,56.
122
 So bezeichnet Zavelberg die Budgetkontrolle auch als Korrelat der Budgethoheit. Vgl. Heinz
Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 46.
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Da es die im Rahmen der Verwaltungskontrolle ermittelten Ergebnisse dem Parla-
ment auch erlauben, zu einem Urteil über eine mögliche Mißachtung seiner Budget-
hoheit123 sowie zu einer Entlastungsentscheidung zu gelangen, sind die Funktionen
‚Verwaltungs-‘‚ und ‚Verfassungskontrolle‘ nicht scharf voneinander zu trennen,
gehen vielmehr über weite Strecken ineinander über124.
Die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ hatte zu Beginn des Konstitutionalismus bis hin
zum Ende der Weimarer Republik eine erhebliche Bedeutung für die Legislative, da
sich diese häufig einer Exekutive gegenübersah, die die Budgethoheit des Parlaments
in weiten Teilen nicht akzeptierte125. Zumindest zwischen 1850 und 1933 hatte die
Verfassungskontrolle demzufolge eher den Charakter einer Regierungs- und Ver-
waltungskontrolle für die Legislative.
Im Zuge der in der Bundesrepublik beginnenden Verlagerung der Auseinanderset-
zungen zwischen Exekutive und Legislative auf die neue Konfliktlinie zwischen Re-
gierung und Regierungsfraktion(en) auf der einen und Opposition auf der anderen
Seite war die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ zunehmend einem inhaltlichen Wan-
del ausgesetzt126. Neben der Wahrung der Rechte des Parlaments trat für den Bun-
desrechnungshof (BRH) nach seiner Gründung 1950 vermehrt auch die Verringerung
des Wissensvorsprungs der Regierung gegenüber der Legislative, insbesondere ge-
genüber der Opposition, in den Vordergrund127. Diese Modifikation der Verfas-
sungskontrolle wurde u.a. auch am Wandel der Bemerkungen deutlich, die sich seit
1983 nicht mehr ausschließlich auf ein Haushaltsjahr, sondern allgemein auf die
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Regierung bezogen, insofern nicht mehr nur
als Grundlage für die Entlastungsentscheidung dienten, sondern das Parlament über
finanzwirksame Tatbestände wie die Gesamtverschuldung informierten, um auf diese
                                                
123
 Zu Beginn des Konstitutionalismus war es z.B. denkbar, daß die Exekutive vom Parlament geneh-
migte Steuern und Abgaben nicht erhob, geplante Ausgaben nicht tätigte und auf diese Weise die
Budgethoheit der Legislative untergrub.
124
 Vgl. Karl Friedrich Vialon 1959. Haushaltsrecht. Kommentar zur Haushaltsordnung (RHO) und zu
den Finanzbestimmungen des Bonner Grundgesetzes. 2. Auflage. Berlin und Frankfurt a. M.: Ver-
lag Franz Vahlen GmbH, 985.
125
 Erinnert sei in diesem Zusammenhang an den hinlänglich bekannten Verfassungskonflikt in Preu-
ßen zwischen 1862 und 1866.
126
 Vgl. Susanne Tiemann 1974. Die staatsrechtliche Stellung der Finanzkontrolle des Bundes. Berlin:
Duncker&Humblot, 380f (im folgenden zitiert als: Stellung).
127
 Vgl. Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 384f.
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Weise Entscheidungshilfen für kommende Beschlüsse des Gesetzgebers bereitzu-
stellen128.
3.3 Die Funktion ‚Finanzkontrolle‘
Das Inkrafttreten der RHO am 01. Januar 1923 hatte eine Verlagerung der Tätigkeit
des Reichsrechnungshofes (RRH) von der klassischen Rechnungsprüfung im Rah-
men der Verwaltungskontrolle zu einer vermehrten Superrevision der Arbeit seiner
(in die Verwaltung integrierten) sogenannten ‚Vorprüfstellen‘ (VPSt), eine stärkere
Konzentration auf die Prüfungsmaßstäbe der Zweckmäßigkeit und der Wirtschaft-
lichkeit und ein möglichst zeitnahes Erstellen der Bemerkungen zur Folge. Der RRH
begann auf diese Weise damit, die Funktion ‚Finanzkontrolle‘ in einem Anfangssta-
dium auszuüben. Daß von einem endgültigen Übergang von der klassischen Rech-
nungsprüfung zur ‚modernen‘ Finanzkontrolle in der Weimarer Republik noch keine
Rede sein konnte129, zeigte u.a. sowohl der teilweise gewaltige zeitliche Abstand
zwischen dem Ende des Haushaltsjahres und dem Erscheinen der Bemerkungen, fer-
ner auch die im Vergleich zum sogenannten ‚Reichssparkommissar‘ (RSK) sehr be-
grenzte Berater- und Gutachtertätigkeit des RRH130.
Die Finanzkontrolle ist seit 1923 kontinuierlich ausgebaut worden131 und hat im Ver-
gleich zur Verwaltungs- und Verfassungskontrolle immer weiter an Bedeutung ge-
wonnen. Als Beispiele können in diesem Zusammenhang die Haushaltsrechtsreform
von 1969, die Diskussion zu den Themen ‚Evaluation‘, ‚Kosten/Nutzen-Analysen‘
und zuletzt ‚Controlling‘, außerdem die andauernde wissenschaftliche Kontroverse
über die Prüfung der Wirtschaftlichkeit der öffentlichen Verwaltung genannt werden.
Finanzkontrolle ist sicherlich diejenige der drei genannten Funktionen, die definito-
risch am schwierigsten zu greifen ist. Sie umfaßt die Tätigkeiten einer RPB, die
schon während des Etatvollzugs, aber auch in Zukunft eine effektivere und effizien-
tere Haushalts- und Wirtschaftsführung ermöglichen helfen sollen.
                                                
128
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprüfung a.a.O., 23f.
129
 Davon geht beispielsweise Hermann A. Dommach aus. Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit
a.a.O., 66.
130
 Vgl. exemplarisch zum Amt des Reichssparkommissars, dem Vorgänger des heutigen Bundesbe-
auftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, Friedrich v. Dungern. 1952. Friedrich E. M.
Saemisch als Reichssparkommissar, in: DÖV 5, 46-49.
131
 Die Erfolgsgeschichte begann zwar in der Weimarer Republik, wurde aber während des NS-Regi-
mes unterbrochen und setzte sich erst nach 1945 fort.
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Im Vordergrund steht dabei nicht die umfassende Verwaltungskontrolle, sondern
eine stichprobenartige, problemorientierte Prüfung (von der Betrachtung des Einzel-
falls hin zum Exemplarischen), die grundlegende Erkenntnisse erbringen soll (von
der Kontrolle zur Modifikation der Regeln), die zeitnah, d.h. im Idealfall bereits für
das folgende Etatjahr, Verwendung finden könnten. Hierbei gewinnt neben den Aus-
gaben- immer mehr auch die Einnahmenkontrolle an Bedeutung (von der Bundes-
ausgaben- zur Bundeshaushaltsordnung)132. Im Rahmen der Finanzkontrolle beginnt
die Arbeit des Rechnungshofes nicht erst nach Abschluß (ex-post), sondern schon
während einer laufenden staatlichen Maßnahme, wobei vor deren Start die RPB als
Berater in Erscheinung treten kann. Finanzkontrolle ist daher auch von einer Berater-
und Gutachtertätigkeit gekennzeichnet133, die nicht mehr an laufende oder abge-
schlossene Prüfungsverfahren gebunden ist, sondern auch prüfungsunabhängig statt-
finden kann134. Insgesamt führt die Finanzkontrolle zu einem wesentlich offensiveren
Vorgehen der Rechnungshöfe, im Gegensatz zur sogenannten „Defensivprüfung“135,
die ex-post stattfindet und keine Beratung Beratungsunwilliger einschließt. Aller-
dings birgt ein solches Auftreten der Finanzkontrolleure auch die Gefahr der Selbst-
bindung in Folge von Beratung und zieht häufig den Vorwurf des ‚Mitregierens‘
nach sich136.
Der Begriff ‚Finanzkontrolle‘ findet in der Literatur auch als Oberbegriff Ver-
wendung. Nach Stern umfaßt ‚Finanzkontrolle‘ dann „die Gesamtheit aller
fachlichen und politischen Maßnahmen, die sich mit der Prüfung der Finanz-
gebarung der öffentlichen Hand befassen“137. Diese Definition führt für die
Fragestellung dieser Arbeit zu weit, da sie letztlich neben den hier zu behan-
delnden RPB auch alle anderen Kontrollmaßnahmen und -einrichtungen mit
einbezieht.
                                                
132
 Vgl. Ingeborg Haag 1989. Funktionswandel und Wirkungsstruktur der öffentlichen Finanzkontrol-
le. Ergebnisse einer empirischen Untersuchung des Bundesrechnungshofes, in: Pirker, Theo (Hg.).
Autonomie und Kontrolle. Berlin: Schelzky&Jeep, 77f.
133
 Vg. Hans Reger 1967. Das Kollegialsystem der Finanzkontrolle, in: FinArch (NF) 26, 246 (im
folgenden zitiert als: Kollegialsystem).
134
 Die Einbeziehung der Berater- und Gutachtertätigkeit der Rechnungshöfe wird von Klaus Stern
zunächst für möglich erachtet, später plädiert er eher für eine Ausgrenzung dieser Aufgaben aus
dem Bereich der ‚Finanzkontrolle‘. Vgl. Klaus Stern a.a.O., 31 und 32f.
135
 S. Ingeborg Haag a.a.O., 84.
136
 Vgl. Ingeborg Haag a.a.O., 84f. Unter einer ‚Selbstbindung‘ ist dabei der Umstand zu verstehen,
daß ein Rechnungshof die Ergebnisse einer späteren Prüfungsarbeit mittels einer zuvor ausgeübten
Beratung präjudiziert.
137
 S. Klaus Stern a.a.O., 426, weitere Nachweise finden sich ebenda in FN 80.
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Das Prüfungskriterium für die Funktion ‚Finanzkontrolle‘ ist die Wirtschaftlichkeit
des Verwaltungshandelns. Bei einer Überprüfung der Wirtschaftlichkeit staatlichen
Handelns ist zu untersuchen, ob das günstigste Verhältnis zwischen Zweck und Mit-
teleinsatz angestrebt und erreicht worden ist (Zweck/Mittel-Relation). Sie umfaßt
dabei auch die Wirksamkeit und Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns, den
Grad der Zielerreichung (Erfolgskontrolle)138 und geht der Frage nach, ob die für die
Erfüllung einer Aufgabe eingesetzten Mittel auf ein notwendiges Maß beschränkt
worden sind (Grundsatz der Sparsamkeit)139.
Die Verwendung dieses Prüfungskriteriums ist dabei ungleich schwieriger und kom-
plexer als bei den Maßstäben der Recht- und Ordnungsmäßigkeit. Daher sind auch
die Resultate der Finanzkontrolle häufig wenig eindeutig und demzufolge durchaus
diskutabel. Zudem können die prüfungsunabhängige Berater- und Gutachtertätigkei-
ten und die Kontrolle der Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit des Haushaltsgeba-
rens einer Regierung einen Rechnungshof in politische Auseinandersetzungen ver-
wickeln, somit in letzter Konsequenz seine Wahrnehmung als eine unabhängige und
parteipolitisch neutrale Institution gefährden. Vor diesem Hintergrund ist auch die
Zurückhaltung gerade der deutschen RPB im Bereich der Finanzkontrolle zu verste-
hen. Allerdings bleibt festzuhalten, daß eine Beschränkung der Arbeit der Rech-
nungshöfe auf die Bereiche der Verwaltungs- und Verfassungskontrolle, die zuneh-
mend an Bedeutung verlieren, keinesfalls mehr den Anforderungen der heutigen Zeit
entsprechen würde.
Die o.g. Aspekte führen exemplarisch vor Augen, welche Probleme die Anwendung
des Prüfungskriteriums der Wirtschaftlichkeit in der Praxis mit sich bringen kann,
zumal auch in der wissenschaftlichen Debatte sowohl die Definition des Begriffs der
‚Wirtschaftlichkeit‘ als auch seine praktische Bedeutung umstritten bleiben140.
                                                
138
 Insofern ist die Erfolgskontrolle der Wirtschaftlichkeitsprüfung zuzuordnen. Vgl. Karl Wittrock
1986b. Haushaltsgestaltung durch Finanzkontrolle, in: Die Verwaltung 19, 6f (im folgenden zitiert
als: Haushaltsgestaltung durch Finanzkontrolle).
139
 So formuliert es u.a. § 4 Abs. 3 PO-BRH. Abgedruckt in Ernst Heuer / Hermann A. Dommach
(Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblatt-
sammlung. Neuwied: Luchterhand., VI / 3, 20.
140
 Vgl. exemplarisch die Diskussionsbeiträge bei Klaus Grupp 2000. Wirtschaftlichkeit im schlanken
Staat, in: Schulze-Fielitz, Helmuth (Hg.). Fortschritte der Finanzkontrolle in Theorie und Praxis.
Zum Gedenken an Ernst Heuer. Berlin: Duncker&Humblot,, 11ff (im folgenden zitiert als: Wirt-
schaftlichkeit), bei Axel Nawrath / Albert v. Mutius a.a.O., 29 und Herbert Rischer a.a.O., 451.
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3.4 Weitere Funktionsbegriffe aus der wissenschaftlichen Literatur
Wie einleitend bereits erwähnt, besteht nach der Erörterung der grundlegenden
Funktionen deutscher Rechnungshöfe die Gelegenheit, den vorgestellten Funktio-
nenkatalog anderen Konzepten gegenüberzustellen141. Die Gründe für die daraus
folgende terminologische Vielfalt, die verständlicherweise auch als „Begriffsverwir-
rung“142 bezeichnet worden ist, werden im Anschluß zur Diskussion gestellt.
Schulze unterschied im Jahre 1886 drei Funktionen der Rechnungshöfe: die kalku-
latorische Rechnungskontrolle, auch als Verwaltungskontrolle bezeichnet; die sachli-
che Kontrolle der Rechnungen (Rechts- oder auch Verwaltungskontrolle) und die
Kontrolle der etatmäßigen Finanzwirtschaft, die Staatskontrolle143.
Stengel und Winzerling sprachen 1925 hingegen von Finanz- und Verfassungskon-
trolle. Die zuerst genannte Funktion unterteilten sie dabei in die Rechnungskontrolle,
die sich mit der rechnerischen und formellen Prüfung der Kassen und Rechnungsbü-
cher befaßte, und in die Verwaltungskontrolle, die das Verwaltungshandeln in sach-
licher Hinsicht zu beurteilen hatte. Dagegen hatte die Verfassungskontrolle (von ih-
nen auch als Staatskontrolle bezeichnet) demgegenüber festzustellen, ob dem im Etat
zum Ausdruck gekommenen Willen des Gesetzgebers entsprochen worden war144.
Weiterhin wurden von beiden Autoren nach dem Zeitpunkt der Kontrolle die vor-
gängige (Visa-) und nachgängige Kontrolle unterschieden und als Gegensatz zur
Rechnungskontrolle die Kassen- und Bestandskontrolle, die sich mit der Prüfung der
tatsächlichen Bestände befaßte, genannt145.
Das Bundesverfassungsgericht unterteilte in seiner Entscheidung vom 19. Juli 1966
die Rechnungsprüfung in eine rechnerisch-formelle Kontrolle, in eine materielle
                                                
141
 Es kann an dieser Stelle bedauernswerterweise lediglich ein mehr oder weniger willkürlicher Aus-
zug aus der doch sehr umfangreichen Literatur erfolgen, um die Begriff- und Konzeptvielfalt in die-
sem Bereich zumindest anzudeuten.
142
 S. Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 207. Reger stellt daraufhin den Sinn einer Nomenklatur
überhaupt in Frage. Ebenda.
143
 Vgl. H. Schulze 1886. Lehrbuch des deutschen Staatsrechts. 2. Buch. Leipzig: Breitkopf&Härtel
186ff, zitiert nach Klaus Stern a.a.O., 414.
144
 Vgl. Stengel / Winzerling 1925. Rechnungsprüfung und Rechnungshof, in: Elster, Ludwig / Weber,
Adolf / Wieser, Friedrich (Hg.). Handwörterbuch der Staatswissenschaften. Band 6. 4. Auflage. Je-
na. Gustav Fischer Verlag, 1174f.
145
 Vgl. Stengel / Winzerling a.a.O., 1175f.
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Verwaltungs- und in eine Verfassungskontrolle146. Während die ersten beiden Funk-
tionen an die Definitionen von Stengel und Winzerling erinnerten und auch später
noch Verwendung fanden (so z.B. bei Grupp, Reger u.a.), brachte das Gericht doch
im Zusammenhang mit der Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ einen neuen Aspekt mit
in die Diskussion hinein. Nach Meinung der Verfassungsrichter war im Rahmen die-
ser Kontrollfunktion zu prüfen, ob der gesetzlich festgestellte Haushaltsplan ein-
schließlich der dazugehörigen Unterlagen von der Verwaltung eingehalten worden
war. Dabei waren das Haushaltsgesetz und der -plan nicht Gegenstand, sondern
Maßstab der Prüfung. Der BRH hatte demzufolge gemäß Art. 114 Abs. 2 GG a.F.
nicht die Verfassungsmäßigkeit eines Etats, sondern seine Implementierung ins Auge
zu fassen. Verfassungswidrige Haushaltsansätze und ihre Verwendung konnten zwar
vom Rechnungshof beanstandet werden, dessen ungeachtet behielten das Haushalts-
gesetz und der Etatplan, ein Anhang des Gesetzes, ihre Gültigkeit. Meines Wissens
war das Bundesverfassungsgericht die erste Institution, die herausstellte, daß unter
dem Begriff der Verfassungskontrolle in der Bundesrepublik nicht eine Kontrolle der
Verfassungsmäßigkeit des Haushaltsgesetzes und des Budgets zu verstehen war,
sondern die Prüfung der Umsetzung des im Etatplan zum Ausdruck kommenden
Willens des Gesetzgebers.
Grupp unterschied 1972 noch zwischen der Rechnungskontrolle als Prüfung der
rechnerischen Richtigkeit, der Verwaltungskontrolle als sachliche Prüfung und der
Verfassungskontrolle, gemäß der Definition von Stengel und Winzerling147.
Reger u.a.148 bezeichneten nach der Haushaltsrechtsreform die Tätigkeit der Rech-
nungshöfe in ihrer gesamten Bandbreite als ‚Finanzkontrolle‘, die das Pendant zur
parlamentarischen Kontrolle der Regierung darstellte, wobei der Begriff ‚Finanz-
kontrolle‘ den älteren Terminus ‚Rechnungsprüfung‘ ersetzte, der zuvor noch in der
                                                
146
 Vgl. BverfGE 20, 56, zitiert nach Ernst Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der
Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchter-
hand, IX, 1.
147
 Vgl. Klaus Grupp 1972. Die Stellung der Rechnungshöfe in der Bundesrepublik unter besonderer
Berücksichtigung der historischen Entwicklung. Berlin: Duncker&Humblot, 84 (im folgenden zi-
tiert als: Stellung der Rechnungshöfe).
148
 So weist Reger darauf hin, daß der Begriff ‚Finanzkontrolle‘ andeuten soll, daß sich die Tätigkeit
der Rechnungshöfe neben der formalen Rechnungsprüfung auch auf die sachliche Prüfung, auf eine
Prüfung der Wirtschaftlichkeit und auf eine von Organisationsfragen, Erstellung von Gutachten, al-
so auf das gesamte Finanzgebaren des Staates erstreckt.  Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O.,
246. Vgl.a. Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 32. Die unter dem Begriff der ‚Finanzkontrolle‘ zu-
dem auch die Tätigkeit des BT in der Phase der Haushaltskontrolle subsumiert.
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RHO sowie im Art. 114 Abs. 2 Satz 3 GG a.F. Verwendung gefunden hatte149. Er
bezeichnete hingegen das Begriffspaar ‚Verwaltungs-‘ und ‚Verfassungskontrolle‘
als „antiquiert“150 und definierte dabei die Verwaltungskontrolle als gegen einzelne
Stellen der Exekutive gerichtete und die Verfassungskontrolle als gegen die Regie-
rung gerichtete Prüfung. Der Autor plädierte dafür, die vorhandene Terminologie
mittels im allgemeinen Sprachgebrauch verwendeter Bezeichnungen zu ersetzen, die
zudem eine Unterscheidung nach konkreteren Gesichtspunkten, wie z.B. nach dem
Gegenstand der Prüfung, dem Zeitpunkt, den Maßstäben und Kriterien erlauben
würde, daher sprach sich Reger für die Benutzung von Begriffen, wie z.B. Einzel-
oder Gesamtrechnungsprüfung, Organisations- oder Wirtschaftlichkeitsprüfung aus.
Allerdings verwies er darauf, daß diese Terminologie ihrerseits bereits eine Reihe
weiterer Variationen erlauben würde151.
Ergänzend zu den genannten drei Funktionen und den zuvor dargestellten Nomen-
klaturen wurde in der Literatur u.a. von Gilles die Berater- und Gutachtertätigkeit als
zusätzliche eigenständige Funktion genannt152. Allerdings entwickelte dieser Autor
beide Aspekte wohl auch deswegen zu einer eigenständigen Aufgabe, um eine um-
fangreichere funktionelle Kontinuität zwischen dem Regime des Nationalsozialismus
und den ersten Rechnungshöfen in den westlichen Besatzungszonen feststellen zu
können. Auffällig war in diesem Zusammenhang, daß er auf die Frage nach der
Kontinuität der übrigen Funktionen gar nicht einging. Neben der Berater- und Gut-
achtertätigkeit wurde teilweise auch die Erfolgskontrolle als eine eigenständige
Funktion von Rechnungshöfen anerkannt153.
                                                
149
 Vgl. Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 204. Zudem führt er eine Reihe weiterer Begriffe an:
Staatshaushalts-, Etats-, Budget-, Rechts-, Legalitäts-, Kompatibilitätskontrolle sowie legislative,
administrative und elementare Kontrolle. Ebenda, 207.
150
 S. Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 207.
151
 Vgl. Hans Reger, Finanzkontrolle a.a.O., 207f.
152
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 225 und 228.
153
 Vgl. u.a. Rudolf Dieckmannn 1993. Auf dem Weg zu neuen Ufern? Zum Stand der Erfolgskon-
trolluntersuchungen bei Rechnungshöfen, in: Thieme, Werner. Stellung und Funktion der Rech-
nungshöfe im Wandel. Baden-Baden, 58 (im folgenden zitiert als: Erfolgskontrolluntersuchungen)
Heinz-Günther Zavelberg 1986. Staatliche Rechnungsprüfung und Erfolgskontrolle – Möglichkeiten
und Grenzen, in: Peter Eichhorn / Gert v. Kortzfleisch (Hg.). Erfolgskontrolle bei der Verausgabung
öffentlicher Mittel. Schriften zur öffentlichen Verwaltung und öffentlichen Wirtschaft. Band 91.
Nomos Verlagsgesellschaft. Baden-Baden, 104f (im folgenden zitiert: als Staatliche Rechnungsprü-
fung und Erfolgskontrolle). Dies ist durchaus kritisch zu sehen. Meiner Auffassung nach ist ‚Eva-
luation‘ anders als Verwaltungs-, Verfassungs- oder Finanzkontrolle keine zusätzliche, eigenständi-
ge Funktion des BRH. Vielmehr sind Erfolgskontrollen Bestandteil der modernen Finanzkontrolle,
wie es auch die Aufgaben von Evaluation zeigen, denn sonst ließe sich Effektivität nicht prüfen. Die
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Wie sind die unterschiedlichen Schemata, Definitionen und die hieraus resultierende
Begriffsvielfalt zu erklären?
In ihrer mittlerweile knapp dreihundertjährigen Geschichte waren die preußischen
und deutschen RPB mehreren Systemwechseln und tiefgreifenden politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen Veränderungen unterworfen, die auch das Bud-
getwesen der öffentlichen Verwaltung betrafen. Diese brachten einerseits neue Auf-
gaben für die Rechnungshöfe mit sich (z.B. Verfassungskontrolle), führten anderer-
seits zu Modifikationen und Erweiterungen der bestehenden Funktionen154 und zur
Anwendung neuer Kontrollinstrumente (Erfolgskontrolle, Kosten/Nutzen-Analysen).
So war zu Beginn die Verwaltungskontrolle eine möglichst lückenlose, nachgängige
Prüfung des Verwaltungshandelns anhand der Kriterien der Rechts- und Ordnungs-
mäßigkeit, wobei die Formalia im Mittelpunkt des Interesses standen.
Heutzutage ist die Verwaltungskontrolle eine stichprobenartige, exemplarische und
mitlaufende Prüfung der Ausgaben und vermehrt auch der Einnahmen, bei der
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit der Haushalts- und Wirtschaftsführung im
Mittelpunkt stehen, und die das Ziel hat, weniger den Einzelfall zu klären als grund-
legende Defizite aufzudecken155.
Die Verfassungskontrolle entwickelte sich von einer funktionellen Ergänzung der
Budgethoheit des Parlaments, die über die Umsetzung des Willens des Gesetzgebers
wachte und seine Entlastungsentscheidung vorbereitete, zu einem Einblick in die
gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung der Regierung. Diese Sicht erlaubte es
vermehrt, Korrekturen bereits laufender Maßnahmen vorzunehmen und somit Fehl-
entwicklungen frühzeitig entgegenzuwirken156, zudem sollten die Monita des Rech-
nungshofes dem Wissensvorsprung der Exekutive und der Regierung gegenüber dem
Parlament entgegenwirken157.
Die Finanzkontrolle158 beinhaltete anfangs, d.h. nach Inkraftreten der RHO am 01.
Januar 1923, den Versuch, die Prüfung des Verwaltungshandelns hinsichtlich seiner
                                                                                                                                         
Erfolgskontrolle ist demzufolge der Wirtschaftlichkeitsprüfung zuzuordnen. Vgl. Karl Wittrock,
Haushaltsgestaltung durch Finanzkontrolle a.a.O., 6f.
154
 Vgl. Ingeborg Haag a.a.O., 77f.
155
 Vgl. Ingeborg Haag a.a.O., 77.
156
 Vgl. Helmut Schulze-Fielitz 1996. Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe, in: DVBl 55,
250 (im folgenden zitiert als: Kontrolle)
157
 Vgl. Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 384f.
158
 Der Begriff ‚Finanzkontrolle‘ fand bereits 1925 bei Stengel und Winzerling Verwendung, soll
allerdings schon 1921 in einem bayerischen Gesetzentwurf als Bezeichnung für die gesamte Tätig-
keit eines Rechnungshofes verwandt worden sein. Er ersetzte dann ab 1945 immer mehr den vorher
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Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit möglichst zeitnah durchzuführen, damit die
Resultate bereits in einem der nächsten Etats Berücksichtigung finden konnten.
Heutzutage versuchen die Rechnungshöfe möglichst aktuelle Informationen zu gene-
rieren und unter Verwendung von Methoden und Erkenntnissen aus der Wissenschaft
und Privatwirtschaft problem- und zielorientiert zu prüfen. Nicht mehr die Kritik am
Vollzug selbst, sondern Programm- und Aufgabenkritik stehen im Vordergrund159.
Hierbei sind die Beratung der Entscheidungsträger im Vorfeld und die der Verwal-
tung während des Prüfverfahrens ein wichtiger Bestandteil der Finanzkontrolle.
Die Begriffsvielfalt ist demzufolge der Versuch, die sich ändernden Funktionen von
Rechnungshöfen auch terminologisch zu erfassen. Ein weiterer Grund für die unter-
schiedlichen Definitionen ist das breite Tätigkeitsspektrum der RPB, denn ihre Ar-
beiten lassen sich u.a. gemäß dem Prüfungsobjekt, dem -zeitpunkt, dem -kriterium,
der -methode, dem -ziel und den -adressaten voneinander abgrenzen. Die Vielzahl
verwendeter Begriffe ist auch auf den Umstand zurückzuführen, daß die einzelnen
Funktionen in der Praxis nicht mehr eindeutig voneinander zu trennen und die Über-
gänge zwischen ihnen fließend geworden sind. Zu welchem Zeitpunkt ein einzelner
Prüfungsvorgang bloße Verwaltungskontrolle ist, bereits einen Beitrag zur Verfas-
sungskontrolle darstellt oder schon in den Bereich der Finanzkontrolle fällt, ist häu-
fig unklar. Demzufolge erscheint es m.E. zwar ausreichend, die drei genannten
Funktionen von Rechnungshöfen herauszuarbeiten und zu definieren, aber sie dabei
als Oberbegriffe zu verstehen, deren Inhalte im Laufe der Zeit stets Modifikationen
unterworfen waren und stets bleiben werden.
                                                                                                                                         
gebräuchlichen, aber etwas kurz greifenden Terminus der ‚Rechnungsprüfung‘. So verwendete be-
reits Herbert Peucker 1952 den Begriff ‚Finanzkontrolle‘ als Bezeichnung für die Gesamtfunktion
eines Rechnungshofes. Vgl. Herbert Peucker 1952. Grundfragen neuzeitlicher Finanzkontrolle.
Göttingen: Verlag Otto Schwartz & Co, 19 und 21. Spätestens seit der Haushaltsrechtsreform hat
sich die Verwendung als genereller Funktionsbegriff für Rechnungshöfe durchgesetzt. Vgl. Hans
Reger Finanzkontrolle a.a.O., 204.
159
 Vgl. Helmut Schulze-Fielitz, Kontrolle a.a.O., 247.
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3.5 Budgetfunktionen und Rechungshof-Funktionen
Nicht nur den obersten RPB werden in der wissenschaftlichen Literatur verschiedene
Funktionen zugeordnet, auch dem Budget selbst weist die Finanzwissenschaft be-
stimmte, allgemein anerkannte Funktionen zu. Diese sind im einzelnen160:
– Administrative Steuerungsfunktion
– Parlamentarische (oder politische) Kontrollfunktion
– Finanzwirtschaftliche (oder finanzpolitische) Ordnungsfunktion
– Makroökonomische (oder volkswirtschaftliche) Lenkungsfunktion
– Politische Programmfunktion
Rürup/Körner erwähnen zudem eine sogenannte ‚juristische Funktion‘ des Budgets,
da es die gesetzliche Grundlage für die Einnahmen und Ausgaben des Staates abgibt.
Hieraus resultiert ihres Erachtens dann die administrative Kontrollfunktion161, wes-
wegen m.E. die juristische Funktion kaum einen zusätzlichen Erkenntniswert ver-
spricht, auf sie wird im weiteren Verlauf der Arbeit daher verzichtet162.
Die Budgetfunktionen haben sich im Laufe der Geschichte in Preußen und Deutsch-
land in genau der genannten Reihenfolge herausgebildet, da in Deutschland die „Bü-
rokratie älter als die Demokratie“163, die Steuerungs- demzufolge vor der Kontroll-
funktion ausgebildet worden ist164.
Die administrative Steuerungsfunktion entstand 1713 mit der Einführung der periodi-
schen Budgetierung in Preußen, die parlamentarische Kontrollfunktion mit dem
Übergang zur konstitutionellen Monarchie 1848, die finanzwirtschaftliche Ordnungs-
funktion mit der Einführung der Reichshaushaltsordnung (RHO) 1922, die ma-
kroökonomische Lenkungsfunktion 1967/69 im Zuge der Haushaltsrechtsreform, die
                                                
160
 In Anlehnung an Bert Rürup / Heiko Körner 1985. Finanzwissenschaft. Grundlage der öffentlichen
Finanzwirtschaft. 2. Auflage. Düsseldorf: Werner-Verlag, 44f (im folgenden zitiert als: Finanzwis-
senschaft).
161
 Vgl. Bert Rürup / Heiko Körner, Finanzwissenschaft a.a.O., 44.
162
 So auch Hans-Ulrich Derlien 1992. Der Rechnungshof zwischen Finanzkontrolle und Programm-
evaluation, in: Hartwich, Hans Herrmann / Wewer, Göttrick (Hg.) Regieren in der Bundesrepublik
IV. Opladen: Leske+Budrich, 84 (im folgenden zitiert als Finanzkontrolle und Programmevaluati-
on).
163
 S. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 84.
164
 Vgl. zum folgenden Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 84f.
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politische Programmfunktion in Folge der Diskussion um das sogenannte ‚rationale
Budget‘ (Rürup).
Neu hinzutretende Budgetfunktionen erforderten dabei jeweils auch eine Neuorien-
tierung der Kontrollen der RPB, wenn z.B. nicht mehr die bloße Ordnungsmäßikeit
der Ausgaben (administrative Steuerungsfunktion), sondern auch ihre parlamentari-
sche Genehmigung zu prüfen war (parlamenatrische Kontrollfunktion). – Hier ver-
mutete Derlien einen Zusammenhang, den er als „Zwang zur strukturellen Konsi-
stenz von Budget- und Kontrollfunktionen“165 bezeichnet. Im folgenden wird daher
einerseits zu prüfen sein, welche Funktionen die RPB in den jeweiligen politischen
Systemen wahrnehmen, andererseits, ob und in welcher Beziehung diese mit den
jeweiligen Budgetfunktionen stehen.
Die Budgetfunktionen könnten m.E. zudem den einzelnen Etappen des Haushalts-
kreislaufs zuzuordnen sein. Die administrative Steuerungsfunktion entspricht der
Phase des Vollzugs, die Kontrollfunktion sowohl der Phase der Verabschiedung als
auch der der Entlastung, und die Lenkungs- und Programmfunktionen sind mit der
Budgetplanung in Verbindung zu setzen. Lediglich die finanzwirtschaftliche Ord-
nungsfunktion ist schwerlich mit einem Abschnitt des Budgetkreislaufs inhaltlich in
Beziehung zu bringen, eventuell noch mit der Etataufstellung.
Nach dem Blick auf die institutionellen und funktionellen Merkmale preußischer und
deutscher Rechnungshöfe werden im Anschluß die Konsequenzen der jeweiligen
Regimewechsel erörtert.
                                                
165
 S. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 81.
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Abschnitt II : Institutioneller und funktioneller Wandel deut-
scher Rechnungsprüfungsbehörden im historischen Rück-
blick
„Wer forschend die Institutionen der Finanzkontrolle – ihr Wesen und ihre Auf-
gaben, ihren Ausbau und ihre Zusammenordnung, ihr Verfahren und ihre Wir-
kungskraft – untersucht, stößt immer wieder auf geschichtliches Erbgut, auf die
„Gegenwart der Geschichte“ (Droysen), auf Tradition.“166
1. Institutioneller und funktioneller Wandel bis 1918/19
Um die Entwicklung zur modernen Finanzkontrolle nachvollziehen zu können, ist es
notwendig, nicht nur den direkten Vorläufer des Bundesrechnungshofes (BRH), den
Reichsrechnungshof (RRH), in die Betrachtung miteinzubeziehen, sondern auch die
Entstehung der klassischen Rechnungsprüfung in der absoluten und ihren Werdegang
in der konstitutionellen Monarchie zu beschreiben, denn diese Phasen sind für ein
Verständnis der späteren Kontinuitäten und Veränderungen von entscheidender Be-
deutung. Hier bilden sich Pfadabhängigkeiten heraus.
1.1 Institutioneller und funktioneller Wandel in der absoluten Monarchie167
In Deutschland ist Bürokratie älter als Demokratie. So sind auch das Budgetwesen
der öffentlichen Verwaltung und die mit ihm befaßten Institutionen entstanden, bevor
überhaupt Parlamente die Budgethoheit erlangt haben168. Demzufolge ist es wenig
überraschend, daß Rechnungsprüfungsbehörden (RPB)169 bereits in den Zeiten der
absoluten Monarchie gegründet worden sind.
                                                
166
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 7.
167
 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung im Absolutismus im Anhang auch Zeittafel
Nr. 1.
168
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien 1994. Evaluation zwischen Programm und Budget, in: Hofmeister, Al-
bert (Hg.) Möglichkeiten und Grenzen der Programmsteuerung: Controlling und Evaluation.
Schriftenreihe der Schweizerischen Gesellschaft für Verwaltungswissenschaften. Band 21. Bern:
SGVW, 53 (im folgenden zitiert als: Evaluation).
169
 Unter einer Rechnungsprüfungsbehörde wird hierbei jene öffentliche Institution eines Staates (oder
Staatenbundes) verstanden, die, wie immer sie auch bezeichnet, zusammengesetzt oder organisiert
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Für eine detaillierte Beschreibung der Entstehung und Entwicklung der preußischen
obersten RPB sei auf die in ausreichendem Maße vorhandene Literatur verwiesen170,
es soll daher eine kurze Zusammenfassung der Ereignisse und ihrer Hintergründe
genügen.
Zu Beginn der Ausführungen stellen sich verschiedene Fragen: Ist die Geschichte der
deutschen Rechnungsprüfung eine durchgehende Erfolgsgeschichte, wie sie von der
jahrhundertealten Tradition suggeriert wird? Wie schnell und dauerhaft setzten sich
demnach insbesondere die heutzutage prägenden institutionellen Merkmale durch?
Wie gestaltete sich das Verhältnis zur Exekutive, dem wahrscheinlich wichtigsten
Gegenspieler, wie jenes zum jeweiligen Monarchen? Welche personellen Konse-
quenzen hatten die Thronwechsel?
1.1.1 Die Regierungszeit Friedrich Wilhelms I. (1713-1740)
Aufgrund von verbreiteter Korruption und verschwenderischer Ausgabenpolitik sei-
nes Vaters sah sich König Friedrich Wilhelm I. bei Amtsantritt gezwungen, die preu-
ßischen Staatsfinanzen neu zu ordnen, um ein schlagkräftiges stehendes Heer zum
Schutz des preußischen ‚Flickenteppichs‘ unterhalten zu können171. Neben einer pe-
riodischen Haushaltsführung und der damit verbundenen Aufstellung fester Etats
anstelle der bisherigen Fondswirtschaft wurde auch ein umfangreiches Rechnungs-
belegwesen eingeführt172, ergänzt von der Errichtung einer Revisionsbehörde, der
preußischen Generalrechenkammer (GRK). Bereits am 04. März 1713 war der Ge-
heime Kammerrat v. Creutz, ihr späterer erster Präsident, zum Generalkontrolleur
                                                                                                                                         
ist, kraft Gesetzes die höchste Rechnungsprüfungsfunktion dieses Staates (oder Staatenbundes) aus-
übt. Diese Definition entspricht, abgesehen von der Erweiterung auf Staatenbünde, dem Art. 2 Abs.
2 der Statuten der International Organisation of Supreme Audit Institutions für „Oberste Rech-
nungskontrollbehörden“. S. www.intosai.org/Level2/2_STATUg.html, 24.08.04. In dieser Arbeit
wird jedoch die Bezeichnung ‚Rechnungsprüfungsbehörden‘ verwendet, da sie einerseits die höch-
ste Rechnungsprüfungsfunktion wahrnehmen und andererseits die geläufige Abkürzung für ‚Oberste
Rechnungskontrollbehörden‘ (ORKB) leicht mit der auch in dieser Arbeit verwendeten üblichen
Abkürzung für die preußische Oberrechenkammer (ORK) verwechselt werden kann.
170
 Exemplarisch sei hier verwiesen auf Theodor v. Ditfurth a.a.O.; Hans Haase 1922. Die Errichtung
und erste Instruction der preußischen Oberrechenkammer; Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechen-
kammer.
171
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 44.
172
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 5f. Die Abkehr von der Fondswirtschaft erlaubte dabei erst eine
sinnvolle Rechnunsgprüfung.
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aller Finanzen bestellt worden173. Ab dem 02. Oktober 1714 wurde ihm geeignetes
Personal zur Seite gestellt, welches anfangs teilweise aus dem Generalfinanzdirekto-
rium und dem Generalkriegsdirektorium stammte, also aus der Finanzverwaltung,
seine dortigen Posten jedoch beibehielt174, und die GRK wurde auf der Beratungs-
und Entscheidungsebene zu einem kollegialen Organ ausgebaut175. Am 22.10. des-
selben Jahres erhielten die Provinzialkammern Nachricht von der Existenz dieser
neuen Einrichtung176.
Als Vorbild für die preußische GRK können sowohl der sächsische als auch der hol-
ländische Rechnungshof angesehen werden177.
Die Sächsische Ober-Rechenkammer war bereits am 24. Mai 1707 von Kur-
fürst Friedrich August I. als sachlich von der Verwaltung unabhängige (Unab-
hängigkeit im weiteren Sinne), kollegial organisierte zentrale Kontrollbehörde
eingerichtet worden. Somit begann nach allgemeiner Auffassung der Wissen-
schaft die Geschichte der unabhängigen Rechnungsprüfung in Deutschland be-
reits 1707178. Die Sächsische Ober-Rechenkammer verlor bereits 1734 in Folge
der dauernden Auseinandersetzungen mit der übrigen Verwaltung wieder eines
ihrer wichtigsten Charakteristika, die Unabhängigkeit gegenüber der Exekuti-
ve, die sie bis zum Ende der Monarchie in Sachsen nicht wieder erlangen soll-
te179.
                                                
173
 Die herausgehobene Stellung und besondere Wertschätzung, die Ehrenreich Bogislav v. Creutz
beim Monarchen genoß, ließ sich auch aus der Tatsache ableiten, daß er die höchsten Bezüge von
allen Ministern erhielt. Andererseits galt er allgemein als „verhaßt“. Vgl. Karl Wittrock 1997. Als
kontrolliert wurde, was mit dem Taler geschah. Unbekanntes aus preussischer Geschichte von 1713-
1866. Opladen: Westdeutscher Verlag GmbH, 16f (im folgenden zitiert als: Taler).
174
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 14. Vorher war v. Creutz wohl eher ein Einzelkämpfer. Vgl. Eber-
hard Fricke 1993. Potsdam an der Wiege der staatlichen Finanzkontrolle, 25. Vgl. allgemein zur
Personalstärke der ORK im Anhang Tabelle Nr. 3.
175
 Vgl. den Hinweis bei Karl Wittrock, Taler a.a.O., 18f.
176
 Vgl. Hans Haase a.a.O., 1ff. Da die offizielle Gründungsurkunde der GRK verschollen ist, bleibt
das Gründungsdatum in der Literatur umstritten. Der BRH selbst bezieht sich in seiner Festschrift
aus dem Jahre 1989 auf das Jahr 1714. Vgl. Klaus Hertel 1884. Die preußische Oberrechenkammer.
Berlin, 10 (im folgenden zitiert als: Oberrechenkammer). Eine kurze Darstellung der verschiedenen
Standpunkte findet sich bei Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 21. Einen Überblick
über die Standpunkte der verschiedenen Autoren findet sich bei Herbert Rischer a.a..O., 17.
177
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O.,  6f und 13f sowie Kurt Heinig a.a.O., 121.
178
 Dieser Auffassung ist insofern zu wiedersprechen, als daß ab 1707 eine nur von der Exekutive,
nicht aber vom Monarchen unabhängige RPB entstand. Eine Unabhängigkeit im engeren Sinne er-
reichte keine RPB in Zeiten der Monarchie!
179
 Vgl. die grundlegende Darstellung bei Ernst Löbe a.a.O., 589ff, sowie eine Zusammenfassung bei
Herbert Rischer a.a.O., 14f.
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In den folgenden Jahren wurden weitere Instruktionen erlassen, die es ab 1715 der
GRK erlaubten, den Kassenverwaltern die Entlastung zu erteilen und 1717 ihre Un-
abhängigkeit gegenüber den anderen Zentralinstanzen bestätigten180. Die Order vom
16. Juni 1717 erwähnte dabei auch ausdrücklich die kollegiale Verfassung: „...diese
General-Rechen-Kammer ein besonderes Collegium seyn...“181. Die kollegiale Orga-
nisationsform war indes im Preußen des 18. Jahrhunderts keine Seltenheit, und es
war fraglich, ob die kollegiale Verfassung zur Sicherung der mit dieser Order wieder
gewährten Unabhängigkeit gegenüber der Exekutive betont wurde182.
Aufgabe der GRK in den ersten Jahren ihres Bestehens war die kalkulatorische und
formelle Prüfung der Rechnungen mit dem Ziel, ein möglichst sparsames Ausgabe-
gebaren zu erreichen. Aufgrund des persönlichen Vertrauensverhältnisses zwischen
Friedrich Wilhelm I. und v. Creutz wurden Mitglieder dieser Behörde, insbesondere
ihr Präsident, auch bei der Aufstellung des Etats hinzugezogen, wie aus der Instruk-
tion183 vom 20. Dezember 1722 ersichtlich war. Allerdings war die praktische Be-
deutung dieser Instruktion, die erst am 19. Januar 1723 in Kraft trat, mehr als frag-
würdig, da sie bereits wenige Monate später  von der im folgenden angesprochenen
Instruktion vom 02. März 1723 abgelöst wurde184.
Mit ihrer Arbeit, so wurden die ersten Monita bereits 1715 erstellt185, erwarb sich die
GRK bei Friedrich Wilhelm I. anfangs großes Ansehen186. Trotzdem wurde sie am
02. März 1723187 im Zuge einer Verwaltungsreform dem Generaldirektorium188 un-
terstellt und in zwei Kammern getrennt, die Ober-Kriegs- und die Domänenrechen-
                                                
180
 Vgl. für die Darstellung der ersten Jahre Theodor v. Ditfurth a.a.O.,14f.
181
 Zitiert nach Friedrich von Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 17.
182
 Vgl. Walter Klappstein 2000. Die kollegiale Verfassung der Rechnungshöfe, in: in: Schulze-
Fielitz, Helmuth (Hg.). Fortschritte der Finanzkontrolle in Theorie und Praxis. Zum Gedenken an
Ernst Heuer. Berlin: Duncker&Humblot, 27 (im folgenden zitiert als: Kollegiale Verfassung).
183
 Die damals in Preußen übliche Schreibweise (‚Instruction‘) wird lediglich dann verwendet, wenn
sie in derselben Weise im Titel eines zitierten Werkes Anwendung findet.
184
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 24f.
185
 Vgl. Eberhard Fricke a.a.O.,  29. Die ersten Berichte von 1715 und 1716 befaßten sich u.a. mit
Fehlern bei den Personalausgaben. Vgl. Karl Wittrock Taler a.a.O., 22. In späteren Monita finden
sich auch Einnahmenprüfungen. So kritisierte die GRK in den Bemerkungen vom 17. November
1719 Steuermindereinnahmen bei einer der Kammern in Königsberg. Vgl. Eberhard Fricke a.a.O.,
29 und Karl Wittrock, Taler a.a.O., 22.
186
 Vgl. für die Darstellung der ersten Jahre Theodor v. Ditfurth a.a.O., 16f.
187
 Instruktion vom 02. März 1723. Abgedruckt bei Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 19f.
188
 Das sogenannte ‚General-Ober-Finanz-Krieges und Domänen-Direktorium‘ kurz ‚Generaldirekto-
rium‘ war aus den beiden für die Verwaltung des Staatshaushaltes zuständigen Oberbehörden, dem
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kammer. Zuvor war die GRK in zwei gleichnamige Departements unterteilt, dies
entsprach seinerseits der generellen Zweiteilung des preußischen Budgetwesens in
einen militärischen und zivilen Teil189. Die Dechargierungsfunktion ging in diesem
Zusammenhang verloren, es blieb die rein kalkulatorische Prüfung der Rechnun-
gen190. Der Verlust der unabhängigen Stellung gegenüber der Verwaltung scheint
einerseits auf die aufgrund dauernder Zwistigkeiten vorgenommene Vereinigung der
beiden obersten Landesbehörden zurückzuführen zu sein, andererseits spielten wohl
auch persönliche Gründe und die Tatsache eine Rolle, daß der Monarch weniger
Wert auf die Unabhängigkeit der Behörde gegenüber der Verwaltung, nicht gegen-
über ihm (Unabhängigkeit im engeren Sinne), als auf die Loyalität und Verfügbarkeit
ihrer Mitarbeiter legte191.
Die Entwicklung der Rechnungsprüfung und der mit ihr betrauten Einrichtungen in
Preußen192 ist somit bereits in den Anfangsjahren aus heutiger Sicht keine durchgän-
gige Erfolgsgeschichte.
1.1.2 Die Regierungszeit Friedrichs II. (1740-1786)
In seiner Regierungszeit erließ dieser Herrscher fünf verschiedene Instruktionen193
für die mit der vom 10. März 1744 fortan als Oberrechenkammer (ORK) bezeichnete
ehemalige Ober-Kriegs- und Domänenrechenkammer. Die zuvor seit 1723 getrenn-
ten Kammern wurden damit wieder zu einer einheitlichen Behörde zusammenge-
führt, die sich in fünf Departements gliederte, in denen der Etat nach Provinzen
(geographische Geschäftsverteilung) und nicht mehr nach Kriegs- und Domänenkas-
sen getrennt kontrolliert wurde194. Die Instruktionen betrafen in erster Linie die Ge-
                                                                                                                                         
Generalkriegskommissariat und dem General-Finanzdirektorium entstanden. Eine detaillierte Dar-
stellung hierzu findet sich bei Theodor v. Ditfurth a.a.O., 17-21.
189
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 18.
190
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 18.
191
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 18f.
192
 Es existierten neben der GRK weitere Rechenkammern in Cleve, Magdeburg, Stettin und Königs-
berg, die allerdings lediglich über eine regionale Zuständigkeit verfügten und für die Position der
GRK und allgemein für die preußische Verwaltungsgeschichte nicht von Bedeutung waren. Vgl.
Karl Wittrock, Taler a.a.O., 19 und 21.
193
 Die Instruktionen vom 10. März 1744, 12. Mai 1750, 30. Mai 1768, 13. Februar 1770 und 18. Juli
1784. Vgl. Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 25-31, 32-37, 38-50, 63-71 und 91-93.
194
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 24. Diese Instruktionen können als Indiz dafür angesehen werden,
daß Friedrich II. die ORK als ein auschließliches Instrument des Königs betrachtete. Vgl. Herbert
Rischer a.a.O., 20f.
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schäftsverteilung, das Prüfungsverfahren und Personalfragen, kritisierten mehrmals
die mangelnde Arbeitsdisziplin, aber ihre Unabhängigkeit gegenüber der Verwaltung
stellten sie nicht wieder her. In seinen Anweisungen forderte der König wiederholt,
dies galt insbesondere für die Instruktion vom 30. Mai 1768195, über die rein kalku-
latorische und formelle hinaus zur materiellen Prüfung überzugehen, worunter in
diesem Fall die Prüfung hinsichtlich der Vollständigkeit der Einnahmen und der
Sparsamkeit bei den Ausgaben zu verstehen war196.
Das Verhältnis des Königs zur ORK und zur Rechnungsprüfung im allgemeinen
konnte insgesamt eher als widersprüchlich charakterisiert werden. Zwar verfaßte
Friedrich II. eine doch bemerkenswerte Anzahl an Instruktionen197, behandelte die
ORK jedoch nicht in seinen politischen Schriften198. Der Monarch befaßte sich per-
sönlich intensiv mit der Kontrolle der Finanzen mittels seiner Inspektionsreisen und
anhand der zahlreichen Berichte und Bilanzen, die an ihn zu richten waren199, aber
auf der anderen Seite entzog er immer mehr Finanzmittel und Kassen der Kontrolle
der ORK und unterstellte sie teilweise seiner persönlichen Disposition200.
Die Arbeitsbedingungen, unter denen die ORK ihre Aufgaben wahrzunehmen hatte,
konnten insgesamt als schwierig eingestuft werden: Das Besoldungswesen der preu-
ßischen Verwaltung unter Friedrich II. war unübersichtlich und der Etat, der in zahl-
reiche Kassen unterteilt wurde, unüberschaubar. Die Unterbringung und Besoldung
der Mitarbeiter der ORK, ihre geringe Personalstärke bei steigendem Arbeitsaufwand
sowie die Wirren der Kriege erschwerten die Situation zusätzlich201.
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 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 42f.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 164 und 166. Auf eine detailliertere Darstellung der verschiedenen
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Verfügung stehende Literatur verwiesen werden. Die umfangreichste Darstellung findet sich bei
Theodor v. Ditfurth a.a.O.,  22-29, siehe auch Karl Wittrock, Taler a.a.O., 34ff und die Zeittafel bei
Heinz-Günther Zavelberg, Staatsfinanzen a.a.O., 495f.
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 Hinzukamen verschiedene weitere die ORK betreffende Entscheidungen, ein Erlaß vom 13. No-
vember 1746, bezogen auf die Geheimhaltung, eine Kabinettsorder vom 03. Januar 1750, eine Rüge
der Arbeit der ORK und eine Verordnung vom 02. April 1750, ebenfalls die Geheimhaltung betref-
fend. Vgl. für den Text der zuerst und zuletzt genannten Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O.,
51 bis 53 und 90, für die Kabinettsorder Theodor v. Ditfurth a.a.O., 26.
198
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 31.
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 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 32.
200
 Vgl. u.a. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 7ff und die bei Wittrock erwähnte
Instruktion vom 13. Februar 1770, die festlegte, daß die Generalkriegs-, die Generaldomänen- und
die Hofstaatskasse, sowie die Porzellanmanufaktur und der Dispositionsfonds des Königs von einer
Kontrolle der ORK ausgenommen werden sollten. Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 54f.
201
 Vgl. hierzu allgemein Karl Wittrock, Taler a.a.O., 54f.
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Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die ORK unter Friedrich II. nicht mehr
jene Bedeutung wie noch unter der Regentschaft seines Vaters erlangte.
1.1.3 Die Regierungszeit Friedrich Wilhelms II. (1786-1797)
Im Jahre 1786 begann der neue König die Behördenstrukturen zu reformieren, wo-
von auch die ORK aufgrund der Instruktion vom 02. November desselben Jahres
betroffen war202, u.a. erhielt deren Präsident das Recht, dem Monarchen neue Kolle-
giumsmitglieder vorzuschlagen203. Zuvor war am 28. September 1786 eine bedeu-
tende Instruktion das General-Direktorium betreffend ergangen, in welcher es dazu
verpflichtet wurde, die Etats aller Provinzial- und Sonderbehörden vor der endgülti-
gen Feststellung der ORK zur Überprüfung zuzuleiten, welche diese dann mit etwai-
gen kritischen Anmerkungen an das Direktorium zurücksendete. Mit den Stellung-
nahmen der ORK hatte sich anschließend wieder das General-Direktorium zu befas-
sen204. Hintergrund dieser Eingriffe in die bestehende Verwaltung war das Bestreben
Friedrich Wilhelms II. und seines engesten Beraters Woellner, die Sinnbilder (dar-
unter zuallererst das General-Direktorium) der von ihnen zutiefst abgelehnten fride-
rizianischen Epoche zu schwächen oder gar abzuschaffen; zu diesem Zweck scheu-
ten sie sich auch nicht, die ORK zu instrumentalisieren205.
In den folgenden 10 Jahren gelang es den Befürwortern einer Stärkung der obersten
RPB, sich weiter gegen den Widerstand des General-Direktoriums durchzusetzen.
Dies kam in der Instruktion vom 04.11.1796206 zum Ausdruck, die die ORK dem
Monarchen direkt unterstellte, somit ihr ihre Unabhängigkeit gegenüber der Exekuti-
ve zurückgab (Unabhängigkeit im weiteren Sinne) und ihre Kontrollbefugnisse we-
sentlich erweiterte207, da ihrer Prüfung fortan die zivilen und militärischen Rechnun-
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 Die Instruktion ist abgedruckt bei Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 75 bis 89. Vgl. zur
Instruktion vom 02. November auch Karl Wittrock, Taler a.a.O., 66f.
203
 Für eine genaue Darstellung dieses Zeitabschnittes vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 30-36, Friedrich
v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 25f und Karl Wittrock, Taler a.a.O., 60-69, der darauf
hinweist, daß das Ziel von Friedrich Wilhelm II. und Woellner weniger die Stärkung der ORK als
die Schwächung des General Direktoriums war.
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 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 64f.
205
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 63ff.
206
 Die Instruktion findet sich bei Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 94 bis 97.
207
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 22.
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gen aller öffentlichen Kassen unterworfen wurden. Eine Ausnahme bildeten lediglich
die Kassen, aus denen die privaten Auslagen des Hofes zu bestreiten waren208.
Aufgrund der Wiederherstellung der Unabhängigkeit im weiteren Sinne und des
Ausbaus ihrer Kompetenzen war die Regentschaft Friedrich Wilhelms II. für die
weitere Entwicklung der Rechnungsprüfung in Preußen sicherlich nicht ganz unbe-
deutend.
1.1.4 Die Regierungszeit Friedrich Wilhelms III. (1797-1840)
In seine Regentschaft fielen mit der Niederlage gegen Napoleon und den ‚Stein-
Hardenberg`schen Reformen‘ für die preußische Geschichte entscheidende Ereig-
nisse und Entwicklungen, von denen verständlicherweise auch die ORK betroffen
war.
Zunächst wurde am 19. Februar 1798 Graf von der Schulenburg zum Chef der Re-
chenkammer und zum ‚Generalkontrolleur der Finanzen‘ ernannt209. Dieselbe In-
struktion bestätigte auch die Unabhängigkeit der ORK gegenüber der Verwaltung
und beseitigte zahlreiche Prüfungsbeschränkungen, die u.a. eine Prüfung der
Zweckmäßigkeit des Verwaltungshandelns erlauben sollten210. Den hohen Erwartun-
gen konnten in der Folgezeit weder der Generalkontrolleur, der als Mittelpunkt der
gesamten Verwaltung geschaffen worden war, noch die ORK gerecht werden. Von
der Schulenburg und der weiterhin im Amt befindliche Präsident der ORK Schultze
litten aufgrund ihrer zahlreichen Sonderaufträge unter einem viel zu großen Ar-
beitspensum, das ihnen kaum noch die Leitung des Alltagsgeschäftes der ORK und
der Generalkontrolle gestattete211. Mit dem Amt des Generalkontrolleurs entstand
eine nach Meinung von v. Ditfurth und Pfuhlstein überflüssige Zwischeninstanz212.
Auch der Versuch im Jahre 1802, mit einer neuen Geschäftsordnung, die die Behör-
de in vier Senate unter der jeweiligen Leitung eines Direktors unterteilte, was eine
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 Dies waren die Hofstaats-, Dispositions- und Legationskasse. Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 36.
209
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 37f.
210
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 72f.
211
 Zur Überforderung des Grafen von der Schulenburg und des Präsidenten Schultze vgl. detaillierter
Karl Wittrock, Taler a.a.O., 74ff, der aber auch auf einige Erfolge der ORK nach 1798 verweist.
Ebenda, 76.
212
 Vgl. a. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 29f.
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erhebliche Zersplitterung und Ineffektivität zur Folge hatte213, die Arbeit der RPB zu
reformieren, scheiterte214. Zu diesem Zeitpunkt bis nach der Niederlage gegen Na-
poleon stand neben dem preußischen Budgetwesen auch die ORK in der Kritik. Ihr
wurden vor allem Pedanterie bei der Ordnungs- und Rechtmäßigkeitskontrolle und
fehlende inhaltliche Überprüfung vorgeworfen215.
Anders als in der schwierigen finanzpolitischen Situation Preußens zu erwarten ge-
wesen wäre, spielte die ORK bei den Stein-Hardenberg`schen Reformen eine eher
untergeordnete Rolle.
Im Jahre 1808 wurde die ORK im Zuge einer Verwaltungsreform dem sogenannten
‚gesamten Staatsrathe‘ unterstellt. Diese Unterordnung  galt jedoch lediglich bezüg-
lich des formalen Geschäftsbetriebs, ansonsten sollten ihre Selbständigkeit und Un-
abhängigkeit gewahrt bleiben216. Diese wenig eindeutigen Verhältnisse, die wohl aus
der Sorge vor andauernden Konflikten zwischen den Ministerien und der ORK resul-
tierten217, sollten im Laufe der nächsten Jahre die Rechnungsprüfung in Preußen be-
lasten. Bereits zwei Jahre später wurde die ORK dem sogenannten ‚gesamten
Staatsministerium‘ unterstellt218, und am 27.10 desselben Jahres folgte die unmittel-
bare Unterordnung unter den neuen Staatskanzler v. Hardenberg, der allerdings der
ORK sehr kritisch gegenüberstand219.
War deren Position aufgrund der o.g. Einschränkungen ohnehin geschwächt, so er-
hielt sie mit der Gründung einer sogenannten ‚Generalkontrolle der Finanzen‘220 am
03. November 1817 einen direkten Konkurrenten im Rechnungsprüfungswesen.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 23. Die Einstellung von zusätzlichen drei Direktoren war möglich
gewesen, da nach der Entlassung von Schultze die Stelle des Präsidenten nicht mehr besetzt worden
war. Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 76.
214
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer, 30. Mit der Instruktion vom 02.03.1802 wird
die ‚Oberrechenkammer‘ erstmals als ‚Oberrechnungskammer‘ bezeichnet, nicht erst infolge der
späteren Instruktion vom 29. Mai 1810, wie Uhlsmann fälschlicherweise angibt. Vgl. Siegfried
Uhlsmann 1960. Die geschichtliche Entwicklung der obersten Finanzkontrollbehörden im Bundes-
gebiet, in: DÖH 6. Heft 1, 28.
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 40f.
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 Vgl. für den Wortlaut des königlichen Erlasses Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer
a.a.O., 34.
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 Diese Sorge hatte bereits v. Stein geäußert. Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 43.
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 Mit der Kabinettsorder vom 29. Mai 1810. Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 43f.
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 So erkundigte sich v. Hardenberg z.B. danach, wie er den Monita der ORK entgehen könnte. Vgl.
Theodor v. Ditfurth a.a.O., 44f. Vgl. allgmein zu den genannten Instruktionen Karl Wittrock, Taler
a.a.O., 80f.
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 Im folgenden kurz ‚Generalkontrolle‘ genannt.
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Die Generalkontrolle sollte das Kassen- und Rechnungswesen in Preußen neu
ordnen, hatte alle Etats zu prüfen und mitzuvollziehen (vorherige und beglei-
tende Prüfung), überwachte die von der ORK durchgeführten Revisionen und
eine zeitgerechte Dechargierung der Verantwortlichen, wobei sie von der ORK
bereits geprüfte Rechnungen erneut nachprüfen und ihr Weisungen erteilen
konnte, einzelne Revisionsvorgänge weiter zu verfolgen221. Diese Kompeten-
zen gaben der Generalkontrolle die Möglichkeit, die Tätigkeit der ORK zu
überwachen und sie mehr und mehr auf die formelle Prüfung der Rechnungen
zu beschränken. – Die hier dargestellte Situation widerspricht daher auch der
Einschätzung von Bublitz, die Generalkontrolle sei lediglich für die vorherige
und begleitende Prüfung zuständig gewesen und könne folglich nicht als Rech-
nungsprüfungsorgan angesehen werden222.
Die beherrschende Stellung der Generalkontrolle, die auch aus v. Hardenbergs nega-
tiver Einstellung gegenüber der ORK herrührte, führte in der Folgezeit zu erhebli-
chen Kompetenzstreitigkeiten zwischen Generalkontrolle, Finanzministerium und
ORK223. Aber diese Konflikte innerhalb des öffentlichen Budgetwesens entspannten
sich, als der ehemalige Direktor der Generalkontrolle, von Ladenberg, Präsident der
ORK wurde, die weiterhin von einem Staatsminister beaufsichtigt wurde224. Erst mit
einer vom Präsidenten v. Ladenberg initiierten, wegweisenden Instruktion gelang es,
die Rechnungsprüfung in Preußen eindeutig zu regeln, zumal zwei Jahre später die
Generalkontrolle wieder abgeschafft wurde225.
Bereits ein Jahr zuvor, am 16. Juli 1823, kam es zu ersten Reorganisationsmaßnah-
men, die geographische Geschäftsverteilung (Provinzprinzip) war zugunsten einer
sachlichen Trennung des Revisionsgeschäfts nach Materien aufgegeben worden. Zu-
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 Vgl. Jörg Bublitz 1989. Über die Vorprüfungen in Deutschland. Ein Beitrag zu ihrer Entste-
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38f.
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 55f.
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 56f. Rischer bezeichnete diese Instruktion auch als mustergültig.
Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 25.
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dem wurden die seit 1816 in zwei selbständige, jeweils von einem Präsidenten ge-
leitetete, Abteilungen getrennte Behörde wieder vereint226.
Die bereits erwähnte, für die weitere Entwicklung der Rechnungsprüfung in Preußen
so bedeutsame Instruktion vom 18. Dezember 1824227, die erstmalig eine vollstän-
dige Kodifikation des preußischen Haushaltsrechts enthielt, gewährte der ORK volle
Unabhängigkeit gegenüber der übrigen Verwaltung, eine Kollegialverfassung und
eine umfassende Prüfungskompetenz, die auch Prüfungen vor Ort gestattete und ne-
ben dem im § 3 erwähnten materiellen Prüfungsmaßstab ‚Zweckmäßigkeit‘228 erst-
mals auch im § 10 den der ‚Wirtschaftlichkeit‘ umfaßte, wenn auch in der negativen
Form der ‚Unwirtschaftlichkeit‘229.
Bereits in einer Instruktion vom 19. Februar 1798230 war zuvor in den §§ 2 und
5 erstmals die Forderung aufgenommen worden, neben der schon in mehreren
Instruktionen Friedrichs II. zuvor erwähnten Sparsamkeit auch die zweckmäßi-
ge Verwendung der Gelder zu prüfen, eine Regelung, die auf den Widerstand
des Generaldirektoriums traf, da dieses die Ansicht vertrat, zur Umsetzung der
neuen Prüfungsmaßstäbe seien eine Neuorganisation der ORK und die Ver-
wendung von Fachleuten notwendig231.
Ob unter den materiellen Prüfungsmaßstäben ‚Zweckmäßigkeit‘ und ‚Wirtschaft-
lichkeit‘ der Instruktion von 1824 auch bereits eine indirekte Wirtschaftlichkeitsprü-
fung nach unserem heutigen Verständnis zu verstehen ist, wie dies Grupp betont232,
ist in der Literatur umstritten. Rischer verweist darauf, daß auch aufgrund des Kon-
textes der Instruktion unter dem Begriff der ‚Wirtschaftlichkeit‘ im Preußen dieser
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 47 und 55 und Karl Wittrock, Taler a.a.O., 89. Seit dem 27. Febru-
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Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 39.
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 Vgl. Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 127 bis 166. Allgemein zur Instruktion von 1824
Karl Wittrock, Taler, 88-91.
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 Vgl. Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 98 bis 105.
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 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 29. Unter den Fachleuten waren in
diesem Zusammenhang wohl Beamte zu verstehen, die nicht dem allgemeinen, juristisch dominier-
ten Verwaltungsdienst angehörten, sondern über eine spezifische technische Ausbildung verfügten.
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 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 37.
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Jahre eigentlich ‚Sparsamkeit‘ zu verstehen sei233. Es ist ihm daher wohl zuzustim-
men, unter der Prüfung der Wirtschaftlichkeit staatlichen Handelns zur Zeit der ab-
soluten Monarchie nichts anderes als eine Prüfung der Sparsamkeit des Verwal-
tungshandelns zu verstehen.
Ein weiterer interessanter Aspekt der Instruktion von 1824 fand sich im § 1 Abs. 1 b,
in dem die ORK aufgefordert wurde, aus den Resultaten ihrer Arbeit heraus Vor-
schläge für notwendige oder ratsame Änderungen der Budgetpraxis zu unterbrei-
ten234. Hier deutete sich bereits eine Art Beraterfunktion der Rechnungsprüfer an, die
in ihrer Tragweite jedoch nicht überbewertet werden sollte, da die Effekte der In-
struktion in der Rechtswirklichkeit durchaus hinter dem formal Möglichen zurück-
blieben. Neben der ausdrücklich erwähnten Beratertätigkeit hatte die ORK dem
Monarchen, nicht jedoch der Regierung, einen jährlichen Geschäftsbericht vorzule-
gen, um ihn über Mängel in Kenntnis zu setzen, die aufgrund ihrer Prüfungsarbeit
entdeckt worden waren. Auch die praktische Bedeutung dieses Aspektes der Instruk-
tion von 1824 muß aus heutiger Sicht kritisch betrachtet werden235.
Die Instruktion von 1824 befaßte sich in den §§ 2 und 47 auch mit der Vorprüfung236
von Seiten der Verwaltung für die ORK.
Unter dem Begriff ‚Vorprüfung‘ ist dabei ganz allgemein eine der Revision ei-
ner Verwaltung von Seiten des Rechnungshofes vorgeschaltete Prüfung der
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Verwaltung zu verstehen. Sie kann von
Prüfungsstellen, die in der prüfungsunterworfenen Verwaltung selbst vorhan-
den sind, durchgeführt werden oder von Prüfungseinrichtungen, die dem Rech-
nungshof als eigener Verwaltungsunterbau nachgeordnet sind. Zweck der Vor-
prüfung ist es entweder, eine spätere Prüfung von Seiten des Rechnungshofes
vorzubereiten und zu vereinfachen (diese Form wird auch als Abnahme- oder
Vorprüfung bezeichnet), indem vor allem die Formalia vorab kontrolliert wer-
den, oder eine Prüfung und Entlastung durchzuführen, ohne daß im Regelfall
eine nachträgliche Revision durch den Rechnungshof stattfindet (Selbstprüfung
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 159f , 171 und 173, sowie Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprü-
fung a.a.O., 18.
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 Der genaue Wortlaut lautete: „nach den aus den Rechnungen sich ergebenden Resultaten der Ver-
waltung zu beurtheilen, ob und wo zur Beförderung des Staats zwecks Abänderungen nöthig oder
doch räthlich sind“. Zitiert nach Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 127.
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 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 89f.
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 Vgl. zur Vorprüfung allgemein Jörg Bublitz a.a.O., 344ff und zur Entwicklung der Vorprüfung bis
heute im Anhang die Zeittafel Nr. 10.
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der Verwaltung). Ziel der Vorprüfung ist es dabei auch, wesentliche Mängel
schon im Vorfeld zu beseitigen und dem Rechnungshof einen ersten Überblick
über die Qualität der zu prüfenden Verwaltung zu geben237.
Der § 2 gestattete es der ORK, der Verwaltung Rechnungen von geringerer Bedeu-
tung zur Prüfung und Dechargierung zu überlassen, wobei sich diese allerdings eine
Superrevision vorbehielt. Abgesehen von einer möglichen, nachträglichen Kontrolle
prüfte sich die Verwaltung demzufolge selbst238. Im Falle des § 47 folgte der rechne-
rischen, formellen und sachlichen Abnahmeprüfung von Seiten der (in der Regel
vorgesetzten) Verwaltungsbehörde grundsätzlich die endgültige Prüfung (und Entla-
stung) von Seiten der ORK239. Wie im weiteren Verlauf noch zu zeigen sein wird,
bestanden beide Arten der Beteiligung der Verwaltung an der Prüfung der Rechnun-
gen, die Selbstprüfung und die vorherige Abnahmeprüfung, bis zum Ende des ersten
Weltkrieges nebeneinander fort240.
Die Instruktion vom 16. März 1831 hatte die de facto-Abschaffung des Kollegial-
zugunsten eines Präsidialprinzips zur Folge, denn der Präsident der ORK erhielt die
beschließende Stimme, die übrigen Mitglieder hatten lediglich ein beratendes Stimm-
recht, das bis 1873 Bestand hatte. Diese erste Korrektur der Instruktion von 1824, ist
aus heutiger Sicht als ein Rückschlag zu bewerten241.
Der hier erörterte Zeitraum mit seinen zahlreichen Änderungen der Verwaltungs-
strukturen, die ein um das andere Mal zu Lasten der ORK gingen, brachte mit der
wegweisenden Instruktion von 1824 eine umfassende Neuregelung des Rechnungs-
prüfungswesens und damit einen beachtlichen Fortschritt mit sich, der im histori-
schen Rückblick nicht selbstverständlich erscheint242. Die Anwendung der materiel-
len Prüfungsmaßstäbe der Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit blieben dabei aufgrund
ihrer Übernahme in das spätere ORK-Gesetz und in den § 96 RHO auch für den
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 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 973f.
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 Besonders die Festschreibung der Unabhängigkeit von der Verwaltung wird als Erfolg gewertet.
Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 45, der die Unterstellung unter den Monarchen da-
bei ignoriert.
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späteren Reichsrechnungshof bis zum Ende des Kaiserreiches bestehen. Allerdings
bleibt festzuhalten, daß ihre Bedeutung für die praktischen Prüfungstätigkeit der
ORK und des späteren Reichsrechnungshofes eher gering war, da bei den Prüfungen
in Preußen und später im Reich immer noch die formale und rechnerische Ord-
nungsmäßigkeit und die Einhaltung der Gesetze und Vorschriften im Vordergrund
standen243.
Die herausragende Instruktion von 1824 darf nicht darüber hinwegtäuschen, daß die
Periode zwischen 1797 und 1840 aufgrund der schwierigen Arbeits- und der gerin-
gen Einkommensverhältnisse für das Personal der Rechenkammer, die zudem eine
zunehmende Überalterung derselben zur Folge hatten, der vorherrschenden Pedante-
rie bei der Prüfung und der immer noch wenig exakten Budgetierung und Rech-
nungslegung auch als eine Zeit der Ohnmacht und des Verfalls der ORK im Ge-
dächtnis haften bleibt244.
1.2 Institutioneller und funktioneller Wandel in der konstitutionellen Monar-
chie245
Die Phase des Konstitutionalismus246 brachte für die preußische ORK zwei bedeu-
tende Veränderungen mit sich. Mit der Beteiligung des Volkes an der Staatsgewalt
betrat ein neuer politischer Akteur die Bühne247. Wie agierte nun die ORK in der
konstitutionellen Monarchie? Wie entwickelte sich das Verhältnis zum Parlament?
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 172 und Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 48f. Ein Beispiel
zeitgenössischer Kritik aus dem Jahre 1807 von dem ehemaligen ORK-Mitarbeiter Coelln an der
allein auf Zahlen und Belege fixierten Arbeit der Rechnungsprüfer findet Erwähnung bei Theodor v.
Ditfurth a.a.O., 40f.
244
 Vgl. Karl Wittrock 1984. Rechnungsprüfung 1713-1918. Die Anfänge moderner Haushaltskon-
trolle, in: Jeserich, Kurt G.A. / Pohl, Hans / Unruh, Georg-Christoph v. (Hg.). Deutsche Verwal-
tungsgeschichte. Band 3. Deutsche Verlagsanstalt. Stuttgart, 936f (im folgenden zitiert als 1713-
1918). Als Beispiele für die Ohnmacht und den Verfall der ORK sei an dieser Stelle auf die 1832
praktisch eingeschlafene Kontrolle der Etatvoranschläge und den Umstand verwiesen, daß der Prä-
sidentenposten der ORK als Strafversetzung angesehen wurde. Vgl. ausführlicher Karl Wittrock,
Taler a.a.O., 91ff.
245
 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung im Konstitutionalismus im Anhang auch
Zeittafel Nr. 2.
246
 An dieser Stelle sei auf die Eigenarten des preußisch-deutschen Konstitutionalismus hingewiesen,
der in seinem monarchischen Prinzip einen Gewaltenmonismus in der Person des Königs zur Folge
hatte, dem der Landtag als unselbständiges Staatsorgan nachgeordnet war. Vgl. Herbert Rischer
a.a.O., 27.
247
 Einen Überblick über die daraus entstehenden Konflikte gibt Karl Wittrock 1986c. Parlament,
Regierung und Rechnungshof. Zur Geschichte einer schwierigen Dreiecksbeziehung, in: ZParl 3.
414-422 (im folgenden zitiert als: Dreiecksbeziehung).
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Zudem wurde infolge der Reichsgründung die ORK immer mehr in der Hintergrund
gedrängt. Welche Konsequenzen hatte die Entstehung des Kaiserreiches für die
ORK, wie wurde die Rechnungsprüfung fortan organisiert?
1.2.1 Die Regierungszeit Friedrich Wilhelms IV. (1840-1861)
Nachdem seit 1846 Wirtschaftskrisen und Mißernten Europa erschüttert hatten, kam
es vermehrt zu revolutionären Bewegungen, die auch Preußen erreichten. Unter die-
sen Umständen sah sich Friedrich Wilhelm IV. veranlaßt, als Gegenreaktion eine
Kommission mit der Erstellung einer Verfassung zu beauftragen. Der auf der Basis
der belgischen Konstitution erstellte Verfassungsentwurf von 1848 sah in Art. 103
vor, daß die allgemeine Rechnung dem Parlament von der ORK zur Entlastung der
Regierung vorzulegen sei. Zudem sollte ein besonderes Gesetz die Einrichtung und
Befugnisse der ORK bestimmen248. Insofern beinhaltete Art. 103 eine verfassungs-
rechtliche Bestandsgarantie für die ORK und entzog bemerkenswerterweise die Ge-
staltung dieser Behörde der Organisationsgewalt der Exekutive249. Am 5. Dezember
1848 wurde dieser Entwurf im wesentlichen vom König übernommen und als Ver-
fassung oktroyiert, allerdings mit der Maßgabe, sie alsbald auf einfachgesetzlichem
Wege zu revidieren.
Nach Einführung des Dreiklassenwahlrechts gelang es den konservativen Kräften
beider Kammern im Rahmen der Verfassungsrevision einen direkten Kontakt zwi-
schen Legislative und ORK, die sie als einen Teil der Exekutive verstanden, zu ver-
hindern250. So verlangte denn auch die Verfassung von 1850 in Art. 104, daß die all-
gemeine Rechnung über den Staatshaushalt den Kammern zur Entlastung der Staats-
regierung „mit den Bemerkungen der Oberrechnungskammer“ 251 und nicht mehr
wie noch in der Verfassung von 1848 „von der Oberrechnungskammer“252  vorge-
legt wurde. Insofern war ein direkter Verkehr zwischen dem Parlament und der ORK
im Entlastungsverfahren ausgeschlossen. Die verfassungsrechtliche Bestandsgarantie
                                                
248
 Vgl. zur Entstehung/Beratung des Entwurfs von 1848 Karl Wittrock, Taler a.a.O., 114ff und be-
züglich des genauen Wortlauts des Art. 103 Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O.,
51.
249
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 116 und 118.
250
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 51.
251
 S. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 60. Mit dieser Revision der Verfassung von 1848 wurde auch der
Begriff der ‚Bemerkungen der ORK‘ geboren, an dem sich in der Folgezeit ein lang andauernder
Konflikt entzünden sollte. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 33.
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und die Ankündigung eines ORK-Gesetzes blieben jedoch von der Verfassungsrevi-
sion unberührt.
An dieser Änderung der Verfassung entzündete sich in der Folgezeit ein 22 Jahre
währender Konflikt. Kern dieser Auseinandersetzung war der Umstand, daß die
ORK dem Parlament lediglich eine formale Bescheinigung übergab, welche die Ent-
lastung der Regierung erlaubte. Diese Vorlage enthielt jedoch kein Material über die
Art und Weise der Haushaltsdurchführung, wie es gemäß der Instruktion von 1824
dem König zuging253. Als Folge dieses Vorgehens forderten denn auch beide Kam-
mern des preußischen Landtages (LT) ab 1853 jährlich die Verabschiedung des in
Aussicht gestellten Gesetzes254, um die Budgethoheit des Parlamentes mit Hilfe einer
wirksamen Budgetkontrolle zu ergänzen, aber Regierung und ORK verschleppten
eine solche gesetzliche Regelung255. Im Jahre 1855 verlangte die Budgetkommission
des Landtages, daß auch ihr die Mängelfeststellungen der ORK, in der Form, wie sie
der König erhielt, zugänglich gemacht würden. Die Regierung, die die Bemerkungen
zu diesem Zeitpunkt ebenfalls nicht einsehen konnte, und später auch der Landtag
lehnten diese Forderung jedoch ab256. Ein weiterer Versuch des Parlamentes, mittels
einer Definition des Inhaltes der Bemerkungen seine Budgetkontrolle auszuüben,
scheiterte 1857 am Widerstand der ORK, die den Landtag nicht für zuständig
hielt257. Diese für den LT wenig befriedigende Praxis führte dann auch zu der An-
sicht, daß die Entlastung der Regierung in dieser Art und Weise lediglich eine Förm-
lichkeit bliebe258.
Die Gründe für den o.g. Konflikt waren zum einen die bis zur gesetzlichen Ausfüh-
rung des Art 104 nicht geklärte verfassungsrechtliche Situation259, die beide Kam-
                                                                                                                                         
252
 S. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 120.
253
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 61, Herbert Rischer a.a.O., 35. Allerdings wurde der Wert dieses
jährlichen Berichts an den König vom ehemaligen Präsidenten des BRH Wittrock in Frage gestellt,
da die Berichte ohne eine kollegiale Beratung in der ORK und ohne sich mit den Fachministern ins
Benehmen zu setzen vom Präsidenten der ORK eigenständig verfaßt worden sind. Vgl. Karl Wit-
trock, Taler a.a.O., 181.
254
 Vgl. Hermann Schmökel 1932. Die Entstehung des Oberrechnungskammergesetzes, 21 und Karl
Wittrock Taler a.a.O., 179ff.
255
 Vgl. Hermann Schmökel a.a.O., 20 und 24.
256
 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 44.
257
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 61.
258
 Vgl. m.w.N. Herbert Rischer a.a.O., 36.
259
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 61. Eine interessante allgemeine Darstellung der Budgetkontrolle
von Seiten des preußischen Parlaments und seine Zusammenarbeit mit der ORK vor der Verab-
schiedung des ORK-Gesetzes anhand der Plenarprotokolle erbringt Karl Wittrock. Vgl. ders., Taler
a.a.O., 127-179.
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mern zu der Auffassung kommen ließ, die ORK sei seit dem Inkrafttreten der preußi-
schen Verfassung verfassungswidrig (!)260, und zum anderen die Befürchtung der
ORK, eine Zusammenarbeit mit dem Parlament würde sie bei der übrigen Exekutive
desavouieren und damit ihre Arbeit bedeutend erschweren261, belastet von der im
Beamtenapparat verbreiteten Ansicht, die Legislative hätte nicht das Recht, sich in
die Exekutive des Königs einzumischen262.
1.2.2 Die Regierungszeit Wilhelms I. (1861-1888)263
Der seit 1850 schwelende Konflikt über den Inhalt und die Adressaten der Bemer-
kungen der ORK setzte sich auch unter dem neuen Monarchen fort, ehe er mit dem
ORK-Gesetz von 1872 ein vorläufiges Ende fand.
Nachdem im Jahre 1862 der amtierende Finanzminister durchgesetzt hatte, daß die
Bemerkungen der ORK zusätzlich auch der Regierung  vorgelegt würden, hatte der
LT weiterhin keine Möglichkeit zur Einsichtnahme in dieselben264. Daher ver-
weigerte dieser 1862 der Regierung die Entlastung, da die von der Verfassung gebo-
tene Zuleitung der Bemerkungen nicht stattfand265, woraufhin König Wilhelm I. die
Erstellung von Bemerkungen von Seiten der ORK für das Parlament in der Instrukti-
on vom 24. Juni anordnete266. Bereits am 08. Januar 1863 kam es zur ersten Vorlage
der Bemerkungen der ORK für das Etatjahr 1859, zwei Wochen später folgten die
für das Jahr 1860. Beide Monita waren mit 192 und 188 Positionen recht umfang-
reich, wenn sie sich auch zum großen Teil auf Formalia und Lappalien beschränk-
ten267. Der Erlaß gestattet es der ORK nämlich nicht, die wesentlichen Ergebnisse
ihrer Prüfungen weiterzugeben, sondern lediglich Verstöße gegen das Staatshaus-
haltsgesetz, aber nicht solche gegen Gesetze, Verordnungen Finanz- und Haushalts-
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 Die Verfassungswidrigkeit der ORK begründeten die Abgeordneten damit, daß seit dem Inkraft-
treten der Verfassung die Instruktion vom 18. Dezember 1824 keine ausreichende gesetzliche
Grundlage mehr für die Arbeit der ORK darstellte. Diese wurde aber von der Regierung mit Erfolg
bestritten. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 34.
261
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 121.
262
 Vgl. Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 46.
263
 Ab 1871 Kaiser Wilhelm I..
264
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 52.
265
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 192f.
266
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 61. Der genaue Wortlaut der Instruktion ist u.a. abgedruckt bei
Herbert Rischer a.a.O., 37.
267
 Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 194f.
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vorschriften268. Folglich war das Parlament unzufrieden269, und dieser Schritt des
Monarchen trug nicht zur endgültigen Lösung der innenpolitischen Ausein-
andersetzungen bei. Zudem bat die ORK 1867 darum, sie von dieser Art von Bemer-
kungen zu entbinden oder die inhaltliche Ausweitung zu gestatten, was König und
Regierung jedoch einhellig ablehnten270.
Zuvor hatte die Regierung am 22. Januar 1862 einen Gesetzentwurf für das in Art.
104 angekündigte ORK-Gesetz eingebracht, der jedoch aufgrund der Parlaments-
auflösung nicht mehr zur Abstimmung gelangte. Zentrale Streitfrage war zu diesem
Zeitpunkt die Definition des Begriffes  ‚Etatüberschreitungen‘ 271. Eine weitere, strit-
tige Frage der Debatten betraf die Möglichkeit zu weitreichenden direkten Kontakten
zwischen dem LT und der ORK, die vom Parlament gefordert, aber von der Exekuti-
ve scharf abgelehnt wurden272. Zudem waren die Abgeordneten allgemein enttäuscht
über den über so einen langen Zeitraum erarbeiteten Entwurf, der ihrer Meinung
nach eher den Verhältnissen einer absoluten denn einer konstitutionellen Monarchie
gerecht wurde273.
Nachdem die preußische Regierung unter Bismarck den zwischen 1862 und 1866
währenden Verfassungskonflikt mit der Indemnitätsvorlage von 1866 für sich ent-
schieden hatte und die außenpolitischen Auseinandersetzungen mit der Reichsgrün-
dung abgeschlossen waren, kam am 09.12.1871 erneut eine Gesetzesvorlage in den
Landtag274. Nachdem die letzten strittigen Punkte bezüglich des Inhalts der Bemer-
kungen beseitigt waren275, trat das Gesetz am 27.03.1872 in Kraft276.
Danach war die ORK eine unmittelbar dem König unterstellte und gegenüber den
Ministerien selbständige Behörde, deren Mitglieder richterliche Unabhängigkeit be-
saßen und deren Aufgabe es war, bis auf wenige Ausnahmen alle Einnahmen und
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 61 Herbert Rischer a.a.O., 37. Dennoch fanden sich auch einige
interessante Details in den ersten Bemerkungen. Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 195f.
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 Die Legislative verlangte neben Informationen für die Budgetkontrolle auch nach solchen, die für
die zukünftige Bewilligung des Etats von Bedeutung waren.Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 195f.
270
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 53f.
271
 Vgl. neben den bisher genannten Titeln von v. Ditfurth und Friedrich v. Pfuhlstein insbesondere
die Darstellung bei Hermann Schmökel a.a.O., 44ff.
272
 Vgl. zu den einzelnen Forderungen des LT Herbert Peucker a.a.O., 64f.
273
 Vgl. Karl Wittrock,Taler a.a.O., 189. Bei Wittrock sind auch der Gesetzentwurf der Regierung, der
Bericht der Sonderkommission des LT und der Gegenentwurf des LT abgedruckt. Ebenda, 217ff.
274
 Vgl. Hermann Schmökel a.a.O., 86f.
275
 Vgl. Hermann Schmökel a.a.O., 92f.
276
 Vgl. für den genauen Gesetzestext Klaus Hertel, Oberrechenkammer a.a.O., 169-190.
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Ausgaben des preußischen Staates zu prüfen277. Die dem Landtag zuzusendenden
Bemerkungen sollten die außeretatmäßigen und unnötigen Ausgaben sowie Etatüber-
schreitungen enthalten278. Zudem war es der ORK gestattet, dem König mit ihrem
Bericht auch gutachterliche Äußerungen bezüglich Reformen der Verwaltung zu-
kommen zu lassen279.
Auch das Gesetz von 1872 ermächtigte in § 11 die ORK, Rechnungen von un-
tergeordneter Bedeutung (d.h. nicht von Einfluß für das Entlastungsverfahren
im LT) zur Prüfung und Entlastung den Verwaltungsbehörden zu überlassen,
wobei ihr der § 16 ein fachliches Weisungsrecht in diesem Zusammenhang ein-
räumte. Allerdings war dem Landtag ein Verzeichnis derjenigen Rechnungen
vorzulegen, die gemäß § 11 nicht von der ORK geprüft worden waren. Eine
Verpflichtung, die durchaus als Folge der konstitutionellen Verfassung be-
trachtet werden konnte280.
Im Jahre 1873 wurde auch der Geschäftsgang in der ORK neu geregelt und in diesem
Zusammenhang das 1831 abgeschaffte Kollegialprinzip wieder eingeführt281.
Das ORK-Gesetz von 1872 war erst mehr als zwanzig Jahre nach dem Übergang zur
konstitutionellen Monarchie verabschiedet worden, weil die Frage der Beziehung
zwischen LT und ORK hochpolitischer Natur war und sowohl der Krone als auch der
Regierung so ungelegen kam, daß sie eine Lösung möglichst lang hinauszögerten.
Zudem waren beide Verfassungsorgane nicht daran interessiert, im Zusammenhang
mit der Arbeit der ORK, dem LT überhaupt Regierungsakten zugänglich zu machen,
da sie es diesem gestatten würden, Mängel im Verwaltungsvollzug aufzudecken,
denn das damit verbundene Kontrollrecht des LT gegenüber der Verwaltung gestan-
den Krone und Regierung dem Parlament nicht zu282. Das ORK-Gesetz beendete
daher zwar die langen Auseinandersetzungen über den Inhalt der Bemerkungen und
wies der ORK ihre verfassungsrechtliche Stellung gegenüber dem LT, der Regierung
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 62f und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 56f.
278
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 57f.
279
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 59.
280
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 350. Die Abnahmeprüfung selbst fand keine gesonderte Erwähnung im
Gesetz von 1872, ein Zeichen dafür, daß diese als übliche Aufgabe der Verwaltung und nicht als
Teil der im Gesetz zu regelnden Rechnungsprüfung gesehen wurde. Erst im § 51 des Staatshaus-
haltsgesetzes vom 11. Mai 1898 fand die Abnahmeprüfung inhaltlich Erwähnung und wurde wie
bereits in den bisherigen Vorschriften geregelt. Zudem wurde in diesem Gesetz erstmals der Begriff
‚Abnahmeprüfung‘ vom Begriff ‚Vorprüfung‘ abgelöst. Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 351. Zum besseren
Verständnis wird der Begriff der Abnahmeprüfung in dieser Arbeit jedoch weiter verwendet.
281
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 59.
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und der Krone zu283, aber es stellte keine sachgerechte Lösung dar, da dem LT nicht
eine umfassende Budgetkontrolle als Äquivalent seiner Budgethoheit gewährt wurde.
Das Gesetz war somit nicht ein Kompromiß der Streitparteien, sondern ging einseitig
zu Lasten des LT284.
Waren die bisher dargestellten Ereignisse eher innenpolitischer Natur und betrafen in
erster Linie die funktionelle Entwicklung von der Verwaltungskontrolle für den Kö-
nig hin zur Verfassungskontrolle im Zuge der Unterstützung des Parlamentes bei der
Ausübung seiner Budgethoheit, so hatten die nachfolgenden kriegerischen Auseinan-
dersetzungen und ihre politischen Folgen vor allem institutionelle Konsequenzen.
Nach der Gründung des Norddeutschen Bundes am 18. August 1866, dessen Ver-
fassung in Art. 72 zwar eine Rechnungslegung über alle Einnahmen und Ausgaben
des Präsidiums des Norddeutschen Bundes gegenüber dem Bundesrat und Reichstag
vorsah, aber keinen Rechnungshof und keine Rechnungsprüfung als Unterstützung
der Budgethoheit von Bundesrat und Reichstag explizit erwähnte285, übertrug dessen
Bundesrat die Rechnungsprüfung für die Jahre 1867 bis 1869, später auch für 1870,
am 04. Juli 1868 und am 11. März 1870 auf die preußische ORK unter der Bezeich-
nung ‚Rechnungshof des Norddeutschen Bundes‘286. Dabei war dieser Rechnungshof
des Norddeutschen Bundes eigentlich eine neu hinzugetretene Abteilung der ORK,
die nach denselben gesetzlichen Regelungen  wie die ORK arbeitete, aber deren Per-
sonal stand im Bundesdienst287. Der Rechnungshof des Norddeutschen Bundes war
direkt dem Präsidium unterstellt und vom Bundeskanzler unabhängig, seine Arbeit
nahm er ab dem 01. Januar 1869 auf, wobei ihm dieselben Befugnisse gegenüber den
Bundesbehörden zustanden wie der ORK gegenüber der preußischen Verwaltung288.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 41.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 45.
284
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 42.
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 Wittrock sieht in dem Umstand, daß die Verfassung des Norddeutschen Bundes die Bugetprüfung
und ihre institutionellen Voraussetzungen praktisch ignoriert hat, auch eine Folge des Verfassungs-
konfliktes in Preußen und der daraus folgenden Entwicklung. Vgl. Karl Wittrock, Taler a.a.O., 207.
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 66f
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 66f. In der Literatur finden sich verschiedene Angaben darüber,
wie das Verhältnis zwischen ORK und dem Rechnungshof des Norddeutschen Bundes, später dem
Rechnungshof des Deutschen Reiches  zu bewerten sei. So plädiert Grupp für die ‚Organgemein-
schaft‘. Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 64. Rischer hingegen für die ‚Insti-
tutionenleihe‘. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 47. Wagner spricht sich allerdings für die ‚Organleihe‘
aus. Vgl. Norbert- Berthold Wagner 2001. 50 Jahre Bundesrechnungshof, in: AöR 126, 109. Eine
Zusammenfassung der wissenschaftlichen Diskussion findet sich bei Norbert- Berthold Wagner
a.a.O., 105ff.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 46 und 48.
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Daß die Rechnungsprüfung nach preußischem Vorbild organisiert wurde, war einer-
seits auf den erheblichen Einfluß Preußens auf den Norddeutschen Bund und ande-
rerseits auf die Tatsache zurückzuführen, daß die meisten Bundesbehörden aus preu-
ßischen Behörden hervorgegangen waren, insofern stellten diese Regelungen bezüg-
lich der Haushaltskontrolle keinen Sonderfall dar, sondern entsprachen der üblichen
Praxis289.
Nach der Gründung des Deutschen Reiches übertrug der Reichstag am 28. Oktober
1871 die Rechnungsprüfung des Reichshaushaltes, dem Vorbild der Regelung des
Norddeutschen Bundes folgend, der Abteilung der ORK unter der Bezeichnung
‚Rechnungshof des Deutschen Reiches‘ (RHdDtR)290, die zuvor für die Prüfung des
Etats des Norddeutschen Bundes zuständig gewesen war. Das Deutsche Reich über-
nahm in diesem Zusammenhang auch beide in Preußen üblichen Mitwirkungsformen
der Verwaltung (Selbst- und Abnahmeprüfung) an der Vorprüfung291. Bereits am 28.
April 1872 legte die Reichsregierung dann einen Gesetzentwurf nach dem Vorbild
des lediglich wenige Wochen alten ORK-Gesetzes zur Errichtung einer reichseige-
nen Prüfungsbehörde vor, aber dieser scheiterte, wie auch mehrere andere in den
Folgejahren, bis einschließlich 1877292 an den unterschiedlichen Auffassungen von
Reichskanzler, Reichstag und Bundesrat. Da die Bestrebungen der Einrichtung einer
eigenen Prüfungsbehörde des Reiches im Sande verliefen, wurde das Provisorium
vom Oktober 1871 jährlich verlängert293.
Stellung und Funktionen des RHdDtR, wie sie sich auch in der Instruktion vom 05.
März 1875 niederschlugen, richteten sich in den wesentlichen Punkten nach dem
preußischen Vorbild. Allerdings war sein Prüfungsbereich ein anderer (nämlich der
Etat des Reiches). Der RHdDtR war de jure eine Abteilung der ORK, tatsächlich eine
besondere Behörde mit eigenem Etat im Reichshaushalt, deren Beamte Reichsbe-
amte waren, deren Mitglieder vom Bundesrat gewählt und vom Kaiser ernannt wur-
den. Die Sitzungen waren von denen der ORK getrennt, ebenso die Räumlichkeiten.
Sein Präsident bekleidete jedoch in Personalunion auch das Amt des Präsidenten der
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 46.
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 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 68f.
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 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 356f und 361.
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 In die Historie der Versuche einer reichsgesetzlichen Regelung sowohl der Verwaltung der Ein-
nahmen und Ausgaben als auch der Errichtung einer eigenen RPB für das Reich sind auch die Ent-
würfe für ein Reichshaushaltsgesetz von 1902 und ein Reichswirtschaftsgesetz von 1911, sowie die
weiter unten aufgeführten ‚Reichskontrollgesetze‘ von 1910 und 1915 und das sogenannte ‚Strich-
gesetz‘ von 1921 einzuordnen. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 49ff.
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ORK294. De facto führte der Arbeitsanfall dazu, daß der RHdDtR sich mehr und
mehr zu einer eigenen Behörde entwickelte295, die damit begann, aus dem Schatten
der „Schwesterbehörde“296 ORK herauszutreten.
Sowohl die Konstituierung des Norddeutschen Bundes als auch die spätere Reichs-
gründung ließen RPB entstehen, die sich ausschließlich auf die preußischen Erfah-
rungen stützten. Erst mit der zunehmenden Dominanz des Reiches gegenüber den
Ländern trat die ORK in den Hintergrund, sie blieb jedoch die Keimzelle der RPB
des Reiches und somit auch des späteren BRH.
1.2.3 Die Regierungszeit Kaiser Wilhelms II. (1888-1918)297
Da die Rechnungsprüfungen in Preußen und im Reich auf tragfähigen, gesetzlichen
Grundlagen beruhten, waren in der Folgezeit kaum noch Änderungen vonnöten. Al-
lerdings scheiterten sowohl 1902 als auch 1911 Versuche, eine dem ORK-Gesetz
vergleichbare gesetzliche Regelung auch für den RHdDtR zu verabschieden298.
Mit dem Erwerb von Kolonien fanden ab 1905 erstmals auch Prüfungen vor Ort statt,
zuvor waren alle erforderlichen Belege und Rechnungen noch an den des RHdDtR
gesandt worden299. Gesetzliche Grundlagen dieser Tätigkeiten vor Ort war ein Gesetz
vom 14. Mai 1894, welches dem RHdDtR die Prüfung der Haushalte von Kamerun,
Togo und Deutsch-Südwestafrika von den Jahren 1892/1893 an übertrug, und das
Gesetz vom 09. Juni 1895, das die Prüfungskompetenzen auf alle deutschen Schutz-
gebiete ausdehnte300.
Nachdem 1909 Vertreter des RHdDtR an einer Sitzung der Budgetkommission teil-
genommen hatten und bei dieser Gelegenheit auch die Vorstellungen ihrer Behörde
über eine Vereinfachung der Rechnungsprüfung zur Sprache brachten, also die seit
1872 vorhandene Gutachterfunktion wahrnahmen, folgte 1910 ein ‚Reichs-
kontrollgesetz‘. Dieses brachte Erleichterungen bei der Rechnungsprüfung und -le-
                                                                                                                                         
293
 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 61.
294
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 69f und Herbert Rischer a.a.O., 46.
295
 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe, 61f und Herbert Rischer a.a.O., 48f.
296
 Diese recht eigentümliche Bezeichnung geht auf Theodor v. Ditfurth zurück. S. ders. a.a.O., 73.
297
 Auf die Regentschaft von Friedrich III. braucht aufgrund ihrer bekannt kurzen Dauer nicht näher
eingegangen zu werden.
298
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 49ff.
299
 Genauer gesagt an den Amtssitz der ORK, an dem auch der RHdDtR residierte. Vgl. Theodor v.
Ditfurth a.a.O., 72.
300
 Vgl. Eberhard Fricke a.a.O., 17.
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gung, die weitere Übertragung der Rechnungsprüfung des Reichshaushalts auf die
schon zuvor als RHdDtR agierende Abteilung der ORK mit sich301 und baute die
Abnahmeprüfung zugunsten der Selbstprüfung der Verwaltung aus302. In den Jahren
1915 und 1916 wurden weitere Kontrollgesetze verabschiedet, die vor allem eine an
die Kriegssituation angepaßte vereinfachte Kontrolle erlaubten303, wobei das Gesetz
vom 04. April 1915 auch deswegen notwendig geworden war, weil die 1910 erneut
an die ORK übertragene Rechnungsprüfung des Reichshaushalts nach fünfjähriger
Laufzeit geendet hatte. Die sogeannten Kontrollgesetze, die in erster Linie die Über-
tragung der Rechnungsprüfung regelten, waren im Norddeutschen Bund von 1868
und im Deutschen Reich von 1871 an bis zur Verabschiedung der Reichshaushalts-
ordnung im Jahre 1922 die gängige Vorgehensweise zur Regelung offener Fragen in
Bezug auf die Rechnungsprüfung304.
Während der Regierungszeit Kaiser Wilhelms II. begann folglich zwischen Parla-
ment und RHdDtR eine anfängliche Zusammenarbeit im Zusammenhang mit der
Rationalisierung des Rechnungswesens305.
1.3  Institutioneller und funktioneller Wandel in Zeiten der Monarchie – eine
Bewertung
Die grundlegende Funktion der ORK (Kontrollträger) in der absoluten Monarchie
war die Unterstützung des Monarchen (Kontrolladressat und -gestalter) bei der Kon-
trolle seiner Administration, also die Verwaltungskontrolle306. Diente bereits die
1713 eingeführte periodische Budgetierung dem Monarchen ausschließlich zur
Steuerung der Verwaltung307, so konnte die Überprüfung der Ordnungs- und Recht-
mäßigkeit (Kontrollkriterium) des Einnahme- und Ausgabegebarens der öffentlichen
                                                
301
 Vgl. u.a. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 70f.
302
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 359. Die ORK erließ zudem am 12. Mai für die eigene Behörde und am
11. April 1910 für die Verwaltungsbehörden vergleichbare Ausführungsbestimmungen. Vgl. Jörg
Bublitz a.a.O., 359f und 361.
303
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 66f. Das Kriegskontrollgesetz von 1916
ermächtigte die ORK zudem, auch Erleichterungen im Bereich der Vorprüfung vorzunehmen. Vgl.
Jörg Bublitz a.a.O., 361f.
304
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 50 (FN 285.)
305
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 71.
306
 Vgl. bei Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 42. Grupp verweist allerdings auch
darauf, daß die ORK teilweise auch klassische Verwaltungs- und in geringerem Umfang auch le-
gislative Aufgaben zeitweise wahrnahm. Ebenda, 39f.
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Verwaltung (Kontrollobjekt) eines Haushaltsjahres (Kontrollintervall) als Kontrolle
der Wirksamkeit der administrativen Steuerungsfunktion des Budgets angesehen
werden, eine „strukturelle Konsistenz der Budget- und Kontrollfunktionen“308 war
demnach vorhanden.
In der Praxis war die Arbeitsweise der ORK einerseits wohl von großer Pedanterie
selbst bei kleineren Summen gekennzeichnet309, andererseits unterlagen bedeutende
Staatsausgaben, z.B. im Bereich des Bauwesens, der unmittelbaren Disposition des
Königs und nicht ihrer Kontrolle310, zudem waren verschiedene, finanziell durchaus
bedeutende Kassen und Fonds von einer ORK-Prüfung ausgenommen311.
In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß die Institution ORK und der
Erfolg ihrer Monita vom persönlichen Verhältnis der jeweils beteiligten Spitzenbe-
amten zum König, dem Kontrollgestalter, abhängig waren312. An dieser Stelle er-
scheint es daher angemessen, auf die Frage der (Neu-)Besetzung der Präsidentenäm-
ter seit 1713 und damit auf eine mögliche Politisierung des Spitzenpersonals einzu-
gehen313.
Lediglich die drei Ernennungen der (Chef-) Präsidenten v. Creutz, v. d. Schulenburg-
Kehnert und Aschenborn stehen in einem zeitlichen Zusammenhang mit einem
Wechsel auf dem Thron (1713, 1797, 1840), damit geraten lediglich drei von fünf-
zehn Berufungen und Wechseln unter den Verdacht der Politisierung der ORK zur
Zeiten der absoluten Monarchie, wobei aus dieser Menge die Ernennung von v.
Creutz eine Ausnahme darstellt, da er ja Gründungspräsident gewesen ist. Bei den
übrigen zwei Fällen ist festzuhalten, daß Aschenborn einem in Pension gegangenen
Präsidenten nachgefolgt ist. Lediglich im Falle v. d. Schulenburg-Kehnert hat in der
Person von Friedrich Wilhelm III. ein Monarch ein Jahr nach seiner Thronbesteigung
                                                                                                                                         
307
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 84.
308
 S. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 81.
309
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 121 und Karl Wittrock, Taler a.a.O., 91f.
310
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 121. So erteilte Friedrich II. z.B. am 05. Februar 1753 die Anweisung, alle
Baurechnungen bis 1751 zu verbrennen, um die Kosten für seine Bautätigkeit in Potsdam auch vor
der ORK zu verschleiern. Diese Anordnung wurde allerdings nicht ausgeführt. Vgl. Friedrich v.
Pfuhlstein, Generalrechenkammer, 21 und Karl Wittrock, Taler a.a.O., 54f.
311
 Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang bsp. die Instruktion vom 13. Februar 1770. Vgl. Karl
Wittrock, Taler a.a.O., 54f.
312
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 45.
313
 Vgl. hierzu die Lebensläufe der Präsidenten und die Aufstellungen über die Direktoren bei Theo-
dor v. Ditfurth a.a.O., 75ff und 125ff, sowie die Tabelle Nr.1 im Anhang.
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persönlich eingegriffen, indem er ihn zunächst dem Vorgänger v. Schultze, der später
in Ungnade gefallen ist, vorgesetzt, aber ihn dann 1807 aller Ämter enthoben hat314.
Abbildung Nr. 2: Präsidenten der ORK in der Zeit der absoluten Monarchie
Amtszeit (Chef-) Präsi-
dent
Bemerkungen
1713-1731 v. Creutz Pensionierung
1731-1744 Amt unbesetzt
1744-1752 v. Piper Ausscheiden durch Tod
1752-1764 v. Resen Ausscheiden durch Tod
1764-1776 v. Tiefenbach Siehe Roden (1768-1781)
1768-1781 Roden v. Tiefenbach behält den Titel „Präsident“, Roden,
Günstlings des Königs, Chefpräsident, schied durch
Tod aus
1781-1795 v. Kummer Wohl auf Empfehlung von Roden ernannt, mit dem ihn
eine innige Freundschaft verband, Ausscheiden durch
Tod
1795-1802 v. Schultze Auf eigenen Vorschlag hin und gegen den Widerstand
Woellners ernannt, 1802 entlassen, da er eine Übersicht
sämtlicher Beamten Preußens nicht rechtzeitig fertig-
stellen konnte
1798-1807 v. d. Schulen-
burg-Kehnert
Chefpräsident, v. Schultze bleibt bis 1802 Präsident, v.
d. Schulenburg-Kehnert 1807 sämtlicher Ämter entho-
ben
1808-1822 v. Schlabren-
dorff
Chefpräsident, Ausscheiden durch Tod
1816-1818 v. Beguelin Chefpräsident der ab 1816 gebildeten, selbständigen
zweiten Abteilung der ORK, Ausscheiden durch Tod
1818-1823 v. Oelssen Übernahm die zweite Abteilung von v. Beguelin bis zur
Zusammenlegung zu einer einheitlichen Behörde 1823,
wurde wenige Wochen nach Amtsantritt von v. Lan-
denberg in den Wartestand versetzt, fand keine ange-
messene Anschlußverwendung
1823-1835 v. Ladenberg Wurde 1835 Leiter der Domänen- und Forstverwaltung
1835-1839 v. Ribbentrop Chefpräsident, scheiterte 1822 mit einer Bewerbung
gegen v. Ladenberg, ging krankheitsbedingt in den Ru-
hestand
1839-1842 Aschenborn Chefpräsident, zuvor Vizepräsident, ging 1842 in Pen-
sion
1842-1850 Kuhlmeyer Chefpräsident, ging 1850 in Pension
Quelle: Theodor v. Ditfurth a.a.O., 76-124.
                                                
314
 Der Grund hierfür kann indirekt einer Bemerkung vom Steins entnommen werden, der gesagt ha-
ben soll: „Man würde seine Verwaltung loben, wenn man sie schlecht nennte.“ Vgl. Theodor v. Dit-
furth a.a.O., 43, FN 3.
75
Im Regelfall hat demzufolge der (Chef-) Präsident seinen Posten verlassen, um in
Pension zu gehen oder ist infolge seines Todes ausgeschieden, nur in drei von fünf-
zehn Fällen, neben den bereits erwähnten ist v. Oelssen 1823 in den Wartestand ver-
setzt worden und hat keine angemessene Anschlußverwendung gefunden, ist anderes
zu konstatieren. Die Präsidenten waren in fünf von fünfzehn Fällen zuvor ‚Vortra-
gende Räte‘ in der ORK gewesen, drei von ihnen (Aschenborn, v. Piper und Resen)
auch Direktor oder Vizepräsident.
Die vorherigen Ausführungen zeigen, daß der Amtsantritt eines neuen Monarchen
für das Spitzenpersonal (Präsident) der GRK/ORK praktisch keine Auswirkungen
hatte, denn eine nennenswerte Elitezirkulation fand nach Thronwechseln nicht statt,
eine Politisierung war daher nicht festzustellen.
Auch wenn das Rechnungsprüfungswesen in diesem politischen System durchaus
kritisch zu bewerten war, so wurde mit der endgültigen Festigung der Un-
abhängigkeit der ORK von der Verwaltung, nicht vom Monarchen315, eine verfas-
sungsrechtliche Stellung erreicht, die eine wirksame Rechnungsprüfung gewährlei-
stete. Erste Ansätze, funktionelle Charakteristika moderner Finanzkontrolle wie
Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit im Sinne von Sparsamkeit anzuwenden,
blieben in der Praxis allerdings hinter dem formal Möglichen zurück. Abschließend
bleibt festzuhalten, sowohl Stellung als auch Einfluß der Rechnungsprüfung in der
absoluten Monarchie unterlagen starken Schwankungen316.
Die Entwicklung der Rechnungsprüfung in der konstitutionellen Monarchie war
geprägt von der Auseinandersetzung zwischen der Exekutive und der Legislative
über den (vollständigen) Zugriff auf die Arbeitsergebnisse der ORK und des
RHdDtR, Kern des Konflikts war demnach die Frage nach dem Kontrolladressaten.
Mit dem Gesetz von 1872 und dem Regulativ von 1873 war die Institution ORK ei-
nerseits an die geänderte Verfassungssituation angepaßt worden, andererseits stellte
das ORK-Gesetz praktisch den Endpunkt der institutionellen Entwicklung preußi-
scher Rechnungsprüfung dar. Daß dabei die gesetzlichen Regelungen von 1872 kei-
neswegs als ein Kompromiß zwischen Krone und Exekutive auf der einen und dem
preußischen Parlament auf der anderen Seite gelten konnten, zeigten die vorherigen
Ausführungen. Zudem entsprach das ORK-Gesetz nicht den heutigen Ansichten über
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 Insofern ist am Ende dieser Epoche von einer im weiteren Sinne unabhängigen RPB zu sprechen.
316
 Als Beispiel sei an dieser Stelle auf die Entwicklungen in Zeiten der Stein-Hardenberg`schen Re-
formen verwiesen.
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eine einer parlamentarischen Demokratie angemessenen Zusammenarbeit zwischen
Legislative und RPB317.
Mit der Gründung des Norddeutschen Bundes und der späteren Reichsgründung ka-
men neue Institutionen (Kontrollträger) hinzu. Wie bereits dargestellt, war der
RHdDtR de jure eine Abteilung der ORK, entwickelte sich de facto zu einer eigen-
ständigen Behörde, die mit der ORK lediglich die juristischen Grundlagen der Ar-
beit318 und den Präsidenten teilte319. Da das Finanzvolumen des Reichshaushaltes
zunehmend wuchs, verlor die ORK mehr und mehr an Bedeutung, und fortan trat die
Prüfungsbehörde des Reiches in den Vordergrund aller historischer Betrachtungen,
obwohl die ORK noch bis 1945 ihre Aufgaben wahrnahm.
Der Aufbau von Rechnungsprüfungseinrichtungen nach Gründung des Norddeut-
schen Bundes und später des Deutschen Reiches war ein weiteres gutes Beispiel für
die apparative Kontinuität der preußischen ORK. Für sie hatte die Reichsgründung
lediglich geringe institutionelle Konsequenzen, diese folgten erst mit der Verlage-
rung des finanzpolitischen Schwerpunktes von Preußen auf das Reich (Verlagerung
des Kontrollobjekts hin zur Reichsverwaltung). Auch beim Systemwechsel von Ab-
solutismus zum Konstitutionalismus in Preußen selbst blieb der Verwaltungsapparat
der ORK und damit auch das institutionelle Positionsfeld weitgehend unberührt.
Auch hat der Regimewechsel lediglich auf den ersten Blick eine Wirkung auf die
Spitze der ORK320. Zwar steht die Ernennung von v. Ladenbergs 1850 im direkten
zeitlichen Zusammenhang, hier eine Politisierung der ORK infolge des Regime-
wechsels anzunehmen, ist falsch, da dieser dem regulär in Pension gegangenen Prä-
sidenten Kuhlmeyer nachgefolgt ist. Für eine Elitenzirkulation auch unterhalb des
Präsidentenamtes als Folge des Übergangs zum Konstitutionalismus finden sich in
der Literatur keine Hinweise, die Führung der ORK ist im Amt geblieben.
Die Präsidenten zur Zeit des Konstitutionalismus bekleideten bemerkenswer-
terweise in keinem Fall zuvor die Position des Vortragenden Rates oder Vize-
präsidenten bei der ORK, wurden demzufolge meist zum Abschluß einer lang-
                                                
317
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 45.
318
 Ein gutes Beispiel hierfür bietet auch das Vorgehen des Gesetzgebers bei der rechtlichen Gestal-
tung der Vorprüfung. Sowohl bei der Selbstprüfung der Verwaltung als auch bei der Abnahmeprü-
fung schlossen sich die Verantwortlichen den preußischen Regelungen weitestgehend an. Vgl. Jörg
Bublitz a.a.O., 361.
319
 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 63. Nach Grupp handelt es sich hierbei um
eine sogenannte Organgemeinschaft. Ebenda., 65.
320
 Vgl. zum folgenden Theodor v. Ditfurth, 125f und 135f sowie Tabelle 2.
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jährigen Karriere in der preußischen Verwaltung rekrutiert. Der Posten des
(Chef-) Präsidenten diente dabei wohl als eine Art Belohnung zum Karriereen-
de. Im Gegensatz hierzu waren von den 22 ab 1853 bis 1909 ernannten Direk-
toren 21 zuvor Vortragende Räte in der ORK gewesen, zehn von ihnen wurden
im Laufe ihrer Karriere auch Vizepräsidenten der ORK, zwei bekleideten die-
ses Amt beim RHdDtR. Bis auf die Präsidenten wurden die Mitglieder demzu-
folge fast ausschließlich intern rekrutiert.
Abbildung Nr. 3: Präsidenten der ORK, Rechnungshofes des Norddeutschen Bundes
und des RHdDtR in der Zeit der konstitutionellen Monarchie
Amtszeit (Chef-) Präsi-
dent
Bemerkungen
1850-1855 v. Ladenberg Chefpräsident, zuvor im Kultusministerium tätig und
als Kultusminister aus politischen Gründen zurückge-
treten, schied durch Tod aus
1855-1869 v. Boetticher Kam aus der Justizverwaltung, Freund des Monarchen,
schied durch Tod aus, seit 1868 auch Präsident des
Rechnungshofes des Norddeutschen Bundes
1869-1890 v. Stuetzner Kam aus der Finanzverwaltung, ging nach 60 Dienst-
jahren in Pension, seit 1871 auch Präsident des
RHdDtR
1890-1899 v. Wolff Kam aus der Innenverwaltung, zuvor Oberpräsident,
verschied nach 50 Dienstjahren im Amt
1899-1914 v. Magdeburg Kam aus der Innenverwaltung, zuvor Oberpräsident,
ging 1914 in Pension
1914-1922 Holtz Kam aus dem Ministerium des Innern, ging 1922 in
Pension
Quelle: Theodor v. Ditfurth a.a.O., 114-124 Friedrich v. Pfuhlstein Generalrechenkammer, 112f.
Ist in der absoluten Monarchie die grundlegende Funktion der Rechnungsprüfung die
Verwaltungskontrolle für den König (Kontrollgestalter) gewesen, so ist nach Mei-
nung von Zavelberg ab 1850 die Verfassungskontrolle hinzugekommen321. Darunter
ist die Unterstützung des Parlaments von Seiten der RPB bei der Ausübung seiner
1848/1850 errungenen verfassungsmäßigen Budgethoheit zu verstehen (Kontrollkri-
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 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprüfung a.a.O., 18.
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terium: Wille des Gesetzgebers)322. Die vorherigen Ausführungen haben aber ge-
zeigt, daß ab 1850 bis 1872 von einer solchen Verfassungskontrolle in der Praxis
kaum eine Rede sein kann, da hierfür die benötigten Ergebnisse der Rechnungsprü-
fung dem preußischen LT nicht in ausreichendem Umfang zugänglich gemacht wor-
den sind. Erst mit der Schaffung der gesetzlichen Grundlagen im Jahre 1872 hat der
Kontrolladressat gewechselt, ab diesem Zeitpunkt kann m.E. von einer Ausübung der
Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ und damit von einer strukturellen Ergänzung der
parlamentarischen Kontrollfunktion des Budgets die Rede sein323.
Daß das Verhältnis zwischen Legislative und RPB und die Umsetzung der Ver-
fassungskontrolle keineswegs eindeutig geregelt worden ist324, werden auch die fol-
genden Ausführungen über die Entwicklung der Rechnungsprüfung in der Weimarer
Republik zeigen.
                                                
322
 So bezeichnet Zavelberg die Budgetkontrolle auch als Korrelat der Budgethoheit. Vgl. Heinz
Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 46.
323
 Rischer verweist beispielsweise darauf, daß bis zum ORK-Gesetz von 1872 die konstitutionelle
Monarchie im Verhältnis zwischen ORK und preußischem Parlament nicht praktiziert worden ist.
Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 34. Daher kann vor 1872 auch m.E. nicht von einer Wahrnehmung der
Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ gesprochen werden.
324
 Wittrock verweist darauf, daß der Durchbruch im Verhältnis Parlament – Rechnungshof erst in der
Weimarer Republik gelang. Vgl. Karl Wittrock, Dreiecksbeziehung a.a.O., 420.
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2. Institutioneller und funktioneller Wandel in der Weimarer Republik325
Die Weimarer Republik sah sich seit ihrer Gründung enormen Herausforderungen
gegenüber, denn der verlorene Krieg hatte einen gewaltigen Schuldenberg hinterlas-
sen, zum Verlust von Territorien geführt und hohe Reparationsforderungen der ehe-
maligen Kriegsgegner mit sich gebracht326. Diesen finanziellen Belastungen stand
ein Steuersystem gegenüber, in welchem die Länder gegenüber dem Reich domi-
nierten327. Daher wurde die erforderliche Neuordnung der Verwaltungsstrukturen
und des Finanzwesens bereits 1919 in Angriff genommen und unter Federführung
des Finanzministers Erzberger bis März 1920 abgeschlossen328. Dieses bedeutende
Reformwerk ermöglichte es erst, die o.g. Probleme anzugehen.
Da im Zuge dieser Entwicklung auch die finanzpolitische Gewichtung zwischen dem
Reich und den Ländern verschoben wurde, waren auch die preußische ORK und der
RRH von Erzbergers Reformen direkt betroffen. Welche Konsequenzen hatte nun die
Neuordnung der Finanzbeziehungen für RRH und ORK, verlor letztere weiter an
Bedeutung? Ganz allgemein: Wie agierte eine in der absoluten Monarchie entstande-
ne und stark exekutiv orientierte RPB in der neu entstandenen Republik?
2.1 Der Reichsrechnungshof zu Beginn der Weimarer Republik
Die Gründung der Weimarer Republik hatte sowohl für die preußische ORK als auch
für den RRH zunächst keine direkten Konsequenzen. Beide Institutionen gingen ih-
ren bisherigen Aufgaben nach, wobei die letztere insbesondere die Kriegsrechnungen
prüfte, bis das sogenannte ‚Strichgesetz‘ vom 21.03.1921329 den RRH von dieser
Aufgabe entband330.
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 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung in der Weimarer Republik im Anhang auch
Zeittafel Nr. 3.
326
 Vgl. Heinig a.a. O., 522.
327
 Vgl. Franz-Otto Gilles 1987b. Der Reichsrechnungshof zwischen obrigkeitsstaatlicher Tradition
und geforderter Demokratisierung, in: Pirker, Theo (Hg.). Rechnungshöfe als Gegenstand zeitge-
schichtlicher Forschung. Berlin: Duncker&Humblot, 19f (im folgenden zitiert als: Reichsrech-
nungshof).
328
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 20.
329
 RGBl. 1921, 439.Vgl. Hermann A. Dommach 1989. Der Reichsrechnungshof während der Amts-
zeit seines Präsidenten Saemisch (1922 bis 1938), in: Zavelberg, Heinz-Günther (Hg.). Die Kon-
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Zwar hatte die Reichsverfassung von 1919 im Art. 86 eine reichsgesetzliche Rege-
lung der Rechnungsprüfung angekündigt (ohne jedoch die Prüfungsbehörde selbst zu
nennen), doch arbeiteten beide Institutionen (ORK und RRH) bis zum Inkrafttreten
der Reichshaushaltsordnung (RHO) mit den bewährten Provisorien aus den Zeiten
der konstitutionellen Monarchie weiter331.
Erst im Zuge zweier bedeutender Ereignisse, der Ernennung von Friedrich E.M.
Saemisch zum ersten hauptamtlichen (!) Präsidenten des RRH und nebenamtlichen
Chefpräsidenten der ORK am 07. Oktober 1922, sowie dem Inkrafttreten der RHO
am 01.01.1923 kann daher von einer institutionellen und funktionellen Weiterent-
wicklung der Rechnungsprüfung in der Weimarer Republik gesprochen werden.
An dieser Stelle ist abschließend noch auf zwei Punkte hinzuweisen: Friedrich
E. Saemisch wurde am 7. Oktober 1922 ernannt, wahrscheinlich jedoch mit
Wirkung zum 01. Oktober, weswegen sich auch bei mehreren Autoren beide
Zeitangaben als Beginn seiner Tätigkeit finden lassen. Er blieb bis 1938 im
Amt332. Mit dem Amtsantritt von Saemisch als hauptamtlichen Präsidenten des
Rechnungshofes des Deutschen Reiches arbeitete dieser nicht mehr formal als
Abteilung der ORK, sondern als eine eigenständige Behörde333. Zur besseren
Unterscheidung wird daher ab jetzt der Rechnungshof des Deutschen Reiches
nicht mehr mit ‚RHdDtR‘, sondern mit ‚RRH‘ abgekürzt334.
                                                                                                                                         
trolle der Staatsfinanzen. Geschichte und Gegenwart 1714-1989. Frankfurt a.M.:
Duncker&Humblot, 69 (im folgenden zitiert als: Amtszeit).
330
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 68f.
331
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 68f.
332
 Ein kurzer Lebenslauf findet sich bei Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer, 113; ein aus-
führlicher inklusive Würdigung bietet Hermann Butzner 2002. Der Reichssparkommissar in der
Weimarer Republik, in: Präsident der Bundesrechnungshofes als Bundesbeauftragter für Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung (Hg.). 50 Jahre Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der
Verwaltung. Stuttgart. Berlin. Köln: Kohlhammer, 65-70. Zur Umkehrung des bisherigen Verhält-
nisses zwischen dem Chefpräsidenten der ORK und dem Präsidenten des RRH vergleiche Franz-
Otto Gilles, Macht a.a.O., 48, Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 74 und weitere
Literaturangaben bei Norbert Berthold Wagner a.a.O., 110. Auf die zusätzliche, bedeutende Tätig-
keit von Saemisch als Reichssparkommissar wird in einem Exkurs im Anschluß an Abschnitt 2.1.3,
eingegangen werden.
333
 Vgl. Reinhold Borzikowsky 1985. § 7 Finanzkontrolle und Rechnungsprüfungswesen, in: Jeserich,
Kurt G.A. / Pohl, Hans / Unruh, Georg-Christoph v. (Hg.). Deutsche Verwaltungsgeschichte. Band
4. Deutsche Verlagsanstalt. Stuttgart, 212 (im folgenden zitiert als: § 7).
334
 Da die gebräuchliche Kurzbezeichnung für ‚Rechnungshof des Deutschen Reiches‘ in der Literatur
‚Reichsrechnungshof‘ ist.
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2.1.1 Die Verabschiedung der Reichshaushaltsordnung (RHO)
Bereits der Schatzsekretär Wermuth hatte 1910/11 versucht, ein einheitliches
Reichshaushaltsrecht auf den Weg zu bringen335. Nachdem dieses Anliegen, wie
schon einige andere vorher336, u.a. an den Rivalitäten unter seinen Kabinettskollegen
scheiterte, brachte Reichsfinanzminister (RFM) Hermes einen an dem Vorschlag von
1910/11 orientierten Gesetzesentwurf, der die Finanzverfassung der Weimarer Repu-
blik (insbesondere Art 85 bis 87) ergänzen sollte, am 09. Juni 1922 in den Reichstag
(RT) ein. Trotz ihres verfassungsändernden Charakters wurde die RHO ohne lang-
wierige politische Auseinandersetzungen mit einigen redaktionellen und materiellen,
aber nicht einschneidenden Änderungen des Haushaltsausschusses in der dritten Le-
sung am 15. Dezember 1922 verabschiedet337. Die RHO stellte erstmals eine umfas-
sende Regelung des Reichshaushaltsrechts dar, da sie alle diejenigen Rechtssätze
zum Gegenstand hatte, die die Auf- und Feststellung, den Vollzug und die Überwa-
chung des Staatshaushaltsplans zum Inhalt hatten. (Diese Gruppe von Rechtssätzen
wurde früher in Preußen als ‚Kompatibilität‘ bezeichnet338.)
Der verhältnismäßig reibungslose Gesetzgebungsprozeß war einerseits auf seine
konservative Ausrichtung zurückzuführen, andererseits faßte er in erster Linie gel-
tende Vorschriften vor allem aus dem preußischen Recht zusammen oder legalisierte
bisherige Vorgehensweisen339.
Die RHO sollte dabei vor allem eine Erhöhung der Wirtschaftlichkeit bei der Aus-
führung des Etats bewirken (§§17 und 26) und die Stellung des Reichsfinanzmini-
sters stärken, indem sie diesen z.B. mit einem suspensiven Veto ausstattete (§21)340.
Die Neuerungen bezüglich der Rechnungsprüfung in der RHO bezogen sich auf eine
                                                
335
 Vgl. zu den folgenden Ausführungen Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 71f. Franz-Otto
Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 21f. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 72f
und Herbert Rischer a.a.O., 49ff.
336
 Seit dem preußischen Kompatibilitätsgesetz vom 11. Mai 1898 hatte es Bestrebungen gegeben,
eine reichsgesetzliche Regelung des Haushaltsrechts umzusetzen, aber ein erster Versuch scheiterte
im Jahre 1902, während des Krieges wurden dann als Notbehelf sogenannte Kontrollgesetze verab-
schiedet. Der Entwurf von 1922 lehnte sich im übrigen nicht nur an denjenigen von 1910/1911 an,
sondern auch an den von 1902. Vgl. u.a. Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 22.
337
 Vgl. RGBl. II 1923, 17. Vgl. auch den bereits zitierten Kommentar zur RHO von Karl Friedrich
Vialon.
338
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 53.
339
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O.,  74, Franz-Otto Gilles, Reichsrech-
nungshof a.a.O.,  23.
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Ausweitung der Aufgaben des RRH mit der Absicht, diese Behörde näher an die
‚lebende‘ Verwaltung heranzuführen341. Dagegen entsprachen die innere Verfassung
und die staatsrechtliche Stellung des RRH prinzipiell dem Gesetz von 1872342.
Bevor im folgenden zunächst die institutionellen und anschließend die funktionellen
Aspekte der neuen RHO erörtert werden, sei einführend noch die Bewertung der
RHO von Seiten Witts angeführt, der auf den bemerkenswerten Umstand verwies,
daß sich mit der Verabschiedung der RHO ein „parlamentarisch verfaßter Staat ein
dem konstitutionellen Regierungssystem angepaßtes Haushaltsrecht gab“343.
2.1.2 Die institutionellen Aspekte der Reichshaushaltsordnung
Der Abschnitt V der RHO344, der ein eigenes Statusgesetz (oder Einrichtungsgesetz)
für den RRH ersetzte und dabei das ORK-Gesetz von 1872 präzisierte und fortent-
wickelte345, definierte den RRH im § 118 RHO als eine gegenüber der Reichsregie-
rung selbständige, nur dem Gesetz unterworfene oberste Reichsbehörde, der die
Kontrolle der gesamten Haushalts- und Wirtschaftsführung des Reiches und der Ein-
richtungen, an denen das Reich beteiligt war, oblag. Seine Mitglieder besaßen nach §
121 RHO richterliche Unabhängigkeit und bildeten nach § 119 RHO ein Kollegium,
das gemäß § 125 RHO nach dem Mehrheitsprinzip entschied346.
Obwohl die RHO lediglich die Unabhängigkeit von der Reichsregierung expli-
zit aufführte, so folgte doch aus der richterlichen Unabhängigkeit der Mitglie-
der, die nur dem Gesetz unterworfen und damit den Richtern des Reiches
gleichgestellt waren, auch eine solche gegenüber dem RT und dem Reichsrat
(RR)347.
                                                                                                                                         
340
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 72, Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer
a.a.O.,  72f und Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O.,  21.
341
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 75.
342
 Vgl. Abschnitt 1.2.2.
343
 S. Peter Christian Witt 1970. Die Finanzpolitik des deutschen Reiches von 1903 bis 1913. Lübeck:
Matthiesen, 337. Zitiert nach Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 22.
344
 Vgl. zum Abschnitt V. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1071ff.
345
 Vgl. ausführlich zur Fortentwicklung des ORK-Gesetzes von 1872 Walter Klappstein, Kollegiale
Verfassung a.a.O., 29.
346
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 73, Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O.,
22 und Friedrich E. M. Saemisch 1931. Die Kontrolle der staatlichen Finanzwirtschaft. Berlin: Wil-
helm Christians Verlag, 27ff.
347
 Daß aus der richterlichen Unabhängigkeit der Mitglieder und ihrer Unterwerfung lediglich unter
das Gesetz auch eine Unabhängigkeit vom Parlament folgt, dafür finden sich zahlreiche Hinweise in
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Die Mitglieder wurden vom Präsidenten des RRH vorgeschlagen und vom Reichs-
präsidenten mit der Gegenzeichnung des RFM ernannt. Traten sie neu zum Kollegi-
um hinzu, war zudem die Zustimmung des RR erforderlich. Mitglieder mußten nach
§ 120 RHO zwingend das 35. Lebensjahr vollendet haben und durften nicht Man-
datsträger im RT sein, die übrigen Qualifikationsvoraussetzungen (z.B. Befähigung
zum Richteramt) waren lediglich Soll-Vorschriften348.
Das Kollegium bestand gemäß § 119 RHO Abs. 1 aus dem Präsidenten, der für den
formellen Geschäftsbetrieb, die Personalia, die Verwaltung der Finanzen und Lie-
genschaften und die Leitung des Kollegiums, in dem er über ein suspensives Veto
verfügte, verantwortlich war349, seinem Stellvertreter, der aus der Gruppe der Direk-
toren entnommen werden konnte, den Direktoren und den Räten. Dabei gehörte der
Präsident der Gruppe der Staatssekretäre an, die Direktoren der Gruppe der Ministe-
rialdirigenten und die Räte derjenigen der Ministerialräte. Die größte Anzahl der
Mitarbeiter des RRH, die Revisoren, die den Rang eines Ministerialamtsmannes be-
kleideten und vom Präsidenten ernannt wurden, fand in der RHO jedoch keine Er-
wähnung350.
Aus der personellen Gliederung ergab sich folgende innere Organisation: Die Räte
leiteten jeweils ein Sachgebiet, standen somit einer Anzahl von Revisoren vor und
entsprachen damit einem Referatsleiter. Mehrere Sachgebiete, die einen inneren Zu-
sammenhang aufwiesen, wurden unter einem Direktor zusammengefaßt, der somit
die Funktion eines Abteilungsleiters wahrnahm, die Geschäftsverteilung entsprach
der Gliederung des Reichshaushalts. Der Haushaltsplan im Jahre 1931 sah beispiels-
weise vier 4 Direktoren und 21 Ministerialräte vor, damit umfaßte das Kollegium 26
Mitglieder351.
Das Kollegium entschied in Angelegenheiten von grundsätzlicher oder erheblicher
Bedeutung (§ 125 Abs. 1 RHO), in den gesetzlich besonders erwähnten Fällen (§ 126
RHO), oder wenn ein mit einem Vorgang befaßtes Mitglied (Rat oder Direktor) die
Sache dem Kollegium zur Entscheidung vorlegte. Als ein weiteres mögliches Ent-
scheidungsgremium sah § 125 Abs. 2 RHO den Senat vor, in dem Angelegenheiten,
                                                                                                                                         
der Literatur. Vgl. u.a. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 95f und weitere Angaben
bei Herbert Rischer a.a.O., 55 FN 313, sowie den Kommentar von Karl Friedrich Vialon a.a.O.,
1083f.
348
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 28f und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1082.
349
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 34 und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1080f.
350
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 30ff.
351
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 30f.
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die lediglich ein Sachgebiet betrafen, erörtert werden sollten. Seine genaue Zusam-
mensetzung und seine Befugnisse sollten in einer noch vom RRH nach § 124 RHO
aufzustellenden Geschäftsordnung (GO) festgelegt werden352. Bis zum Erlaß einer
neuen GO fand ein vereinfachtes Verfahren kollegialer Beschlußfassung weiter An-
wendung, wie es eine Instruktion für den Rechnungshof des Deutschen Reiches von
1875 vorsah (praeter legem)353. Hierbei wurden Entwürfe ohne mündliche Verhand-
lungen vom zuständigen Departementsrat (heute Ministerialrat) an seinen Direktor
und gegebenenfalls weiter an den Präsidenten geleitet. Wenn beide dem Verwal-
tungsakt zustimmten, war eine weitere Entscheidung eines kollegialen Gremiums
nicht mehr notwendig354. Die neue RHO hatte dieses Verfahren weder ausdrücklich
übernommen noch abgelehnt355, so fand es wohl aufgrund von praktischen Erwägun-
gen eine weitere Verwendung.
Die bei der Verabschiedung der RHO gültige GO für den RRH war die ange-
sprochene Instruktion vom 05. März 1875 für den Rechnungshof des Deut-
schen Reiches, sie wurde erst am 30. Januar 1935 (!), nach Verabschiedung der
II. Novelle der RHO, von einer von Saemisch verfaßten GO abgelöst, die u.a.
auch ein neues Entscheidungsgremium anstelle des Kollegiums einführte, den
‚Großen Senat‘356, weswegen dann auch die Bezeichnung der Direktoren und
Räte als ‚Mitglieder‘ des Kollegiums entfiel357.
Die 1871 eingeführte Personalunion zwischen dem Präsidenten der ORK und des
RRH blieb auch nach Verabschiedung der RHO 1922 bestehen, aber Saemisch führte
seit seinem Amtsantritt die Geschäfte des Präsidenten des RRH haupt-, die des ORK-
Präsidenten lediglich nebenamtlich358. Ein interessantes Detail am Rande war, daß
die Kassengeschäfte des RRH weiterhin von der Kasse der ORK geführt wurden359.
                                                
352
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 33 und 35. Diese Senate setzten sich später aus drei Mitglie-
dern zusammen. Vgl. Hans Reger 1967. Das Kollegialsystem der Finanzkontrolle, in: FinArch (NF)
26, 249 (im folgenden zitiert als: Kollegialsystem).
353
 Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 249.
354
 Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 99.
355
 Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 99.
356
 Vgl.. Abschnitt 3.1.1.1 .
357
 Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 249.
358
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 74. Dies ist auch ein weiterer Hinweis auf die geän-
derte finanzpolitische Bedeutung von Reich und Ländern im Zuge der Finanzreformen von Erzber-
ger.
359
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 37.
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2.1.3 Die funktionellen Aspekte der Reichshaushaltsordnung
Während der bereits behandelte Abschnitt V die institutionellen Asepkte des RRH
betraf, befaßten sich die Abschnitte IV und IVa mit den Kompetenzen und Aufga-
ben, demzufolge mit den funktionellen Aspekten des RRH. Wie bereits angedeutet,
war es dabei das Ziel des Gesetzgebers, die Art und Weise der Rechnungsprüfung so
zu verändern, daß ihre Ergebnisse vermehrt für die Haushaltsgestaltung Verwendung
finden konnten, um damit einen Beitrag zur finanzpolitischen Konsolidierung der
Weimarer Republik leisten zu können360.
Diese Absicht des Gesetzgebers schlug sich im § 96 RHO nieder, der neben der übli-
chen Prüfung im Hinblick auf Recht- und Ordnungsmäßigkeit auch Wirtschaftlich-
keit und mögliche Einsparungspotentiale zum Gegenstand der Arbeit des RRH
machte, dessen Augenmerk sich demzufolge vermehrt auf materielle Fragen und
nicht auf die Prüfung von Formalien richten sollte361. Daher enthielt die RHO eine
Reihe von Bestimmungen, die diese Akzentverschiebung ermöglichten.
Im § 90 RHO wurden die vereinzelt seit 1905 durchgeführten örtlichen Prüfungen
gesetzlich verankert362. Dieses Vorgehen hatte in der Praxis zur Folge, daß fortan
nicht sämtliche Unterlagen aller zu prüfenden Stellen zunächst nach Berlin gesandt
werden mußten, denn der § 93 RHO erlaubte stichprobenartige Kontrollen, und es
bestand daher nicht mehr die Notwendigkeit einer lückenlosen Sichtung aller Rech-
nungen. Vorher hatte die Rechnungsprüfung einen eher statischen (im Sinne von
zeitaufwendigen) Charakter gehabt, da die gesetzlich vorgeschriebene Lückenlo-
sigkeit der Prüfungen, die zudem sämtlich am Amtssitz zu erfolgen hatten, eine zeit-
und verwaltungsnahe Rechnungsprüfung unmöglich gemacht hatte363. So waren bei-
spielsweise von der Reichsmarineverwaltung alljährlich etwa 24 Tonnen Akten an
den RRH gesandt worden, der diese Seite für Seite zu prüfen hatte364.
Mit dem § 92 RHO wurden Vorprüfstellen eingerichtet, die die Belege rechnerisch
und die Rechnungen und Belege formell und sachlich vorzuprüfen hatten365. Dabei
erlaubte wiederum der § 93 RHO es dem RRH auch, Rechnungen von der regelmä-
ßigen eigenen Prüfung auszuschließen und diese ganz den Verwaltungen zu überlas-
                                                
360
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 77.
361
 Vgl. Friedrich E. M. Saemisch a.a.O., 49 und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 983ff.
362
 Vgl. zu den folgenden Paragraphen Karl Friedrich Vialon a.a.O., 968ff.
363
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O.,  69.
364
 Vgl. Heinz Günter Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 50.
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sen (Selbstprüfung). In diesen Fällen entfiel die Vorprüfung, um Doppelarbeit zu
vermeiden. Zudem war es gemäß dem § 94 RHO möglich, die Prüfungen der Rech-
nungen nach eigenem Ermessen einzuschränken und bei möglichem Verzicht auf die
Vorprüfung seinerseits eine Revision des Haushaltsvollzugs ganz zu unterlassen366.
Mit der RHO wurde das ehemals zweigleisige System der Vorprüfung367, bestehend
aus der Selbstprüfung der Verwaltung und der Abnahmeprüfung im Auftrag des
Rechnungshofes, zusammengeführt. Die ehemalige Abnahme-, jetzt Vorprüfung im
Auftrag des RRH, war nicht mehr wie bisher Teil der üblichen Verwaltungstätigkeit
einer Behörde, sondern galt fortan, wie schon zuvor die Selbstprüfung, als Bestand-
teil der Rechnungsprüfung. Sowohl die Selbst- als auch die Vorprüfung führten or-
ganisatorisch die Vorprüfstellen durch, die zumeist bei den Reichsoberbehörden an-
gesiedelt waren368.
Im Bereich der 1920 aus den Eisenbahnen der Länder entstandenen Reichseisenbahn
verlief die Entwicklung der Vorprüfung, ja des Prüfungswesens insgesamt allerdings
anders. Zwar kontrollierte der RRH ab 1920 mit einer eigenen Revisionsabteilung,
die immerhin über 50 Beamte umfaßte, die Rechnungen der Reichsbahn, die ihrer-
seits bei den Bahndirektionen Vorprüfstellen eingerichtet hatte, aber mit dem
Reichsbahngesetz vom 30. August 1924 endete die Prüfungskompetenz des RRH für
die Bahn weitgehend. Die Reichsbahn, jetzt juristische Person des öffentlichen
Rechts, schuf einen eigenen, selbständigen Prüfungsdienst, mit einem Hauptprü-
fungsamt bei der Hauptverwaltung und den angesprochenen Prüfungsstellen in Di-
rektionen. Dem RRH verblieb lediglich, die Bilanzen für die Reichsregierung zu
kontrollieren, eine Vorprüfung fand nicht mehr statt369. Dieser bahneigene Prüfungs-
dienst und die geringen Möglichkeiten des RRH, Einblick in die Haushalts- und
Wirtschaftsführung der Reichsbahn zu gewinnen, könnten für andere Ministerien und
insbesondere für die Reichspost Anreiz für eine Loslösung vom RRH gewesen sein,
wie sie später auch der Reichswehr gelang370.
Die hier aufgeführten wichtigsten Regelungen für die praktische Arbeit des RRH
sollten zu einer Entlastung beitragen, die es erlaubte, die im § 96 RHO angestrebte
                                                                                                                                         
365
 Vgl. Friedrich E. Saemisch a.a.O., 42f.
366
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O. 362f und Friedrich E. Saemisch a.a.O., 44f.
367
 Vgl. zur Entwicklung der Vorprüfung in der Weimarer Republik im Anhang die Zeittafel Nr. 10
368
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O. 364 und Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 27.
369
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 364.
370
 Vgl. Abschnitt 2.3. Der Reichspostminister Ohnesorg scheiterte allerdings mehrmals an einer Er-
richtung eines eigenen Prüfungsdienstes. Vgl. Abschnitt 3.1.2.2 .
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materielle Prüfung zu ermöglichen371, während die Prüfungen im Bereich der Ord-
nungs- und Rechtmäßigkeit vermehrt den Vorprüfstellen überlassen wurden.
Neben den Bestimmungen, die sich auf die Zusammenarbeit mit der Exekutive bezo-
gen, enthielt die RHO auch eine Reihe von Paragraphen, die das Zusammenwirken
von RRH und Legislative betrafen, so § 101 (RT kann Gutachten des RRH einho-
len)372,  § 107 (inhaltliches Mindestmaß der Bemerkungen)373 und § 109 (Mittei-
lungsrecht des RRH an den RT)374.
Die RHO hatte für den RRH eine grundlegende Veränderung seiner Arbeitsweise zur
Folge, denn im Vordergrund standen fortan eine sogenannte „Superrevision“375 der
Vorprüfungen und eine mehr materielle Kontrolle des staatlichen Haushaltsgebarens,
zudem wurden die Kontakte und seine Beratungsmöglichkeiten gegenüber der Le-
gislative de jure verbessert.
In welchem Maße sich die aufgeführten Veränderungen in Folge der Verabschiedung
der RHO in der Praxis niedergeschlagen haben, ist Gegenstand der folgenden Aus-
führungen. Zuvor wird jedoch auf die bereits erwähnte Ernennung von Präsident
Saemisch zum Reichssparkommissar (RSK) eingegangen. Dabei erscheint es sinn-
voll, dieses Themengebiet in Form eines Exkurses zu behandeln, da der Tätigkeits-
schwerpunkt des RSK im Gegensatz zum RRH die Erstellung von Gutachten für die
Verwaltung gewesen ist und die Verbindung zwischen beiden Einrichtungen in erster
Linie auf personeller Ebene bestanden hat, zudem durchbricht der Exkurs den zeitli-
chen Rahmen, da er über die Ära der Weimarer Republik hinausgeht.
Exkurs: Der Reichssparkommissar Saemisch (1922-1934)376
Die angespannte finanzpolitische Lage und die Zusage gegenüber dem Reparations-
ausschuß, die Staatsausgaben einzuschränken, machten nach dem Ersten Weltkrieg
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 Vgl. Friedrich E. M. Saemisch a.a.O., 49f und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 983ff.
372
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 84f und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 998f.
373
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 62f und 1015ff.
374
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 56f und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1028f.
375
 Unter einer Superrevision ist dabei die nachträgliche (meist stichprobenartige) Überprüfung der
von den verwaltungsinternen und/oder -externen Prüfstellen vorgenommenen Prüfung des Haus-
haltsvollzugs von Seiten des Rechnungshofes zu verstehen, sie ist also eine Kontrolle zweiter In-
stanz. Vgl. Friedrich E. Saemisch a.a.O., 42.
88
eine sparsame Haushaltsgestaltung  dringend notwendig, zumal der Reichsetat neben
den Reparationen auch von den Kriegsschulden und der erheblichen Stellenvermeh-
rung im öffentlichen Dienst belastet war377.
Erste Versuche, dieses Vorhaben institutionell zu flankieren, scheiterten jedoch. Der
am 09. Oktober 1920 eingesetzte ‚Reichskommissar für die Vereinfachung u. Ver-
einheitlichung der Reichsverwaltung‘378, der Präsident des Landesfinanzamtes Un-
terweser Dr. Friedrich J.A. Carl, unterbreitete zwar eine Vielzahl von Reformvor-
schlägen, die im Kabinett jedoch keine Mehrheit fanden, so daß dieser bereits am 28.
Februar 1921 sein Amt wieder aufgab379.
Die Regierung ersuchte daraufhin den RRH-Präsidenten Saemisch am 28. November
1922, zusätzlich das Amt des Reichssparkommissars (RSK)380 zu übernehmen, wel-
ches dieser trotz einiger Bedenken seinerseits antrat381. Rechtliche Grundlage für
dieses Amt waren der Kabinettsbeschluß vom 27. November 1922 und die zwischen
Saemisch und der Regierung nach etwa einjährigen Diskussionen letztlich einver-
nehmlich vereinbarten Richtlinien vom 3. Dezember 1923. Der RSK legte dabei
schon zu Beginn besonders darauf Wert, daß ihm seine Funktion ad personam über-
geben wurde382. Seine Aufgabe war es, den gesamten ordentlichen und außerordent-
lichen Etat und die Implementation desselben zu prüfen und der Reichsregierung
Vorschläge für Einsparungen, Vereinfachung der Verwaltungsstrukturen, Personal-
reduzierungen und die Abschaffung überflüssiger Behörden zu unterbreiten. Zudem
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 Neben der im folgenden zitierten Literatur sei noch auf die Angaben bei Fuchs verwiesen. Vgl.
Arthur Fuchs 1966. Wesen und Wirken der Kontrolle. Tübingen: J.C.B. Mohr (Paul Siebeck) Ver-
lag, 177 (FN 1).
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 Die Stellenvermehrung war u.a. darauf zurückzuführen, daß die Beamten und Angestellten aus
dem Kriegseinsatz an ihre Dienstposten zurückkehrten. Vgl. allgemein zum wirtschaftlichen Um-
feld Hermann Butzner a.a.O., 55f.
378
 Vgl. hierzu ausführlich die Darstellung bei Hermann Butzner a.a.O., 56ff.
379
 Vgl. Jens-Hermann Treuner 1992. Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung,
in: DVBl 107, 421. Es gab wohl noch mehrere weitere Versuche, Ausschüsse und Kommissionen
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setzen vermochten. Vgl. hierzu die Verweise bei Hermann Butzner a.a.O., 59 und Herbert Rischer
a.a.O., 88f, FN 518 und 519.
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 Offiziell lautet die Bezeichnung ‚Sparbeauftragter‘ und nicht RSK. Der Begriff ‚Kommissar‘ ist
auf den Vorgänger Friedrich J.A. Carl zurückzuführen und dürfte sich aufgrund seiner „Griffigkeit“
durchgesetzt haben. Vgl. hierzu Hermann Butzner a.a.O., 71f.
381
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 62ff, Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 27f und Fried-
rich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 74f .
382
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 81f. Der genaue Wortlaut des Kabinettsbeschlusses
findet sich bei Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 75, das Ernennungsschreiben
an Saemisch ist abgedruckt bei Hermann Butzner a.a.O., 64.
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sollte er einen Beitrag zur wirtschaftlicheren Gestaltung und Erhebung der Einnah-
men des Reiches leisten383, worunter wohl zu verstehen sein dürfte, daß der RSK
Steuern und Abgaben hinsichtlich ihrer Konsequenzen für die Volkswirtschaft
durchleuchten sollte.
Zudem wurde der RSK neben dem RFM und dem Reichsminister des Innern
Mitglied in der sogenannten ‚Verwaltungsabbaukommission‘, deren Aufgabe
es war, die Reichsverwaltung im Hinblick auf die Möglichkeiten zur Behör-
denzusammenlegung und -schließung, sowie zur Stellenreduzierung zu durch-
leuchten384. Bereits in den Jahren 1924/25 konnten so 144.198 Stellen einge-
spart werden, was einer Zurückführung um ca. 24,5 v.H. entsprach385. In den
Anfangsjahren wurde Saemisch in seiner Funktion als Leiter der Kommission
dabei von seinen Mitarbeitern in einem solchen Maße unterstützt, daß die Mit-
arbeit beim Abbau der Reichsverwaltung das zentrale Tätigkeitsfeld des RSK
in den ersten Jahren seiner Amtszeit bildete386. Auf weitere Sonderaufgaben
Saemischs soll an dieser Stelle nicht weiter eingegangen werden387.
Die staatsrechtliche Stellung des RSK blieb jedoch umstritten, da er ab Ende 1923 an
den Kabinettssitzungen teilnehmen konnte, dort beratende Stimme, das Antragsrecht
und damit einen „Quasi-Kabinettsrang“388 innehatte, aber die rechtliche Grundlage
seiner Tätigkeit nicht einmal einfach-gesetzlich abgesichert war, noch existierte eine
allgemeine Organisationsregelung für dieses Amt. Vielmehr beruhte seine Position
auf einem persönlichen Vertrauensverhältnis zwischen Saemisch und der jeweils
amtierenden Reichsregierung, daher wurde diese Form des Auftragsverhältnis auch
als „behördliche Stelle auf Vertrauen“389 bezeichnet. In einem Großteil der Literatur
wurde darauf verwiesen, daß alle Regierungen ohne Umschweife dieses besondere
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 Vgl. die Angaben bei Hermann Butzner a.a.O., 76f, sowie den Kabinettsbeschluß vom 27. Novem-
ber 1922, abgedruckt bei Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 75.
384
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 75f.
385
 Vgl. die Zahlenangaben bei Hermann Butzner a.a.O., 77.
386
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 77f und 93.
387
 So war er ab 1924 Vorsitzender des ‚Reichsschuldenausschusses‘, ab 1927 in den sogeannten
‚Phoebus/Lohmann-Skandal‘ involviert (s. Abschnitt 2.2.1, Kapitel II), zwischen 1928 und 1933
Mitglied des ‚Mitprüfungsausschusses‘ (s. Abschnitt 2.2.1, Kapitel II) und ab 1928 an der geplanten
Reichsreform beteiligt. Vgl. zu den Sonderfunktionen von Saemisch allgemein Hermann Butzner
a.a.O., 97f. Die Vielzahl dieser von Saemisch wahrgenommenen Aufgaben führten dann ab etwa
1927 u.a. dazu, daß die Ämter des RSK, des Präsident des RRH und der ORK in der Öffentlichkeit
als „Symbiose“ wahrgenommen wurden. S. Hermann Butzner a.a.O., 98.
388
 S. Jens Hermann Treuner a.a.O., 421.
389
 S. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 75.
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Vertrauensverhältnis von neuem bestätigt haben. Diese Darstellung verneinte Butz-
ner ausdrücklich, der auf die teilweise fehlenden oder verzögert gewährten Ernen-
nungs- oder Bestätigungsschreiben hinwies390.
Das Amt des RSK verfügte bis 1927 nicht über einen eigenen Personaletat, so daß
deswegen geeignete Beamte von Fall zu Fall oder auf Dauer aus verschiedenen
Fachbereichen der Verwaltung (in erster Linie aus dem RRH und der ORK) abge-
ordnet wurden391. Bis Anfang der 30iger Jahre wuchs dann der Stab des RSK jedoch
auf einen Direktor, 4 Ministerialräte und 27 weitere Stellen an392.
Zunächst war der RSK lediglich für die Reichsverwaltung tätig, mit den geänderten
Richtlinien von 1926393 kamen auch die Länder- und Kommunalverwaltungen hinzu.
Zudem mußten die Bedarfsanmeldungen der Ressorts für den Reichshaushalt ihm zur
Stellungnahme vorgelegt werden. Vertreter des RSK nahmen dann auch an den Sit-
zungen des Haushaltsausschusses teil. Ab 1927 war Saemisch auch bei finanzwirksa-
men Gesetzen auf allen Ebenen zu konsultieren394. Ferner legten der RSK und sein
sogenanntes ‚Sparbüro‘ ihren Aufgabenbereich von vornherein offensiv aus und be-
schränkten sich nicht auf separate Sparvorschläge, sondern erstellten umfangreiche
Gutachten für alle Ebenen der öffentlichen Verwaltung, mit deren Hilfe diese ge-
strafft und den geänderten Rahmenbedingungen angepaßt werden sollte395.
Während die Qualität dieser Expertisen in der Fachöffentlichkeit unumstritten war396,
wurde deren Umsetzung in die Praxis durchaus kritisch gesehen. In seinem Artikel
vertrat der ehemalige Mitarbeiter von Saemisch v. Dungern die Ansicht, die Vor-
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 So z.B. im Falle der beiden Kabinette Stresemann. Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 74f und zu der
o.g. Diskussion ebenda, 70, FN 26.
391
 Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 184f.
392
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 92 und allgemein Tabelle Nr. 4.
393
 Zunächst folgte nach dem Scheitern einer parlamentarischen Initiative, den RSK näher an die Le-
gislative zu rücken, am 14. Dezember 1926 die Bestätigung von Saemisch von Seiten der Reichsre-
gierung und die Verabschiedung neuer Richtlinien, die dann am 18. Februar des folgenden Jahres
erneut bestätigt wurden, weswegen wohl in der Literatur häufig das Jahr 1927 als Erscheinungsjahr
für die neuen Richtlinien genannt wird. Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 78f und 84f.
394
 Vgl. a. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 84 und 87 sowie Franz-Otto Gilles, Reichsrech-
nungshof a.a.O., 29.
395
 Allein zwischen 1929 und 1933 wurden 440 Gutachten erstellt. Vgl. Hermann A. Dommach,
Amtszeit, 83f a.a.O.. In den Jahren 1924/25 arbeitete das Sparbüro vor allem der ‚Verwaltungsab-
baukommission‘ zu, ab 1926/27 folgte der „Zugriff“ auf die Länder und Kommunen. Vgl. hierzu
Hermann Butzner a.a.O., 93f, die genaue Zahl der Gutachten findet sich ebenda, 94f.
396
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 85.
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schläge hätten durchaus zu Konsequenzen geführt397, wohingegen Zeitzeugen die
mangelnde Umsetzung beklagten398. Die hohen Erwartungen, welche in die Arbeit
des RSK gesetzt worden seien, wären wahrscheinlich lediglich mit nahezu diktatori-
schen Vollmachten zu erfüllen gewesen399.
Sowohl Exekutive als auch Legislative standen der Arbeit des RSK positiv gegen-
über. Mit vielen Reichsregierungen, die den RSK jeweils von neuem in seinem Amt
bestätigen mußten, verband Saemisch ein besonderes Vertrauensverhältnis, welches
sich auch darin äußerte, daß er bereits ab 1923 an Kabinettssitzungen teilnehmen
durfte400. Exemplarisch für dessen Wertschätzung von Seiten des Reichstages dürfte
einerseits die Einrichtung eines Sparausschusses als Unterausschuß des Haushalts-
ausschusses gewesen sein, andererseits der 1930 gescheiterte Versuch, das Amt des
RSK formal zu institutionalisieren401.
Im Zuge der Diskussion über eine Novellierung der RHO hatten im November 1929
mehrere Abgeordnete den Antrag im RT eingebracht, in die RHO einen eigenen Ab-
schnitt Va über den RSK einzufügen, der demnach eine selbständige, nur dem Gesetz
unterworfene oberste Reichsbehörde werden sollte, also eine dem RRH vergleichba-
re Stellung erhalten hätte und damit auch näher an das Parlament gerückt wäre402.
Die Reichsregierung sperrte sich jedoch gegen eine solche ständige Einrichtung und
verwies darauf, daß lediglich Saemisch persönlich ihr Vertrauen für eine solche Tä-
tigkeit genieße403. Zudem vertrat diese die Ansicht, die Kompetenzen und Funktio-
nen von RRH und RSK getrennt zu halten, eine Meinung, die Saemisch selbst nur
bedingt teilte, er favorisierte eine Verbindung zwischen den beiden Institutionen, die
über den Personalaustausch hinausging404. Letztlich verabschiedete der RT die No-
velle ohne einen eigenen Abschnitt über den RSK.
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 V. Dungern verwies u.a. auf beachtliche Erfolge bei der Reichspost im Rahmen der allgemeinen
Verwaltungsverkleinerung und bei der Zusammenlegung von Ministerien. Vgl. Friedrich v. Dun-
gern 1952. Friedrich E. M. Saemisch als Reichssparkommissar, in: DÖV 5, 47.
398
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 85f und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkam-
mer a.a.O., 77.
399
 Vgl. Jens Hermann Treuner a.a.O., 422.
400
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 84, kritischer zum Verhältnis RSK und amtierende
Regierungen Hermann Butzner a.a.O., 100.
401
 Vgl. hierzu ausführlich Hermann Butzner a.a.O., 88ff, sowie Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungs-
hof a.a.O., 30f und Herbert Rischer a.a.O., 90f.
402
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 88 und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 80.
403
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 88f und Friedrich v. Dungern a.a.O., 47.
404
 Vgl. zu den ebenfalls 1930 gescheiterten Versuchen der Zusammenlegung von RSK und RRH
Hermann Butzner a.a.O., 90f und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 79f.
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Das Verhältnis zwischen RSK und RRH ist insgesamt gesehen nicht ganz unproble-
matisch gewesen, da trotz teilweise unterschiedlicher Arbeitsansätze und -gebiete
immer noch eine gewisse Konkurrenzsituation zwischen ihnen bestanden hat405. Aus
heutiger Sicht ist es denkbar, daß Saemisch diejenigen Projekte, die er im Kollegium
des RRH nicht durchzusetzen vermochte im hierarchisch gegliederten Sparbüro um-
gesetzt hat406.
Mit der II. Novelle der RHO, die maßgeblich von Saemisch, vom preußischen Fi-
nanzminister Popitz und vom Reichsfinanzminister Schwerin von Krosigk beeinflußt
worden war407, gingen am 1. April 1934 die Kompetenzen des RSK und seines Spar-
büros auf die Präsidialabteilung des RRH über. Das persönliche Vertrauensverhältnis
zwischen Regierung und Kommissar fiel damit fort408. Eine praktische Veränderung
war im internen Betrieb nach Aussage des Mitarbeiters der Präsidialabteilung Fuchs
nicht zu verzeichnen409, allerdings konnte die Präsidialabteilung auch aufgrund der
veränderten Stellung gegenüber der Regierung nicht mehr aus eigener Initiative tätig
werden, sondern war auf die Beteiligung der zuständigen Ministerien angewiesen410.
Der Zweck der zumeist vom Reichsinnenministerium in Auftrag gegebenen gutach-
terlichen Stellungnahmen der Nachfolgeorganisation des RSK änderte sich infolge
der II. Novelle der RHO, weil diese fortan in erster Linie für die Zwecke der Auf-
sichtsbehörden erstellt wurden411.
Auf die Arbeit der Präsidialabteilung wird an anderer Stelle noch näher eingegangen
werden. Allerdings bleibt festzuhalten, daß ihre Bedeutung im Zuge der Neuordnung
der öffentlichen Verwaltung im nationalsozialistischen Regime immer weiter zu-
rückgegangen ist412.
Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die herausgehobene Stellung von Sae-
misch und seine Erfolge sowohl auf die Qualität der Arbeit des RSK als auch auf die
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 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 98f und Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 86.
406
 Ein gewisser Hang von Saemisch zu einer hierarchischen Behördenstruktur wird beim RRH zu
einem späteren Zeitpunkt deutlich werden.
407
 So Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 49, Saemisch soll den Abschnitt V. der RHO selbst
verfaßt haben. Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 102.
408
 Vgl. Friedrich v. Dungern a.a.O., 48.
409
 Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 178.
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 Vgl. Friedrich v. Dungern a.a.O., 48.
411
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 92. Diese Zweckverschiebung ist insofern bedeutsam, da der RSK
zuvor durchaus die Zusammenlegung oder Auflösung mehrerer Aufsichtsbehörden, d.h. Ministeri-
en, empfohlen hatte. Dies war wohl nach der II. Novelle RHO nicht mehr der Fall. Vgl. Friedrich v.
Dungern a.a.O., 47.
412
 Vgl. Jens Hermann Treuner, a.a.O., 422.
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Unterstützung von Seiten des Parlaments und des RFM zurückzuführen waren, zu-
dem beging er in den sehr schwierigen politischen Zeiten weder nennenswerte fach-
liche noch politische Fehler, die seine Position hätten gefährden können413.
2.2 Der Reichsrechnungshof bis zur „Machtergreifung“ 1933
Die Jahre bis 1933 waren einerseits gekennzeichnet von der im folgenden noch auf-
zuzeigenden schwierigen Zusammenarbeit zwischen RRH und RT, in diesem Zu-
sammenhang waren auch verschiedene „Finanzaffären“ der jungen Republik zu se-
hen, und andererseits von der noch vor der Machtergreifung verabschiedeten ersten
Novelle der RHO.
2.2.1 Die Reichshaushaltsordnung in der Praxis
Die Kooperation zwischen RRH und RT insbesondere in der letzten Phase des
Budgetkreislaufes regelte die RHO im § 107 RHO. Dieser übertrug dem RRH die
Verantwortung zur Erstellung der Bemerkungen und Denkschriften für die einzelnen
Haushaltsjahre. Diese wurden dann via RFM dem RT und RR zugeleitet und dort in
der Rechnungsprüfungskommission414 bearbeitet, anschließend folgte die formale
Entlastung der Regierung von Seiten des Parlamentes415.
In diesem Zusammenhang bleibt in der Literatur häufig unerwähnt, daß späte-
stens sechs Monate nach Abschluß eines Haushaltsjahres der RFM dem RT die
Kassenrechnung mit den tatsächlichen Einnahmen und Ausgaben vorzulegen
hatte416. Dieser verwies die Rechnung an die Rechnungsprüfungskommission
des RT, welche sie in einem kontradiktorischen Verfahren auch unter Beteili-
gung der jeweils zuständigen Beamten der Reichsverwaltung erörterte. Das Er-
gebnis der Beratungen wurde anschließend dem Parlament zur Genehmigung
vorgelegt. Zweck dieses Verfahrens war es zunächst, über- und außerplanmä-
ßige Ausgaben nachträglich zu genehmigen; mit der Zeit diente diese Sichtung
der Kassenrechnung auch dazu, Erkenntnisse für das nächste Haushaltsjahr zu
gewinnen. Zudem wurden die Resultate der Prüfung der Kassenrechnung dem
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 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 100f.
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 Ab 1928 war diese Kommission nicht mehr eigenständig, sondern eine Unterkommission des Bud-
getausschusses. Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 523.
415
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 87 und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1015ff.
416
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 521f und 523f.
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RFM und dem RRH zugeleitet, der somit über für das Parlament besonders in-
teressantere Prüfungsgegenstände informiert war.
De jure war demzufolge diese Zusammenarbeit zwischen dem RRH und der Legisla-
tive eindeutig geregelt, in der Praxis ergaben sich aus verschiedenen Gründen erheb-
liche Differenzen, die im folgenden dargelegt werden sollen.
Aufgrund der schwierigen finanzpolitischen Situation nach dem I. Weltkrieg (Inflati-
on von 1914 bis 1923), der Währrungssanierung mit der Umstellung auf die Renten-
mark am 15. Oktober 1923 war es erst 1924 möglich, ein geordnetes Budget aufzu-
stellen. Zudem konnte erstmals der Etat für 1926 rechtzeitig, d.h. vor dem Ablauf des
laufenden Haushaltsjahres, verabschiedet werden417. Diese Zusammenhänge waren
sicherlich auch ein Grund dafür, daß der RRH trotz des sogenannten ‚Strichgesetzes‘
erst im Juni 1925 den Bericht für 1918/1919 vorlegte und es bis 1927 dauerte, bevor
die ersten Monita auf Grundlage der RHO für die Jahre 1920-1923 dem Parlament
zugeleitet wurden418. Da diese zeitliche Diskrepanz zwischen Haushaltsjahr und Er-
scheinen der Denkschrift des RRH eine zukunftsorientierte Verwendung dieser Be-
richte erheblich erschwerte, war es eines der Hauptanliegen des RT, den RRH zu
einem möglichst zeitnahen Bericht zu zwingen, was jedoch erst gegen Ende der
Weimarer Ära gelang, wobei nicht unberücksichtigt bleiben darf, daß das Drängen
des RT einerseits Nachberichte notwendig machte, andererseits Problematisches vor-
erst nicht bearbeitet wurde419.
Auch andere Möglichkeiten der Zusammenarbeit wurden zumindest zeitweise nicht
genutzt. So holte der RT bis 1927 keine Gutachten vom RRH ein420. Dieser wieder-
um hatte bis 1931 von der Möglichkeit des § 109 Abs. 2 RHO, welcher es ermög-
lichte, Berichte nicht ausschließlich der Regierung, sondern auch dem RT zukommen
zu lassen, keinen Gebrauch gemacht421. Ein Hindernis für eine effektive Zusammen-
arbeit von beiden Institutionen ist sicherlich die von allen Seiten attestierte Präferenz
des RRH für die Exekutive gewesen422, die auf die traditionelle Bindung der Behörde
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 522.
418
 Ein Überblick über die Budgetjahre und das Erscheinen der Monita des RRH findet sich bei Kurt
Heinig a.a.O., 506.
419
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 505f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 89.
421
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 65.
422
 Vgl. u.a. Kurt Heinig a.a.O., 122; Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 24f und 26f; Rai-
ner Weinert, Verwaltung a.a.O., 14.
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an den Monarchen zurückzuführen ist423 und die auch bei den o.g. Differenzen eine
Rolle gespielt haben dürfte.
Die Distanz des RRH zur Legislative, von der die Wahrnehmung der Funktion ‚Ver-
fassungskontrolle‘ betroffen gewesen ist, läßt sich auch anhand einiger Finanzaffä-
ren in der Weimarer Republik aufzeigen: Diese sind im einzelnen: Der ‚Loh-
mann/Phoebus-Skandal‘, die Reparationsproblematik, die Folgen des ‚Winzerling-
Schreibens‘ und die sogenannte ‚Osthilfen-Affäre‘424.
Bereits seit Anfang der zwanziger Jahre hatte die Reichswehr versucht, die Bestim-
mungen des Versailler Vertrages über der Höhe der Rüstungsausgaben zu unterlau-
fen425. Erst infolge einer Indiskretion wurde das geheime Finanzgebaren 1927 öf-
fentlich, woraufhin Saemisch in seiner Funktion als RSK mit der Untersuchung be-
auftragt wurde. Ohne an dieser Stelle auf die Einzelheiten der illegalen Finanzie-
rungspraktiken einzugehen, sei auf einige Punkte exemplarisch verwiesen:
Die Recherchen Saemischs ergaben, daß sich die Reichswehr aus anderen, zu hoch
veranschlagten Haushaltstiteln bediente, geheime Fonds gebildet hatte und der Leiter
der Seetransportabteilung Lohmann mittels Unternehmensbeteiligungen zu Lasten
des Reichshaushaltes und Subventionen für die Phoebus Film Gesellschaft Finanz-
mittel für die Marine ‚erwirtschaftete‘426.
Anders als es von einem Rechnungshofpräsidenten zu erwarten gewesen wäre, plä-
dierte Saemisch nicht für eine parlamentarische Kontrolle dieser Mittel, sondern
schlug einen sogenannten ‚Mitprüfungsausschuß‘ vor, welcher dann im Dezember
1927 vom Kabinett ins Leben gerufen wurde427. In diesem saßen Vertreter beider
Teilstreitkräfte und ein Mitarbeiter des RFM sowie der Präsident des RRH. Aufgabe
dieses Gremiums war es, die geheimen Rüstungsausgaben vor der politischen Kon-
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 55f.
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 Da der RRH in der ‚Osthilfen-Affäre‘ lediglich zu Rate gezogen wurde (freilich ohne große Wir-
kung), soll diese Affäre an dieser Stelle nicht eingehend behandelt werden, nur soviel, auch mit der
widerrechtlichen Unterstützung der staatlichen Osthilfe gelang es einem Freundeskreis um den
Reichspräsidenten Hindenburg, dessen hochverschuldetes Familiengut zurückzukaufen, zu sanieren
und seinen Sohn als Besitzer eintragen zu lassen. Im allgemeinen wurde die Osthilfe von einer Rei-
he von Großgrundbesitzern widerrechtlich zur Finanzierung ihres verschwenderischen Lebensstils
verwendet. Vgl. Martin Broszat 1984. Die Machtergreifung. Der Aufstieg der NSDAP und die Zer-
störung der Weimarer Republik. München: Deutscher Taschenbuch Verlag GmbH & Co. KG,
162ff.
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 Vgl. den grundlegenden Artikel von Michiyoshi Oshima 1980. Die Bedeutung des Kabinettsbe-
schlusses vom 04.04.1933 für die autonome Haushaltsgebarung der Wehrmacht, in: Finanzarchiv
(NF), 195ff.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 91f.
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trolle von Seiten des RT abzuschirmen, indem eventuelle Verstöße verhindert oder
berichtigt wurden, bevor sie in die Bemerkungen des RRH gelangen konnten. Dem
RRH oblag weiterhin die Superrevision auch dieser geheimen Ausgaben428.
Diese Budgetpraxis verstieß sowohl gegen die Auflagen des Versailler Vertrages als
auch gegen die RHO, denn dem RT wurden die Veranschlagung und Kontrollen er-
heblicher Militärausgaben vorenthalten, zwischen 1925 und 1927 etwa 125 Millio-
nen RM, unter der Ägide des Mitprüfungsausschusses zwischen 1928 und 1930 rund
233 Millionen RM. Diese Aktionen geschahen mit Wissen der Rechnungsprüfer des
RRH und ihres Präsidenten, der in diesem Zusammenhang seine ‚patriotische Ge-
sinnung‘ höher bewertete als Verfassung und Gesetze429. Damit war es der Reichs-
wehr gelungen, sowohl ihrem illegalen Haushaltsgebaren im Nachhinein einen lega-
len Anstrich zu geben als auch dieses mit der Billigung des RRH-Präsidenten fort-
führen zu können.
Ein weiteres Beispiel für die enge Zusammenarbeit zwischen Exekutive und RRH
unter teilweisem Ausschluß der Legislative war die Reaktion auf die Verwendung
von Rechnungshofberichten als Argumentationsgrundlage bei den Reparationsver-
handlungen.
Nachdem Reichskanzler Brüning im Ausland des öfteren mit den Bemerkungen des
RRH zu einzelnen Haushaltsjahren konfrontiert worden war, wobei die ausländi-
schen Regierungen der Weimarer Republik vorwarfen, bei strengerer Budgetdisziplin
weit höhere Reparationen leisten zu können, forderte er den RRH 1931 auf, diesen
Umstand bei der Erstellung der Bemerkungen zu berücksichtigen430. In seiner Stel-
lungnahme vom 07. Dezember desselben Jahres verwies die angesprochene Behörde
einerseits auf die Möglichkeit der Verwaltung, sich zu den Bemerkungen zu äußern,
andererseits gab sie bekannt, in Zukunft die Reparationsproblematik zu be-
rücksichtigen und die Regierung gemäß § 109 RHO gesondert zu informieren431.
Kurt Heinig, Haushaltsexperte der SPD und letzter Berichterstatter des Haushaltsaus-
schusses, sah in dieser Vorgehensweise eine gewisse Einschränkung der parlamenta-
rischen Öffentlichkeit, aber er hielt die Kontrolle des Budgets weiterhin für vorbild-
lich.
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 Vgl. Michiyoshi Oshima, a.a.O., 196f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 92f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 91 und 93.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 16f.
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 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 77.
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Weinert sah darin jedoch eine Degradierung der Rechnungshofberichte zu bloßen
Erklärungen der Exekutive, da das Parlament keine unabhängige Informationsquelle
mehr zur Verfügung gehabt hat432.
Problematisch an dieser Vorgehensweise gemäß § 109 RHO war m.E. die Tatsache,
daß der RRH nach eigenem Ermessen festgestellte Mängel bei der Implementierung
des Budgets der parlamentarischen Kontrolle entziehen konnte, zumal er nach Aus-
sage von Präsident Saemisch bis 1931 von der Möglichkeit des § 109 Abs. 2 RHO,
neben der Regierung auch das Parlament direkt zu informieren, keinen Gebrauch
gemacht hatte433.
Es gibt keine Hinweise darauf, daß der RRH später von dieser Praxis abgewichen ist.
Wie bereits bei der Phoebus/Lohmann-Affäre wird hier eine Einstellung der Wei-
marer Rechnungsprüfer deutlich. Wenn nur die Kontrolle durch den RRH gewährlei-
stet ist, wird aus nationalem Interesse heraus parlamentarische Kontrolle unnötig.
Deutlich wurde diese Haltung auch im Zusammenhang mit den Ereignissen um das
Mitglied des RRH Winzerling434. Dieser hatte im Oktober 1931 in einem Schreiben
gegenüber dem Parlamentarier Heinig das Haushaltsgebaren der Exekutive kritisiert
und über ihn den RT aufgefordert, nicht allen über- und außerplanmäßigen Ausgaben
einfach zuzustimmen, mithin also die Budgetkontrolle zu verschärfen. Dieses
Schreiben zog ein Treffen von Beamten des RRH und des Finanzministeriums nach
sich, bei dem einerseits Winzerling seine Vorwürfe gegenüber der Exekutive zurück-
nahm, andererseits ein Mittelsmann eingesetzt wurde, um künftige Konflikte zwi-
schen Exekutive und RRH ohne Beteiligung des Parlamentes beilegen zu können.
Gemeint waren mit diesen Differenzen expressis verbis zwischen Exekutive und Le-
gislative umstrittene Inhalte der RRH-Stellungnahmen gegenüber dem Parlament.
In diesem Fall wurde dem RT zwar nicht die Kontrolle von Haushaltsmitteln wie in
der Phoebus/Lohmann-Affäre vorenthalten, aber es bestand in Folge der Einrichtung
einer Konfliktlösungsstelle die Gefahr, daß der RT lediglich einvernehmliche Monita
erhielt, die einer effektiven Überprüfung der Verwaltung zuwiderliefen.
Abschließend sei neben der o.g. Umsetzung der RHO in der Praxis auf die rechtli-
chen Entwicklungen seit 1923 verwiesen, die schlußendlich in die I. Novelle der
RHO mündeten.
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 526 sowie Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 17.
433
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 56f.
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2.2.2 Die I. Novelle der Reichshaushaltsordnung
Nach ihrer Verabschiedung wurde die RHO in den folgenden Jahren mittels ver-
schiedener Verwaltungsbestimmungen (die Reichskassenordnung vom 06. August
1927, die Wirtschaftsbestimmungen für die Reichsbehörden vom 11. Februar 1929
und die Rechnungslegungsordnung für das Reich vom 03. März 1929) und der jährli-
chen Haushaltsgesetze erweitert; trotzdem war eine Novelle der RHO unumgänglich,
um bewährte Vorschriften aus den Haushaltsgesetzen dauerhaft übernehmen zu kön-
nen435.
So waren zentrale, den RRH betreffende Themen der politischen Diskussionen zwi-
schen Oktober 1929 und März 1930: Eine Verzahnung zwischen RRH und RSK,
eine Aufnahme des RSK in die RHO und die Möglichkeit zur Akteneinsicht für den
RRH436.
Während Saemisch eine organisatorische Verbindung zwischen RSK und RRH be-
fürwortete, war eine Mehrheit des RT für eine Beibehaltung der Trennung zwischen
beiden Institutionen. Aus den Reihen des Parlamentes kam der Vorschlag, in die ge-
änderte RHO auch einen Abschnitt über den RSK aufzunehmen. Hintergrund dieses
Vorstoßes waren einerseits die Forderungen, Gutachten des RSK dem RT zugänglich
zu machen, andererseits diesen letztlich als ein Organ des Parlamentes zu etablieren.
Auch dieses Ansinnen fand im Plenum aufgrund des Widerstandes der Regierung
und des RSK keine Mehrheit437. Aber die Forderung des RRH, Einsicht in die Akten
der Reichsministerien nehmen zu können, setzte sich durch, allerdings mit der Ein-
schränkung, daß hierfür die Zustimmung des betreffenden Ministers notwendig war
(§ 98 RHO n. F.).
Die am 14. April 1930 verkündete I. Novelle der RHO438 wird allgemein als eine
zwar nicht erwartete, aber notwendige Anpassung der Haushaltsordnung an die ge-
änderten Umstände charakterisiert439. In erster Linie waren Bestimmungen, die in
den jährlichen Haushaltsgesetzen immer wieder aufgenommen werden mußten, mit-
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 Vgl. die Darstellung bei Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 15f.
435
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 79.
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 Vgl. ausführlicher zu den Debatten im RT die Darstellung bei Friedrich v. Pfuhlstein, Generalre-
chenkammer, 79f und Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 95f.
437
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 14f.
438
 RGBl. II, 693.
439
 Vgl. z.B. Friedrich E.M. Saemsich, a.a.O., 26.
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tels der Novelle zu Dauerregelungen erhoben worden440. Insgesamt gesehen war der
RRH von der ersten Novelle zur RHO in institutioneller und funktioneller Hinsicht
somit kaum betroffen441.
2.3 Der Reichsrechnungshof in der Weimarer Republik – eine Bewertung
Interessanterweise wird bei der verwendeten Literatur von den Autoren eine Ein-
schätzung der Rolle des RRH in dieser Epoche vor allem in Hinblick auf seinen Bei-
trag zum Machtverlust der Legislative und damit zum Untergang der parlamentari-
schen Demokratie vorgenommen442. Institutionelle und funktionelle Kontinuität wer-
den mehr oder weniger vorausgesetzt443, zudem ein nicht näher begründeter Über-
gang zur modernen Finanzkontrolle attestiert444. Insofern ist es angebracht, zwischen
der Entwicklung des RRH einerseits und seiner möglichen Rolle als ein Teil der
Weimarer Bürokratie beim Scheitern der parlamentarischen Demokratie andererseits
zu unterscheiden.
Die Institution RRH (Kontrollträger) bekam mit der RHO eine neue rechtliche
Grundlage, die ihre in der konstitutionellen Monarchie entstandenen institutionellen
Charakteristika weiterentwickelten. So führte die geänderte verfassungsrechtliche
Stellung erstmals zu einer unabhängigen Behörde, deren Mitglieder weiterhin rich-
terliche Unabhängigkeit genossen und deren innere Verfassung kollegial blieb. Al-
lerdings trat im Zuge der geänderten finanzpolitischen Gewichtung zwischen dem
Reich und den Ländern und der Verabschiedung der RHO der RRH endgültig aus
dem Schatten der ORK, denn von 1922 an war bekanntlich der Präsident des RRH
hauptamtlich tätig, die Leitung der ORK war ein Nebenamt. Diese Änderungen be-
trafen in erster Linie das Präsidentenamt.
Bemerkenswerterweise fand trotz des Regimewechsels 1918/1919 keine Verände-
rung in der Spitzenposition der RPB statt, der Präsident Holtz, seit 1914 im Amt,
blieb bis zu seiner regulären Pensionierung, er wurde erst 1922 von Saemisch abge-
löst. Auch eine Elitezirkulation unterhalb des Präsidentenamtes war der Literatur
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 57.
441
 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 69. Eine Änderung beinhaltete z.B. eine
Erweiterung des § 109 RHO.
442
 Vgl. exemplarisch Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 17f und 20.
443
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 122.
444
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 66.
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nicht zu entnehmen. Die Verwaltungselite des ancien régime blieb, wie schon 1850
im Falle der ORK, im Amt445. Insofern gingen die fehlenden personellen Konse-
quenzen des Regimewechsels über eine Bestätigung des von Max Weber allgemein
auf die Situation von 1918 bezogenen Verdiktes, daß bürokratische Apparate auf-
grund ihrer funktionellen Unentbehrlichkeit einfach weiterarbeiten wie bisher, unter
Austausch lediglich des Spitzenpersonals, hinaus446.
Obwohl der RRH 1922 endgültig die Führungsrolle von der ORK übernommen hat-
te, war das hohe Maß an apparativer Kontinuität beim Regimewechsel hin zur Wei-
marer Republik, die Behördenstrukturen der ORK und des RHdDtR/RRH blieben
vom Systemwechsel weitgehend unberührt, abschließend zu betonen.
Die funktionellen Charakteristika des RRH wurden mit der RHO jedoch geändert.
Bei der Wahrnehmung der Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘ wurden neue Akzente
gesetzt. Örtliche und stichprobenartige Prüfungen sowie die Einrichtung von Vor-
prüfstellen erlaubten es dem RRH, sich auf eine Superrevisison zu verlegen (Kon-
trollspanne), die das Ziel hatte, Zweckmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit staatlichen
Verwaltungshandelns zu hinterfragen (Kontrollkriterium)447. Für eine sogenannte
‚moderne Finanzkontrolle‘ war der zeitliche Abstand zwischen den Haushaltsjahren
und dem Erscheinen des RH-Berichtes in den meisten Fällen zu groß. Bei einer Zeit-
spanne von bis zu 75 Monaten war es sicherlich nicht möglich, die Prüfungsergeb-
nisse für das folgende Budget zu verwerten. Zudem fehlte eine für eine moderne Fi-
nanzkontrolle selbstverständliche Berater- und Gutachtertätigkeit. Diese wurde, trotz
der rechtlichen Möglichkeiten, die die §§ 101 und 109 Abs. 2 RHO boten, in der
Praxis vor allem vom RSK ausgeführt. Der RRH beriet vor allem in haushaltsrechtli-
chen Fragen, aber nicht im Zusammenhang mit zukünftigen Etats448. Dommach
überschätzte hier die Beratungsfunktion des RRH, dessen Arbeit war stets eine ex
post Tätigkeit, ex ante hatte der RSK gearbeitet.
Wie bereits in der konstitutionellen Monarchie übten die Rechnungshöfe auch in der
Weimarer Republik die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ aus. Die mit der RHO neu
hinzugetretene finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion des Budgets spiegelte sich
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 Dies galt allgemein für die Reichsverwaltung. Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Elitezirkulation a.a.O.,
17.
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 Vgl. Max Weber a.a.O., 165 und 727f.
447
 Ob deswegen bereits von einer modernen Finanzkontrolle auszugehen ist, wie Dommach dies atte-
stiert hat, bleibt aber mehr als fragwürdig.
448
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprüfung a.a.O., 22.
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weniger in den Rechnungshoffunktionen als in einer geänderten Kontrollorientierung
wider, vielmehr war der RSK Ausdruck dieser Ordnungsfunktion449.
Die bereits aufgeführten Beispiele der Zusammenarbeit zwischen Exekutive, dem
eigentlichen Kontrollobjekt, und RRH mit dem Ziel, die Regierung von externer
Kritik im allgemeinen und parlamentarischer Kontrolle im besonderen abzuschirmen,
zeigen jedoch, daß der RRH in der Praxis eine Verfassungskontrolle zumindest in
den Fällen verhindert hat, in denen seine Mitglieder und sein Präsident der Meinung
gewesen sind, eine Geheimhaltung gegenüber dem Parlament entspräche nationalem
Interesse, er hat somit den Kontrolladressaten hintergangen. Ein Grund hierfür mag
auch die z.B. von Bracher konstatierte innere Ablehnung des Weimarer Systems in
weiten Teilen der Beamtenschaft gewesen sein450.
Zusammenfassend ist die geänderte verfassungsrechtliche Stellung hervorzuheben,
der Status der Mitglieder und die innere Verfassung haben denen in der konstitutio-
nellen Monarchie entsprochen. Die Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘ ist vermehrt als
Superrevision mit dem Ziel einer Wirtschaftlichkeitsprüfung durchgeführt worden,
die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ hingegen hat der RRH weiterhin wahrgenom-
men, aber er hat auch teilweise aktiv an deren Einschränkung mitgewirkt451.
Die zu Beginn angesprochene Beteiligung des RRH am Machtverfall der Legisla-
tive geht auf eine Untersuchung Brachers zurück, der der Exekutive und dem RRH
vorwirft, sich die Haushaltsaufstellung mehr und mehr angeeignet, damit die Bud-
gethoheit des Parlamentes untergraben und somit auch zu seinem Machtverlust bei-
getragen zu haben, welcher letztlich mit zum Scheitern der Weimarer Republik ge-
führt habe452.
Die erneute Verwendung der ersten Entwürfe der RHO, die ursprünglich für eine
konstitutionelle Monarchie vorgesehen waren453 und 1923 ohne große Modifikatio-
nen für eine parlamentarische Demokratie übernommen wurden, unterstützten noch
den zurückgehenden Einfluß der Legislative auf den Reichshaushalt454. Deutlich
wurde die Ausrichtung der RHO auf eine konstitutionelle Monarchie u.a. auch an der
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 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 85.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 20.
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 Als Beispiel sei hier auf den Mitprüfungsausschuß verwiesen.
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 Vgl. Karl Dietrich Bracher 1971. Die Auflösung der Weimarer Republik, eine Studie zum Macht-
verfall in der Demokratie. Villingen, 32f. Dieser Machtverlust wird im übrigen von Zeitzeugen be-
stätigt. Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 82.
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 Denn die RHO lehnte sich an die ersten Gesetzesentwürfe für ein Reichskompatibilitätsgesetz an,
die aus den Jahren 1902 und 1910/1911 stammten. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 49ff.
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starken Stellung des RFM, der gemäß § 21 RHO über ein suspensives Veto verfügte
und an der wenig ausgebauten Beteiligung des Parlamentes an der Haushaltsaufstel-
lung455. Zudem war eine Etatverabschiedung mittels Art. 48 Weimarer Reichsverfas-
sung auch ohne parlamentarische Zustimmung möglich.
Bracher irrt jedoch, wenn er dem RRH vorwirft, die Haushaltsaufstellung teilweise
an sich gerissen oder zumindest beeinflußt zu haben. Wie die vorhergehenden Aus-
führungen zeigen, ist es der RSK Saemisch gewesen und nicht der RRH, der Einfluß
auf die Budgetgestaltung genommen hat. Er hat seit 1922 zumeist das Vertrauen der
Reichsregierung erhalten, an den Kabinettssitzungen und an denen des Haushaltsaus-
schusses teilgenommen und ab 1927 die Etatvoranschläge der Ministerien begutach-
tet. Eine Beteiligung des RRH an der Etataufstellung hat, abgesehen vom eigenen
Haushalt, nicht stattgefunden, seine gutachterlichen Äußerungen haben sich lediglich
auf budgetrechtliche Vorschriften456 bezogen. Zwar ist Saemisch sowohl RSK als
auch Präsident des RRH gewesen, und dessen Mitarbeiter sind zur Behörde des
Sparkommissars abgeordnet worden, aber dennoch handelt es sich um unterschiedli-
che Einrichtungen, erkennbar u.a. an den verschiedenen Amtssitzen in Potsdam und
Berlin.
In welchem Umfang Gutachten des RSK Prüfungen initiierten oder Berichte des
RRH Gutachten veranlaßten, soll an dieser Stelle nicht näher erörtert werden, wäre
aber ein interessanter anderer Forschungsansatz.
Daher trifft m.E. der Vorwurf Brachers im Kern eher auf die Person Saemisch und
auf das Amt des RSK zu, damit aber auf eine Einrichtung der Exekutive (genauer
gesagt: aller Regierungen während der Weimarer Republik) als auf den RRH; daß
dieser und die Ministerialbürokratie andererseits ein um das andere Mal parlamenta-
rische Kontrolle zu verhindern gesucht haben, das belegen die vorherigen Ausfüh-
rungen.
Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang, daß nach Ansicht von Heinig der RT die
einflußreiche Stellung des RRH (mit-)geschaffen, indem er ihn aus seiner „splendid
isolation“ geführt habe457. Allerdings ist diese Darstellung nicht unumstritten.
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 Vgl. Peter Christian Witt a.a.O, 337.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles 1989b. Mit der Ministerialbürokratie solidarisch. Politische Gestaltungs-
funktion der Finanzkontrolle in der Weimarer Republik, in: Pirker, Theo (Hg.). Autonomie und
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 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 36f und 86.
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 S. Kurt Heinig a.a.O., 122. Anderer Meinung hingegen Karl Wittrock, Dreiecksbeziehung a.a.O.,
421.
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Dommach sieht die Initiative vielmehr beim RRH selber, der ein Interesse an einem
Ausbau der Beziehungen zum Haushalts- und Rechnungsprüfungsausschuß gehabt
habe, zumal seine Bemerkungen und Denkschriften im RT auf großes Wohlwollen
gestoßen seien. Letztlich ist der Anstoß für eine vermehrte Kooperation zwischen
Kontrollträger und -adressat wohl von beiden Seiten gekommen, wobei der RRH
beim RT „offene Türen einrannte“458. Allerdings ist die exekutive Zuordnung und
Orientierung des RRH erhalten geblieben und wohl auch vom RT so wahrgenommen
worden, dessen Mitglieder erst 1928 dem RRH einen Besuch abgestattet haben459.
Sicherlich hatte der Sturz der Weimarer Republik und damit das Scheitern der Re-
volution460 von 1918/1919 mehrere Ursachen: Eine war der Widerstand des bürokra-
tischen Apparates, der generell aufgrund seines spezialisierten Fach- und mindestens
in einer Transitionsphase auch aufgrund seines Dienstwissens (Weber) unentbehrlich
war und sich einer kompletten Säuberung verschloß, da eine massenhafte Übernahme
der Positionen von Laien und Außenseitern zu nicht akzeptablen Kompetenzverlu-
sten der Bürokratie führen würde. So wäre es für eine erfolgreiche Revoluti-
on/Parlamentarisierung nach 1918 notwendig gewesen, den bürokratischen Apparat
politisch unter Kontrolle zu halten und seine Loyalität zu erzwingen. Beides gelang,
auch im Falle des RRH, den Weimarer Demokraten nicht in ausreichendem Umfang.
Daß die Einstellung des Personals des RRH und deren Verhalten in Zeiten der Repu-
blik auch Konsequenzen für die weitere Entwicklung im nationalsozialistischen
Deutschland gehabt haben, soll das folgende Kapitel zeigen.
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 S. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O.,22.
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 Vgl. Karl Wittrock, Dreiecksbeziehung a.a.O., 421.
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 Vgl. zum Scheitern von Revolutionen Hans-Ulrich Derlien, Implosion und Integration a.a.O., 408f.
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3. Institutioneller und funktioneller Wandel im nationalsozialistischen
Regime461
Die Erosion demokratischer Verhaltensweisen und Regeln während der Weimarer
Republik fand in der Machtergreifung Hitlers vom 30. Januar 1933 ihren vorläufigen
Höhepunkt.
Es stellen sich in diesem Zusammenhang die Fragen, welche Folgen die politischen
Umwälzungen für die bisherigen Akteure im Rechnungsprüfungswesen (der RRH,
die Reichsregierung und der RT) mit sich brachten und welche Bedeutung die neuen
Machthaber dem Budgetwesen und insbesondere seiner Kontrolle einräumten. Die
übergeordnete Frage lautet dabei: Wie operierte eine über 200 Jahre alte Institution
unter der NS-Diktatur462?
Hierbei soll unterschieden werden zwischen Entwicklung bis zum Kriegsausbruch
und derjenigen nach 1939, eine Aufteilung, die sich als sinnvoll erwiesen hat, wie
noch aufzuzeigen sein wird. Der vorletzte Teil befaßt sich mit den Ereignissen im
Zusammenhang mit dem Zusammenbruch des nationalsozialistischen Regimes.
Ist bisher chronologisch verfahren worden, so wird diese Vorgehensweise nun er-
gänzt von einer weiteren Untergliederung nach rechtlicher Entwicklung, Verhältnis
des RRH zur Exekutive und zu den neuen Machthabern, um dem höheren Stellen-
wert dieses Kapitels und der Menge des Materials gerecht zu werden463. Für eine
Darstellung der Rechnungsprüfung während des Krieges ist im zweiten Teil ein
chronologisches Vorgehen allerdings wenig hilfreich, da die Entwicklung der militä-
rischen Lage nur begrenzt mit der der Rechnungsprüfung in Beziehung zu setzen ist.
Der Übersichtlichkeit halber und wegen des höheren Erkenntnisgewinns erscheint
daher eine Unterteilung der Betrachtung des Verhältnisses des RRH zur Exekutive
und zu den Machthabern nach territorialen Gesichtspunkten (Altreich und besetzte
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 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung im nationalsozialistischen Regime im An-
hang auch Zeittafel Nr. 4.
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 Für einen Vergleich mit der Entwicklung der RPB im faschistischen Italien vgl. u.a. Kurt Heinig
a.a.O., 108-118 und Adolf Miller 1940. Der italienische Rechnungshof (La Corte dei Conti del
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 Die Erörterung des Verhältnisses  zur Legislative ist infolge des sogenannten Ermächtigungsgeset-
zes nachvollziehbarerweise obsolet.
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Gebiete) angebracht, auch wenn damit auf eine einheitliche Gliederung des Kapitels
verzichtet werden muß.
3.1 Die Entwicklung vor dem Kriegsausbruch
In der Zeit zwischen 1933 und 1939 werden die Phase der Machtübernahme und
Konsolidierung und die weitere Entwicklung bis zum Ausbruch des Zweiten Welt-
krieges unterschieden.
Der zuerst genannte Zeitraum erstreckt sich im Zusammenhang mit dem Thema die-
ser Arbeit auf die Jahre 1933 und 1934, da sich in dieser Phase Institution und Funk-
tionen des RRH tiefgreifend geändert haben. Zwar hat es auch in den folgenden Jah-
ren diesbezügliche Verschiebungen gegeben, aber diese können als logische Kon-
sequenzen der ersten beiden Jahre nationalsozialistischer Herrschaft gelten und wer-
den daher unter einem separaten Gliederungspunkt behandelt.
Zusätzlich wird das Schicksal des RSK im NS-Regime in Form eines Exkurses the-
matisiert. Zudem erscheint es sinnvoll, das Haushaltsgebaren des Hitler-Regimes, so
wie es von dem Zeitzeugen Kurt Heinig beschrieben wird, in einem weiteren Exkurs
darzustellen, da es sich erheblich von der in der Weimarer Republik gängigen Praxis
unterscheidet, nicht nur bezüglich der Haushaltsaufstellung, sondern auch hinsicht-
lich der Durchführung.
3.1.1 Die Entwicklung in der Phase der Machtübernahme und –konsolidierung
(1933-1934)
Im Zusammenhang mit dem Regierungswechsel vom Januar 1933 stellt sich die Fra-
ge, welche Konsequenzen der Regimewechsel für die Kooperation des RRH mit der
Exekutive und Legislative hatte und wie die neu hinzutretenden Akteure, gemeint
sind Hitler und die Gliederungen der NSDAP, ihr Verhältnis zum RRH gestalteten.
Dommach formuliert in seiner Dissertation recht detailliert, welche Entwicklungen
nach der Machtübernahme zu erwarten waren464. Seine Darstellung erweckt aller-
dings den Eindruck, seine Annahmen seien ex post formuliert worden.
Werden einmal die bisherigen Reaktionen der Beteiligten des Budgetkreislaufes bei
einem Macht- oder sogar Regimewechsel betrachtet, so wie sie sich bisher haben
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beobachten lassen, so sind m.E. grundlegende Verhaltensmuster bereits jetzt festzu-
stellen.
Eine RPB ist gegenüber der Exekutive bestrebt, die Kontrolle aufrechtzuerhalten und
dabei keine wichtigen institutionellen und funktionellen Elemente zu verlieren; hier-
unter fallen u.a. die Unabhängigkeit von der Verwaltung und eine möglichst lücken-
lose Kontrolle. Ihre Mitglieder sind zudem darauf bedacht, die kollegiale Verfassung
und ihre persönliche richterliche Unabhängigkeit zu wahren. Oft hat die Exekutive in
der Vergangenheit hingegen versucht, einen politischen Umbruch zu nutzen, um die
unabhängige Stellung der RPB aufzuheben oder ihre Kontrollbefugnisse einzu-
schränken.
Während in Zeiten des politischen Wechsels eine Legislative bestrebt ist, die RPB
näher an sich zu binden, um ihre Ergebnisse für die eigene Arbeit vermehrt einzuset-
zen zu können, ist diese im allgemeinen bestrebt, einen gewissen Abstand zum Par-
lament und damit eine Form von parteipolitischer Neutralität zu wahren.
Von neuen Machthabern in vorkonstitutionellen Zeiten war grundsätzlich alles von
einer Stärkung der RPB bis hin zu ihrer Auflösung zu erwarten, die selbst dabei be-
strebt war, die Notwendigkeit ihrer Existenz auch für die neue Staatsführung unter
Beweis zu stellen. Mit der Existenz von verfassungsrechtlicher Hürden konnte ein
Machtwechsel für die RPB nicht mehr solch drastische Auswirkungen haben.
Die genannten Verhaltensweisen der einzelnen Akteure sind auch im Zusammenhang
mit der nationalsozialistischen Machtergreifung zu erwarten.
Im folgenden werden zuerst die staatsrechtlichen Entwicklungen und ihre Konse-
quenzen für den RRH dargestellt, und anschließend wird einerseits auf das Verhält-
nis zu den Einrichtungen aus der Weimarer Zeit (soweit diese weiterhin Bestand ge-
habt haben) und andererseits auf das zu den neuen Machthabern eingegangen.
3.1.1.1 Die rechtliche Entwicklung nach 1933
Nachdem nach dem Reichstagsbrand am 27. Februar 1933 bereits mit der ‚Verord-
nung des Reichspräsidenten zum Schutz von Volk und Staat‘ die wesentlichen
Grundrechte der Verfassung außer Kraft gesetzt worden waren, gelang es den Natio-
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 30ff.
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nalsozialisten am 24.03.1933 das sogenannte ‚Ermächtigungsgesetz‘ 465 im Reichs-
tag durchzudrücken. Dieses stattete die Reichsregierung mit einer Gesetzgebungs-
kompetenz aus und machte das Parlament überflüssig466. Die von der Reichsregie-
rung beschlossenen Gesetze konnten zudem von der Weimarer Reichsverfassung
abweichen, sofern nicht RT und RR betroffen waren. Zu den von der Regierung al-
lein zu beschließenden Gesetzen zählten gemäß Art. 1 Satz 2 des Ermächtigungsge-
setzes auch Gesetze gemäß Art. 85 (Feststellung des Haushaltsplans) und Art. 87
(Kreditaufnahme durch das Reich)467, ein Hinweis darauf, daß die neuen Machthaber
auch dem Bereich der Hauhalts- und Finanzpolitik große Bedeutung zumaßen.
Infolge der Ausschaltung des Parlaments stellte sich für den RRH die Frage, wer in
Zukunft die Entlastung der Reichsregierung vornehmen würde, wem er demzufolge
die Grundlagen dafür, also seine Bemerkungen, zuzuleiten hätte468. Zwar hatte der
Haushaltsausschuß noch die Entlastung der Regierung für die Jahre 1927-1929 emp-
fohlen, aber eine Entscheidung des Parlamentes kam nicht mehr rechtzeitig vor dem
Inkrafttreten des Ermächtigungsgesetzes zustande. Diese offene Frage wurde erst mit
der II. Novelle zur RHO vom 13.12.1933 beantwortet469, indem sich die Reichsregie-
rung fortan selbst entlastete!
Inwieweit mit der Ausschaltung des Parlamentes und dem damit einhergehenden
Ende einer parlamentarischen Budgetkontrolle der RRH zu dieser Zeit bereits seine
Funktion verloren hatte und womöglich in die Bedeutungslosigkeit versunken war,
wird in der Literatur umstritten diskutiert470 und am Ende dieses Kapitels erörtert
werden.
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 Der offizielle Name des Gesetzes lautete: ‚Gesetz zur Behebung der Not von Volk und Reich‘, vgl.
RGBl I., 141. Im Rahmen dieser Arbeit wird dieses Gesetz vom 24. März 1933 fortan kurz als ‚Er-
mächtigungsgesetz‘ bezeichnet, obwohl der Name in der Literatur auch für ein Gesetz vom 13. Ok-
tober 1923 Verwendung findet. Dieses Ermächtigungsgesetz gestattete der Reichsregierung auf dem
Verordnungswege wirtschaftliche, finanzielle und soziale Maßnahmen zu treffen, die auch von den
Grundrechten abweichen konnten. Das Ermächtigungsgesetz vom 13. Oktober 1923 sollte helfen,
die gallopierende Inflation zu bekämpfen und war bis zum 31. März 1924 befristet.
466
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 123.
467
 Auf diesen wichtigen Punkt im Zusammenhang mit dem Ermächtigungsgesetz verweist ausdrück-
lich Herbert Rischer a.a.O., 61.
468
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 34f.
469
 RGBl. II. 1933, 1007.
470
 Vgl. u.a. Rainer Weinert, Verwaltung, 20 und Hermann A. Dommach, Potsdam 36. Kurt Heinig ist
wohl mit seiner Einschätzung hier zuzustimmen, daß ein Rechnungshof ohne ein „legislatives
Echo“, zwar nicht unbedingt alle seine Funktionen einbüßt, aber doch erheblich an Einfluß verliert.
S. Kurt Heinig a.a.O., 83.
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An dieser Stelle ist auf ein für den RRH später noch bedeutsames Gesetz hin-
zuweisen. Am 01. Dezember 1933 trat das „Gesetz zur Sicherung der Einheit
von Partei und Staat“ in Kraft. Der § 1 Abs. 2 Satz 1 erklärte die NSDAP zu
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts471, ihr war es damit möglich, öf-
fentliche Aufgaben wahrzunehmen und für deren Finanzierung Mittel aus öf-
fentlichen Haushalten zu beziehen.
Als direkte Konsequenz aus dem ‚Ermächtigungsgesetz‘ wurde etwa neun Monate
später die II. Novelle der RHO verabschiedet, die nicht nur das Entlastungsver-
fahren regelte, sondern auch tiefgreifende Veränderungen für den RRH mit sich
brachte.
Nachdem die I. Novelle 1930 verabschiedet worden war, bestand im preußischen
Finanzministerium und dem des Reiches weiterhin ein Interesse daran, das Budget-
recht im Reich und in den Ländern zu vereinheitlichen, ein Bemühen, welches auch
die Unterstützung von Saemisch fand, der hierin eine Vorstufe für eine umfangreiche
Verwaltungsreform auf allen Ebenen sah472. Dabei schien der Machtwechsel für die-
ses Vorhaben eine günstige Gelegenheit zu sein, da die nationalsozialistische Regie-
rung an einer ‚Gleichschaltung‘ von Reich und Ländern großes Interesse zeigte.
Die angestrebte Vereinheitlichung des Budgetrechts trat im Laufe der Diskussion
immer weiter in den Hintergrund. Kern der Novelle wurde vielmehr die Neuordnung
der internen Struktur des RRH, wie sie schon seit geraumer Zeit von Saemisch ange-
strebt worden war, bisher jedoch am Widerstand der übrigen Rechnungs-
hofmitglieder gescheitert war473. Zudem stand noch eine Regelung der Entlastungs-
frage seit Verabschiedung des ‚Ermächtigungsgesetzes‘ im Raum.
Nach konfliktfreier Beratung trat die II. Novelle der RHO am 13.12.1933 in Kraft.
Die Entlastung der Reichsregierung wurde darin wie folgt geregelt:
Die Bemerkungen des RRH wurden dem Reichsrat zur Kenntnisnahme übermittelt,
die Reichsregierung erörterte sie und hatte die Möglichkeit, den Präsidenten des
RRH als Gutachter hinzuzuziehen. Danach entlastete sich die Reichsregierung selbst.
Wurde diese abweichend von den Monita des RRH beschlossen, so konnte der
Reichsfinanzminister Einspruch einlegen. Das hatte zur Folge, daß in einer zweiten
                                                
471
 „Sie ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts. Ihre Satzung bestimmt der Führer.“ S.
www.documentarchiv.de/ns/partei-staat.html, 08.10.08.
472
 Die folgenden Ausführungen stützen sich, sofern nicht anders erwähnt, auf Hermann A. Dommach,
Potsdam a.a.O., 47ff.
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Abstimmung die Mehrheit des Kabinetts und der Reichskanzler zustimmen mußten.
Mit der Selbstentlastung waren auch die über- und außerplanmäßigen Ausgaben
nachträglich genehmigt474.
Ohne hier in eine umfangreiche Bewertung über diese Regelung einzusteigen, sei
doch darauf hingewiesen, daß das Verfahren der Selbstentlastung in krassem Wider-
spruch zur Weimarer Konstitution gestanden hat, denn die verfassungsrechtliche
Grundlage der RHO ist damit verschwunden475. Dieses Vorgehen ist eine nachvoll-
ziehbare Konsequenz aus dem Ende der Gewaltenteilung und der Abschaffung einer
eigenständigen Legislative am 24.03.1933. In der Praxis hat sich die Reichsregierung
jedoch ab 1933 nicht ein einziges Mal selbst entlastet476, ein früher Hinweis auf die
geringe Bedeutung, die das neue Regime schon anfangs dem Budgetkreislauf zuge-
messen hat.
Neben den Veränderungen bezüglich der Außenbeziehungen des RRH fanden sich
im Abschnitt V RHO umfangreiche Neuregelungen, die das Innenleben der Behörde
betrafen. Ob dieser Abschnitt vor allem vom Präsidenten Saemisch selbst entworfen
worden ist, bleibt nicht unumstritten477.
Die Novelle brachte eine Vielzahl neuer Kompetenzen für das Präsidentenamt mit
sich478, da dessen Inhaber fortan Inhalt, Ablauf und zeitlichen Rahmen der Prüfun-
gen, also die Geschäftsverteilung insgesamt, bestimmte (§ 124 RHO). Zudem wurde
die Vollversammlung der Rechnungshofmitglieder (Kollegium) nach Streichung des
§ 119 Abs. 1 Satz 1 RHO von einer Anzahl kleinerer Senate abgelöst, in denen der
Präsident jeweils den Vorsitz führte, deren Mitglieder er zum Teil selbst ernannte
und in denen er auch ein Beanstandungsrecht innehatte (§ 126 b Abs. 3 und § 126 e
Abs. 2 RHO). Das vereinfachte kollegiale Beschlußverfahren, welches lediglich eine
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 Die Auffassung von Saemisch über die interne Struktur des RRH findet sich u.a. bei Friedrich v.
Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 86.
474
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 125.
475
 So auch Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 86f.
476
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 132. Zudem trat das Kabinett ab März 1938 nicht mehr zusammen. Vgl.
hierzu auch Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 105.
477
 So will Dommach in dem Abschnitt V. RHO deutlich die Handschrift von Saemisch erkannt ha-
ben, zudem weise ein Gesetzentwurf von 1933, der als ‚Fassung Popitz-Saemisch‘ bezeichnet wur-
de, daraufhin. Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 49. Allerdings ist eine Anzahl von Au-
toren anderer Meinung. Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 124, Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer
a.a.O., 86, Arthur Fuchs a.a.O., 99 und Friedrich Klein 1975. Die Finanzkontrolle im nationalsozia-
listischen Staat, in: Schiffer, Eckart / Kahrenke, Helmut (Hg.) 1975. Verfassung, Verwaltung und
Finanzkontrolle. Festschrift für Hans Schäfer. Köln: Carl Heymanns Verlag KG, 215 (im folgenden
zitiert als: Finanzkontrolle).
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gemeinsame Entscheidung des zuständigen Ministerialrats und des Direktors vorsah
und noch auf der GO von 1875 beruhte, wurde in § 126 a RHO übernommen. Die
bisherige Bezeichnung der Beamten des RRH (vom Präsidenten bis zu den Räten) als
‚Mitglieder‘ entfiel479. Auch auf die Zusammensetzung des sogenannten ‚Großen
Senats‘ konnte er Einfluß ausüben, da er drei Mitglieder des Senats aus den Reihen
der Ministerrialräte selbst ernannte (§ 126 c Abs. 2 RHO). Für die Verabschiedung
einer neuen GO war nicht mehr die Zustimmung der übrigen Mitglieder oder anderer
Gremien notwendig, denn der Präsident allein hatte die Befugnis hierzu (§ 126 f
RHO). Außerdem wurde sein Büro zu einer eigenen Präsidialabteilung, für die er
eine Weisungsbefugnis besaß (§ 125 Abs. 1 RHO), ausgebaut, welche die Aufgaben
und Kompetenzen des RSK übernahm480, soweit sie nicht von der Reichsregierung
anderen Dienststellen, insbesondere dem Reichsfinanzminister zugewiesen werden
würden481. Das bisherige Büro des RSK wurde zur Unterabteilung der Präsidialab-
teilung. Außerdem konnte er auch den Direktoren und Ministerialräten außerhalb der
Präsidialabteilung Weisungen erteilen, allerdings durften diese nicht das Prüfungs-
verfahren des Rechnungshofes beschränken oder den sachlichen Inhalt der Entschei-
dungen des RRH betreffen (§ 125 RHO)482. Zu guter Letzt vervollständigte ein Vize-
präsidentenamt (§ 124 Abs. 2 RHO) den organisatorischen Ausbau des Präsidenten-
amtes483. Das Amt des Vizepräsidenten übernahm der parteilose (!) StS Mussehl,
zuvor als solcher im Reichsernährungsministerium und Leiter des preußischen
Landwirtschaftsministeriums484.
Die Neuregelungen der II. Novelle wurden in ihrer Gesamtheit offiziell mit dem Be-
streben begründet, das Prüfungsverfahren zu vereinfachen, zu straffen und zu be-
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 Vgl. für §§ 124, 125 und 126 Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1090ff.
479
 Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 99.
480
 Das Kollegialprinzip galt nicht für die Präsidialabteilung. Vgl. Hans Jürgen Fuhrmann 1989. Die
Geschäftsordnung des Bundesrechnungshofes, in: Heinz Günther Zavelberg (Hg.). Die Kontrolle
der Staatsfinanzen. Geschichte und Gegenwart  1714-1989. Berlin: Duncker&Humblot, 330.
481
 Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 114.
482
 Die später von Saemisch erlassene GO des RRH erlaubte auch die Übertragung der Weisungsbe-
fugnisse des Präsidenten auf die Direktoren, die damit gegenüber ihren Ministerialräten weisungs-
befugt waren, allerdings mit denselben Einschränkungen des § 125 RHO. Vgl. Herbert Peucker
a.a.O., 99.
483
 Weitere Einschränkungen des kollegialen Prinzips betrafen die Geschäftsleitung des RRH (§§ 90
Abs. 1, 93, 94 und 97 RHO), sowie die ‚Einmannprüfung‘ einer Rechnung auf Geheiß des Präsi-
denten (§ 90 Abs. 1 Satz 3 RHO). Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 268ff und 271.
484
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 51f.
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schleunigen485. Peucker führte 1952 einen weiteren Grund für die Novellierung der
RHO an, der insbesondere die Auflösung des Kollegiums des RRH und demzufolge
einen zentralen Bestandteil der II. Novelle betraf. Diese Novellierung sei auch eine
Reaktion auf die zunehmende Größe und damit auf die Schwerfälligkeit des Be-
schlußkörpers gewesen486.
Formal hatten sowohl die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder als auch die
kollegiale Verfassung weiterhin Bestand. Mehrere Versuche, sie abzuschaffen, waren
bei der Kabinettssitzung, in der die Novelle verabschiedet wurde, vertagt worden487.
Aufgrund der neuen Einflußmöglichkeiten des Präsidenten, er bestimmte den Prü-
fungsablauf, die GO und konnte die verbliebenen kollegialen Entscheidungen blok-
kieren, waren die einstigen charakteristischen Merkmale preußischer Prüfungsbehör-
den (richterliche Unabhängigkeit und kollegiale Verfassung) nur noch de jure vor-
handen.
Aufgrund der Neufassung der RHO konnte demzufolge von einer präsidialen oder
monokratischen Verfassung des Rechnungshofes oder auch von einer Umsetzung des
‚Führerprinzips‘ gesprochen werden488. Dommach verwies zurecht darauf, daß im
Zuge der II. Novelle RHO das Kollegialprinzip nur als „leere Hülse“489 übrigblieb.
Der spätere Präsident des BRH Zavelberg war jedoch der Ansicht, daß die II.
Novelle der RHO keine Einführung des ‚Führerprinzips‘ darstellte, da sich we-
der Hinweise auf eine Einschränkung von Prüfungen noch eine Einflußnahme
                                                
485
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 51f. Die offizielle Begründung zur II. Novelle aus
dem Reichsanzeiger ist bei Reger abgedruckt. Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 263f (FN
2).
486
 Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 101. Ähnlich auch Arthur Fuchs a.a.O., 91 und Friedrich Klein, Fi-
nanzkontrolle a.a.O., 229
487
 Vgl. a. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 86. Einer der Befürworter einer Auf-
gabe des kollegialen Prinzips war Reichsfinanzminister Schwerin v. Krosigk, der damit dem Vor-
bild des italienischen Rechnungshofes, corte dei conte, folgen wollte. Vgl. Friedrich Klein, Finanz-
kontrolle a.a.O., 213. Vgl. zum corte dei conti Kurt Heinig a.a.O., 108-118, insbesondere zur Ent-
wicklung im faschistischen Italien 114ff.
488
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 50 und 52. Einen ausführlicheren Überblick über die
unterschiedlichen Bewertungen der II. Novelle RHO und die Einführung des ‚Führerprinzips‘ bieten
Herbert Rischer a.a.O., 61f (FN 357 und 358), sowie Hans Reger, Kollegialsystem, 261. Insgesamt
gesehen, schließen sich die maßgeblichen Autoren der Meinung von Dommach an, so z.B. Walter
Klappstein Kollegiale, Verfassung a.a.O., 29 und Hans Reger, der die II. Novelle als „gewaltigen
Rückschlag in seiner kollegialen Verfassung und wesentliche Schwächung des Kollegialsystems“
bezeichnete. S. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 249.
489
 S. Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 52.
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auf ihren sachlichen Inhalt von Seiten Saemischs finden ließen490. Auch das
über fünfzig Jahre später verabschiedete Bundesrechnungshofgesetz änderte
die Neuregelungen der II. Novelle lediglich in wenigen Punkten (z.B. §13
BRHG), nach Ansicht Zavelbergs ein weiterer Hinweis, der einer Einführung
dieses Prinzips im RRH widersprach491. Allerdings galten weder Saemisch, der
am 30. Januar 1935 eine als monokratisch charakterisierte GO erließ492, nach-
dem es dem Großen Senat des RRH seit 1923 nicht gelungen war, sich auf eine
solche zu verständigen493, noch Zavelberg, der immer auch die Nachteile kol-
legialer Entscheidungsstrukturen betonte494, als ‚glühende Verfechter‘ des
Kollegialprinzips. Insofern spricht m.E. einiges dafür, mit der II. Novelle der
RHO eine Umsetzung des ‚Führerprinzips‘ auch im RRH zu konstatieren.
Eine unterschiedliche Bewertung der II. Novelle ist wohl auch auf den Um-
stand zurückzuführen, daß sie im NS-Regime anders zu bewerten ist und ande-
re Konsequenzen nach sich ziehen kann als in einem demokratischen Sy-
stem495.
Die II. Novelle RHO brachte für den RRH neben den aus heutiger Sicht negativ zu
beurteilenden Veränderungen auch einen Ausbau seiner formalen Prüfungsrechte mit
sich. Gemäß § 64 a Abs. 1 RHO hatte sich der jeweils zuständige Reichsminister mit
dem RRH ins Benehmen zu setzen, bevor er mit dem Empfänger staatlicher Zuwen-
dungen Prüfungsrechte bezüglich der Verwendung der Mittel vereinbarte496. Diese
Erweiterung ermöglichte dem RRH bei der NSDAP, die seit dem 01.12.1933 eine
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 Dies wäre nach § 126 RHO auch nicht gestattet gewesen. Allerdings verweist Peucker m.E. zurecht
darauf, daß solche Bestimmungen in einer Demokratie anders zu beurteilen sind als in einem auto-
ritären Staatswesen, in dem diese mit hoher Wahrscheinlichkeit exzessiv ausgelegt werden würden.
Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 100.
491
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg 1995b. Finanzkontrolle durch den Bundesrechnungshof unter be-
sonderer Berücksichtigung seiner kollegialen Organisations- und Entscheidungsstruktur, in:
Brauneder (Hg.). Internationalität der Finanzkontrolle. Frankfurt a.M., 107 (im folgenden zitiert als:
Organisations- und Entscheidungsstruktur). Auch Klappstein verweist darauf, daß alle wesentlichen
Statusrechte der §§ 118 bis 126 RHO im alten BRHG von 1950 erhalten geblieben sind, interpretiert
diese Tatsache allerdings als Hinweis auf die fehlende Ausgestaltung der kollegialen Verfassung
nach Kriegsende. Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 33.
492
 Vgl. Hans Jürgen Fuhrmann a.a.O., 325f. Die bisherige GO , eigentlich eine Instruktion für den
Rechnungshof des Deutschen Reiches, hatte seit dem 05. März 1875 Gültigkeit besessen. Vgl
Heinz-Günther Zavelberg, Organisations- und Entscheidungsstruktur a.a.O., 108.
493
 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 33.
494
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Organisations- und Entscheidungsstruktur a.a.O., 106f und 109.
495
 Vgl. Herbert Peucker a.a.O., 100.
496
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 812.
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Körperschaft des öffentlichen Rechts war und aus dem Reichshaushalt Mittel für die
Erfüllung öffentlicher Aufgaben erhielt, Prüfungen vorzunehmen497. Zudem konnte
nach § 88 a RHO die Reichsregierung den Rechnungshof ermächtigen, die Ge-
schäftsführung und die Rechnungen von örtlichen Sammlungen staatlicher Stellen
oder solchen im Auftrag staatlicher Stellen zu prüfen498. Dieser Bereich hätte im NS-
Regime noch wachsende Bedeutung erlangen können (z.B. Winterhilfswerk), aber
die zusätzlichen Kompetenzen des RRH, wie sie der § 88 a RHO formal ermöglichte,
wurden von Seiten der Reichsregierung nicht angewendet499.
Die Neufassung der RHO beinhaltete eine Klausel, mit der den Ländern die Option
gegeben wurde, diese zu übernehmen und damit die angestrebte Vereinheitlichung
des Budgetrechts voranzutreiben. Preußen nutzte diese Möglichkeit bereits zwei Ta-
ge später, es folgten danach die Länder Lippe und Bayern. Als das Saarland 1935
wieder in das Reich eingegliedert wurde, fand die RHO auch dort Anwendung, und
der RRH war direkt für dieses Land zuständig500.
Nachdem Preußen die RHO pauschal als Staatshaushaltsordnung übernommen hatte,
war der Präsident des RRH gemäß § 126 g RHO in Personalunion auch Präsident der
ORK, eine Umkehrung der bisherigen Praxis, das Personal der ORK wurde in zu-
nehmendem Maße für Aufgaben des RRH eingesetzt501. Diese enge personelle und
rechtliche Verzahnung führte nach und nach dazu, daß aus der ORK ein, wie es Här-
tig ausdrückte, „Anhang des Reichsrechnungshofes“502 wurde.
Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, daß die ausstehende Entlastung
der Regierungen für die Jahre 1927-1929 mit Verabschiedung der RHO ohne große
Debatte erteilt wurde503, sicherlich war dieses Vorgehen ein Hinweis für die eher
geringe Bedeutung, die die neue Regierung dem Entlastungsverfahren noch zumaß.
Diese Prozedur wurde ohnehin kurze Zeit später im Rahmen des ‚Gesetzes über den
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 Die hieraus entstandenen Konflikte sind Thema in den Kapiteln 3.1.1.3, 3.1.2.3 und 3.2.2.
498
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 962f.
499
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 69f. Rischer gibt hierfür keine weiteren Gründe an. Die späteren Aus-
führungen zum Finanzgebaren des NS-Regimes lassen aber durchaus den Schluß zu, daß eine Viel-
zahl von Führungspersonen kein Interesse daran haben konnte, daß die zahlreichen Sammlungen
und Stiftungen genau geprüft wurden, da sie auch als private Fonds der einzelnen Spitzenfunktionä-
re dienten.
500
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 54ff.
501
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 106 und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1103f..
502
 Vgl. Härtig 1951. Entwicklungen und Grundfragen der Haushaltskontrolle, in: DVBl, 393.
503
 Vgl. Hermann A. Dommach 1987a. Der Funktionsverlust des Reichsrechnungshofes in den Vor-
kriegsjahren, in: Pirker, Theo (Hg.). Rechnungshöfe als Gegenstand zeitgeschichtlicher Forschung.
Berlin: Duncker&Humblot, 40 (im folgenden zitiert als: Funktionsverlust).
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Neuaufbau des Reiches‘, das den Abschluß der staatsrechtlichen Entwicklungen in
der ersten Phase des nationalsozialistischen Regimes darstellte, erneut geändert.
Dieses Gesetz übertrug die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich, genauer gesagt
auf die Reichsregierung. Demzufolge wurde am 14. Februar 1934 der RR aufge-
löst504. Der RRH verlor somit einen weiteren Adressaten für seine Monita. Später
bildete dieses Gesetz die Grundlage für die IV. Novelle der RHO, die 1936 verab-
schiedet wurde.
Inwieweit haben sich nun die zuvor geäußerten Erwartungen bezüglich des Verhal-
tens der Legislative bei einem Machtwechsel und bezüglich des Verhältnisses zwi-
schen Legislative und RPB erfüllt?
Mit der Verabschiedung des sogenannten ‚Ermächtigungsgesetzes‘ war das Parla-
ment von den neuen Machthabern ausgeschaltet worden, insofern konnte es auch
keine Versuche der Legislative mehr geben, die Zusammenarbeit mit dem RRH zu
intensivieren. Aber die Reaktion des Rechnungshofes auf die Ausschaltung des
wichtigsten Ansprechpartners im parlamentarischen Entlastungsverfahren fiel, wenn
man es vorsichtig formulieren wollte, moderat aus. Zuerst gingen die RRH-
Mitglieder lediglich von einer begrenzten Unterbrechung des Entlastungsverfahrens
aus505. Als sich diese Annahme als falsch herausstellte, war der RRH in Person sei-
nes Präsidenten auf eine Neuregelung des Verfahrens bedacht, wobei ein parlamenta-
risches Entlastungsverfahren nicht mehr zur Debatte stand. Wie auch im Falle des
Mitprüfungsausschusses war es Saemisch wichtig, eine Art von Ausgabenkontrolle
aufrechtzuerhalten, wobei eine Mitwirkung des Reichstages schon in Zeiten der
Weimarer Republik nicht als unbedingt notwendig erachtet wurde, obwohl dieser die
Budgethoheit innehatte. Ein wichtiger Hinweis auf diese Geisteshaltung Saemischs
waren seine Äußerungen zum Entlastungsverfahren nach der II. Novelle RHO, dem
er zugute hielt, daß es eine Reihe von Sicherungen enthalte, die den Bedenken entge-
genwirken sollten, die Regierung entlaste sich selbst506.
Inwiefern die weiteren zu Beginn geäußerten Erwartungen sich als zutreffend erwei-
sen werden, ist Inhalt der folgenden Ausführungen.
3.1.1.2 Das Verhältnis zur Exekutive
                                                
504
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 123.
505
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 34.
506
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 68f mit Literaturangaben.
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Wie bereits dargestellt, arbeiteten Saemisch und die Finanzminister Preußens und des
Reiches bei der Ausarbeitung der II. Novelle RHO eng zusammen. Hierbei zeigte
sich deutlich, daß es sich lediglich um eine Kooperation zwischen dem Präsidenten
des RRH und Spitzen der Exekutive handelte, die übrigen Mitglieder des RRH waren
davon ausgeschlossen. Insofern konnte dieses Vorgehen nicht als Beispiel für ein
gutes Verhältnis zwischen dem RRH und der Exekutive dienen. Für die weitere Ent-
wicklung der Beziehungen zwischen Exekutive und RRH war vielmehr der Kabi-
nettsbeschluß vom 04. April 1933 von entscheidender Bedeutung, der der Reichs-
wehr eine autonome Haushaltsführung erlaubte.
Aufgrund verschiedener Aussagen Hitlers, die Neuorganisation der Reichswehr be-
treffend, schloß Saemisch, daß der Mitprüfungsausschuß bald an Bedeutung gewin-
nen werde. Dieser Annahme entsprach auch ein Kabinettsbeschluß vom 29. März
1933, der die zukünftige Aufgabe der Wehrmacht umriß507. Daher wurde in einer
Vollversammlung des RRH am 03. April 1933 beschlossen, zukünftig auch die Ab-
teilungsleiter bei der Prüfung geheimer Rüstungsausgaben einzubeziehen508, um da-
mit dem zu erwartenden gesteigerten Arbeitsaufwand zu begegnen.
Etwa zeitgleich hatte sich jedoch das Reichswehrministerium entschlossen, die
Möglichkeiten des ‚Ermächtigungsgesetzes‘ zu nutzen und den Wehretat eigenen
Bedürfnissen gemäß zu gestalten. Bereits am 04. April 1933 wurde die Haushaltsau-
tonomie der Reichswehr in einem Kabinettsbeschluß bestätigt509. Dieser sah vor, daß
der Reichsfinanzminister fortan die Militärausgaben als Globalsumme zur Verfügung
stellte. Dabei sollten keinerlei Angaben über einzelne Ausgabetitel gemacht werden,
um so Art und Größenordnung der Rüstungsausgaben verschleiern zu können. Rech-
nungslegung und -prüfung sollten ebenfalls den Maßstäben der Geheimhaltung ge-
nügen. So stellte der Reichswehrminister den Teilstreitkräften nach eigenem Ermes-
sen wiederum globale Summen zur Verfügung und setzte Reichsfinanzminister und
Rechnungshof hiervon in Kenntnis. Letzterer sollte wie bisher die Ausgaben prüfen,
der Mitprüfungsausschuß selbst wurde jedoch aufgelöst.
Im ersten Abschnitt des Beschlusses vom 04. April wurde außerdem darauf verwie-
sen, daß bis zu einer endgültigen gesetzlichen Regelung von geltendem Recht abge-
                                                
507
 Vgl. Michiyoshi Oshima a.a.O., 216.
508
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 42.
509
 Vgl. für den Wortlaut des Kabinettsbeschlusses Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O.,Anlage 3,
222.
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wichen werden könnte. Folglich unterlag der Wehretat keinerlei rechtlicher Bindung,
so daß eine Rechnungsprüfung unmöglich war, da diese im Zweifelsfall keine Ver-
stöße gegen das Haushaltsrecht feststellen konnte510.
Präsident Saemisch stellte in einer ersten Reaktion fest, daß mit dieser Neuregelung
der Wehrminister praktisch dieselben Handlungsfreiheiten wie im Kriegsfall be-
säße511. Seine Versuche, dieser budgetären Autonomie entgegenzuwirken, blieben
vergleichsweise erfolglos. In einer Unterredung mit Vertretern des Reichswehrmini-
steriums wies er darauf hin, daß der RRH mit Ende des Mitprüfungsausschusses ge-
zwungen sei, Verstöße gegen das Budgetrecht gemäß § 107 RHO in seinen Bemer-
kungen zur Sprache zu bringen. Um damit den ehemaligen Kriegsgegnern keinen
Einblick in die geheime Aufrüstung zu liefern, sei es notwendig, daß der RRH die
Möglichkeit erhielte, direkt der Reichsregierung zu berichten512.
Diese Bedenken fanden dann in der bereits behandelten II. Novelle zur RHO im §
109 Abs. 1 ihren Niederschlag513. Dem RRH war es fortan gestattet, anstelle von Be-
merkungen gemäß § 107 auch der Regierung direkt zu berichten.
Obwohl sich Saemisch hier oberflächlich durchzusetzen vermochte und zudem er-
reichte, daß die Prüfungen bei der Reichswehr entgegen dem ursprünglichen Kabi-
nettsbeschluß nicht ausschließlich von Beamten des höheren Dienstes durchgeführt
werden konnten, mußte er sich zusammen mit dem Reichsfinanzminister mit der
Haushaltsautonomie der Reichswehr abfinden514.
In der Praxis prüfte der RRH zwar weiterhin die verschiedenen Waffengattungen,
aber die Wirkung dieser Arbeit war verhältnismäßig gering, da einerseits der Be-
schluß vom 04. April Gesetzesübertretungen legitimierte, andererseits die Bemer-
kungen und Feststellungen des RRH nicht mehr über das Reichsministerium der Fi-
nanzen hinaus gelangten515. Der RRH war somit gegenüber dem Haushaltsgebaren
der Reichswehr machtlos, auch der Reichsfinanzminister vermochte keinen Einfluß
und keine Kontrolle mehr über sie auszuüben516.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 43.
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 Vgl. Michiyoshi Oshima a.a.O., 219f.
512
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 45.
513
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1028f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 46.
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 130 FN 269.
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 Vgl. Michiyoshi Oshima a.a.O., 230f.
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Daraus ergab sich folgende Praxis der Haushaltsaufstellung bei der Reichswehr517,
die deutlich macht, daß kaum noch von einem geordneten Wehretat die Rede sein
konnte. In Verhandlungen mit dem Reichsfinanzminister und dem Reichsbankpräsi-
denten, die zwei- bis dreimal pro Jahr stattfanden, wurde die Größenordnung der
Mittel festgelegt, der Reichswehrminister verteilte diese Mittel im Anschluß als glo-
bale Zuweisung an die Teilstreitkräfte, die jeweils nach eigenem Gutdünken über die
Summen verfügten, falls erforderlich, waren Nachverhandlungen möglich.
Diese Haushaltsautonomie des Reichswehrministeriums, als dessen Ausgangspunkt
die Einrichtung des Mitprüfungsausschusses zu Weimarer Zeiten galt, weckte ähnli-
che Begehrlichkeiten anderer Ministerien, sich auch der Aufsicht des RRH zu ent-
ziehen518. Fortan mußte sich der Rechnungshof dieser Versuche erwehren und letzt-
lich auch um seine eigene Existenz kämpfen519, wie im folgenden noch zu zeigen
sein wird.
Die unter 3.1.1 formulierte Erwartung, die Exekutive würde einen Macht- oder Re-
gimewechsel tendenziell dazu nutzen, sich der Rechnungshofkontrolle zu entziehen,
wird in Form des Verhaltens des Reichswehrministeriums deutlich, weitere Beispiele
zeigten sich in den nachfolgenden Jahren.
Abschließend ist noch auf das Verhältnis zwischen dem RRH und den neuen Macht-
habern zu Beginn des NS-Regimes einzugehen.
3.1.1.3 Das Verhältnis zu den Gliederungen der NSDAP
Das Verhältnis zwischen dem RRH und dem Hitler-Regime ist nicht einfach zu cha-
rakterisieren, da einerseits zwischen dem Präsidenten Saemisch und den übrigen
Mitgliedern des RRH zu unterscheiden ist, andererseits auch zwischen Hitler und den
Spitzenfunktionären der Partei. Diese Abgrenzung ist notwendig, weil das Verhalten
der angesprochenen Personen und Personengruppen differiert.
Nachdem Hitler bereits in seiner Regierungserklärung vom 23. März 1933 die Spar-
samkeit der Verwaltung angemahnt hatte, kam es kurze Zeit später zu einem Spit-
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 Vgl. Michiyoshi Oshima a.a.O., 230ff.
518
 So versuchte später Himmler eine ähnliche Autonomie für die Waffen-SS durchzusetzen. Vgl. Mi-
chiyoshi Oshima a.a.O., 233f.
519
 So z.B. im Konflikt mit dem Reichspostminister Ohnesorg.
118
zengespräch zwischen ihm und Saemisch. Von welcher Seite hierzu der Anstoß kam,
bleibt unklar520.
Dem Präsidenten des RRH mußte es in dieser Unterredung darum gehen, dem
Reichskanzler die Bedeutung einer unabhängigen Rechnungsprüfung vor Augen zu
führen und somit die Existenz des RRH zu sichern und die zu diesem Zeitpunkt noch
offene Frage der Entlastung der Regierung zu klären. – Es ist ihm dabei durchaus zu
unterstellen, daß er aus persönlichen Gründen für eine Stärkung seines Präsidenten-
amtes und für eine neue GO plädiert hat521. Hitler dürfte es hingegen darum gegan-
gen sein, zu Beginn seiner Regierungszeit ein offenes Ohr für die Bürokratie zu de-
monstrieren, um ihre Mitarbeit zu gewährleisten. Ob, wie Dommach und andere Ver-
fasser behaupten522, hierbei Saemisch als ein anerkannter Spitzenbeamter eine ge-
schickte Wahl darstellte, darf zumindest bezweifelt werden, da der Rechnungshof
traditionell eher mit Argwohn von der Ministerialbürokratie betrachtet worden ist.
Der genaue Gesprächsinhalt dieses ersten Zusammentreffens zwischen Hitler und
Saemisch ist unklar, kann jedoch aus einem späteren Schreiben Saemischs an Hitler
rekonstruiert werden, in welchem er einen Beschluß der Vollversammlung des RRH,
der als eine Reaktion auf die Unterredung zu verstehen ist, mitteilt523.
Im Schreiben vom 04. April müßte Hitler die „Notwendigkeit... einer wirksamen
Kontrolle524“ betont haben, wohingegen Saemisch die unabhängige Stellung des
RRH hervorgehoben haben dürfte. Da dieser in demselben Schreiben darauf hin-
weist, die Vollversammlung nicht detailliert informiert zu haben, ist der Schluß
durchaus zulässig, daß es sich bei den weiteren Gesprächsthemen um solche gehan-
delt hat, die nicht die uneingeschränkte Zustimmung der Vollversammlung erhalten
hätten. Folglich lotete der Präsident wahrscheinlich die Chancen für eine hier-
archischere  Gliederung des RRH und eine neue, auf ihn zugeschnittene GO aus525.
Seine Vorstellungen fanden dann auch in der II. Novelle der RHO ihren Nieder-
schlag. Als die Reichskanzlei diese dem RRH übersandte, wurde im Begleitschreiben
noch einmal ausdrücklich die Zuständigkeit des RRH für die gesamte Haushalts- und
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 37f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 38.
522
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 37f.
523
 Dieses Schreiben ist in Anlage 2 bei Dommach abgedruckt. Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam
a.a.O., 221.
524
 S. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 221.
525
 Vgl. Hermann A. Dommach, Funktionsverlust a.a.O., 37.
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Wirtschaftsführung des  Reiches sowie seine Stellung als unabhängige, nur dem Ge-
setz unterworfene oberste Reichsbehörde betont526.
In der Praxis hatte diese Zusicherung jedoch eher geringe Bedeutung. Selbst Hitler
hatte bereits im April 1933 den RRH angewiesen, das Beschaffungswesen der
Reichswehr zu prüfen, diesem Ansinnen folgte der RRH zwar nur sporadisch, wider-
sprach aber auch nicht offenen. Auch versuchten führende NS-Politiker von Zeit zu
Zeit, den RRH vor allem auf parteiinterne Rivalen anzusetzen, was im allgemeinen
wohl mißlang, da dieser Prüfungsaufforderungen mehr oder weniger ignorierte. Ge-
nerell suchten die tragenden Kräfte des Regimes durchaus nach Wegen, den RRH in
ihrem Sinne als Kontrollorgan zu instrumentalisieren, dieses Ansinnen war auch auf-
grund des Widerstandes von Saemisch nicht von großem Erfolg gekrönt527, eine Po-
litisierung der Prüfungsinhalte des RRH hielt sich folglich in Grenzen.
Das Verhältnis zwischen Hitler und Saemisch stellt sich zusammenfassend als relativ
konfliktfrei dar, wohingegen die übrigen Rechnungshofmitglieder von den Verände-
rungen im Zuge der II. Novelle RHO wenig begeistert gewesen sein dürften. Abge-
sehen von den ersten Jahren der Amtszeit zeigte sich der Reichskanzler in der Folge
mehr oder weniger desinteressiert, was die Thematik der Rechnungsprüfung anbe-
langte, die im übrigen auch bei der Reichsregierung wenig Beachtung fand. Ob er
sich überhaupt eingehend damit beschäftigte, darf anhand der wechselnden Verhal-
tensweisen im April 1933 zumindest angezweifelt werden.
Daß Saemisch den Machtwechsel in seinem Interesse auszunutzen verstand und mit
den neuen Machthabern zusammenarbeitete, darf nicht als Ausdruck seiner ideologi-
schen Nähe zum Regime mißverstanden werden. Seine Personalpolitik nach 1933
machte diese Einstellung gegenüber dem NS-Staat deutlich. So versuchte er, Distanz
zum NS-Regime zu wahren und eine Nazifizierung des RRH zu verhindern, indem er
mehrfach überzeugte Nationalsozialisten ablehnte, so z.B. Ernst Schlange, einen so-
genannten ‚alten Kämpfer‘ und ehemaligen Gauleiter von ‚Groß-Berlin‘. Auch das
„Gesetz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums“ vom April 1933, mit dessen
Hilfe mißliebiges Personal entfernt werden konnte, fand nach Aussage eines RRH-
Mitarbeiters in keinem Fall Anwendung528.
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 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 84.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 40f.
528
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 74 und 76f.
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Zur Frage der Nazifizierung des RRH-Personals nach 1933 unter Saemisch und nach
1938 unter Müller lassen sich allgemein folgende Aussagen machen529:
Zwei große Schübe von Parteieintritten folgten zum 01. Mai 1933 und 01.Mai 1937.
Die meisten Mitarbeiter waren wohl aus Karrieregründen, somit aus opportunisti-
schen Erwägungen heraus und weniger aus Überzeugung in die NSDAP eingetreten.
Die Beförderungen bis 1944 zeigten folgendes Bild: Die meisten Direktoren gehör-
ten der NSDAP an, nahmen jedoch, wie die Parteimitglieder im RRH generell, abge-
sehen vom Präsidenten Müller, keine führenden Positionen in der Partei ein. Noch
1943 wurden Beamte zu Ministerialräten befördert, die keine Parteimitglieder waren,
so wurde etwa Bruno Roeder, ein nach Ansicht der Parteikanzlei ausgesprochener
Demokrat, trotzdem als Direktor Leiter der Außenstelle Karlsruhe. In einem anderen
prominenten Fall scheiterte Müller jedoch beim Versuch, den parteilosen Ludwig
von dem Bach-Zelewski, Bruder eines SS-Obergruppenführers, zum Direktor zu er-
nennen, an Bormann. Die etwa 400 erhalten gebliebenen Personalakten verweisen
auf nur 38 Beamte, die vor 1933 NSDAP Mitglieder waren, von diesen insgesamt
knapp 400 Beamten waren ca. 100 nie Mitglied.
Insofern kam es zu einer Nazifizierung in erster Linie aufgrund der Annahme der
Parteimitgliedschaft weniger mittels aktiver Mitarbeit530. Dieser geringe Grad der
Parteipolitisierung war darauf zurückzuführen, daß der RRH für NS-Spit-
zenfunktionäre kein Karrieresprungbrett darstellte und generell nicht im Fokus des
nationalsozialistischen Interesses stand531, weil er weder über umfangreiche Geld-
mittel verfügen konnte, noch Teil des Sicherheitsapparates war. Der geringe Stellen-
wert, den diese Behörde für die neuen Machthaber besaß, zeigte sich auch in der
Verwendung des Rechnungshofes als ‚Endlager‘ für mißliebige Beamte532.
Neben Reichskanzler Hitler hatte der Rechnungshof alsbald auch mit der NSDAP,
ihren Repräsentanten und ihren Gliederungen zu tun. Die Partei verfügte über eine
eigene Verwaltung, Gerichtsbarkeit, Gesetze und über ein eigenes Budgetwesen. Mit
großem Selbstverständnis verkörperte sie die politische Führung des Landes, war
folglich an einer Revision durch Außenstehende nicht interessiert. Folglich besaß die
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 Vgl. zum folgenden Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 76f, zur Personalstärke des RRH nach
1933 vgl. allgemein Tabelle Nr. 4.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 77.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 74 und 77.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 73.
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NSDAP in München ein eigenes Reichsrevisionsamt533, welches dem Reichsschatz-
meister Fritz Schwarz unterstand, dem Hitler zugesichert hatte, er sei für die Partei
der „oberste Rechnungshof“534.
Das Reichsrevisionsamt verfügte über sogenannte ‚Gaurevisionsämter‘, in denen
weisungsgebundene Beamte die Partei und ihre Gliederungen prüften. Somit war der
Reichsschatzmeister Schwarz Finanzminister der Partei und Chef der (nicht unab-
hängigen) Rechnungsprüfung in persona. Sein Ziel war es dabei, staatlichen Stellen
jeden Einblick in das Finanzgebaren der Partei zu verwehren535.
Der RRH versuchte dennoch, nachdem er von Unregelmäßigkeiten bei der Verwen-
dung von Mitteln des Reichshaushalts in Höhe von 45 Mio. RM im Bereich der SA
Kenntnis erlangt hatte, die zweckentsprechende Verwendung der Zuschüsse aus dem
Reichshaushalt gemäß § 64 a RHO zu prüfen536. Ab 1933/34 flossen umfangreiche
Zuschüsse aus dem Haushalt des Reiches an die Partei, diese sah hierbei die Zahlun-
gen als Rückerstattungen für die Übernahme hoheitlicher Aufgaben an537. Da
Schwarz wohl befürchten mußte, daß Prüfer des RRH fündig würden und er als
zweifach Verantwortlicher zur Rechenschaft gezogen werden könnte, wehrte er diese
‚Einmischung‘ des RRH ab, indem er Saemisch mitteilte, er sei in Zukunft gemäß
eines ‚Führerbefehls‘ für die Kontrolle der Mittelverwendung bei der SA zustän-
dig538. Der Konflikt zwischen RRH und dem Reichsschatzmeister endete erst 1941
mit dem sogenannten ‚Abgrenzungsabkommen‘, welches die Prüfungskompetenzen
der beiden Kontrolleinrichtungen festlegte539. Mit dieser Regelung wurde wohl le-
diglich eine jahrelange Praxis schriftlich fixiert und sanktioniert540.
War es aufgrund dieses ‚Führerbefehls‘ dem RRH unmöglich gemacht worden, die
zunehmenden Zuschüsse aus der Staatskasse an die Partei auf ordnungsmäßige Mit-
telverwendung zu hinterfragen, so hatte auch der Reichsschatzmeister selbst erhebli-
che Probleme, das Finanzgebaren vieler Parteifunktionäre zu kontrollieren541. Diese
wollten einerseits nach eigenem Gutdünken über ihre Mittel verfügen können, si-
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 S. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 90.
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 Vgl. Hermann A. Dommach,Potsdam a.a.O., 57f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Funktionsverlust a.a.O., 45.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 58.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 59.
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 S. Abschnitt 3.2.2.1.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 60 (FN 203).
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 Vgl. Frank Bajohr 2001. Parvenüs und Profiteure. Korruption in der NS-Zeit. Frankfurt a.M.: S.
Fischer, 53f.
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cherten sie doch ihre Machtstellung im Parteiapparat, andererseits hätte eine Über-
prüfung die unter Parteifunktionären weitverbreitete Korruption aufdecken können.
Insgesamt gesehen, war das Budgetwesen der NSDAP äußerst unübersichtlich, um
nicht zu sagen chaotisch. Da die gegenseitige Übertragbarkeit aller Mittel, die selb-
ständige Bildung von Reserven und deren Übertragbarkeit auf das nächste Haus-
haltsjahr erlaubt waren542, konnte im Prinzip jede Kostenstelle und damit auch jeder
Funktionär eigene Fonds bilden543.
Aber der RRH wurde nicht nur aus diesem Bereich seiner Prüfungstätigkeit heraus-
gedrängt, auch in der Konfrontation mit anderen Parteifunktionären oder Regie-
rungsmitgliedern aus den Reihen der NSDAP mußte er häufig zurückstecken, da
diese unter Berufung auf sogenannte ‚Führerbefehle‘ sich der Prüfung zu entziehen
vermochten.
Um im nationalsozialistischen Deutschland Staatsausgaben tätigen zu können, war es
für die zuständige Verwaltung nicht mehr notwendig, daß die Mittelverwendung auf-
grund vorhandener Gesetze oder Verordnungen geschah, denn die ‚Führerentschei-
dungen‘ hatten Gesetzeskraft544. Jede, auch mündliche Äußerung Hitlers konnte von
der Exekutive als Begründung für ihr Handeln herangezogen werden, und es war
nicht mehr notwendig, daß seine Bemerkungen nachträglich in Verordnungen oder
Gesetze gefaßt wurden. Zudem genügte es bereits, wenn die ‚Führerbefehle‘ inhalt-
lich in groben Zügen mit dem Ausgabezweck übereinstimmten. Neben Verlaut-
barungen Hitlers konnten auch die anderer NS-Größen von einer Behörde als
‚Führerbefehl‘ verstanden werden, so z.B. die des preußischen Ministerpräsidenten
Göring.
So war es dem RRH nicht mehr möglich, verschwenderische Ausgaben der Verwal-
tung zu monieren, da diese sich im Zweifelsfall auf einen ‚Führerbefehl‘ berief, denn
alle ‚Führerentscheidungen‘ waren de jure einer Prüfung von Seiten des RRH entzo-
gen, so ersuchte z.B. der RRH in einem Fall um Aufklärung von der Reichskanzlei,
ob in einem bestimmten Fall ein ‚Führerbefehl‘ ergangen sei, und die lapidare An-
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wort lautete, daß es möglich sei, daß Hitler eine solche Entscheidung getroffen ha-
be545.
Eine weitere Problematik, die die umfassende Einführung des Führerprinzips mit
sich brachte, war die Tatsache, daß Kritik am Ausgabegebaren der Verwaltung im-
mer auch als Kritik an dem ihr vorstehenden ‚Führer‘ verstanden wurde, gegen die
sich dieser heftig zur Wehr zu setzten wußte. Ein gutes Beispiel für diese Verhal-
tensweise ist die Reaktion Hermann Görings auf die Kritik des RRH an den Kultur-
ausgaben in Preußen546. Kritik am Verwaltungshandeln war also auch immer Führer-
kritik und daher mit dem Führerprinzip und der nationalsozialistischen Ideologie
unvereinbar.
In der Literatur finden sich verschiedene Hinweise, vor allen Dingen aus dem Be-
reich der staatlichen Baumaßnahmen, in denen unter Berufung auf ‚Führerbefehle‘
und auf das Führerprinzip die Arbeit der Rechnungshöfe in Reich und Ländern un-
möglich gemacht wurde547. Der RRH mußte beispielsweise die von Hitler propa-
gierte sogenannte ‚neue Baugesinnung‘ als einen ausreichenden ‚Führerbefehl‘ dafür
akzeptieren, daß bei der Schaffung der Reichsautobahnen auch Ausgaben für deren
architektonisches Erscheinungsbild und für die landschaftlich ansprechende Gestal-
tung ihrer Umgebung getätigt wurden548. Auf den Punkt brachte das Finanzgebaren
der neuen Machthaber Göring, der des öfteren auf die NS-Maxime verwiesen hat,
daß Geld keine Rolle spiele549.
In diesem Zusammenhang muß zwischen dem oftmals hemmungslosen Zugriff der
NS-Größen auf staatliche Budgets und der Verschwendung staatlicher Mittel einer-
seits und der im nationalsozialistischen Deutschland weit verbreiteten Korruption
andererseits unterschieden werden550.
Das Verhältnis des RRH zu den Spitzen der NSDAP-Hierarchie und der Partei selbst
läßt sich abschließend wie folgt charakterisieren: Die Partei und ihre Spitzen ver-
suchten sich zunehmend der Kontrolle von Seiten des RRH zu entziehen, da diese
eine Gefährdung ihres selbstherrlichen Mittelverwendung darstellte. Da Beanstan-
                                                
545
 Vgl. Kurt Heing a.a.O., 126.
546
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 24.
547
 Vgl. Frank Bajohr a.a.O., 145f, Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 55 und Kurt Heinig a.a.O.,
126f und 128.
548
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 126.
549
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 127f.
550
 Vgl. zum Begriff der Korruption im NS-Regime Frank Bajohr a.a.O., 10f. Selbst der SS gelang es
nicht, der Korruption Herr zu werden. Ebenda, 146f.
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dungen im Zuge eines Prüfungsverfahrens immer auch Kritik am ‚Führer‘ der ge-
prüften Verwaltung waren, konnten dessen Ergebnisse auch als Waffe in parteinter-
nen Auseinandersetzungen verwendet werden551. Insofern stellte Kontrolle entweder
durch den RRH oder das Reichsrevisionsamt stets eine Gefährdung der eigenen
Machtposition dar.
Nachdem infolge des sogenannten ‚Ermächtigungsgesetzes‘ das Parlament als
Adressat der Bemerkungen ausgeschaltet worden war und ein Entlastungsverfahren
praktisch nicht mehr stattfand, hatte der RRH seine Funktion der Verfassungskon-
trolle eingebüßt. Die Verwaltungskontrolle konnte lediglich eingeschränkt wahrge-
nommen werden, da die Regierung keinem anderen Organ mehr Rechenschaft schul-
dig war und die ‚Führerentscheidungen‘ jede Ausgabe zu legitimieren in der Lage
waren. Ob bei dem weiter unten noch darzustellenden Haushaltsgebaren der Natio-
nalsozialisten überhaupt noch von einer Verwaltungskontrolle die Rede sein konnte,
ist m.E. zumindest fraglich. Schließlich gelangten die Bemerkungen des RRH nicht
mehr weiter als bis zum Reichsministerium der Finanzen.
Neben ihren Funktionen war auch die Institution RRH Veränderungen unterworfen:
Ihre Unabhängigkeit gegenüber der Exekutive, d.h. in diesem Fall eine formale Wei-
sungsfreiheit ihrer Mitglieder und die freie Wahl des Prüfungsgegenstandes, blieb
zwar bei allen Einschränkungen teilweise erhalten, aber dennoch ist nicht davon aus-
zugehen, daß sich der RRH Prüfungsaufforderungen des Reichskanzlers Hitler hätte
entziehen können. Insofern blieb dem Rechnungshof im NS-Regime eine gewisse
Selbständigkeit gegenüber der Verwaltung, hier noch von einer Unabhängigkeit im
weiteren Sinne zu sprechen ist problematisch. Ihre Prüfungsaufträge (Rechtmäßig-
keit, Sparsamkeit, Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit) waren dieselben, aber
das Kollegialprinzip mußte in der Praxis einem gestärkten Präsidentenamt weichen.
Abschließend ist noch kurz auf die Bedeutung der ORK im NS-regierten Preußen
einzugehen: Die ORK führte unter dem preußischen Ministerpräsidenten Göring ein
Schattendasein, denn sie versuchte, seiner Ausgabensucht, u.a. für das spätere Karin-
hall, im Gegensatz zum preußischen Finanzminister Popitz, keinerlei Einhalt zu ge-
bieten. Ihr Personal wurde, wie bereits erwähnt, in zunehmendem Maße für Aufga-
ben des RRH verwendet, die Verzahnung führte letztlich dazu, daß die ORK zum
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 Vgl. Frank Bajohr a.a.O., 143 und Hermann A. Dommach, Funktionsverlust a.a.O., 44f.
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Anhang des RRH mutierte552, weswegen sie im folgenden lediglich am Rande be-
handelt wird.
Inwieweit habern sich die bisher festgestellten Entwicklungen bis zum Kriegsbeginn
fortgesetzt? Bevor auf diese Frage eingegangen werden kann, sollen jedoch kurz der
Reichssparkommissar (RSK) und das Reichsbudget im nationalsozialistischen
Deutschland näher betrachtet werden.
Exkurs: Der Reichssparkommissar  im Nationalsozialismus
In Ausführung der II. Novelle der RHO wurde am 01. April 1934 das sogenannte
‚Sparbüro‘ des RSK aufgelöst und seine Aufgaben der neu eingerichteten Präsidial-
abteilung übertragen553.
In der Praxis änderte sich allerdings lediglich der Name der Dienststelle, das Büro
des RSK bestand weiterhin als Unterabteilung und war räumlich vom übrigen RRH
getrennt. Auch die am 6. Mai 1927 zuletzt geänderten Richtlinien blieben in Kraft554.
So erhielt der RSK, also wohl Saemisch in seiner Funktion als RSK, und die ihm
unterstellte Präsidialabteilung, weiterhin die Haushaltsvoranschläge der Ministeri-
en555. Fuchs bestätigte zudem, daß es keine Veränderungen bei den internen Abläu-
fen gegeben habe, allerdings seien neue Planstellen geschaffen worden, um abgeord-
nete Beamten auf Dauer in die Präsidialabteilung übernehmen zu können556. Bisher
war Fachpersonal entweder direkt zum RSK oder zu Landesdienststellen in Berlin
und Brandenburg abgeordnet und im Anschluß in Planstellen des ‚Sparbüros‘ über-
nommen worden, um Spezialisten für Gutachten der Reichs- und Länderverwaltun-
gen zur Verfügung zu haben557.
In der Zeit zwischen 1934 und 1940 erstellte die Präsidialabteilung 343 Gutachten
über Verwaltungen des Reiches und der Länder sowie 21 Gutachten über Kommu-
nalverwaltungen558. Weitere Arbeitsbereiche waren Kultur und Rundfunk, die Justiz
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 54f.
553
 Vgl. Art III. II. Novelle RHO und § 125 RHO. RGBl. II. 1933, 1007ff sowie zu § 125 RHO Karl
Friedrich Vialon a.a.O., 1092f.
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 Die Richtlinien finden sich in Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 219.
555
 Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 178.
556
 Vgl. Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 178.
557
 Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 184.
558
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 90.
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und das Beamtenrecht559. Danach wurde die gutachterliche Arbeit anscheinend weit-
gehend eingestellt, so wurden 1940 noch 7, im ersten Quartal 1941 noch 3 letzte
Gutachten erarbeitet560. Dies konnte nicht überraschen, da sich auch das Augenmerk
des RRH immer mehr von der Prüfung und Beratung im Altreich auf Tätigkeiten in
den besetzten Gebieten verlagerte. Zudem wurde ein Großteil des Personals zum
Kriegsdienst eingezogen561.
Es finden sich allerdings Hinweise, daß an bestimmten Projekten weiterhin gearbeitet
wurde. Zwar sprach Pfuhlstein davon, daß Pläne für die Arbeit nach Ende des Krie-
ges bestanden. Fuchs erwähnte allerdings die Fortführung eines Gutachtens über die
Universitätskliniken von 1934 bis Kriegsende562. Auch die Tagebuchaufzeichnungen
von Goebbels enthalten ähnliche Hinweise. So übersandte Mussehl ihm noch am 20.
März 1945 ein Gutachten über den Personaleinsatz beim Propagandadienst des Aus-
wärtigen Amtes563. Es ist daher denkbar, daß der RRH noch einzelne Langzeitstudien
auch über 1940 hinaus betreute oder sporadisch kurze gutachterliche Stellungnahmen
verfaßte.
Als Zeitzeuge konnte Fuchs auch einen Einblick in die Stellung der Präsidialabtei-
lung des RRH im neuen Regime geben564. Demnach versuchten die verschiedenen
Ministerien mittels Übermittlung ihrer Haushaltsvoranschläge an das ehemalige
‚Sparbüro‘ und einer Zusicherung, sich möglichen Einwänden ohne Diskussion zu
unterwerfen, ihren finanziellen Anforderungen einen objektiven und unpolitischen
Anstrich zu geben565. Dieses Vorgehen war möglich, weil zwischen Exekutive und
Präsidialabteilung ein Vertrauensverhältnis noch aus Weimarer Zeiten bestand. Diese
Abteilung verfügte über den speziellen Sachverstand und die erforderlichen guten
Kontakte zur Exekutive, wurde als vom übrigen RRH unabhängig angesehen und
war nicht infolge innenpolitischer oder parteiinterner Machtkämpfe korrumpiert
worden. – Kritisch betrachtet, erinnert diese Verwendung der Präsidialabteilung an
den Mißbrauch des RRH in den Auseinandersetzungen zwischen NS-Funktionären.
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 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 107.
560
 Vgl. Hermann Butzner a.a.O., 109.
561
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 82f.
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 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 90. Arthur Fuchs a.a.O., 185f.
563
 Wobei m.E. an dieser Stelle der Begriff ‚Gutachten‘ nicht überbewertet werden sollte, es handelte
sich wahrscheinlich weniger um ein komplexes Gutachten, als vielmehr um eine kürzere schriftliche
Stellungnahme. Vgl.. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 124.
564
 Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 179.
565
 Fuchs bezeichnete dies als: „Apolitische Approbation“. Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 179.
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In der Literatur wird allgemein davon ausgegangen, daß das Amt des RSK mit In-
krafttreten der II. Novelle RHO aufgehört hat zu existieren. Dies scheint zumindest
fraglich, da das ‚Sparbüro‘ de facto weitergearbeitet hat, Saemisch bis 1938 im Amt
geblieben und auch unter dem Nachfolger die Arbeit an den Gutachten in größerem
Maßstab bis mindestens 1940 fortgeführt worden ist. Insofern muß auch das Amt des
RSK bis 1945 formal bestanden haben, zumal eine gesetzliche Regelung, die dieser
Annahme entgegensteht, nicht angeführt wird.
Exkurs: Das Reichsbudget im Nationalsozialismus566
Die Ausgabenseite des Reichsbudgets war gekennzeichnet von einem aufgeblähten
Verwaltungsapparat, da spezielle Aufgaben im NS-System häufig von neu geschaf-
fenen Sonderverwaltungen übernommen wurden, von hohen Zuschüssen an die ver-
schiedenen Gliederungen der Partei, von verschwenderischen Mittelverwendungen
vieler NS-Größen, von der Haushaltsautonomie verschiedener Teile der Exekutive
und später auch von den umfangreichen Kriegskosten, begleitet von mangelnden
Kontrollen.
Die Einnahmenseite wurde hingegen belastet von zunehmenden Freistellungen von
der Steuer für dem Regime nahestehende steuerpflichtige Institutionen und Unter-
nehmen, außerdem von der weitverbreiteten Praxis, eigentlich dem Reichshaushalt
zustehende finanzielle Mittel für eigene Fonds zurückzuhalten. Diese Vorgehens-
weise fand vor allem Anwendung in den besetzten Gebieten, wie weiter unten noch
zu zeigen sein wird.
Es entstand zudem eine Vielzahl von Fonds, die in eigener Verantwortung bewirt-
schaftet wurden, ohne daß das Reichsministerium der Finanzen auf diese Zugriff
hatte. Mit Hilfe dieser ‚Privatschatullen‘ sicherten sich die vielen ‚kleinen Führer‘
ihre persönliche Machtbasis.
In diesem Umfeld versuchte nun der Finanzminister eine geordnete Haushaltsfüh-
rung zu gewährleisten. Seine ehemals bestimmende Stellung bei der Haushaltspla-
nung hatte er jedoch verloren, zum Beispiel genossen die Wehrmacht und der ge-
samte Bereich der Rüstung bereits vor Kriegsbeginn eine autonome Stellung. Zudem
waren die übrigen Ministerien immer weniger bereit, mit dem Finanzministerium bei
der Aufstellung des Etats zusammenzuarbeiten, so daß ein Haushaltsplan häufig erst
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nach dem Ende des Haushaltsjahres zustandekam567. Die Forderungen der NSDAP
hatte der Reichsfinanzminister zudem kommentarlos zu erfüllen568.
Im Krieg verlor der Finanzminister weiter an Einfluß, denn aufgrund von Verord-
nungen aus den Jahren 1940 und 1941, die zum Ziel hatten, die Haushaltsführung zu
vereinfachen, mußte er das Budget fortan mit verschiedenen Bevollmächtigten und
dem Oberkommando der Wehrmacht absprechen. Ohne deren Zustimmung war eine
nennenswerte Reduktion der Ausgaben nicht möglich, da ca. 95% aller Ausgaben in
ihren Verantwortungsbereich fielen569. Insofern hatte das Reichsministerium der Fi-
nanzen praktisch die Kontrolle über die Aufstellung und damit auch die Verwendung
des Budgets verloren.
In der Praxis wurde der Etat mittels eines einfachen Kabinettsbeschlusses verab-
schiedet, in Kriegszeiten übernahmen diese Aufgabe sogenannte Oberkabinette. Die-
se Beschlußgremien bestanden aus den wichtigsten Ministern, waren somit in perso-
neller Hinsicht in vielen Fällen nahezu identisch. Später ersetzte der Ministerrat für
Reichsverteidigung die Oberkabinette570.
Zwar waren ab 1933 lediglich Generalzahlen des Budgets veröffentlicht worden, ab
1935 wurden keine Haushaltspläne und -rechnungen mehr bekannt gegeben, aber das
Finanzministerium, die Reichshauptkasse und das Statistische Reichsamt führten
weiterhin, so weit dies möglich war, Buch über die Einnahmen und Ausgaben des
Reiches571. Heinig charakterisiert diese Tätigkeit als eine Art „interner Kassenver-
waltung“, die bei weitem nicht mehr die Bedeutung früherer Jahre besaß. Das Bud-
get selbst bezeichnete er als ein „fließendes Budget“572. Hierunter waren einerseits
die mit der Verordnung vom 15. Januar 1940573 begonnen und später übliche Fort-
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 Vgl. zum Budget im Nationalsozialismus v.a. Kurt Heinig a.a.O., 129ff und 497f.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 25.
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 499.
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 Die angesprochenen Bevollmächtigten waren: Der Beauftragte für den Vierjahresplan, der Gene-
ralbevollmächtigte für die Reichsverwaltung und der Generalbevollmächtigte für die Wirtschaft.
Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 130.
570
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 129.
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 497f.
572
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 129.
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 Eine genauere Darstellung der ‚Verordnung mit Gesetzeskraft des Reichsverteidigungsrates zur
Vereinfachung der Haushaltsführung im Reich und in den Ländern für das Rechnungsjahr 1940
vom 15. Janaur 1940‘ findet sich bei Herbert Rischer a.a.O., 79f. Diese Verordnungen mit Geset-
zeskraft, die seit einem Führererlaß vom 30. August 1939 vom dann eingesetzten Ministerrat für
Reichsverteidigung erlassen werden konnten, ersetzten bis 1945 in aller Regel die kaum noch ver-
abschiedeten Gesetze. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 78f.
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schreibung des Etats des Jahres 1939 und der Folgejahre und andererseits die nicht
mehr kontrollierbaren Ausgabensteigerungen zu verstehen.
Diese Eigenarten des Haushaltes im Nationalsozialismus hatten auch Auswirkungen
auf die Möglichkeiten, überhaupt Rechnungsprüfung zu betreiben. Ob unter diesen
Umständen tatsächlich noch von einer sinnvollen Rechnungsprüfung gesprochen
werden konnte, ist Thema der Bewertung der Arbeit des RRH am Ende dieses Kapi-
tels.
3.1.2 Die Entwicklung bis zum Kriegsausbruch
In diesem Abschnitt stellt sich wiederum die Frage, wie einerseits die rechtliche
Entwicklung fortschritt und sich andererseits das Verhältnis zwischen RRH, Exeku-
tive und den Gliederungen der NSDAP weiter entwickelte. Setzt sich der beginnende
Bedeutungsverlust des RRH weiter fort, oder gelingt ihm, seinen „Platz“ im NS-
Regime zu finden?
3.1.2.1 Die rechtliche Entwicklung nach 1934
Mit dem sogenannten ‚Gesetz zum Neuaufbau des Reiches‘ war 1934 die Gleich-
schaltung der Länder besiegelt worden574, aber es blieb die Frage offen, wer zukünf-
tig die Haushalte der Länder, die ja ihre Finanzhoheit eingebüßt hatten, prüfte. Dies
regelte erst die IV. Novelle der RHO575.
Sie sah die Ausdehnung des Haushaltsrechts des Reiches, das im Zuge der II. No-
velle lediglich von wenigen Ländern übernommen worden war, auf alle Länder vor.
Da die Rechnungsprüfung der Landeshaushalte auf den RRH überging, waren die
                                                
574
 Die einheitliche Haushaltsgesetzgebung auf Reichsebene sollte die Vorstufe einer umfassenden
‚Reichsreform‘ werden, die aber nicht mehr zustandekam. Daraus folgte u.a. der unglückliche Zu-
stand, daß die Länder formal weiter bestanden, es demzufolge eine duale Führungsspitze, bestehend
aus einem Ministerpräsidenten und einem Reichsstatthalter, gab. Vgl. Hermann A. Dommach, Pots-
dam a.a.O., 70.
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 Die genaue Bezeichnung lautete: Gesetz über die Haushaltsführung, Rechungslegung und Rech-
nungsprüfung der Länder und über die vierte Änderung der Reichshaushaltsordnung vom 17. Juni
1936. S. RGBl. II 1936, 209ff. Vgl. zur IV. Novelle Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 68ff.
Die IV. Novelle wird, da sie dem RRH mit der Unterstellung der LRH eigene Außenstellen be-
scherte, im allgemeinen auch als ‚Höfchengesetz‘ bezeichnet.
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LRH nicht mehr notwendig und wurden abgeschafft576. Lediglich die preußische
ORK blieb gemäß § 11 der IV. Novelle erhalten. An die Stelle der LRH traten gemäß
der Verordnung vom 17. Juni 1936 fünf Außenabteilungen des RRH577, die ab dem
01. April 1937 (Beginn des Haushaltsjahres 1937) die Prüfungen im Länderbereich
und in geringerem Umfang auch regionale Prüfungsaufgaben auf Reichsebene über-
nahmen. Die Einrichtung von Außenstellen war notwendig geworden, weil die
Überleitung der Rechnungsprüfung der Länder auf die Zentrale in Potsdam den RRH
mit schwerwiegenden organisatorischen Problemen konfrontierte, die die Effektivität
der Prüfungstätigkeit auf Länderebene gefährdeten. Zudem stießen die Dependancen
des RRH auch bei einigen Reichsstatthaltern (z.B. Statthalter Kaufmann in Ham-
burg) auf Widerstand, die neben den andauernden Differenzen mit den Landesregie-
rungen eine Überwachung von Berlin aus befürchteten578.
Die Außenstellen entsprachen den Prüfungsabteilungen des RRH in Potsdam. Sie
unterstanden einem Direktor579, der anstehende Entscheidungen mit den Ministerial-
räten, die den in der Regel sechs Prüfungsgebieten vorstanden, zu fällen hatte (Kol-
legialprinzip). Ausnahmen bestanden dann, wenn der Senat der Zentrale zuständig
war. Das Prüfungspersonal selbst stammte in erster Linie aus den ehemaligen LRH,
der Direktor und der büroleitende Beamte (Leiter der Verwaltung) kamen hingegen
aus der Potsdamer Zentrale. Dadurch sollte offiziell ein einheitliches Prü-
fungsverfahren gewährleistet werden. Als (wohl) beabsichtigter inoffizieller Effekt
wurde damit einem allzu unabhängigen Vorgehen der Außenstellen vorgebeugt. Es
kam dennoch zu Auseinandersetzungen zwischen den Außenabteilungen und Pots-
dam, da diese sich gegen allzu zentralistische Strömungen zur Wehr setzten.
Die einzelnen Außenstellen waren für Prüfungen im Länderbereich zuständig, d.h.
einer Außenstelle wurden ein oder mehrere ehemalige Länder übertragen, in gerin-
gem Umfang auch für regionale Prüfungen auf Reichsebene. Insgesamt gesehen,
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 Einen Überblick gibt Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 33.
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 Dies waren die Außenstellen in München, Karlsruhe, Koblenz, Hamburg und Leipzig. Während
des Krieges wurde die Außenstellen Koblenz nach Metz und Leipzig nach Dresden verlegt, hinzu-
kamen die weitere Außenstellen in Wien (ehemaliger Österreichischer Rechnungshof) und Posen.
Vgl. Herman A. Dommach, Potsdam a.a.O., 71.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 73.
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 So wurde die Außenstelle Hamburg von Franz Haaser geleitet (später Leiter Zonenrechnungshof),
die Dresdener Stelle von Dr. Härtig (später Präsident des niedersächsischen Rechnungshofes), ein
Hinweis auf die personelle Kontinuität in der Nachkriegszeit. Vgl. auch zum folgenden Hermann A.
Dommach, Potsdam a.a.O., 71ff.
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hatten die Abschaffung der LRH und ihr Ersatz mittels Außenabteilungen des RRH
keine Steigerung der Effizienz der Rechnungsprüfung auf Länderebene zur Folge.
Im Zuge der IV. Novelle der RHO war aufgrund des Übergangs der Rechnungsprü-
fung von den LRH auf den RRH und seine Außenabteilungen auch eine Neuregelung
der Vorprüfung auf Länderebene notwendig geworden. Sie wurde mittels der ersten
Durchführungsverordnung (zum Gesetz vom 17. Juni 1936) vom 16. Oktober
1936580 umgesetzt. Demnach hatten diese Länder Vorprüfstellen (VPSt), Rechnungs-
ämter genannt, einzurichten (so z.B. das Badische Rechnungsamt in Karlsruhe), die
sowohl Rechnungen vor- als auch abschließend zu prüfen hatten581. Diese VPSt üb-
ten ihre Aufgaben selbständig aus, unterlagen dabei den Weisungen des RRH und
seines Präsidenten, außerdem denen der obersten Finanzbehörde des jeweiligen Lan-
des. Zahl, Sitz und Besetzung der VPSt bestimmten die Landesregierungen im Ein-
vernehmen mit dem Präsidenten des RRH. Ein Umstand, der dem Präsidenten ein
umfassendes Mitwirkungsrecht auf die Ausgestaltung der Vorprüfung auf Län-
derebene einräumte. Ob VPSt (der Länder) auch außerhalb des sogenannten Altrei-
ches, z.B. in Österreich, eingerichtet worden sind, wurde nicht restlos geklärt582.
Der RRH erließ im Einvernehmen mit dem Reichsminister der Finanzen am 09.
April 1937 eine Vorprüfungsordnung für die Länder, die den VPSt auftrug, sämtliche
Rechnungen vorzuprüfen, die der Prüfungszuständigkeit des RRH unterworfen wa-
ren. Einschränkungen dieser lückenlosen Revision waren vom RRH zu genehmigen.
Dabei bildete der Schwerpunkt der Tätigkeit der VPSt die rechnerische und förmli-
che Prüfung, eine tiefergehende sachliche Kontrolle, insbesondere anhand des Maß-
stabes der Wirtschaftlichkeit, war dem RRH vorbehalten583.
Die getrennten Einrichtungen und Kompetenzen der Vorprüfung im Reich und in den
Ländern blieben bis 1945 bestehen, denn die VPSt bei den obersten Reichsbehörden
befaßten sich mit dem Haushaltsvollzug des Reiches, die der Länder mit der Revisi-
on der Länderetats. Allerdings wurde die Vorprüfung allgemein mangels Personal
bereits ab 1939 immer mehr zurückgefahren und schließlich ganz eingestellt584.
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 S. RGBl. II. 1936, 325f.
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 Die bisher in Preußen und im Reich vorhandene Zweigleisigkeit der Vorprüfung, Selbstprüfung der
Verwaltung und Vorprüfung für den RRH oder die ORK, fand folglich auch auf Länderebene An-
wendung. Vgl. zur Entwicklung der Vorprüfung im NS-Regime im Anhang auch die Zeittafel Nr.
10.
582
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 366f.
583
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 367.
584
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 368. Eine genaue Darstellung findet sich in Abschnitt 3.2.1.1 .
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Mit der Vereinheitlichung des Haushaltsrechts im Zuge des sogenannten ‚Höfchen-
gesetzes‘, das dem RRH einen Verwaltungsunterbau bescherte, war eine Forderung
von Saemisch umgesetzt worden, die dieser bereits vor 1933 postuliert hatte585.
Mit der Zuständigkeit für die Länderhaushalte und dem eigenen Verwaltungsunter-
bau war der RRH nach außen hin einflußreicher geworden, die bereits angesproche-
nen Probleme bei der Durchsetzung seiner Kompetenzen blieben jedoch erhalten.
Dieses Spannungsfeld zwischen äußerer Blüte des RRH und dem Bedeutungsverlust
seiner Monita war charakteristisch für die Zeit des NS-Regimes586.
Weitere Beispiele für die nach außen hin gesteigerte Bedeutung des RRH war die
regionale Ausdehnung seiner Kompetenzen auf die neuen Reichsgaue Danzig-West-
preußen, Wartheland und auf das besetzte Sudetenland und das eingegliederte Öster-
reich587. Während in den neuen Gauen und im Sudetenland die RHO in den Fällen
Anwendung fand, in denen Einnahmen oder Ausgaben als solche des Reichshaus-
halts getätigt wurden, war die Lage in Österreich eine andere. Dort blieb zunächst
das alte Haushaltsrecht in Kraft und der österreichische Rechnungshof bestehen588.
Erst aufgrund der zunehmenden Einbindung in die Strukturen der Reichsverwaltung
wurde der Rechnungshof mit Wirkung zum 01. August 1939 aufgelöst, seine Aufga-
ben übernahm der RRH. Ähnlich wie im Fall der deutschen LRH wurde in Wien eine
Außenabteilung eingesetzt, deren personeller Grundstock der ehemalige Rechnungs-
hof war. Jedoch behielt das österreichische Haushaltsrecht in Teilen bis 1940 seine
Gültigkeit.
Die letzte wichtige gesetzliche Änderung vor dem Kriege war die Neuregelung des
Ernennungsrechtes im RRH589. Das Beamtengesetz von 1937 ließ offen, ob das bis-
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 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 108f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 68.
587
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 88ff.
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 Vgl. allgemein zur Geschichte des österreichischen Rechnungshofes Felix Ermacora 1961. Der
österreichische Rechnungshof im System der Staatsgewalten, in: Präsidium des Rechnungshofes
(Hg.). Festschrift zum zweihundertjährigen Bestand der obersten staatlichen Rechnungskontrollbe-
hörde Österreichs. Wien: Österreichische Staatsdruckerei, 72-82; Johannes Hengstschläger 1982.
Der Rechnungshof. Organisation und Funktion der obersten Finanzkontrolle in Österreich. Schriften
zum Öffentlichen Recht. Band 426. Berlin: Duncker&Humblot, 18f und Helmuth Tesar 1961. Die
oberste Rechnungskontrollbehörde Österreichs. Ein Streifzug durch die Geschichte des Rechnungs-
hofes, in: Präsidium des Rechnungshofes (Hg.). Festschrift zum zweihundertjährigen Bestand der
obersten staatlichen Rechnungskontrollbehörde Österreichs. Wien: Österreichische Staatsdruckerei,
1-23 und www.rechnungshof.gv.at.. Einen Überblick gibt auch Zeittafel Nr. 11 im Anhang.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 33f und Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 86f.
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herige Ernennungsrecht gemäß § 119 Abs. 2 bis 4 RHO590 weiterhin Bestand hatte.
Diese Unklarheit veranlaßte Saemisch in einem Schreiben an die Reichskanzlei, des-
sen Änderung zu fordern. Fortan sollte das Ernennungsrecht nicht mehr beim Reichs-
finanzminister liegen, sondern in den Händen der Reichskanzlei, da das Finanzmini-
sterium sein Recht mißbräuchlich nutzen würde. Saemisch warf letzterem vor, auf
diesem Wege in Ungnade gefallene Beamte beim RRH unterzubringen und das Er-
nennungsrecht als Druckmittel bei den Haushaltsverhandlungen zu verwenden, letzt-
lich damit dessen (seiner Meinung nach) unabhängige Stellung zu untergraben. Ge-
gen dieses Ansinnen setzte sich das Reichsministerium der Finanzen zwar zur Wehr,
aber der RRH hatte in dem Chef der Reichskanzlei Lammers einen Verbündeten.
Bereits im April 1938 teilte dieser dem RRH mit, daß Hitler als Zwischenlösung dem
Vorschlag des Präsidenten entsprochen hätte. Endgültig regelte ein Erlaß vom 23.
November 1938 diesen Konflikt, nach dem der RRH seine Personalvorschläge der
Reichskanzlei zu unterbreiten hatte, diese hatte sie mitzuzeichnen.
Dommach mißt dieser Neuregelung keine große Bedeutung zu, da das Finanzmini-
sterium weiterhin für die Stellenbewilligung zuständig war591. Weinert hingegen
sieht hier eine bedeutsame Entwicklung592, denn seiner Meinung nach nutzte der
RRH die schwindende Machtstellung des Finanzministeriums, um einen alten Kon-
flikt für sich zu entscheiden und damit den Einfluß des Ministeriums mittels der
Stellenbewilligung zurückzudrängen. Zudem wollte der RRH sich vom schwächer
werdenden Finanzministerium auf diesem Wege lösen und suchte in der Reichs-
kanzlei einen neuen Verbündeten gegen die Exekutive. Eine enge Anbindung an den
immer einflußreicher werdenden Chef der Reichskanzlei Lammers sollte auch die
Existenz der Rechnungsprüfungsbehörde sichern, denn diese wollte nicht zusammen
mit dem Finanzministerium an Bedeutung verlieren. Rischer hingegen verweist auf
die Möglichkeit, mit dieser Neuregelung einerseits den RRH näher an die Exekutive,
insbesondere an das Staatsoberhaupt zu binden, und andererseits Lammers eine eige-
ne Personalpolitik zu gestatten593. Im Falle des Ernennungsrechts ist einmal nicht der
RRH ein Opfer der neuen Machtverhältnisse geworden, sondern hat diese zu seinen
Gunsten ausgenutzt und dem Reichsministerium der Finanzen eine Niederlage bei-
gebracht.
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 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1080f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 87.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 32f.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 77.
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3.1.2.2 Das Verhältnis zur Exekutive
Ähnlich wie bereits kurz nach der Machtübernahme hatte der RRH auch in den Fol-
gejahren Probleme, seine Prüfungskompetenz gegenüber der Verwaltung durchzu-
setzen. Besonders deutlich wurde diese Tatsache im 1936 beginnenden Konflikt mit
dem Reichspostminister Ohnesorg594.
Der RRH hatte bei seiner Überprüfung der Haushaltsführung der Post ein verschwen-
derisches Ausgabegebaren testiert, das im nationalsozialistischen System wohl eher
die Regel als die Ausnahme darstellte. So war z.B. ein Schulungszentrum der Post
mit einer Sternwarte ausgestattet und  für den Besuch des italienischen Postministers
eine Yacht angeschafft worden595. Ohnesorgs Reaktion fiel wohl auch deswegen dra-
stisch aus, weil die Bemerkungen des RRH über seine Verschwendungssucht seine
Position gefährdeten und er Gefahr lief, daß an ihm ein Exempel statuiert würde.
Deshalb kritisierte der Postminister in seiner Antwort den RRH außerordentlich hef-
tig und leitete seine Stellungnahme auch den übrigen Ministerien zu, darin forderte
er, den RRH aufzulösen und ihn mittels interner Prüfungsorgane zu ersetzen596. Als
nach dem Anschluß Österreichs der RRH die verschwenderische Ausstattung der
Sommerresidenz Ohnesorgs in Graz bemängelte, reagierte dieser wiederum in aus-
fälliger Art und Weise. Daraufhin wandte sich der seit 1938 im Amt befindliche
Rechnungshofpräsident Müller aufgrund der beleidigenden Form der Äußerungen
Ohnesorgs an den Chef der Reichskanzlei. Dieser trug die Angelegenheit Hitler vor,
woraufhin sich dieser über die quasi öffentliche Auseinandersetzung zwischen Füh-
rungspersonen entsetzt zeigte597, es kehrte dennoch keine Ruhe ein.
Der Reichspostminister Ohnesorg nutzte geplante Vereinfachungen im Bereich der
Rechnungsprüfung im Zuge des Krieges, um 1940 erneut eine Auflösung des RRH
zu fordern. Diesen Angriff konnte dieser wiederum mit Hilfe der Reichskanzlei ab-
wehren598. Letztlich vermochte sich der Reichspostminister in diesem Konflikt nicht
durchzusetzen. Zwar verfaßte der RRH ab 1936 keine Bemerkungen mehr über die
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 66ff.
595
 Für die Details vergleiche Kurt Heinig a.a.O., 127 und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 26.
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 Unter Umständen schwebte ihm dabei ein mit der Reichsbahn vergleichbarer interner Prüfungs-
dienst vor. Generell ist es in diesem Zusammenhang nicht ganz auszuschließen, daß die Reichspost
mehr oder weniger neidisch auf die relative Unabhängigkeit der Reichsbahn vom RRH blickte.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 66f.
598
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 26f.
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Gesamtrechnung der Reichspost, eine Folge der Kritik Ohnesorgs, aber er blieb das
für sie zuständige Prüfungsorgan599.
Es waren wohl die taktischen Fehler Ohnesorgs und weniger die breite Unterstützung
in der Exekutive, die den RRH vor dem Ende bewahrten, denn der Postminister hielt
sich nicht an den üblichen Dienstweg und versuchte einen ministeri-
umsübergreifenden Widerstand gegen den RRH zu mobilisieren. Dabei äußerte er
sich auf eine beleidigende Art, die es den anderen Ministerien unmöglich machte,
sich auf seine Seite zu stellen600.
Zwei Punkte zeigte dieser Konflikt deutlich: den Machtverfall des RRH und seine
enger werdende Beziehung zur Reichskanzlei601. Es war durchaus möglich, selbst
offensichtlich berechtigte Kritik des RRH zurückzuweisen und ihm mit offenem Wi-
derstand zu begegnen, wenn die Form gewahrt blieb. Dem RRH war es im Zuge der
Auseinandersetzung nicht gelungen, seine rechtmäßigen Kompetenzen ohne Hilfe
der Reichskanzlei durchzusetzen und den Postminister zu zwingen, sich inhaltlich
mit der Kritik auseinanderzusetzen. Nicht die Prüfungsergebnisse selbst standen im
Mittelpunkt des Streits, sondern der Umgangston, wie die Reaktion Hitlers zeigte.
Der zunehmende Widerstand in der Exekutive war sicherlich auch ein Grund dafür,
daß der RRH sich bereits vor Kriegsausbruch immer mehr von der nachträglichen
Rechnungsprüfung verabschiedete und die begleitende Prüfung in Form einer Bera-
tung der Verwaltungen, teilweise auch direkt vor Ort, in den Vordergrund trat602,
insofern eine bemerkenswerte Entwicklung, als ja eine begleitende Prüfung nicht der
Tradition des Rechnungswesens in Deutschland entsprach.
Deutlich wurde diese Tatsache im Zusammenhang mit der Errichtung des Westwalls,
der das deutsche Gegenstück zur französischen Maginotlinie werden sollte. Heinig
beschrieb die Situation beim Bau als ziemlich chaotisch603, da infolge der gleichzei-
tigen Zuständigkeit der Organisation Todt und der Festungspionierstäbe Kompetenz-
streitigkeiten an der Tagesordnung waren. Zudem gingen die Verantwortlichen bei
ihrer Arbeit recht dilettantisch zu Werke, so daß des öfteren begonnene Bunkeranla-
gen stillgelegt oder aufgegeben werden mußten. Ab 1938 wurde die neue beratende
und begleitende Arbeitsweise vor Ort beim Bau des Westwalls umgesetzt, nachdem
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 67f.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 26f.
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 So auch Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 27.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 83f.
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 127f.
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die Verantwortlichen um die Hilfe des RRH gebeten hatten. Es kam dabei zu einer
engen Kooperation zwischen dem RRH und dem OKW604. Dabei erwies sich die
Arbeit der Prüfungsbeamten als durchaus erfolgreich, so daß Einsparungen möglich
und übertriebene Gewinne der beteiligten Unternehmen abgeschöpft wurden, zudem
konnte die Qualität der Bauten gesteigert werden605.
Ein weiteres Betätigungsfeld des RRH, welches im Laufe des Krieges zu seinem
zentralen werden sollte, war die Beratung beim Aufbau der Verwaltung in den neuen
angegliederten und besetzten Gebieten. Aufgrund des Nebeneinanders von Staats-
und Parteibürokratie und dem Entstehen immer neuer Sonderverwaltungen kam es
vermehrt zu Konflikten bezüglich der Zuständigkeiten und der geltenden Verfah-
rensweisen606. In diesem Umfeld war der RRH mit seiner beratenden Tätigkeit ge-
fragt, da kurioserweise die überbordende Bürokratie für die NS-Entscheidungsträger
auch in Kriegszeiten ein zentrales Problem blieb607.
In diesem Zusammenhang sei darauf hingewiesen, daß mit der Auflösung des Büros
des RSK am 01. April 1934 und der Übernahme des Personals in die im Zuge der II.
Novelle RHO geschaffene Präsidialabteilung Fachpersonal zur Verfügung stand,
welches nicht in der nachträglichen Rechnungsprüfung, sondern in der Beratung und
gutachterlichen Arbeit zu Hause war.
3.1.2.3 Das Verhältnis zu den Gliederungen der NSDAP
Nachdem es dem Reichsschatzmeister der NSADP Schwarz 1934 gelungen war, dem
RRH einen Einblick in die Mittelverwendung bei der SA zu verweigern, ergab sich
aufgrund der anfänglichen Zuständigkeit für die Gefangenenlager der SA doch die
Möglichkeit, diese einer Kontrolle von Seiten des RRH zu unterziehen.
Zu beachten ist in diesem Zusammenhang, daß die ersten Prüfungen von Lagern im
allgemeinen von den LRH ausgingen, so kontrollierte z.B. der bayerische Rech-
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 148.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 84f, Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 43f
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 85f.
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nungshof das KZ Dachau608 und die ORK Lager in Preußen, darunter auch die im
Emsland.
In den Berichten der ORK für die Rechnungsjahre 1933 und 1934 wurde erstmals die
örtliche Prüfung von KZ aufgeführt, eine genaue Darstellung der Ergebnisse fehlt
jedoch. Auch beschäftigte sich die ORK in ihrer Denkschrift für 1935 mit diesen
Einrichtungen, hier vor allem mit deren unklarer haushaltsrechtlicher Eingliederung.
Im Bereich der KZ und der Geheimen Staatspolizei ging sie mit großer Zu-
rückhaltung vor609.
Bei späteren Vorprüfungen des RRH in den Jahren 1935 und 1936 traten Unregel-
mäßigkeiten zu Tage, auf deren Feststellung in den Prüfungserinnerungen die SA
nicht reagiert hatte. Daher nahm der RRH in 16 verschiedenen Lagern u.a. im Ems-
land eine örtliche Inspektion vor. Ziel war es, die Beachtung der Anwendung sachli-
cher und wirtschaftlicher Grundsätze bei der Unterbringung, Verpflegung und ärztli-
chen Betreuung sicherzustellen610. Die Ergebnisse wurden 1939 in den Bemerkungen
für das Rechnungsjahr 1936 des RRH zusammengefaßt. Zwar fielen zahlreiche Ver-
stöße gegen die Haushaltsordnung auf, z.B. die bewußt zwischen Justizministerium
und SA unklar gehaltenen Zuständigkeiten für die Wachmannschaften, aber die Be-
richte selbst waren sehr entgegenkommend, teilweise von nationalsozialistischem
Sprachgebrauch geprägt.
Weinert spricht in diesem Zusammenhang von einer „Finanzkontrolle unter politi-
schem Vorbehalt“ 611. Nicht etwa die Ergebnisse der Prüfung, sondern die Tatsache
ist bedeutend, daß in einem sensiblen Bereich des Regimes Rechnungsprüfungen
überhaupt gestattet worden sind.
War es dem RRH in anderen Fällen trotz juristisch gesicherter Zuständigkeit kaum
möglich gewesen, seiner Arbeit nachzugehen und deren Ergebnisse umzusetzen, so
konnte er in diesem Fall scheinbar ohne Widerspruch prüfen. Wenig nachvollziehbar
erschien es dagegen, warum eine Sternwarte zu jahrelangem Streit geführt hatte, Ar-
beitslager hingegen kontrolliert werden konnten612. Anscheinend war dieser Prü-
fungsbereich nicht, wie Dommach es formulierte, der „elektrische Zaun des Regi-
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 108f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 61f.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 110.
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bei Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 65f und 82.
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mes“
613
. Wahrscheinlich stellte die Arbeit des RRH für die SA kein Problem dar, da
ihre Ergebnisse nicht öffentlich wurden und letztlich im Reichsministerium der Fi-
nanzen endeten, somit ohne Konsequenzen blieben614. Zudem war ein Teil der über-
prüften Lager 1936 bereits dem Reichsjustizministerium unterstellt worden, welches
in den Prüfungsbereich des RRH und nicht in den des Reichsschatzmeisters fiel615.
Dieses Beispiel zeigte, wie unterschiedlich erfolgreich der RRH in denselben Prü-
fungsgebieten tätig war. Er konnte die Mittelverwendung von Zuschüssen bei der
NSDAP nicht kontrollieren, aber die bei den der SA unterstehenden Lager616. Eine
mögliche Erklärung lag vielleicht darin, daß immer dann mit Widerstand zu rechnen
war, wenn NS-Größen die Kritik als eine persönliche interpretierten.
Nach der Behandlung der Prüfungstätigkeit des RRH im Bereich der NSDAP sind im
folgenden noch der Wechsel im Präsidentenamt von Saemisch zu Müller und sei-
ne Konsequenzen für den RRH zu erörtern; dabei erlaubt die Neubesetzung der Füh-
rungsposition auch einen weiteren Einblick in das Verhältnis zwischen NSDAP und
oberster RPB. Nachdem die Amtszeit des Präsidenten Saemisch 1937 um ein Jahr
verlängert worden war, ging er am 31. März 1938 in den Ruhestand, ohne daß bereits
ein Nachfolger zur Verfügung stand. Saemisch setzte sich für den bisherigen Vize-
präsidenten Mussehl ein, der wie er kein Mitglied der NSDAP war. Dahingegen plä-
dierte der Staatssekretär im Reichsministerium der Finanzen Reinhardt für einen
Parteigenossen, um die Behörde, die er immer noch in der Weimarer Zeit verankert
sah, näher an das Regime zu binden. Daher schlug das Reichsministerium der Finan-
zen 1938 den Oberfinanzpräsidenten von Köln, Dr. Heinrich Müller vor, der bereits
seit 01. Frebruar 1921 Mitglied der Partei war und somit zu den sogenannten ‚alten
Kämpfern‘ zählte. Er galt in der NSDAP als Experte für Beamtenrecht und war nach
der Machtergreifung u.a. Innen-, Justiz- und Finanzminister in Hessen gewesen617.
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Im Rahmen der Nachfolgersuche schlug auch Göring in seiner Funktion als preußi-
scher Ministerpräsident einen weiteren Kandidaten vor, Saemisch und Popitz setzten
sich bei Lammers nochmals für den Vizepräsidenten Mussehl ein, aber Hitler er-
nannte auf Drängen von Reinhardt Heinrich Müller am 13. Juli 1938 zum neuen Prä-
sidenten des RRH618.
Ob diese Berufung hierbei als Beispiel für eine im NS-Regime übliche Versorgung
von sogenannten ‚alten Kämpfern‘ mit Spitzenpositionen in der Verwaltung angese-
hen werden konnte619, blieb zumindest fraglich, da er zuvor als Oberfinanzpräsident
von Köln bereits eine gesicherte Stellung innehatte. Wahrscheinlicher ist m.E., daß
zwar ein Parteigenosse neuer Präsident werden sollte, aber dieser zudem über Erfah-
rungen in der öffentlichen Verwaltung verfügen mußte.
Anders als es im Falle eines verdienten Parteimitgliedes zu erwarten gewesen wäre,
hatte Müller keinen besonders engen und direkten Kontakt zu Hitler und besaß keine
nennenswerte Hausmacht in der Partei. Seine Ansprechpartner kamen aus dem Um-
feld Hitlers und waren Lammers und der für den RRH in der Reichskanzlei zuständi-
ge Dr. Killy, später kam noch Martin Bormann hinzu620. Aufgrund seines geringen
persönlichen Einflusses fehlten ihm die Mittel, sich im Streifall gegenüber anderen
Staats- und Parteidienststellen durchzusetzen, und so gingen die Konflikte zwischen
dem RRH und diesen Stellen daher auch nach seiner Ernennung weiter621.
Auch der neue Präsident setzte die Personalpolitik seines Vorgängers fort. Anders als
von einem überzeugten NS-Funktionär zu erwarten gewesen wäre, wurden z.B. Be-
förderungen in erster Linie aus dienstlichen Erwägungen heraus ausgesprochen, eine
                                                                                                                                         
1923 in verschiedenen Finanzämtern tätig, trat 1920 dem Deutsch-Völkischen Schutz und Trutz-
bund und am 01.012.1921 der NSDAP bei, im Oktober 1931 Gaubeamtenabteilungsleiter in Hessen,
zuvor Ortsgruppenleiter in Alsfeld, von 1931 bis 1933 LT-Abgeordneter in Hessen, 06.03.1933 Be-
auftragter der Reichsregierung, 14.03.1933 Minister für Inneres, Justiz und Finanzen, Stellvertreter
des Staatspräsidenten in Hessen, 23.05.1933 kommissarischer OB in Darmstadt, am 27.07.1933 dort
zum OB gewählt, am 03.01.1934 als Landesfinanzamtsdirektor ins Beamtenverhältnis berufen, am
07.07.1934 auf dieselbe Position in Köln versetzt. Ab 13.07.1938 Präsident des RRH, beging er am
26.04.1945 Selbstmord. Müller verfaßte 1930 eine Broschüre „Beamtentum und Nationalsozialis-
mus, die ihn in und außerhalb der NSDAP bekannt machte. Sein Abstieg in der NSDAP war auf ei-
nen Konflikt mit Gauleiter Sprenger zurückzuführen, den er glaubte übergehen zu können, dieser
drängte ihn dann, wie auch andere Parteimitglieder, die nicht seiner Seilschaft angehörten, aus sei-
nen Ämtern. Sein Wiedereintritt in die Beamtenlaufbahn wurde ihm vom Reichsfinanzministers v.
Krosigk angeboten und ermöglicht.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 77f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 79.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Funktionsverlust a.a.O., 47.
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extreme Parteipolitisierung des RRH fand unter Müller auch in den späteren Kriegs-
jahren nicht statt622. Eine Ausnahme bildete die steile Karriere seines persönlichen
Referenten Hillebrecht, der später zu Bormann in die Parteikanzlei abgeordnet wur-
de. Er war eines der wenigen Mitglieder des RRH, die auch in der NS-Hierarchie
aufstiegen623.
Präsident Müller definierte die Stellung und die Funktionen des RRH im NS-Regime
neu. Bei einer Arbeitstagung am 30. Juni / 1. Juli 1939 in Potsdam machte er seine
Position deutlich624, die einen wichtigen Einblick in das Selbstverständnis national-
sozialistischer Rechnungsprüfung bot, ohne, daß dessen Meinung von den übrigen
Mitgliedern uneingeschränkt geteilt werden mußte.
Zu Beginn wies Müller in seiner Rede auf die ausgebaute Stellung des RRH unter
dem nationalsozialistischen Regime hin, eine Aussage, die u.a. aufgrund der Über-
nahme der Rechnungsprüfung in den Ländern und den in diesem Zusammenhang neu
eingerichteten Außenstellen durchaus den Tatsachen entsprach. In seinen weiteren
Ausführungen zielte er auf die Unvereinbarkeit des Führerbegriffs mit einer eventu-
ellen „politischen Kontrolle“625, worunter dieser eine Verfassungskontrolle verstand.
Er unterschied zwischen zwei Kontrollbegriffen, der „administrativen Überwa-
chung“626, einer lediglich verwaltungsinternen Kontrolle ohne Beteiligung des RRH,
und der Prüfung von Seiten des Rechnungshofes. Dieses Kontrollrecht des Rech-
nungshofes bezeichnete er als ein „ius sui generis“627. Hierunter verstand er ein Ho-
heitsrecht, ähnlich z.B. dem der Gesetzgebung, welches von der Person Hitlers ab-
geleitet wurde, der RRH übte es also in seinem Auftrag aus. Da das Kontrollrecht des
RRH direkt vom ‚Führer‘ stammte, war der RRH nach Müllers Meinung mehr als
„Führerbehörde“628 denn als Reichsbehörde zu verstehen, stand somit außerhalb der
übrigen Verwaltungshierarchie. Folglich war auch nur der ‚Führer‘ befugt, die Stel-
lung und Kompetenzen des RRH zu ändern. Des weiteren sah er als Hauptaufgabe
des Rechnungshofes in Zukunft weniger die bisher übliche nachträgliche Prüfung an,
sondern die Beratung vor allem der neu geschaffenen Verwaltungen.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 76.
623
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 75.
624
 Vgl. Heinrich Müller 1940. Die staatsrechtliche und staatspolitische Stellung des Rechnungshofes
im Dritten Reich, in: Finanzarchiv (N.F.) 7, 197ff.
625
 S. Heinrich Müller a.a.O., 197.
626
 S. Heinrich Müller a.a.O., 199.
627
 S. Heinrich Müller a.a.O., 199.
628
 S. Heinrich Müller a.a.O., 202.
141
Seine Ausführungen sollten nicht als bloße NS-Rhetorik abgetan werden. Ihnen ist
der deutliche Versuch zu entnehmen, den Fortbestand des RRH zu sichern629. Die
Sicherung der Existenz des RRH versuchte der neue Präsident auf unterschiedlichen
Wegen zu erreichen, indem er den RRH als ‚Führerbehörde‘ definierte, hoffte er, die
ab 1934 zahlreichen Versuche der Exekutive, die Kompetenzen des Rechnungshofes
zu beschneiden und sich seiner Prüfung zu entziehen, zu unterbinden630. Die Abwen-
dung von der ohnehin wenig ertragreichen nachträglichen Prüfung im Altreich und
die Konzentration auf neue Verwaltungen in den hinzugekommenen Gebieten hatten
wahrscheinlich zwei Gründe. Zum einen halfen neue Aufgaben die Existenz des
RRH zu sichern, zum anderen war in diesem Aufgabenfeld mit weniger Widerstand
von Seiten der Verwaltung zu rechnen, da der RRH sich einerseits vermehrt auf die
Beratung verlegte, andererseits die gerade eingerichteten Institutionen noch über
keine gefestigten Strukturen und damit über weniger Widerstandskraft verfügten, als
die Ministerien des Reiches.
Somit hatte die Interpretation der Stellung und der Aufgaben des RRH von Seiten
Müllers eher defensiven Charakter, insbesondere die ‚Flucht‘ in neue Aufgaben-
gebiete631. Andererseits ging der RRH auch in die Initiative und versuchte ab 1939,
die Gunst der Stunde zu nutzen. Da er bereits 1936 seine Zuständigkeit auf die Län-
der hatte ausdehnen können, forderte er in einer Denkschrift die Gleichstellung des
RRH mit den Reichsministerien und die Errichtung eines sogenannten ‚Reichsprü-
fungshofes‘, dem die Kontrolle der kommunalen Finanzen übertragen werden sollte.
Zu einem späteren Zeitpunkt würden der RRH und der Reichsprüfungshof sowie
weitere Prüfungsbehörden in einem ‚Reichskontrollhof‘ zusammengefaßt werden,
der dann für alle Gebietskörperschaften zuständig sein sollte. Die Pläne stießen je-
doch von Beginn an auf den Widerstand des Reichsministeriums des Innern, welches
nicht gewillt war, seine kommunalen Prüfungskompetenzen abzutreten632.
Bei einer Umsetzung der Vorstellungen des RRH wäre Müller zunächst zum Mini-
ster und später zum ‚Chef der Reichskontrolle‘ aufgestiegen633. Diese erhebliche
Aufwertung seiner Position mag auch ein Grund für das vehemente Verfolgen der
Pläne zur Errichtung eines sogenannten ‚Reichskontrollhofs‘ gewesen sein.
                                                
629
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 54.
630
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 54.
631
 Dieser Begriff kann in diesem Zusammenhang sowohl regional als auch funktional verstanden
werden.
632
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 80.
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Diese Pläne für einen Reichskontrollhof wurden im Laufe des Krieges bis etwa 1943
weiterverfolgt und hätten bei ihrer Verwirklichung eine für deutsche Verhältnisse
bisher unbekannte Zentralisierung der Rechnungsprüfung zur Folge gehabt634.
3.1.3 Die Entwicklung zwischen 1933 und 1939 – eine Bewertung
Die Institution ‚Rechnungshof‘ behielt nach der Machtergreifung nicht nur ihre bloße
Existenz, bewahrte sich dabei einen Rest von Unabhängigkeit gegenüber der Exeku-
tive (Weisungsfreiheit, freie Wahl des Prüfungsgegenstandes), nicht jedoch gegen-
über ihrer Spitze, Hitler in seiner Funktion als Reichskanzler635, sondern sie wurde
infolge der Eingliederung des Büros des RSK, der Übernahme der LRH und des
Österreichischen Rechnungshofes ausgebaut. Insofern begann ab 1933 eine Zeit der
bereits erwähnten scheinbaren äußeren Blüte. Diese schlug sich auch im Personal-
stand nieder, der in zwei Schüben infolge der II. Novelle RHO und des ‚Höfchenge-
setzes‘ anstieg, während er in der Weimarer Republik zwischen 1922 und 1928 von
308 auf 243 Angehörige gesunken war636.
Intern hatte die II. Novelle der RHO de facto eine Aufhebung des Kollegialprinzips
zur Folge, das in den vergangenen Jahrhunderten ein wichtiges Merkmal preußischer
Prüfungsbehörden gewesen war. Ein weiteres Charakteristikum, die richterliche Un-
abhängigkeit der (nach der II. Novelle nicht mehr als ‚Mitglieder‘ bezeichneten) füh-
renden Mitarbeiter des RRH , blieb jedoch formal erhalten, wenn sie auch aufgrund
der fehlenden kollegialen Verfassung stark eingeschränkt worden war.
Die seit den Zeiten der konstitutionellen Monarchie immer bedeutsamer gewordene
Funktion der Verfassungskontrolle ging bereits 1933 verloren, das Entlastungsver-
fahren wurde eine Farce, auch die Funktion der Verwaltungskontrolle unterlag er-
heblichen Veränderungen.
Der Ausdehnung der Prüfungskompetenzen auf die Länderebene stand in der tägli-
chen Praxis ein erheblicher Funktionsverlust gegenüber. Teile der Exekutive, wie
                                                                                                                                         
633
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 80.
634
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 39f.
635
 De facto unterstellte sich der RRH während der Präsidentschaft von Heinrich Müller Hitler selbst.
Müller sah den RRH nicht mehr als Reichsbehörde, sondern als ‚Führerbehörde‘. Vgl. Heinrich
Müller a.a.O., 199 und 202. Ähnlich äußerte sich auch Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe
a.a.O., 80f.
636
 Zur Entwicklung des Personalstandes vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O.,
90f sowie Tabelle Nr. 4.
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z.B. die Wehrmacht, entzogen sich einer genauen Prüfung, Führerbefehle und die
Eigenarten des nationalsozialistischen Haushaltsgebarens machten eine ordnungsge-
mäße Rechnungsprüfung immer schwieriger. Zudem gelang es der NSDAP, um-
fangreiche Mittel aus dem Reichshaushalt einer Kontrolle von Seiten des RRH zu
entziehen.
Unter diesen Umständen sah der RRH zunehmend von einer nachträglichen Kon-
trolle ab und versuchte mittels begleitender Prüfung vor Ort und Beratung weiterhin
Einfluß auf die Art der Haushaltsführung zu nehmen.
Aufgrund der vorhergehenden ausführlicheren Darstellung sollen an dieser Stelle
einige zentrale Bemerkungen zu den personellen Konsequenzen des Regimewechsels
genügen. Es fand weder an der Spitze des Rechnungshofes noch insgesamt eine Säu-
berung des Personalkörpers statt. So wurde nach Aussagen von Zeitzeugen das Ge-
setz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums in keinem Fall angewendet637.
Präsident Saemisch blieb weit über 1933 hinaus im Amt, mit Müller gelangte zwar
ein überzeugter Nationalsozialist ins Amt, aber unter dessen Ägide fand auch keine
umfassende Nazifizierung statt. Der Systemwechsel brachte für den RRH in perso-
neller Hinsicht wohl deshalb so gut wie keine Konsequenzen mit sich, weil diese
Einrichtung von neuen Machthabern als eine technische Anstalt begriffen wurde, die
zwar praktisch, aber nicht zwingend ideologisch unter Kontrolle gebracht werden
mußte.
Inwieweit sich die o.g. Entwicklungen in den Kriegsjahren fortsetzten, wird im An-
schluß thematisiert.
3.2 Die Entwicklung im Kriege
Wie bereits im Zusammenhang mit dem Regimewechsel von der Weimarer Republik
zum Nationalsozialismus geschehen, stellt sich auch zu Beginn der Darstellung der
Rechnungsprüfung zu Kriegszeiten die Frage, welche Konsequenzen der Krieg für
die Institution und die Funktionen des RRH haben wird, und welche Haltung die
Exekutive und die Parteiorgane gegenüber dem RRH und der Rechnungsprüfung im
allgemeinen einnehmen werden?
In den Kriegsjahren ist eine allgemeine Fortführung der bisherigen Entwicklungsten-
denzen zu erwarten. Dabei wird die Institution ‚Rechnungshof‘ womöglich infolge
des geographisch erweiterten Zuständigkeitsbereichs einen Ausbau erfahren, aber
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aufgrund der kriegerischen Ereignisse sind vor allem beim Personal Einschnitte zu
erwarten, im Extremfall ist sogar eine situationsbedingte Einstellung der Rechnungs-
prüfung denkbar. Aber der RRH wird wohl weiterhin versuchen, die erlittenen Funk-
tionsverluste mittels einer vermehrten Verlagerung auf Beratung zu kompensieren.
Auch die Exekutive und die Gliederungen der NSDAP werden wohl ihre Bestrebun-
gen fortsetzen, sich einer Prüfung zu entziehen. Interessant ist in diesem Zusammen-
hang, wie sich das Verhältnis zur SS entwickeln wird, die sich in den letzten Kriegs-
jahren auch zu einem eigenen Wirtschaftsimperium auswuchs.
Neben einer Untergliederung anhand der jeweiligen Interaktionspartner des RRH
(Exekutive oder Partei) ist eine geographische Unterscheidung notwendig, da die
Tätigkeiten der Behörde im Altreich, d.h. im allgemeinen in den bis 1939 hinzuge-
kommenen Gebieten638, und in den besetzten Territorien deutlich differierten.
3.2.1 Das Verhältnis zur Exekutive
Der Erste Weltkrieg hatte auf die Arbeit der ORK und des RhdDtR, abgesehen von
einer Vereinfachung der Rechnungslegung und -prüfung, kaum Einfluß genommen.
Inwieweit brachte der Zweite Weltkrieg Veränderungen für die ohnehin schon pro-
blematische Zusammenarbeit zwischen der obersten Prüfungsbehörde und der öf-
fentlichen Verwaltung im Altreich und den neu entstandenen vielfältigen Verwal-
tungsstrukturen in den besetzten Gebieten?
3.2.1.1 Das Verhältnis zur Exekutive im Altreich
Bereits kurz nach Kriegsbeginn gab RRH-Präsident Müller im Oktober 1939 einigen
Ministerialräten den Auftrag festzustellen, inwieweit die Erfahrungen der ORK aus
dem letzten Krieg für die aktuelle Situation zu nutzen seien. Der RRH versuchte
folglich vorbereitet zu sein, wohl auch um die eigene, in seinen Augen kriegswichti-
ge, Bedeutung herauszustellen639.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 76f.
638
 Im einzelnen waren das das Saargebiet (13. Januar 1935), Österreich (13. März 1938), Sudetenland
(01. Oktober 1938) und das Memelgebiet ( 23. März 1939), nicht jedoch das Protektorat Böhmen
und Mähren (16. März 1939)
639
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 45f.
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Bereits der Erlaß Hitlers vom 28. August 1939 hatte die Ausrichtung der öffentlichen
Verwaltungen auf die Erfordernisse des Krieges zum Ziel, aber es sollte auch zu-
sätzliches Personal für den Fronteinsatz freigesetzt werden. Auf diese Forderungen
reagierte der RRH mit zwei Erlassen vom 26. Oktober 1939 und später vom 10.
April 1940.
Danach wurde die Prüfung der Rechnungen weitgehend den Verwaltungen selbst
und deren VPSt überlassen. Gleichzeitig waren für die Vorprüfung Arbeitserleichte-
rungen zugelassen, und der RRH verzichtete auf die Vorprüfung von Rechnungen,
die ihm ohnehin vorzulegen waren. Mit Kriegsbeginn unterließ der RRH (mangels
Personals) die sachliche Vorprüfung ganz, die rechnerische und förmliche Vorprü-
fung hatte nicht mehr dem Prinzip der Vollständigkeit zu genügen. Ab 10. April
1940 entfielen dann auch die förmliche und rechnerische Vorprüfung. Eine Vielzahl
weiterer Regelungen sollte zudem die Straffung des Prüfungsverfahrens ermögli-
chen640. Haushaltstechnisch interessant war an Hitlers Erlaß, daß er es den General-
bevollmächtigten für die Reichsverwaltung und die Wirtschaft gestattete, im Einver-
nehmen mit dem Reichsfinanzminister Vorschriften über den Haushalt zu erlassen.
Die Empfänger der Budgetmittel konnten demnach selbst entscheiden, wieviel Geld
sie benötigten641. Insgesamt gesehen blieb der erste Erlaß Hitlers in diese Richtung
größtenteils ohne Konsequenzen nicht nur für den RRH, sondern auch für die übrige
Bürokratie642. Ein Grund mag zu diesem Zeitpunkt die nicht besorgniserregende mi-
litärische Lage gewesen sein.
Nicht im Zuge der Straffung und Vereinfachung bürokratischer Verfahren folgte
1940 die de facto-Aufgabe der Einnahmenkontrolle, vielmehr stellte sie einen zu-
sätzlichen Funktionsverlust und damit eine weitere Niederlage des RRH gegenüber
der Exekutive dar.
Schon vor dem Krieg war der RRH mit dem Staatssekretär im Reichsministerium der
Finanzen Reinhardt aufgrund seiner Kritik an der Verwendung von Spendengeldern
aneinandergeraten643. Vor diesem Hintergrund und im Zuge der Haushaltsaufstellung
1940 erklärte Reinhardt auf einer Fachtagung, daß der Rechnungshof in Zukunft die
Steuerveranlagungen nicht mehr zu prüfen habe, ein klarer Bruch des geltenden
                                                
640
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 98f und 103. Die weiteren Erleichterungen bei der
Rechnungsführung der Länder der Buchungssystematik finden sich ebenda, 102f. Vgl. auch die
Zeittafel Nr. 10.
641
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 130.
642
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 81.
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Haushaltsrechts644. Um eine Aufstockung seines Personals zu ermöglichen, auf die
Reinhardt Einfluß hatte, ging Müller einem Konflikt aus dem Wege und stimmte
inoffiziell den Forderungen zu, formal hatte der RRH jedoch nicht auf sein Prüfungs-
recht verzichtet. Dies war angesichts des Rückzugs aus einem klassischen Prüfungs-
bereich eher nebensächlich645. Das ‚Trostpflaster‘ für diesen Kompetenzverlust wa-
ren 62 neue Stellen für den RRH, die Reinhardt auch gegenüber Bormann, dem Lei-
ter der Parteikanzlei, durchzusetzen vermochte646.
Die Vereinbarung zwischen Finanzministerium und RRH war nicht nur wegen des
Verstoßes gegen geltendes Recht erstaunlich647, sondern mit ihr fiel auch einer der
Eckpfeiler der Rechnungsprüfung überhaupt, die Einnahmen- oder (hier genauer)
Veranlagungsprüfung. Kurt Heinig bezeichnete denn auch diesen Rückzug als einen
der „schwersten Schläge unter den Gürtel“648 des RRH.
Hatte dieser bisher lediglich reagiert, wurde er 1940 aktiv, um einerseits eine ord-
nungsgemäße Haushaltskontrolle und andererseits seine eigene Existenz in Kriegs-
zeiten abzusichern. Dabei erreichte er die Verabschiedung des sogenannten Kriegs-
kontrollgesetzes von Seiten des Ministerrates für die Reichsverteidigung. Ein Ver-
such des Reichspostministers, in diesem Zusammenhang wiederum die Existenzfrage
ins Spiel zu bringen, scheiterte649.
Aufgrund des Kriegskontrollgesetzes650 nahm der RRH eine umfassende Anpassung
der Rechnungsprüfung an die Erfordernisse des Krieges vor. Dabei wurde die Durch-
sicht der eigentlichen Rechnungen der Verwaltung selbst übertragen, er selbst be-
schränkte sich auf Stichproben und auf Vorgänge von erheblicher kriegswirtschaftli-
cher Bedeutung. Außerdem sollten Prüfungen vermehrt vor Ort stattfinden, ihre Er-
gebnisse mündlich mit den Betroffenen erörtert werden, um so den Schriftverkehr
auf ein Minimum zu reduzieren. Dabei stand die Beratung im Gegensatz zur Ermah-
nung im Vordergrund. Zudem war infolge des Kriegskontrollgesetzes die jährliche,
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 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 506f.
644
 Dabei waren die Prüfungskompetenzen des RRH gemäß § 88 RHO vom 01. Januar 1923 noch mit
der fünften Änderung der RHO vom 30. April 1938, die dem RRH auch die Prüfung der Steuer-
meßbeträge bei den Reichssteuern einschließlich ihrer Bemessungsgrundlagen gestattet hatte, aus-
gebaut worden.
645
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 128 und Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O.,91f.
646
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 73.
647
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 65.
648
 S. Kurt Heinig a.a.O., 128.
649
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 100.
650
 Die Regelungen im einzelnen erörtert Herbert Rischer a.a.O., 80f.
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nicht wie bisher die halbjährliche Rechnungslegung gestattet, aber die Wehrmacht
ging im Gegensatz dazu seit Kriegsbeginn zur monatlichen Rechnungslegung
über651.
Das Vorgehen gemäß dem Kriegskontrollgesetzes und die zuvor getroffenen Maß-
nahmen zeigten die Handlungsmaxime des RRH unter Müller, wie sie bereits 1939
von ihm festgestellt worden war und im Verlauf des Krieges fortgesetzt werden
sollte652. Müller bezeichnete dieses Vorgehen 1939 als sogenannte „Beratungsrevisi-
on“
653
, ein Begriff der recht zutreffend die Arbeitsweise während des Krieges cha-
rakterisierte. Ziel des Vorgehens des RRH war es zum einen, eine ordnungsgemäße
Haushaltsführung zumindest in Grundzügen zu gewährleisten, wobei er sich von der
Möglichkeit, in eine Stichprobenprüfung zu geraten, bereits eine disziplinierende
Wirkung auf die Verwaltung erhoffte654, zum anderen sollte die eigene Existenz
mittels dieser beratenden Prüfung gesichert werden, denn diese Taktik erlaubte es,
vermehrt als Helfer denn als Prüfer aufzutreten und damit Konflikte mit der Exekuti-
ve zu vermeiden.
Eines der wenigen Beispiele in der Literatur für eine Tätigkeit des RRH im Altreich
war die 1941 vorgenommene örtliche Prüfung bei der ‚Zentralstelle für jüdische
Auswanderung‘ in Berlin, bei der der Rechnungshof eine unvollständige Buchfüh-
rung und Korruption in größerem Umfang feststellte655. Später wurde auch das 1943
beschlagnahmte Vermögen der Reichsvereinigung deutscher Juden geprüft, wieder-
um kamen Fälle von unvollständiger Erfassung und persönlicher Bereicherung zu
Tage656. Der RRH war zwar in einem sensiblen Bereich des Regimes tätig geworden,
aber sein Interesse galt lediglich der ordnungsgemäßen Erfassung und Verwendung
der jüdischen Vermögen, die beginnende Massenvernichtung war nicht Gegenstand
der Finanzkontrolle.
Am 12. Februar 1941 wurde eine weitere Verordnung mit Gesetzeskraft zur Verein-
fachung der Haushaltsführung im Reich und in den Ländern erlassen, die nahezu
dieselben Anordnungen enthielt, wie das Kriegskontrollgesetz von 1940. Insgesamt
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 101f.
652
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 101f; Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsge-
mäß a.a.O., 54f und Vgl. Rainer, Weinert Verwaltung a.a.O., 80.
653
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 79.
654
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 48.
655
 Es soll an dieser Stelle auf eine genaue Darstellung verzichtet werden, vgl. hierfür Rainer Weinert,
Verwaltung a.a.O., 127-131.
656
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 130.
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gesehen erlaubten die Kriegskontrollgesetze und die mit ihnen in engem Zusammen-
hang stehenden Verordnungen dem Reichsfinanzminister zwar, selber den Etat auf-
zustellen, gaben ihm damit praktisch die Budgethoheit, aber er benötigte für seine
Entscheidungen die Zustimmung verschiedener anderer Entscheidungsträger657, die
damit die Höhe ihrer Ausgaben selber festlegen konnten658. Diese haushaltsrechtli-
chen Regelungen waren ein gutes Beispiel für das organisierte Chaos des Hitlerregi-
mes.
Im Januar 1942 folgte ein weiterer Erlaß Hitlers zur Verwaltungsvereinfachung659.
Dieser wurde im Februar von der Reichskanzlei dahingehend interpretiert, daß nicht
kriegswichtige Behörden stillzulegen seien. Diese Gunst der Stunde wurde von den
Gegnern des RRH genutzt, so forderte der Reichsminister des Innern Frick in seiner
Funktion als Generalbevollmächtigter für die Reichsverwaltung den Rechnungshof
auf, örtliche Prüfungen im Altreich einzuschränken oder vorher seine Genehmigung
für diese einzuholen, Vorprüfungen ganz zu streichen und in den besetzten Gebieten
lediglich in Form von Stichproben zu kontrollieren. Der Versuch, dem RRH quasi
Prüfungsanweisungen zu erteilen, war ein Angriff auf die zum Teil noch bestehende
Unabhängigkeit dieser Institution von der übrigen Exekutive. Hintergrund des Vor-
gehens von Frick war der alte Konflikt zwischen seinem Ministerium, das die eigene
Kommunalprüfung auszubauen gedachte, und dem RRH, der diesem Vorhaben im
Weg stand. Der RRH reagierte im März mit einem weiteren Runderlaß, der vorsah,
örtliche Prüfungen im Altreich lediglich auf Anfragen aus der Verwaltung oder aus
besonderem Anlaß durchzuführen. Eine Selbstbeschränkung der Arbeit in den be-
setzten Gebieten fand jedoch nicht statt.
Der RRH hatte zwar, was seine Arbeit im Altreich anbelangte, vor Frick mehr oder
weniger kapituliert660, aber er mußte nicht allen Forderungen nachgeben, da er wei-
terhin in der Reichskanzlei seine Fürsprecher hatte, wie sich später abermals zeigen
sollte.
Trotz der Verschlechterung der militärischen Lage und den sich wiederholenden
Versuchen, Personal der öffentlichen Verwaltung für den Fronteinsatz freizustellen,
gelang es dem RRH noch, seinen Personalstand zu erhöhen. Arbeiteten 1932 noch 5
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 Im einzelnen waren dies der Beauftragte für den Vierjahresplan, der Generalbevollmächtigte für
die Reichsverwaltung, der Generalbevollmächtigte für Wirtschaft und das Oberkommando der
Wehrmacht.
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 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 82f.
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 Vgl. zum folgenden Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 116f.
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Direktoren und 21 Ministerialräte661 für den Rechnungshof und den RSK, so waren
es 1942 (inklusive dem Personal der Präsidialabteilung und ohne dem der Außen-
stellen) neben den zwei neu hinzugetretenen Vizepräsidenten, 12 Direktoren und 48
Ministerialräte. Hatte der RRH 1932 mit dem Personal des RSK 272 Beamte, Ange-
stellte und Arbeiter, so waren es 1942 (allerdings inklusive der sieben Außen-
abteilungen!) 1130662, ein weiteres Zeichen der äußeren Blüte unter dem NS-Regime.
Die preußische ORK vergrößerte ihren Personalstand hingegen lediglich in geringem
Umfang von 122 Beschäftigte auf 135663.
Im Jahre 1943 wiederholte sich das mittlerweile bekannte ‚Spiel‘664. Hitler verlangte
per Erlaß den umfassenden Einsatz von Männern und Frauen für die Reichsverteidi-
gung. Dazu forderte Lammers den Präsidenten Müller zur Stellungnahme auf, dieser
blieb bei seiner bisherigen Linie und stellte die Bedeutung der Rechnungsprüfung
mittels Beratung in den besetzten Gebieten heraus665. In diesem Zusammenhang
folgten auch weitere Angriffe von Seiten des Reichsinnenministeriums und ver-
schiedener Parteidienststellen. Diese Attacken nahm Müller zum Anlaß, seine Idee
eines ‚Reichskontrollhofes‘ wieder aufzunehmen. Mitarbeiter des RRH erarbeiteten
einen Gesetzesentwurf, der zwar noch die Zustimmung der Reichskanzlei und sogar
des Reichsministeriums der Finanzen fand, aber nicht mehr zur Verabschiedung
kam666.
Am Rande sei noch erwähnt, daß entgegen der früheren Praxis der Kriegskontrollge-
setze, die Verordnungen mit Gesetzeskraft waren, in den Jahren 1943 und 1944 wie-
der Gesetze über die Haushaltsführung verabschiedet wurden. Beide Gesetze folgten
allerdings den bisherigen Regelungen und befaßten sich in der Hauptsache mit der
Reichsverteidigung, sonstige Etatfragen waren allenfalls marginal behandelt wor-
den667.
                                                                                                                                         
660
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 117.
661
 Der Präsident, die später hinzugekommenen Vizepräsidenten, die Direktoren und die Ministerial-
räte waren die Mitglieder des RRH. Vgl. a. Abschnitt 2.2 in diesem Kapitel.
662
 Die Außenstellen des RRH verfügten in der Regel über ca. 40 Planstellen. Vgl. Franz-Otto Gilles,
Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 121.
663
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 90f.
664
 Vgl. zum folgenden Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 118f.
665
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 82.
666
 Die Entwicklung in den Jahren 1944 und 1945 soll in einem eigenen Abschnitt behandelt werden,
da aufgrund der militärischen Entwicklung eine geographische Unterscheidung zwischen Altreich
und besetzten Gebieten keinen Sinn macht und es in dieser Zeit zu Auswüchsen kam, die nicht mehr
direkt in den Themenbereich Rechnungsprüfung passen.
667
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 83f.
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Zusammenfassend muß festgestellt werden, daß spätestens ab 1942 eine Tätigkeit
des RRH im Altreich kaum noch ausgeübt wurde, denn die Einnahmenkontrolle war
1940 eingestellt worden, Vorprüfungen fanden nicht mehr statt, die Rechnungsle-
gung war stark eingeschränkt, örtliche Prüfungen dürften ab 1942 eine seltene Aus-
nahme gewesen sein668. Der RRH hatte seine schon vor dem Krieg begonnene Linie
fortgeführt und den Schwerpunkt seiner Tätigkeit immer mehr auf die eroberten Ter-
ritorien verlagert.
3.2.1.2 Das Verhältnis zur Exekutive in den besetzten Gebieten
Da der RRH seine Prüfungskompetenz im Altreich in zunehmendem Maße eingebüßt
hatte, stellte sich die Frage, inwieweit er in der Lage war, in den größer werdenden
besetzten Gebieten eine Prüfungszuständigkeit durchzusetzen, dabei war die Rechts-
auffassung des RRH eindeutig. Der Rechnungshof ging davon aus, daß alle in den
annektierten Regionen entstandenen Verwaltungen solche des Reiches waren, somit
nach deutschem Haushaltsrecht zu wirtschaften hätten. Demzufolge waren alle Ein-
nahmen und Ausgaben dieser Behörden dem Reichshaushalt zuzurechnen und unter-
standen der Kontrolle des Rechnungshofes. Eine gesonderte Einführung der RHO in
den besetzten Gebieten hielt er nicht für notwendig669. Auf diesem Wege wollte der
RRH verhindern, daß seine Rechtsauffassung, die nicht unumstritten war, zum Dis-
kussionsgegenstand wurde, denn eine allgemeine Erörterung der Position des RRH
hätte die Möglichkeit impliziert, daß sich verschiedene Verwaltungen in den besetz-
ten Gebieten anschließend seiner Aufsicht entzogen hätten670.
So verlief der Aufbau der deutschen Verwaltungsstrukturen nicht einheitlich671.
Während Frankreich und Belgien, später auch Jugoslawien, Militärbefehlshabern
unterstellt waren, herrschten in Norwegen und den Niederlanden Reichskommissare
                                                
668
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 46 und Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O.,
82.
669
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 61.
670
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 41. Diese Rechtsauffassung des RRH fand ihren Nieder-
schlag auch in einem Gutachten des Ministerialrates Johannes Friesecke vom 16. Dezember 1942
unter dem Titel: Zuständigkeit des Rechnungshofes bei Erstreckung der Reichsgewalt über die
Reichsgrenzen hinaus. Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 18.
671
 Vgl. zur Problematik einer Typologisierung der deutschen Besatzungssverwaltungen Werner Röhr
1997. System oder organisiertes Chaos. Fragen einer Typologisierung der deutschen Okkupations-
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(RK). Böhmen und Mähren wurden Reichsprotektorat, und in verschiedenen klei-
neren Regionen, z.B. Luxemburg, Elsaß und Lothringen, waren führerunmittelbare
Zivilverwaltungen eingerichtet, die den sogenannten ‚Chefs der Zivilverwaltungen‘
(CdZ) unterstanden672. Für die besetzten Ostgebiete wurde ein ‚Reichsministerium
für die besetzten Ostgebiete‘ (RbO) gegründet, dem die RK Ostland sowie Ukraine
formal unterstellt waren, und aus dem Rest des okkupierten Polen enstand das Gene-
ralgouvernement. Hinzukamen territorial übergreifend tätige Einrichtungen, in der
Hauptsache die ‚Haupttreuhandstelle Ost‘ (HTO) und später der sogenannte ‚Reichs-
kommissar zur Festigung deutschen Volkstums‘ (RFV)673.
Aufgrund der uneinheitlichen Verwaltungsstrukturen und der unterschiedlichen Be-
reitschaft der RK, CdZ etc., mit dem RRH zu kooperieren, ist es angebracht, zu-
nächst territorial vorzugehen, und dann die HTO zu behandeln.
Schwerpunkte der Tätigkeit des RRH waren hierbei die im Aufbau befindlichen neu-
en und für seine Beratungsrevision besonders empfänglichen Verwaltungen, die
Stellen, die sich mit dem sogenannten ‚Juden- und Feindvermögen‘ beschäftigten
oder kriegswichtige Baumaßnahmen durchführten, da hier die Gefahr der Bildung
von Sonderfonds und der Korruption besonders groß war. Hinzu kamen noch die
diversen Sicherheitsapparate674.
Frankreich, Belgien und später auch Jugoslawien unterstanden Militärbefehlsha-
bern und -verwaltungen, die aus einem militärischen Kommando- und einem zivilen
Verwaltungsstab bestanden, die nach dem Vorbild der klassischen Ministerialbüro-
kratie aufgebaut waren675. Eigentlich sollten die Militärverwaltungen reine Auf-
sichtsverwaltungen darstellen, die die verbliebenen Behörden des besetzten Landes
überwachten, aber mit der Zeit übernahmen sie Fachaufgaben, wie z.B. die Rückfüh-
rung sogenannter ‚Volksdeutscher‘. Von größerer Bedeutung, insbesondere in finan-
zieller Hinsicht, waren jedoch die Tätigkeiten im Zusammenhang mit der Erfassung
                                                                                                                                         
verwaltungen im Zweiten Weltkrieg, in: Robert Bohn (Hg.). Die deutsche Herrschaft in den „ger-
manischen“ Ländern 1940-1945. Stuttgart: Franz Steiner Verlag, 11-45.
672
 Die CdZ standen dabei einer eigenen bis in die Ortsebene hinein gegliederten deutschen Verwal-
tung mit Hoheits- und Leistungsfunktionen vor, die RK und Militärbefehlshaber beaufsichtigten die
landeseigene Verwaltung, übten also eine Aufsichtsfunktion aus. Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam
und Ordnungsgemäß a.a.O., 17 und 70f.
673
 Einen allgemeinen Überblick über die Verwaltungsstrukturen in den besetzen Gebieten bietet
Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 17ff und 53ff. Der RFV wird als Teil der
NSDAP im Abschnitt 3.2.2.2 behandelt.
674
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 55f.
675
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 53f.
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und Verwertung des ‚Juden- und Feindvermögens‘676. Auf diese richtete der Rech-
nungshofes demzufolge sein besonderes Augenmerk.
Ein spezielles Referat im zivilen Verwaltungsstab erfaßte das Vermögen, bestimmte
seine weitere Verwendung und beaufsichtigte gegebenenfalls die Gesellschaften pri-
vaten Rechts, die mit der kommissarischen Verwaltung dieser Güter betraut wurden.
In Belgien war dies z. B. die ‚Treuhandgesellschaft mbH‘677. Dagegen wurden in
Frankreich Erfassung und Verwertung der Vermögen dem französischen Staat über-
lassen, der hierzu den ‚Service du Contrôl des Administreurs provisoires‘ errichtete,
bei dem der Militärbefehlshaber mittels eines Beauftragten vertreten war. In Serbien
verwaltete ein sogenannter ‚Generalbevollmächtigter für Wirtschaft‘ das konfiszierte
Eigentum der jüdischen Bevölkerung, welches an den serbischen Staat fiel und zur
Deckung deutscher Kriegsschäden verwendet wurde678. Ziel der Militärverwaltungen
war dabei in erster Linie eine Erhaltung und nicht eine Verwertung, d.h. ‚Arisierung‘
der Vermögen679. – Diese sehr unterschiedlichen Vermögensverwaltungen sind ein
klares Beispiel für die ‚Buntscheckigkeit‘680 deutscher Besatzungsverwaltungen.
Die Arbeit des Rechnungshofes in den Gebieten unter Kontrolle von Militärbefehls-
habern war nicht mit der sonst praktizierten nachgängigen Prüfung zu vergleichen.
Weder die zuständigen Reichsministerien noch die Potsdamer Behörde verfügten
über genaue Kenntnisse der Verwaltungsstrukturen in den besetzten Gebieten. Häu-
fig waren nicht einmal die grundlegenden sonst in der deutschen Verwaltung übli-
chen Maßstäbe wie Ordnungs- und Rechtmäßigkeit gegeben, was eine Kontrolle der
Verwaltungen in den besetzten Gebieten erschwerte. Insbesondere die finanziellen
Vorgänge in den Vermögensverwaltungen konnten lediglich sporadisch geprüft und
nachvollzogen werden681. Grund hierfür waren die unter diesen Umständen erhebli-
che Steigerung des Prüfungsaufwandes und eine zu geringe Personalstärke der Kon-
trollorgane sowie die unzureichenden verwaltungsinternen Kontrollen.
Die Prüfer des RRH paßten sich diesen Gegebenheiten an, indem sie zuerst eine Be-
standsaufnahme bezüglich Organisation und Funktion der zu prüfenden Behörde vor
Ort vornahmen. Danach versuchten die Beamten, sich über die Einnahmen und Aus-
                                                
676
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 67.
677
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 54.
678
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 50.
679
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 50.
680
 Mit dem Begriff ‚Buntscheckigkeit‘ wird in diesem Fall die nicht einheitlich organisierte Verwal-
tung in den besetzten Gebieten bezeichnet.
681
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 68.
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gaben Klarheit zu verschaffen und das angewendete Rechnungs- und Kassenwesen
in Erfahrung zu bringen. Erst diese Vorarbeiten ermöglichten überhaupt eine zeitna-
he Rechnungsprüfung682. Ein Beispiel für die Anpassung an die vor Ort vor-
gefundenen Umstände war daher die Anwendung eines neuen Prüfungskriteriums,
des sogenannte „pflichtmäßigen Ermessens“683. Da häufig Voranschläge für einzelne
Ausgabepositionen fehlten, rügte der RRH lediglich diejenigen Ausgaben, die offen-
sichtlich unangemessen hoch waren und damit das vertretbare Maß überschritten,
ansonsten räumte er einen Spielraum ein684.
Bei diesen Vorarbeiten fungierten die Prüfungsbeamten in vielen Fällen zugleich
auch als Berater hinsichtlich der Verwaltungsorganisation und des Haushaltswesens,
da sie häufig keine gefestigten Strukturen vorfanden. Insofern liefen Beratung und
Revision zumeist zeitgleich ab. Zum Teil etablierten sich erst infolge der Prüfung
geordnete Verwaltungsabläufe und ein ausreichendes Kassenwesen685.
Diese Vorgehensweise, Prüfungen vor Ort in Form einer Beratungsrevision, war cha-
rakteristisch für die gesamte Arbeit des RRH in den okkupierten Territorien. Die vor
dem Krieg bereits beispielsweise im Zusammenhang mit dem Bau des Westwalls
erprobte Arbeitsweise wurde somit fortgeführt.
Der RRH stieß bei seiner Prüfungsarbeit in den Besatzungszonen unter Militärbefehl
immer wieder auf dieselben Unzulänglich- und Unregelmäßigkeiten bei der Kassen-
führung. Einnahmen aus der Veräußerung beschlagnahmter Vermögen flossen ledig-
lich zum Teil oder gar nicht an die Reichskasse. Zuständige Stellen bildeten mit ih-
nen schwarze Kassen und Sonderfonds, über die die jeweiligen Befehlshaber selbst
oder gar nur einfache Referatsleiter verfügten686. Am bekanntesten und wohl auch
                                                
682
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O.,54f und Rainer Weinert, Veilchen
a.a.O., 62.
683
 Den Begriff des ‚pflichtmäßigen Ermessens‘ verwendete der RRH erstmals in seiner Denkschrift
für das Rechnungsjahr 1939. S. Rechnungshof des Deutschen Reiches (Hg.) 1943. Denkschrift des
Präsidenten des Rechnungshofes des Deutschen Reiches zur Reichshaushaltsrechnung für das
Rechnungsjahr 1939 (§ 107 Abs. 6 der Reichshaushaltsordnung) vom 19. April 1943. Potsdam:
Selbstverlag, 58. Vgl. a. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 56 und Rainer
Weinert, Veilchen a.a.O., 68.
684
 Vgl. Rechnungshof des Deutschen Reiches a.a.O., 58.
685
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 47 und 48f. So ging z.B. der Geldverkehr im Be-
reich des Befehlshabers von Serbien ohne Belege einfach von Sachbearbeiter zu Sachbearbeiter.
Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 69.
686
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 69. Zu den Zuständen in den einzelnen Militärverwaltungen
vgl. a. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 66ff.
154
exemplarisch war hierbei ein Beispiel aus Belgien687. Bei der Verwertung von Roh-
diamanten hatte ein Referent einen Sonderfonds von 2 Millionen RM gebildet und
beteiligte Sachverständige mit überhöhten Provisionen versorgt. Dabei konnte der
Verbleib von etwa 800.000 RM nicht geklärt werden. Des weiteren boten die kom-
missarischen Verwalter der jüdischen und ‚feindlichen‘ Vermögen Anlaß zur Kritik,
da sie offensichtlich in vielen Fällen ihren Aufgaben nicht gewachsen waren und
aufgrund von RRH-Monita abgelöst wurden688.
Insgesamt schien der RRH mit den Militärbefehlshabern gut zusammenzuarbeiten, so
wurde er im Falle der Veräußerung der Diamanten eigens um Hilfe gebeten. Ein
Grund hierfür mag gewesen sein, daß er den zuständigen Stellen Gelegenheit gab,
selber ‚den Stall auszumisten‘689, seine Kritik wurde somit nicht zum Politikum. Zu-
dem half die Beratung, die Effektivität geprüfter Behörden zu steigern. Aber nicht
alle Militärs reagierten positiv auf die Tätigkeit der Prüfungsbeamten. Als Unregel-
mäßigkeiten bei der Luftwaffe in Frankreich festgestellt wurden, befahl General-
feldmarschall Sperrle die RRH-Beamten in seinem Befehlsbereich festzunehmen690.
Mit Führererlaß vom April und Mai 1940 waren in Norwegen691 und den Nieder-
landen692 sogenannte ‚Reichskommissare‘ (RK)693 eingesetzt worden, die unmittel-
bar Hitler unterstanden, die die oberste Regierungsgewalt in ihren Herrschaftsberei-
chen ausübten und über die Kompetenz verfügten, Verordnungen mit Gesetzeskraft
zu erlassen694. Nach der bereits erörterten Rechtsauffassung des RRH war er selbst
                                                
687
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 106f und Rainer Weinert, Verwal-
tung a.a.O., 154.
688
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 71.
689
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 71.
690
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 113.
691
 Vgl. allgemein zum Thema ‚Reichskommissariat Norwegen‘ Robert Bohn 1991. Die Errichtung
des Reichskommissariats Norwegen, in: Ders. et al. (Hg.). Neutralität und Aggression. Nordeuropa
und die Großmächte im Zweiten Weltkrieg. Stuttgart: Franz Steiner Verlag, 129-147 (im folgenden
zitiert als: Die Errichtung des Reichskommissariats), Robert Bohn 2000. Reichskommissariat Nor-
wegen. Nationalsozialistische Neuordnung und Kriegswirtschaft, in: Militärgeschichtliches For-
schungsamt (Hg.). Beiträge zur Militärgeschichte. Band 54. München R.Oldenbourg Verlag.
692
 Vgl. allgemein zum Thema ‚Reichskommissariat Niederlande‘ Isabell Gallin 1997. Machtstruktu-
ren im Reichskommissariat der Niederlande, in: Robert Bohn (Hg.). Die deutsche Herrschaft in den
„germanischen“ Ländern 1940-1945. Stuttgart: Franz Steiner Verlag, 145-159.
693
 Die Einrichtung des ‚Reichskommissars‘ war bereits in der Weimarer Reichsverfassung vorgese-
hen, die ihn als Beauftragten der Reichsregierung oder des Reichspräsidenten bezeichnete, der mit
weitreichenden Vollmachten zur Überwachung oder Übernahme regionaler Behörden, zur Wahr-
nehmung der Rechte des Reiches auf bestimmten Gebieten und zur Erfüllung von Sonderaufgaben
ausgestattet war. Vgl. Robert Bohn Die Errichtung des Reichskommissariats, 140f, FN 52.
694
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 43.
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auch für Norwegen und die Niederlande zuständig, zumal das Reichskommissariat in
Norwegen für die notwendigen Besatzungsgelder eine Ermächtigung vom Reichsfi-
nanzministerium benötigte. Insofern waren die Haushalte der zivil verwalteten Ter-
ritorien trotz eines eigenen Kassen- und Rechnungswesens sachlich ein Teil des
Reichshaushaltes695.
Im Falle des Reichskommissariats Norwegen hatte der Rechnungshof keine Pro-
bleme, seine Prüfungskompetenz durchzusetzen. Es kam in Einzelfällen sogar zu
einer engen Zusammenarbeit im Bereich der Baumaßnahmen der Marine696. Ähnlich
wie im Falle der Militärverwaltungen entwickelte sich auch dort ein umfangreicher
Behördenapparat (z.B. für Propaganda), der mit einer reinen Aufsichtsverwaltung
nicht viel gemein hatte. Zudem entstand auch im Bereich der Vermögensverwaltung,
die ähnlich unübersichtlich wie in den militärisch verwalteten Besatzungszonen or-
ganisiert war697, ein eigenes Budgetwesen, das nach Beobachtungen des RRH ledig-
lich einfachsten Anforderungen genügte698. Auch in diesem Land war die Vermö-
gensverwaltung ein zentrales Prüfungsobjekt. Daher versuchte der RRH hier, wie
auch in den anderen besetzten Gebieten, die Erlöse aus fremden Vermögen der
Reichskasse zuzuführen und ein Verschwinden in schwarzen Kassen zu verhindern.
Schlußendlich gelang in Norwegen die Vereinnahmung für den Reichshaushalt699.
Der RK der Niederlande, Seyß-Inquart, konnte sich dagegen sowohl einer Geneh-
migungspflicht seiner Ausgaben von Seiten des Reichsfinanzministeriums als auch
einer Prüfung von Seiten des RRH bis 1943 erfolgreich widersetzen. Dort durfte der
Rechnungshof lediglich die Prüfungsberichte der vom Kommissar selbst eingerich-
teten Rechnungskontrollstelle einsehen700. Erst 1944 gelang es dem RRH seine Zu-
ständigkeit teilweise durchzusetzen701, aber die Auswirkungen seiner Arbeit dürften
                                                
695
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung, 55 a.a.O., ders., Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O.,
21f und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 43.
696
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 79 und Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 45.
697
 So unterstand beispielsweise die norwegische Hütten- und Aluminiumindustrie einem eigenen
Generalbeauftragten. Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 55.
698
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 73 und 78f und Rainer Weinert,
Verwaltung a.a.O., 155.
699
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 21f.
700
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 110f und Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungs-
gemäß a.a.O., 41 und 71f.
701
 So blieben u.a. die persönlichen Verwaltungsausgaben des RK von einer Prüfung ausgeklammert.
Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 21.
156
zu diesem späten Zeitpunkt eher gering gewesen sein702. Eine dieser eher minimalen
Erfolge war die Tatsache, daß sich im Anschluß an örtliche Prüfungen des RRH in
einem Sammellager und einem KZ der RK für die Niederlande und der Reichsführer
SS (RFSS) über die Übernahme entstehender Kosten für die Lager einigten, deren
unklare Verteilung zuvor von den Rechnungsprüfern beanstandet worden war. Im
Zuge der Überprüfungen vor Ort erfuhr zudem das RFM überhaupt erst von der Exi-
stenz der Lager, die zum Teil mit Mitteln bestritten worden waren, die eigentlich
dem Reichshaushalt hätten zugeführt werden müssen703.
An dieser Stelle ist auf die wohl wichtigste deutsche Kontrolleinrichtung in den Nie-
derlanden hinzuweisen, die Deutsche Revisions- und Treuhand AG (DRT), die auf
Initiative des für Finanzen und Wirtschaft zuständigen Generalkommissars 1940 eine
Zweigstelle in Den Haag errichtet hatte704.
Die DRT war eine Tochtergesellschaft der Reichsholding „Vereinigte Indu-
strie-Unternehmung AG“ (Viag), die nach der Auflösung des Reichsschatzmi-
nisteriums im Mai 1923 gegründet worden war. Eine Übereinkunft zwischen
der Viag, genauer gesagt dem RFM, und dem RRH gestattete es diesem, alle
Unternehmungen der Viag (demzufolge auch die DRT) gemäß den Bestim-
mungen der RHO zu prüfen. Die DRT erhielt ihrerseits das Prüfungsmonopol
für alle staatlichen Unternehmen sowie die Unternehmungen mit staatlicher
Beteiligung. Zudem entsandte der RRH Mitglieder in den Aufsichtsrat der
DRT und stellte auch dessen Vorsitzenden. Mitarbeiter der DRT agierten im
Gegenzug als kaufmännische Sachverständige des RRH. Die Übereinkunft
zwischen RFM und RRH führte in der Folgezeit zu einer engen personellen
und institutionellen Verbindung705.
Parallel mit der Ausdehnung des deutschen Machtbereiches war es der DRT
mittels der Errichtung von Zweigstellen und der Gründung von Tochtergesell-
schaften gelungen, ihren Zuständigkeitsbereich in territorialer und funktionaler
Hinsicht kontinuierlich auszubauen. Sie wurde u.a. im Generalgouvernement,
in Norwegen, in den Reichskommissariaten Ostland und Ukraine und im süd-
                                                
702
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 44.
703
 Vgl. detaillierter zum Thema Lagerprüfung in den Niederlanden Franz-Otto Gilles, Sparsam und
Ordnungsgemäß a.a.O., 90f und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 117f.
704
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 42.
705
 Dieser sehr kurze Einblick in die Entstehungsgeschichte der DRT soll an dieser Stelle genügen.
Vgl. hierzu ausführlicher Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 43f.
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osteuropäischen Raum tätig706, demzufolge auch in Gebieten, in denen der
RRH seine Kompetenzen lediglich zögerlich oder zum Teil überhaupt nicht
durchzusetzen vermochte707. Neben der Revisionstätigkeit u.a. in militärisch
relevanten Bereichen wie z.B. Rüstungsbetrieben übernahm die DRT vermehrt
Beratungs- und administrative Aufgaben in den besetzten Gebieten708.
Allerdings ist in diesem Zusammenhang zu betonen, daß die Wirtschaftsprüfer
der DRT in erster Linie ihren Klienten verpflichtet waren und sich an einer
nach betriebswirtschaftlichen Aspekten ordnungsgemäßen Finanzverwaltung
orientierten, somit nach anderen Kriterien prüften und urteilten als die staatli-
chen Rechnungsprüfer des RRH. Inwieweit es daher dem RRH gelungen sein
mag, die DRT für seine Zwecke zu instrumentalisieren, ist fraglich709.
Die DRT-Zweigstelle in den Niederlanden prüfte vor allem die Vermögensverwal-
tung, ein Bereich, in dem sie auch selber administrative Aufgaben als Treuhänderin
des sogenannten ‚Feindvermögens‘, als Sammelverwalterin der ehemaligen jüdi-
schen Betriebe und als Treuhänderin der stillgelegten ‚Feindbetriebe‘ wahrnahm710.
Im Rahmen ihrer Revisionstätigkeit verstand sie sich aufgrund der engen personellen
und institutionellen Verpflechtungen ihrer Berliner Zentrale mit dem RRH teilweise
als eine Außenstelle des RRH und trat des öfteren auch in dieser Weise auf711. Da die
Potsdamer Behörde die DRT und ihre Niederlassungen prüfte und über deren Tätig-
keiten demzufolge informiert war, erhielt der RRH zumindest Einblick in die Ver-
waltungsstrukturen und das Haushaltsgebaren in den Niederlanden und in den übri-
gen besetzten Gebieten, die sich gegenüber einer direkten Kontrolle sperrten.
Da Dänemark weiterhin als ein souveräner, nicht feindlich gesonnener Staat galt
und dort keine deutsche Zivilverwaltung errichtet worden war, hielt sich die Tätig-
keit der Potsdamer Behörde hier in Grenzen712.
Für andere besetze Gebiete (insbesondere Luxemburg, Elsaß und Lothringen)
wurden die bereits erwähnten CdZ eingesetzt, die über eine den RK gleiche Stellung
und über gleiche Kompetenzen verfügten, aber deren Verwaltung war von vornher-
                                                
706
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 79.
707
 Anscheinend stieß die DRT als privatwirtschaftlich organisiertes Unternehmen auf weit weniger
Widerstand im Zuge des Ausbaus ihrer Prüfungstätigkeiten als der staatliche RRH.
708
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 44ff.
709
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 80.
710
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 71f.
711
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 42.
712
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 45.
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ein als Hoheits- und Leistungsverwaltung vorgesehen und reichte somit bis auf die
kommunale Ebene713. Zwar verfügten diese CdZ ebenfalls über eigene Territorial-
haushalte, aber sie galten sachlich aufgrund einer Mitteilung des Chefs der Reichs-
kanzlei Lammers als Teil des Reichshaushaltes714. Folglich war der RRH für ihre
Prüfung zuständig und konnte nach anfänglichen Schwierigkeiten seine Arbeit auf-
nehmen. Dabei dürften ihm Reichsministerien, wie das Finanz- und das Justizmini-
sterium, zur Seite gestanden haben, die eine zu große Unabhängigkeit der CdZ ver-
hindern wollten, obwohl Hitler persönlich diesen bezüglich ihrer Budgets einen gro-
ßen Spielraum zugestanden hatte715.
Nach anfänglichen Schwierigkeiten bei den örtlichen Prüfungen, die Prüfer mußten
sich aufgrund fehlender Belege wieder auf den Begriff des ‚pflichtgemäßen Er-
messens‘ zurückziehen, konnte die Zusammenarbeit als gut bezeichnet werden716. Im
Mittelpunkt des Interesses des Rechnungshofes stand wiederum die Vermögens-
verwaltung, die auch unter den CdZ gewohnt kompliziert organisiert war717. Wie
auch in anderen Gebieten mußte der RRH dabei feststellen, daß mit den beschlag-
nahmten Vermögenswerten recht sorglos verfahren wurde, um nicht gar von persön-
licher Bereicherung oder Korruption zu sprechen718. Ein Problem war in diesem Zu-
sammenhang die Tatsache, daß vor der Beschlagnahme jüdischen und  reichsfeindli-
chen Vermögens im Bereich der CdZ und der RK dessen spätere Verwendung nicht
geregelt worden war. Erst ab 1. April 1943 konnten sich Reichsfinanzministerium
und RRH mit ihrer Rechtsauffassung durchsetzen, und die Erlöse wurden in den
Haushalten der CdZ und der RK mit veranschlagt, flossen somit mittelbar in den
Reichshaushalt719.
Mit einem Erlaß Hitlers vom 16. März 1939 entstand das Reichsprotektorat Böh-
men und Mähren, dessen Verwaltungsstruktur entsprach in etwa der des Reiches:
Die Administration der jüdischen und reichsfeindlichen Vermögen übernahm ab
                                                
713
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 55.
714
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 43.
715
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 113.
716
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 45.
717
 Zu der Organisation der Vermögensverwaltung in Lothringen und in Luxemburg vgl. Franz-Otto
Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 75-77 und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 48f.
718
 Ein Beispiel findet sich bei Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 73. Insgesamt konnte der Zustand,
insbesondere der der Vermögensverwaltung, durchaus als desolat bezeichnet werden. Vgl. die gene-
relle Kritik bei Franz Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 78f.
719
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 49.
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1941 ein eigens eingerichtetes Vermögensamt; die land- und forstwirtschaftlichen
Betriebe wurden von einem Bodenamt überwacht720.
Die Zusammenarbeit zwischen Protektoratsverwaltung und  RRH gestaltete sich auf
den ersten Blick positiv. Beide Seiten hatten eine Vereinbarung getroffen, um eine
flexible Prüfung zu gewährleisten, d.h. es bestand u.a. die Möglichkeit, von den übli-
chen Vorschriften der Rechnungsprüfung abzuweichen721. Wiederum rückte bei den
Kontrollen des RRH die Verwertung der beschlagnahmten Vermögen in den Vorder-
grund, deren Umfang im Protektorat rasch angestiegen war. So wurden 1941 Ein-
nahmen von 46 Millionen, 1942 bereits von rund 115 Millionen RM erzielt. Die Zahl
der 1942 verwalteten Vermögen betrug ca. 5600. Auch im Zuständigkeitsbereich des
Bodenamtes war eine ähnliche Entwicklung zu verzeichnen722.
Obwohl die Kontrollen des Rechnungshofpersonals ähnliche Verstöße entdeckten
wie in anderen besetzten Gebieten, insbesondere die Bildung von Sonderfonds, fiel
seine Kritik recht milde aus, dem Fehlverhalten der Behörden wurde in den betref-
fenden Bemerkungen des RRH großes Verständnis entgegengebracht. Anscheinend
hatte die Taktik der Protektoratsverwaltung Erfolg, mittels einer engen Zusammen-
arbeit den RRH auf seine Seite zu ziehen723. Allerdings gab es auch Beispiele für
eine nicht reibungslose oder fehlende Kooperation. So scheiterten die Versuche des
RRH, die Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Prag und einen von ihr einge-
richteten Fonds, den Auswanderungsfonds für Böhmen und Mähren, zu kontrollie-
ren, am Widerstand von Heydrich724.
Eine Besonderheit im Reichsprotektorat war die Reaktivierung der obersten Rech-
nungskontrollbehörde der ehemaligen Tschechoslowakei im Herbst 1941; sie sollte
die Protektoratsverwaltung prüfen, war damit für über 11.000 Dienststellen, Ein-
richtungen und Fonds zuständig, mit diesem Aufgabenvolumen allerdings völlig
überfordert. Zudem kam es in den Folgejahren zu Konflikten mit dem RRH, der im
Prinzip eine Oberaufsicht über die Rechnungskontrollbehörde ausübte725.
                                                
720
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 46f.
721
 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 64f.
722
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 50f, vgl. allgemein zur Prüfung der Vermögensverwal-
tung in Böhmen und Mähren Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 63-65.
723
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 65 und Rainer Weinert, Veilchen
a.a.O., 65f.
724
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 80f und  Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 127ff.
725
 Vgl. hierzu ausführlich Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 35ff. Außer im
Reichsprotektorat wurden auch in Lettland und Litauen Revisionsbehörden reaktiviert. Vgl. Ebenda,
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Konnte der RRH in den bisher behandelten okkupierten Gebieten seinen Prüfungsan-
spruch über kurz oder lang durchsetzen, so gelang ihm dies im Falle des General-
gouvernements nicht direkt. Nach Auffassung der Potsdamer Behörde war das
Kontrollrecht ein Staatsrecht, galt somit im gesamten Herrschaftsgebiet des Deut-
schen Reiches726. Da das ehemalige Polen keinen eigenen Staat darstellte, glaubte der
RRH auch in diesem Bereich zuständig zu sein. Doch dem Generalgouverneur Frank
gelang es, seinen Herrschaftsbereich der Kontrolle zu entziehen, indem er u.a. argu-
mentierte, das Generalgouvernement sei ein Nebenland des Reiches, das dem Führer
direkt unterstünde. Nachfolgende Einigungsversuche scheiterten im Juni und Juli
1940, wohl auch aufgrund eines persönlichen Machtkampfes zwischen Frank und
dem RRH-Präsidenten Müller727.
Folgerichtig rief Frank am 13. Juni 1941 einen eigenen Rechnungshof ins Leben.
Dessen Bitten um personelle und materielle Unterstützung fanden in Potsdam zu-
nächst jedoch kein Gehör728. Erst als 1942 auf Vorschlag des Leiters des Rechnungs-
hofes im Generalgouvernement Blauert seine Planstellen aus dem Haushalt des
Reichsfinanzministeriums herausgelöst und in den Etat des RRH übernommen wur-
den, dieser somit die Personalhoheit erhielt, kam es bis 1944 zu einer engeren Ko-
operation729, denn der Rechnungshof im Generalgouvernement mutierte mehr und
mehr zu einer Außenstelle des RRH730. Sein Wirken blieb angesichts einer viel zu
geringen personellen Ausstattung, er verfügte in Spitzenzeiten mit 16 Mitarbeitern
nicht einmal über die Hälfte des Personalbestandes der übrigen Außenstellen des
RRH731, und den allgemeinen Problemen bei der Rechnungsprüfung in den besetzten
Gebieten wenig effektiv. Erst Anfang 1945 erschien der einzige Tätigkeitsbericht,
der die bekannten Mängel im Bereich Kassenführung, Buchhaltung und Verwaltung
von Vermögenswerten auch im Generalgouvernement offenlegte732.
                                                                                                                                         
38ff. In der Slowakei und Kroatien unterstützte der RRH den Aufbau solcher Einrichtungen. Vgl.
Ebenda, 49-52.
726
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 113f und Rainer Weinert, Verwal-
tung a.a.O., 42.
727
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 114f.
728
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 117f.
729
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 118f.
730
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 113 und Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 53.
731
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 121.
732
 Der Rechnungshof im Generalgouvernement hatte sich aufgrund der militärischen Lage im Laufe
des Jahres 1944 praktisch aufgelöst. In Potsdam existierte unter Leitung von Blauert lediglich eine
sogenannte „Auffangstelle“ beim RRH, die auch den Tätigkeitsbericht in Umlauf brachte. Vgl.
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Auch andere Statthalter in den besetzten Territorien im Osten versuchten, dem Vor-
bild des Generalgouvernements zu folgen und sich dem Einfluß des RRH zu entzie-
hen733. Dies galt vor allem für die Reichskommissariate Ukraine und Ostland, die,
anders als im Westen üblich, einem Ministerium unterstanden. Das Reichsministe-
rium für die besetzten Ostgebiete (RbO)734, geleitet von dem Chefideologen der
NSDAP Alfred Rosenberg, hatte anders als die RK den Prüfungsanspruch des Rech-
nungshofes nicht bestritten. Trotzdem kam es erst nach einer längeren Auseinander-
setzung zu Kontrollen im Bereich des RbO.
Begonnen hatten die Differenzen mit dem sogenannten ‚Hyänenbrief‘ von Reichsfi-
nanzminister Schwerin von Krosigk735. In diesem Schreiben vom 4. September 1942
prangerte er die katastrophalen Zustände im Osten, gekennzeichnet von um sich grei-
fender Korruption und einem bürokratischen Chaos, an und forderte eine politische
und budgetäre Kontrolle. Auch der Reichsinnenminister Frick schloß sich seiner har-
schen Kritik an. Daraufhin kam es in Berlin am 29. Oktober desselben Jahres zu ei-
ner Besprechung auf Chefebene. Auf dieser Sitzung gab der RRH-Präsident Müller
bekannt, daß mit den Prüfungen des RbO begonnen worden sei, zudem beanspruchte
er die Kontrollkompetenz für die Reichskommissariate. Dieser Forderung wurde
allgemein zugestimmt736. Nach dem Treffen verhandelten RRH und RbO über die
Prüfungszuständigkeiten. Hierbei kamen zwar wiederum unterschiedliche Rechtsauf-
fassungen bezüglich einer Einbeziehung der Reichskommissariate zum Ausdruck,
letztlich setzte sich jedoch die Potsdamer Behörde dank der einhelligen Unterstüt-
zung der Berliner Ministerien, wie sie bei der Chefbesprechung zum Ausdruck ge-
kommen war, durch.
Ein weiterer Grund für dieses Verhandlungsergebnis könnte der Umstand ge-
wesen sein, daß sich der Minister Rosenberg nicht in der Lage sah, die seinem
Ministerium unterstellten Reichskommissariate in ausreichendem Maße zu be-
                                                                                                                                         
Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß 122ff. Eine weitere im Bereich des Generalgou-
vernements tätige Prüfungseinrichtung war die bereits erwähnte Deutsche Revisions- und Treuhand
AG. Vgl. hierzu Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 125f.
733
 Vgl. zum folgenden Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 53-56.
734
 Das RbO war dabei nicht als Fach-, sondern als Territorialministerium konzipiert, welches im
besetzten Osten alle Fachgebiete in sich vereinigen sollte. Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und
Ordnungsgemäß a.a.O., 23.
735
 Den Namen erhielt das Schreiben, weil von Krosigk im Zusammenhang mit dem Verwaltungs-
chaos von der „Gruppe eigennütziger Hyänen des Schlachtfeldes“ spricht. S. Rainer Weinert, Ver-
waltung a.a.O., 54. Vgl. a. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 22.
736
 Vgl. hierzu detaillierter Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 24.
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aufsichtigen. So war dem RbO zwar die weitverbreitete Korruption nicht ver-
borgen geblieben, aber es zeigte sich nicht dazu in der Lage, sich bei deren Be-
kämpfung gegenüber anderen Behörden durchzusetzen, denn  insbesondere die
Reichskommissariate Ostland und Ukraine erkannten die Oberhoheit des RbO
lediglich widerwillig an737.
Am 14. Januar 1943 erklärte sich Rosenberg schließlich in einem Schreiben an den
RRH mit einer Prüfung seiner Behörde einverstanden. Im Anschluß schien die Zu-
sammenarbeit zwischen Rechnungshof und Reichsministerium recht reibungslos
verlaufen zu sein738, obwohl es wiederholt Auseinandersetzungen bezüglich der
Rolle des RbO bei den Prüfungen gab; dennoch waren noch für Mitte 1944 Kontrol-
len in Minsk und Riga geplant739.
Das Beispiel RbO zeigte deutlich, unter welchen Umständen es dem RRH gelang,
seine Kompetenzen durchzusetzen. Er konnte dann tätig werden, wenn Institutionen
des Altreiches, vor allem das Reichsfinanz- und das Reichsinnenministerium ihm zur
Seite standen, und die zu prüfende Behörde selbst ein Interesse an der Arbeit des
RRH hatte, da sie, wie auch in diesem Fall geschehen, die Kontrolle über ihren eige-
nen Verwaltungsunterbau zunehmend verlor.
Die Vermögensverwaltung in den besetzten Ostgebieten übernahm eine sogenannte
‚Haupttreuhandstelle Ost‘ (HTO)740, die 1939 von Göring in seiner Funktion als
Beauftragter für den Vierjahresplan als eine Dienststelle des Vierjahresplanamtes in
Berlin eingerichtet worden war. Vorübergehend gab es auch einen Ableger im Gene-
ralgouvernement, aber wie bereits im Falle des Rechnungshofes gelang es Frank
auch hier, eine dauerhafte Einmischung in seinen Machtbereich zu verhindern, indem
er eine eigene Treuhandstelle schuf.
Die Aufgaben der HTO entsprachen zum einen denen der Vermögensverwaltungen
im Westen und Norden Europas, zum anderen sollte sie sich auch um die Erfassung,
Beschlagnahme und Verwaltung des Vermögens des polnischen Staates und seiner
                                                
737
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 22 und Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 55f.
738
 Einen kurzen Überblick über die Prüfungstätigkeit des RRH in den Reichskommissariaten Ostland
und Ukraine, in deren Folge wiederum die allgemein bekannten Mängel deutscher Besatzungsver-
waltung aufgedeckt wurden, gibt Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 74f und
78f.
739
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 25f und Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 56.
740
 Vgl. zum folgenden Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 50f und ders., Sparsam und Ord-
nungsgemäß a.a.O., 61ff.
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Angehörigen, mit Ausnahme des landwirtschaftlichen Bereichs, kümmern. Zur
Durchführung ihres umfangreichen Aufgabenspektrums hatte die HTO eine Recht-
setzungsbefugnis und verfügte über Treuhandstellen u.a. in Danzig, Kattowitz, Posen
und Zichenau; hinzu kamen zahlreiche kleine Außen- und Nebenstellen. Zwar waren
diese formal den zivilen Verwaltungschefs vor Ort, z.B. dem jeweiligen Reichsstatt-
halter oder Oberpräsidenten unterstellt, aber die HTO blieb dienstrechtlich vorge-
setzte Behörde. Daher war ihr Verwaltungsunterbau nicht in den übrigen Behörden-
apparat integriert. Zudem hatte die HTO neben ihrem behördlichen Unterbau eine
beträchtliche Anzahl von Gesellschaften zur Verwaltung von Immobilien und ge-
werblichen Einrichtungen gegründet741. – Der Komplex „HTO“ ist ein weiteres Bei-
spiel für die chaotischen Verwaltungsstrukturen in den von Deutschland okkupierten
Territorien.
Wie im Westen und Norden des deutschen Herrschaftsbereiches war auch die Ver-
mögensverwaltung im Osten ein Prüfungsschwerpunkt des RRH, da es sich einerseits
um eine im Aufbau befindliche Behörde handelte, andererseits die bisherigen Ergeb-
nisse auf mögliche Unregelmäßigkeiten gerade in diesem Verwaltungssektor schlie-
ßen ließen. Im Jahre 1940 begann daher der RRH mit seinen Prüfungen742. Hierbei
bemängelte er vor allem die für eine Tätigkeit im Bereich des staatlichen Haushalts-
wesens nicht ausreichende fachliche Qualifikation des Personals, das zum Großteil
nicht aus der öffentlichen Verwaltung, sondern aus der Privatwirtschaft stammte.
Zudem ließen sich im Zuständigkeitsbereich der HTO vermehrt Fälle von Korruption
finden. Den Mitarbeitern boten sich zahlreiche Möglichkeiten der Bereicherung mit-
tels der Zuweisung übertriebener Treuhänderhonorare, Unterschlagung oder Erpres-
sung743. Auf Anregung des RRH wurden daraufhin VPSt geschaffen, die der Kor-
ruption Einhalt gebieten und die Beachtung der Regeln ordnungsgemäßen Verwal-
tens garantieren sollten. Außerdem kritisierte der Rechnungshof die Vielzahl der von
der HTO gegründeten und mit der Vermögensverwaltung beauftragten Gesellschaf-
ten744, denn diese waren ohne die notwendige Zustimmung zuständiger Reichsmini-
sterien eingerichtet worden und wurden von der HTO unzureichend beaufsichtigt.
Daraufhin stellte der RRH Prüfungsrichtlinien für diese HTO-Gesellschaften auf und
                                                
741
 Eine exemplarische Aufzählung findet sich bei Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß
a.a.O., 62.
742
 Vgl. zum folgenden allgemein Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 51f und ders., Sparsam
und Ordnungsgemäß a.a.O., 62f.
743
 Vgl. Frank Bajohr a.a.O., 131.
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beauftragte Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, sie zu kontrollieren. Ansonsten zeigte
der Bericht des RRH auch Verständnis für die schwierige Aufgabe, die die HTO mit
ihren geringen Mitteln zu erfüllen hatte745.
Die bisherigen Prüfungsbeispiele aus der Arbeit des RRH lassen den Eindruck ent-
stehen, daß dieser fast ausschließlich die Vermögensverwaltung im Blickfeld hatte.
Es gab jedoch ein weiteres wichtiges Betätigungsfeld, die Prüfung der Bauwirtschaft.
Einerseits war in diesem Bereich von jeher mit Korruption zu rechnen, andererseits
machte die enorme Bautätigkeit vor allem zu militärischen und repräsentativen
Zwecken eine Rechnungsprüfung notwendig746.
Die um sich greifende Korruption und Mißwirtschaft, wie sie der RRH bereits vor
dem Krieg beim Bau des Westwalls festgestellt hatte, führten 1941 zu einer engen
Kooperation zwischen dem Rechnungshof, dem Reichsfinanzministerium und der
zuständigen Stelle für Preisprüfung beim OKW747. Ein wichtiges Ergebnis dieser
Zusammenarbeit war eine umfangreiche Liste von 409 Unternehmen, die den ge-
nannten Behörden im Verlaufe ihrer Prüftätigkeit aufgefallen waren und fortan be-
sonders scharf kontrolliert werden sollten. Trotzdem gelang es dem RRH nicht, die
Mißwirtschaft und Bereicherung im Bausektor in den Griff zu bekommen. Hierfür
fehlte ausreichend Personal, denn es war nicht möglich, die Vielzahl von Projekten,
z.B. den Bau des Atlantikwalls, zu kontrollieren.
Auch Versuche des RRH, die Praxis bei der Preisgestaltung der Bauaufträge zu re-
formieren, scheiterten letztlich748. Vor dem Eingreifen der Potsdamer Behörde waren
sogenannte ‚Selbstkostenerstattungsverträge‘ üblich, in denen der Gewinn an die
Höhe der Gesamtkosten gekoppelt war. Daher hatte kein Unternehmer ein Interesse
daran, die Baukosten gering zu halten. Der RRH führte daraufhin sogenannte Fest-
preisverträge ein, und die Bauindustrie reagierte, indem sie fortan jedes Risiko, wel-
ches in dem jeweiligen Projekt steckte, im Vertrag von vornherein mitberechnete.
Das unternehmerische Risiko lag deshalb beim Auftraggeber. Letztlich blieb dem
RRH nichts anderes übrig, als an das nationalsozialistische Gewissen der Unter-
nehmer zu appellieren749.
                                                                                                                                         
744
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3.2.2 Das Verhältnis zu den Gliederungen der NSDAP
Hatte der RRH seine Tätigkeit im Bereich der öffentlichen Verwaltung im Altreich
weitgehend einstellen müssen, so war auch im Zusammenhang mit der Prüfung der
NSDAP eine deutliche Kürzung ersichtlich. Diejenigen Einrichtungen, die die Pots-
damer Behörde gemäß dem sogenannten ‚Abgrenzungsabkommen‘ mit dem Reichs-
schatzmeister der NSDAP von 1941 noch kontrollieren konnte, waren weitestgehend
in den besetzten Gebieten tätig. Daher erscheint auch hier eine Differenzierung zwi-
schen der Arbeit des RRH im Altreich und in den besetzten Gebieten sinnvoll.
Nicht unproblematisch ist in diesem Zusammenhang eine genaue Unterschei-
dung zwischen der öffentlichen Verwaltung und den Organisationen der Partei,
da diese häufig miteinander verschmolzen gewesen sind750. Im folgenden sol-
len daher die im ‚Abgrenzungsabkommen‘ aufgeführten Gliederungen der
NSDAP mit sicherlich stark exekutivem Charakter weiterhin als Teil der Partei
behandelt werden. Als Beispiel für die schwierige Trennung sei an den Reichs-
kommissar zur Festigung des deutschen Volkstums (RFV) erinnert, der einer-
seits im Abgrenzungsabkommen aufgeführt worden ist, als Teil der Allgemei-
nen SS gegolten hat, aber andererseits umfangreiche Mittel aus dem Reichs-
haushalt erhalten und Aufgaben wahrgenommen hat (z.B. Unterbringung von
Umsiedlern), die zumindest zum Teil in den Bereich der öffentlichen Verwal-
tung gefallen sind.
Eine ähnliche Situation war bei der Polizei insbesondere in den besetzten Ge-
bieten gegeben. Himmler hatte seit seiner Ernennung zum ‚Chef der Deutschen
Polizei‘ damit begonnen, sie in den Machtbereich der SS zu ziehen. Im Jahre
1936 war die Polizei in eine Ordnungs- und Sicherheitspolizei unterteilt wor-
den. Erstere war die frühere Schutzpolizei, letztere die ehemalige nicht unifor-
mierte Polizei, die Himmler Heydrich unterstellte. Im Jahre 1937 wurden die
sogenannten ‚Höheren SS- und Polizeiführer‘ (HSSPF) eingerichtet, um im
Mobilisierungsfall auch über die Polizei verfügen zu können751. Mit den
HSSPF, die später vor allem auch in den besetzten Gebieten eingesetzt wur-
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den752, war die Vereinigung von Polizei und SS praktisch vollzogen. Insofern
wird die Polizei, genauer die SS- und Polizeiführer (SSPOL) und die Kom-
mandeure der Ordnungspolizei (KdO) etc., die außerhalb des Altreiches tätig
waren, in dieser Arbeit als ein Teil der SS und damit der NSDAP angesehen.
Zunächst wird die verbliebene Prüfungstätigkeit des RRH im Bereich der NSDAP im
Altreich untersucht, anschließend die in den besetzten Gebieten.
3.2.2.1 Das Verhältnis zu den Gliederungen der NSDAP im Altreich
Bereits vor dem Kriege war es zu Auseinandersetzungen zwischen dem RRH und
dem Reichsschatzmeister der NSDAP Schwarz gekommen, dem es gelang, dem
Rechnungshof einen Einblick in die Mittelverwendung von Zuschüssen aus dem
Reichshaushalt zu verwehren. Im Jahre 1941 wurden dann die Prüfungskompetenzen
von RRH, preußischer ORK und Reichsrevisionsamt der NSDAP im ‚Abgrenzungs-
abkommen‘ endgültig geregelt753. Offizieller Zweck dieser Übereinkunft war die
Vermeidung von doppelten Prüfungen und prüfungsfreien Räumen754, inoffiziell
sollten damit schwelende Konflikte beigelegt und die ‚Claims‘ gegenseitig abge-
steckt werden. Zudem durfte diese Vereinbarung als ein taktischer Zug vom RRH-
Präsidenten Müller verstanden werden, um den Reichsschatzmeister als Verbündeten
für seine Pläne zum Aufbau einer sogenannten ‚Reichskontrolle‘ und zur Erlangung
eines Ministersessels zu gewinnen755.
Gemäß dieser Vereinbarung prüfte das Reichsrevisionsamt die Einrichtungen des
Parteirechts, wie z.B. die Partei selbst, die SA und die allgemeine SS. Der RRH und
in ihrem Zuständigkeitsbereich die ORK waren für die Einrichtungen des staatlichen
Rechts verantwortlich, dabei auch für solche, die mit Institutionen des Parteirechts
im Zusammenhang standen, aber deren Haushalt Teil des Etats von Einrichtungen
staatlichen Rechts war. Bemerkenswerterweise fielen hierunter u.a. die Waffen-SS
und ihre Versorgung, die KZ und das sogenannte ‚Reichskommissariat für die Festi-
gung deutschen Volkstums‘ unter der Leitung von Heinrich Himmler. Damit besaß
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der RRH die Prüfungskompetenz für einen umfangreichen und sensiblen Bereich des
NS-Regimes.
Anscheinend war es Schwarz, der ohnehin kaum einen vollständigen Überblick über
das Finanzgebaren der eigenen Partei hatte, nicht gelungen, seinen Anspruch auf
Revision gegenüber allen Teilen der SS durchzusetzen756. Daher konnte lediglich
spekuliert werden, ob Himmler daran gelegen war, der Partei grundsätzlich einen
Einblick in seine Haushaltsführung zu verwehren, ob dem Reichsrevisionsamt die
fachliche Kompetenz abgesprochen wurde oder ob er den RRH für neutraler oder
beeinflußbarer im Falle parteiinterner Machtkämpfe hielt.
Dieses Abkommen hatte zur Folge, daß umfangreiche Zuschüsse an die NSDAP vom
RRH weiterhin nicht geprüft werden konnten. Dieser besaß lediglich die Möglichkeit
zu kontrollieren, ob der Reichsminister der Finanzen Mittel ordnungsgemäß über-
wiesen hatte. Allein zwischen 1941 und 1945 beliefen sich die vermutlichen Zu-
schüsse aus dem Reichshaushalt auf eine Größenordnung von 1670 Millionen
Reichsmark, zwischen 1934 und 1940 waren es bereits 880 Millionen Reichsmark757.
War ab 1940 die Tätigkeit des RRH gegenüber der Exekutive im Altreich stetig zu-
rückgegangen, so manifestierte das ‚Abgrenzungsabkommen‘ 1941 den Ausschluß
aus der Kontrolle weiter Teile des NS-Apparates. Die verbliebenen zu prüfenden
Institutionen waren vor allem in den eroberten Gebieten aktiv.
Ein Beispiel, bei dem sich der RRH zumindest in das Umfeld der NSDAP wagte,
waren die Prüfungen im Zusammenhang mit der Tätigkeit der ‚Gauleiter-Erich-
Koch-Stiftung‘758, die dieser bereits 1933 gegründet hatte und deren Aufgabe offizi-
ell die Förderung von Nationalsozialisten war. Dieser Stiftung fielen im Laufe der
Jahre zahlreiche Unternehmen zu, die teilweise zu nicht marktgerechten Konditionen
erworben worden waren. Unterstützt wurde die Bildung eines umfangreichen Wirt-
schaftsimperiums in Ostpreußen in den Händen von Koch u.a. vom RFV, der Aneig-
nungen zumindest deckte.
Der RRH stellte in einem Prüfungsbericht vom 15. April 1942 u.a. fest759, daß zahl-
reiche Gutsbetriebe ohne die Zustimmung des zuständigen Reichsministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft der öffentlichen Bewirtschaftung entzogen und unter
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Kontrolle der Stiftung geraten waren. Es ließ sich nicht ermitteln, ob die Stiftung in
den angesprochenen Fällen überhaupt ein Entgelt entrichtet hatte. Zudem war es der
Stiftung gelungen, sich Vermögenswerte von jüdischen und polnischen Besitzern
anzueignen, obwohl diese eigentlich dem Reich zustanden. Zusammenfassend hatte
der RRH genügend Beispiele aufgeführt, die eine umfangreiche Latifundienbildung
und den Aufbau eines privaten Wirtschaftsimperiums von Seiten Kochs und seines
Machtapparates bewiesen, hinzukam eine persönliche Bereicherung in großem Stil.
Aber die Ergebnisse des RRH hatten in diesem Fall keine Konsequenzen.
Die Geschehnisse im Machtbereich Kochs sind einerseits ein gutes Beispiel für das
Verhalten der vielen kleinen Satrapen und ihre teilweise Immunität gegenüber Prü-
fungsfeststellungen des RRH, andererseits kann die Tätigkeit des RRH in diesem
Fallbeispiel als exemplarisch für seine allgemeine Vorgehensweise gelten: Der
Rechnungshof stellte sich auf die Seite der Instanzen des Reiches, die ihn häufig erst
im Laufe einer Kontroverse ins Spiel brachten, und versuchte auf diesem Wege die
finanziellen Interessen des Reiches zu schützen760.
Bereits vor Ausbruch des Krieges und danach wurde der RRH im Machtbereich der
SS tätig. Hierbei standen deren Wirtschaftsbetriebe mit ihrem Finanzgebaren im Vor-
dergrund, die allgemeine Organisation in den KZ blieb unberücksichtigt. So prüften
dessen Beamte 1940 die Textil- und Lederverwertung mbh Dachau761. In ihrem nur
für den internen Dienstgebrauch vorgesehenen Bericht wurde die ‚Arbeit‘ der SS mit
den Häftlingen ‚gewürdigt‘. Im Zuge der Überprüfung auftauchende finanzielle Un-
gereimtheiten wurden jedoch nicht weiter verfolgt. Dieses Beispiel machte deutlich,
daß der RRH sogenannte ‚Institutionen der Führergewalt‘ (z.B. KZ) so behandeln
wollte wie jede andere Administration auch, in dem Wissen, daß sie dies nicht wa-
ren762. Häufig gab es im Zusammenhang mit den Kontrollen im SS-Wirtschafts-
imperium Streit darüber, wer von der Ausbeutung der KZ-Insassen in welchem Um-
fang profitieren sollte. Dabei stellte sich der RRH, wie bereits im Falle der ‚Gaulei-
ter-Erich-Koch-Stiftung‘, auf die Seite des RFM763.
In der Hauptsache wurde der RRH nicht im Altreich tätig, sondern faßte in erster
Linie das Haushaltsgebaren der SS in den besetzten Gebieten ins Auge.
                                                                                                                                         
759
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 112 und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 126.
760
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 92ff und Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 126f.
761
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 111-114.
762
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 114.
169
3.2.2.2 Das Verhältnis zu den Gliederungen der NSDAP in den besetzten Gebieten
Die Überschrift ist etwas irreführend, denn aufgrund des Abgrenzungsabkommens
prüfte der RRH in den besetzten Gebieten ausschließlich Einrichtungen der SS
selbst, oder solche, die in ihren Zuständigkeitsbereich fielen. Schwerpunkte waren
hierbei die Polizeiorgane und der ‚Reichskommissar zur Festigung des deutschen
Volkstums‘ (RFV), in geringerem Umfang wurden auch wieder Konzentrationslager
(KZ) überprüft.
Daß der Rechnungshof von Zeit zu Zeit ein Konzentrationslager einer Prüfung vor
Ort unterzog, konnte indirekt aus verschiedenen Archivmaterialien geschlossen wer-
den. So war der RRH z.B. über die Seuchengefährdung in den Lagern unterrichtet
und wies auf diesen Umstand bei einer Kontroverse mit dem SS-Wirtschafts- und
Verwaltungshauptamt bezüglich der Erlöse aus dem Arbeitseinsatz von Häftlingen
hin764.
Ein weiteres Indiz war ein Schreiben des SS Wirtschafts- und Verwaltungshaupt-
amtes an alle Lagerkommandanten aus dem Jahre 1943, in dem Bezug auf die Mo-
nita der Rechnungsprüfer genommen wurde. Diese hätten u.a. die unzulänglich ge-
führten Küchentagebücher, fehlende Schwerarbeiterzulagen für Häftlinge, unregel-
mäßige Lohnzahlungen an die in die Rüstungsindustrie abkommandierten SS-Ange-
hörigen und die nicht kriegswichtigen Repräsentationsausgaben in den KZ gerügt765.
Der RRH scheint auch in Kriegszeiten von seiner bisher festgestellten Vorgehens-
weise bei der Prüfung von Lagern nicht abgewichen zu sein, eher banal wirkende
Verstöße in den Lagern zu monieren, ohne dabei auf die grundsätzlichen finanziell
relevanten Probleme einzugehen. Hierunter sind u.a. zu verstehen: Die weitverbrei-
tete Praxis der SS, dortige Kantinen als Finanzquellen zu nutzen und die allgemein
fehlende Kontrolle im zunehmend größer werdenden SS-Wirtschaftimperium766, wie
sie bereits Eugen Kogon in seinem bekannten Werk attestiert hat767.
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In einem anderen Fall erfuhr der RFM erst infolge einer 1943 vorgenommenen örtli-
chen Prüfung beim Reichskommissar der Niederlande von der Existenz von zwei
kleineren Lagern (Westerbork und Vught). In den im Anschluß an den Bericht des
Rechnungshofmitarbeiters stattfindenden Auseinandersetzungen standen nicht Fra-
gen der Wirtschaftlichkeit und Organisation der Lager selbst im Mittelpunkt, sondern
die Frage, wer für deren Unkosten aufzukommen hatte768.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß der RRH wohl auch während des
Krieges im für das Regime sensiblen Bereich der KZ und Ghettos prüfte769, aber bei
seiner Tätigkeit bei haushaltsrechtlich eher nebensächlichen Fragen verharrte, ohne
die grundlegenden Probleme von Korruption und persönlicher Bereicherung anzuge-
hen. Der Zusammenhang zwischen der Enteigung der Juden, deren Ermordung und
der um sich greifenden Korruption blieb dem RRH wohl(?) verborgen770. Damit
kratzte seine Kritik lediglich an der Oberfläche und war auch aus heutiger Sicht
harmlos. Weinert sieht in diesem Verhalten daher auch eine politische, gemeint ist
wohl eine ideologisch motivierte, Zurückhaltung771.
Zu einem Prüfungsschwerpunkt entwickelten sich aus mehreren Gründen die SS-
und Polizeiorgane insbesondere in den besetzten Ostgebieten. Zum einen waren die
Einrichtungen der Polizei ein klassisches Betätigungsfeld der Rechnungsprüfer, zum
anderen handelte es sich bei den angesprochenen Organen um neu eingerichtete
Verwaltungen, die auch bei der Beschlagnahme von sogenanntem ‚Juden- und
Feindvermögen‘ aktiv waren. Diese Konstellationen hatten zur Folge, daß der RRH
in diesem Bereich, insbesondere im Hinblick auf zu vermutende Bestechlichkeit,
tätig wurde.
Die Korruption in all ihren Erscheinungsformen war im Nationalsozialismus ein
Phänomen, welches sich auf allen Ebenen ausbreitete. Ohne an dieser Stelle auf die
Thematik genauer einzugehen, seien zum besseren Verständnis die wichtigsten Ursa-
chen für diesen Umstand aufgeführt772.
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Den polykratischen Verwaltungsstrukturen mit ihren vielen kleinen Machthabern
standen keine entsprechenden bürokratischen Kontrollmechanismen gegenüber, dies
galt vor allem im Falle der sogenannten ‚Institutionen der Führergewalt‘. Mangelnde
Überprüfungen hatten eine umfangreiche Fondswirtschaft ermöglicht, da ein Großteil
der Verwaltungsorgane Zugriff auf fremdes Vermögen hatte und sich auf diesem
Weg die finanzielle Unabhängigkeit sicherte. Infolge der Finanzierung des Krieges
über die Notenpresse und der verschwenderischen Ausgabenpolitik (‚Geld spielt kei-
ne Rolle‘) verloren offizielle Zahlungsmittel an Wert, eine Flucht in Sachwerte war
die Folge, die in erster Linie aus beschlagnahmten Vermögen stammten. Zudem
herrschte auf allen Hierarchie-Ebenen immer mehr die Meinung vor, die persönliche
Bereicherung sei als Ausgleich für den eigenen Einsatz für das NS-Regime gestattet
und moralisch vertretbar, da sich fast jeder an der Korruption beteiligte773. Hinzu-
kam, daß die Gelegenheiten zur persönlichen Vorteilsnahme aufgrund der mil-
lionenfachen Deportationen und Morde vielfältiger Art waren.
Inwiefern dann Korruption noch als eine außernormative Verhaltensweise definiert
werden kann, wenn sie nicht mehr eine Ausnahme, sondern die Regel darstellt, sy-
stemspezifisch wird, bleibt an dieser Stelle eine offene Frage.
Gerade die Prüfungen im Bereich der Sicherheitsorgane brachten eine Vielzahl von
Korruptionsfällen zutage. So ermittelten die Kontrollen des RRH auch bei den Si-
cherheitsorganen umfangreiche Sonderfonds, über die in den meisten Fällen lediglich
eine Person verfügte. Die Bildung dieser Geldvorräte hatte ein nicht mehr zu kon-
trollierendes Ausgabengebaren zur Folge, welches der Korruption Tür und Tor öff-
nete. Ein bezeichnendes Beispiel erwähnt der RRH in seinem Bericht aus dem Jahre
1943. Beim Kommandeur der Sicherheitspolizei in Lemberg fanden sich Hinweise
auf einen Sonderfonds aus ‚Judengeldern‘ in Höhe von 150.000 RM, über dessen
Verbleib kein Nachweis vorgelegt werden konnte774.
Auch im Zuständigkeitsbereich der SS fehlten zudem die einfachsten Voraussetzun-
gen für eine ordentliche Prüfung, da Kassen- oder Lagerbücher gar nicht oder ledig-
lich oberflächlich geführt wurden. Insbesondere im Zusammenhang mit der Erfas-
sung und Beschlagnahme von sogenanntem ‚Juden- und Feindvermögen‘ wurde ge-
gen die Prinzipien einer ordentlichen Buchführung verstoßen, und Korruption war an
der Tagesordnung. Aus dem Generalgouvernement, in dem der RRH Einrichtungen
                                                
773
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 134ff.
774
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 152.
172
der SS im Gegensatz zu den zivilen noch prüfen konnte, wurde ein Fall berichtet, bei
dem ein Polizeisekretär beschlagnahmte Wertgegenstände ungeordnet im Hinter-
zimmer seines Büros lagerte. Gegen diese Praxis hatte selbst der zuständige Kom-
mandeur der Sicherheitspolizei anläßlich einer Prüfung vor Ort keine Einwände er-
hoben. Der verantwortliche Sekretär nahm sich im Anschluß an die Rechnungsprü-
fung des RRH das Leben775.
Weinert führt eine ganze Reihe weiterer Beispiele an, auf welche Art und Weise die
Stäbe der Sicherheitsorgane mit beschlagnahmtem Vermögen verfahren haben, die
an dieser Stelle nicht einzeln behandelt werden sollten776. Gemeinsam ist allerdings
allen die nicht oder lediglich rudimentär vorhandene Buchführung und die um sich
greifende Fondsbildung und persönliche Bereicherung auf allen Ebenen, die von den
vorgesetzten Dienststellen zumeist geduldet oder sogar verteidigt worden sind. Hin-
zukommt ein wenig nachvollziehbares Ausgabengebaren der SS-Organe im Bereich
der Repräsentationsausgaben und der Einrichtung von Planstellen auf Führungsebe-
ne. So sind Mittel aufgewendet worden, um Stäbe der Sicherheits- und Ordnungspo-
lizei einzurichten, die nie ihren Einsatzort (z.B. Tiflis) erreichten haben777.
Dabei ist festzuhalten, daß Himmler über diese Zustände sehr wohl unterrichtet wor-
den ist, da der RRH ihm 1944 eine Liste mit einschlägigen Vorfällen übergeben hat-
te. Gegenmaßnahmen der SS, wie die Einrichtung eines Sonderreferates zur Korrup-
tionsbekämpfung im RSHA, sind jedoch erfolglos geblieben778.
Eine weitere Reichsbehörde, die zum Machtbereich Himmlers gehörte und im Osten
in umfangreichem Maße tätig wurde, war der ‚Reichskommissar zur Festigung des
deutschen Volkstums (RFV)‘779. Dieses Amt, das Himmler selbst bekleidete, war
im Oktober 1939 eingerichtet worden. Das Reichskommissariat verfügte zunächst
über ein eigenes Stabshauptamt, welches von der Stellung her einer oberen Reichs-
behörde entsprach. Zudem richtete der RFV nach und nach einen separaten Verwal-
tungsunterbau neben der bereits in den besetzten Gebieten vorhandenen zivilen Ver-
waltung ein. Als Außenstellen fungierten von Fall zu Fall Reichskommissare, Ober-
präsidenten, HSSPF und die CdZ als Beauftragte des RFV. Diese schufen wiederum
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besondere Dienststellen für den Aufgabenbereich des RFV. Die genauen Unterstel-
lungsverhältnisse richteten sich in erster Linie nach den politischen Machtverhältnis-
sen vor Ort und nicht nach einem durchgängigen Verwaltungsschema. Auch die Zu-
ständigkeiten des RFV waren nicht eindeutig geregelt. Er hatte die Um- und An-
siedlung von Deutschstämmigen u.a. in Polen, aber auch im Altreich zur Aufgabe,
sowie die Vertreibung der dort ansässigen jüdischen und polnischen Bevölkerung780.
Zudem war es den Dienststellen des RFV gestattet, neben der HTO jüdischen und
polnischen Besitz zu verwerten, zuständig dafür waren die sogenannten ‚Bodenämter
des RFV‘.Ein Grund für die dargestellte wenig einheitliche Behördenstruktur waren
die Gelegenheiten zur persönlichen Bereicherung, die sich für die jeweiligen Beauf-
tragten des RFV beim Einzug fremder Vermögenswerte ergaben. Daher lag es im
Interesse der lokalen Machthaber, mit dem RFV zusammen oder für ihn zu arbeiten.
Außerdem wurde dem RFV die sogenannte ‚Volksdeutsche Mittelstelle‘ (VoMi),
die 1935 ins Leben gerufen worden war und als Parteiorganisation zunächst Heß, ab
1938 Hitler direkt unterstanden hatte, 1939 unterstellt. Sie war daher sowohl Partei-
organisation als auch staatliche Stelle, und ihr Aufgabenbereich beinhaltete die Um-
siedlung von Deutschen aus den besetzten Gebieten in das Reich, zwar hatte die
VoMi infolge der Unterordnung unter den RFV ihre politische Bedeutung weitge-
hend verloren, aber ihr Aufgabenspektrum hatte zur Folge, daß sie mit der Zeit einen
eigenen, umfangreichen administrativen Apparat aufbaute781.
Andere Institutionen im Bereich des RFV waren die sogenannten ‚Einwandererzen-
tralstellen‘, die die Einbürgerung der Umgesiedelten abzuwickeln hatten. Diese Auf-
gabe war vom RFV Himmler dem Chef der Sicherheitspolizei und des SD Heydrich
übertragen worden, der hierfür die Einwandererzentralstellen einrichtete. Diese bil-
deten ein weiteres Beispiel für das Wirrwarr von Einrichtungen im Bereich des RFV,
die teilweise ähnliche oder gleiche Zuständigkeiten besaßen782.
Zudem erschien es bemerkenswert, daß die Zentralstellen einem führenden Mitglied
des Sicherheitsapparates unterstellt und nicht etwa in die vorhandene Verwaltungs-
struktur, z.B. auf kommunaler Ebene, integriert wurden.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 107.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 82f und Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 121f.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 123.
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Da der RFV seine Mittel u.a. aus dem Haushalt des Reiches erhielt783, in seinem
Aufgabengebiet umfangreiche neue Administrationen mit unklaren, sich überschnei-
denden Kompetenzen entstanden waren und diese zudem für die Verwaltung von
Vermögenswerten verantwortlich zeichneten, hielt der RRH Prüfungen im Bereich
des RFV für gerechtfertigt. Er berief sich dabei auch auf das Abgrenzungsabkommen
mit dem Reichsschatzmeister der NSDAP und auf das Prüfungsrecht gemäß § 88
Abs. 1 RHO784. Die aufgezählten Merkmale des RFV waren dabei nicht nur in die-
sem Fall, sondern auch in anderen Punkten charakteristische Auslöser für ein Prü-
fungsinteresse des RRH.
Dessen örtliche Kontrollen begannen im März 1941 und hatten insbesondere die
Vermögensverwendung, die VoMi und die Einwandererzentralstellen im Blickpunkt.
Dabei kam der Rechnungshof zu den mittlerweile bekannten Ergebnissen785, er be-
mängelte u.a. das Kassen- und Rechnungswesen und den unklaren Verbleib von be-
schlagnahmten Vermögenswerten786. Nach diesen Berichten schien insbesondere
Himmler selbst seine Stellung als RFV rigoros ausgenützt zu haben, um in seinem
persönlichen Machtbereich fremdes Vermögen zu verteilen787. Bei der VoMi kriti-
sierte die Potsdamer Behörde Doppelarbeit und nicht geklärte Zuständigkeiten und
schlug in diesem Zusammenhang vor, die VoMi in die Verwaltung des RFV einzu-
gliedern, ihre Außenstellen mit denen des RFV zu vereinigen und die Aufgaben die-
ser Parteidienststelle dem Reichskommissar zuzuschlagen. Insofern verfolgte der
RRH eine Politik der Entflechtung von Zuständigkeiten, um Doppelarbeit zu vermei-
den und die Reichsbehörden auf Kosten vorhandener Sonderverwaltungen zu stär-
ken, aber seine Vorschläge zeigten keine Wirkung. Im Falle der Einwandererzentral-
stellen schlug er noch 1944(!) deren Auflösung vor.
Zusammenfassend bleibt festzuhalten: Die örtlichen Prüfungen des RRH bei den
Organen der SS in den besetzten Gebieten stellten Fondswirtschaft, Korruption, vor
allem im Sinne persönlicher Bereicherung und Verschwendungssucht, in einem sol-
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 Im Jahre 1939 39 Millionen RM, 1940 365 Millionen, 1941 322 Millionen, 1942 260 Millionen
und 1943 310 Millionen. Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 121.
784
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 108. Gemäß § 88 Abs. 1 RHO unterliegen der Prü-
fung durch den Rechnungshof „die Rechnungen über die Ausführung des Haushaltsplans ein-
schließlich der außerplanmäßigen Einnahmen und Ausgaben.“ S. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 954.
785
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 85; Rainer Weinert, Verwaltung
a.a.O., 122f und Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 109.
786
 Ein Beispiel über die Verwendung von jüdischem Vermögen aus der Untersteiermark findet sich
bei Frank Bajohr a.a.O., 129f.
787
 Vgl. Frank Bajohr a.a.O., 131f.
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chen Ausmaß fest, daß von einem ordnungsgemäßen Budgetwesen nicht einmal im
Ansatz die Rede sein konnte. Allerdings wäre es zumindest befremdlich, wenn von
denselben, die die nationalsozialistische Rassenideologie mittels Deportationen und
Massenmord in die Tat umsetzten, eine korrekte Buchführung zu erwarten788.
3.2.3 Die Entwicklung zwischen 1939 und 1945 – eine Bewertung
Die institutionellen Veränderungen beim RRH hielten sich während des Krieges in
Grenzen und waren in der Regel auf äußere Umstände, z.B. auf die geographische
Ausdehnung des Prüfungsgebietes, zurückzuführen. So verlegte dieser seine Außen-
stellen Koblenz nach Metz und Leipzig nach Dresden, aus dem österreichischen
Rechnungshof entstand die Außenstelle Wien, in Posen wurde eine zusätzliche De-
pendance eingerichtet. Damit verfügte der RRH insgesamt über sieben Außenstellen
mit zusammen 1130 Mitarbeitern, die teilweise zum Kriegsdienst eingezogen waren,
Bis zum 01. August 1944 ging ihre Zahl auf ca. 750 zurück789.
Anders als sonst in der deutschen Rechnungsprüfung üblich waren die Beamten des
RRH in den besetzten Ostgebieten nicht für ein bestimmtes Fachgebiet, sondern für
alle Verwaltungen einer Region zuständig. Infolgedessen arbeiteten die dort vorhan-
denen Verwaltungen im allgemeinen mit demselben Prüfungspersonal zusammen,
welches die örtlichen Gegebenheiten berücksichtigen konnte790. Da die Kontrollen
vor Ort in erster Linie Grundlagenarbeit erforderten, war die individuelle fachliche
Qualifikation der Beamten des RRH zweitrangig und erlaubte statt der fachlichen
eine regionale Aufgabenteilung.
Die Funktionen des RRH waren weit mehr als die Institution selbst von Veränderun-
gen betroffen. Nachdem bereits kurz nach der Machtübernahme die Funktion ‚Ver-
fassungskontrolle‘ verloren gegangen war, blieb dem RRH der Aufgabenbereich der
‚Verwaltungskontrolle‘.
Aufgrund der Besonderheiten nationalsozialistischer Haushalts- und Wirtschaftsfüh-
rung (z.B. Führerbefehle), des zunehmenden Widerstandes der Exekutive (z.B. Ein-
nahmenkontrolle, Reichspostministerium) und der in Kriegszeiten kaum zu vermit-
telnden Notwendigkeit von Rechnungsprüfung kam die Arbeit des RRH im Altreich
praktisch zum Erliegen. Dieser konzentrierte sich daher auf die besetzten Gebiete,
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 158.
789
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 71 und 114f.
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hier vor allem auf neu entstandene Verwaltungen und auf solche, die mit sogenann-
tem ‚Feind- und Judenvermögen‘ beschäftigt waren.
Aufgrund der angesprochenen Situation im Altreich und angesichts der Tatsache, daß
im Aufbau befindliche Verwaltungen wegen ihrer noch nicht gefestigten Strukturen
von jeher das Interesse der RPB geweckt hatten, konnte diese Ausrichtung der Tätig-
keit des RRH nicht verwundern. Die allerorts vorhandene verschwenderische Ausga-
benpolitik und die zunehmende Korruption, die der RRH seit 1933 bemängelte, be-
gründeten die Konzentration auf die Einnahmenkontrolle, d.h. in diesem Fall, die
Größenordnung und den Verbleib des beschlagnahmten Vermögens zu ermitteln und
somit auch die oft damit einhergehende persönliche Bereicherung zu bekämpfen.
In der Praxis setzte der RRH dabei auf die Beratungsrevision vor Ort, die zunächst
einmal die Voraussetzungen für eine ordnungsgemäße Haushaltsführung schaffen
mußte, um so überhaupt erst eine sinnvolle Kontrolle zu ermöglichen791. Hierbei
sorgten örtliche Prüfungen, die Beratung der betroffenen Einrichtungen und die
mündliche Vorgehensweise für einen geringen Verwaltungsaufwand, Beanstandun-
gen konnten zeitnah und relativ konfliktfrei an Ort und Stelle abgestellt werden792.
Dabei sah sich der RRH im Zuge seiner Kontrollen veranlaßt, zum wiederholten
Male dieselben Kritikpunkte anzusprechen. Vor allem bemängelte er die Organisati-
on der Vermögensverwaltung im allgemeinen, die Überbürokratisierung, mangel-
hafte bürokratische Verfahrensweisen, eine unzureichende Qualifikation des Perso-
nals, fehlende Abführungen an die Reichskasse, die Bildung von Fonds und schwar-
zen Kassen und den weit verbreiteten Hang zur Verschwendungssucht und zu per-
sönlicher Bereicherung793.
Bei seiner Tätigkeit während des Krieges war dem RRH vor allem daran gelegen,
eine ordnungsgemäße Haushaltsführung in den neuen Verwaltungen sicherzustellen,
dem Reichshaushalt Einnahmen aus beschlagnahmtem Vermögen zu verschaffen und
die Korruption zu bekämpfen794. Im Falle eines Konfliktes zwischen Reichsbehörden
und Verwaltungen in den besetzten Gebieten stand er meist auf Seiten der Reichsbe-
hörden. Dabei brachten die polykratischen Verwaltungsstrukturen eine Vielzahl sol-
cher Auseinandersetzungen mit sich, wodurch der RRH auch seine Existenz sichern
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 Vgl. Rainer Weinert, Veilchen a.a.O., 63.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 54f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 85 und 101.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 109f.
794
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 109f.
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konnte795, zumal in Folge seiner Parteinahme die Reichsbehörden bis zum Ende des
Krieges auf seiner Seite standen, wobei die Entwicklungen in den letzten Kriegsmo-
naten nicht überbewertet werden sollten.
3.3 Der Zusammenbruch
Trotz der sich abzeichnenden militärischen Niederlage setzte der RRH auch in den
beiden letzten Kriegsjahren seine Arbeit fort, und so erschienen am 4. Mai 1944 die
letzten Monita für das Haushaltsjahr 1940, das letzte Gutachten wurde sogar erst am
20. März 1945 fertiggestellt796. Der Rechnungshof hat seine Tätigkeit nicht unabhän-
gig vom Kriegsgeschehen weiter fortgeführt. Im Juli 1944 war Goebbels zum
Reichsbevollmächtigten für den totalen Kriegseinsatz ernannt worden, und er sollte
u.a. die öffentliche Verwaltung rationalisieren, um zusätzliches Personal für die
Front freizusetzen. Nachdem in diesem Zusammenhang  eine Anfrage an die ober-
sten Reichsbehörden gestellt worden war, antwortete Müller mit einem Maßnahmen-
katalog797. Er bot u.a. an, weiteres Personal des RRH für den Kriegsdienst freizuma-
chen, auf Vorprüfungen und Rechnungsbelege zu verzichten, die Kontrolle der klas-
sischen Verwaltung ganz einzustellen und sich auf diejenigen kriegswichtigen Berei-
che in den besetzten Gebieten zu konzentrieren, in denen die Korruptionsgefahr am
größten war. Zudem wollte der RRH prüfen, inwieweit Behörden den Erfordernissen
des totalen Kriegseinsatzes gerecht würden. Ein Teil der angeregten Maßnahmen trat
bereits am 4. August offiziell in Kraft. Am 19. Oktober 1944 gab Müller dann einen
letzten Erlaß heraus, der die restlichen bereits angekündigten Anpassungen der
Rechnungsprüfung an die Krisensituation festlegte798.
Die Existenz von RRH und ORK war trotz der militärischen Lage und der zu-
nehmenden Versuche, beide Institutionen abzuschaffen, nicht ernsthaft gefährdet.
Auf einer Sitzung des Planungsausschusses des Reichsbevollmächtigten am 14.
September 1944 hatten sich u.a. Lammers, Bormann, Himmler und Goebbels zur
Überraschung der Gegner des RRH für eine Beibehaltung der Rechnungshöfe ausge-
sprochen799. In diesem Fall kamen dem Rechnungshof zum letzten Mal die guten
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 129.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 119 und 124.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 120f.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 82f.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 121.
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Kontakte zur Reichskanzlei, aber auch zu Bormann zugute. Letzterer hatte bereits
seit geraumer Zeit einen ehemaligen Mitarbeiter des RRH in seinem Stab, der ihn
wohl in dessen Sinne beeinflußt haben dürfte. Ein weiterer Grund könnte die Tätig-
keit des Vizepräsidenten Mussehl gewesen sein800, der ab 1943 in der sogenannten
‚Heldengreifkommission‘ des Generals von Unruh arbeitete und auch für das letzte
Gutachten 1945 verantwortlich zeichnete, in dem er den Propagandadienst des Aus-
wärtigen Amtes kritisierte und dessen Fronteinsatz vorschlug. Hierbei ging Mussehl
wohl noch kurz vor Kriegsende (wortwörtlich!) von Tür zu Tür, um fronttaugliches
Personal zu erfassen.
Es bleibt festzuhalten, daß der RRH ab etwa Mitte 1944 lediglich versuchte, die Kor-
ruption in kriegswichtigen Zweigen der Verwaltung in den besetzten Gebieten zu
bekämpfen, ein Prüfungsauftrag, dem er schon in den vorangegangenen Jahren ver-
mehrt seine Aufmerksamkeit widmen mußte, da die persönliche Bereicherung ein
weitverbreitetes Problem im NS-Regime darstellte. Während dieser Arbeitsansatz
noch in den nahezu klassischen Bereich der Rechnungsprüfung fiel, war die Kon-
trolle der Verwaltung hinsichtlich ihrer Tauglichkeit für den totalen Kriegseinsatz
und die Arbeit Mussehls, weiteres ‚Kanonenfutter‘ zu organisieren, nicht mehr Teil
traditioneller Rechnungsprüfung. Hier kam der Versuch zum Tragen, die Kriegs-
wichtigkeit der eigenen Behörde herauszustellen und damit ihre Existenz und das
Überleben der Mitarbeiter zu gewährleisten. (Insofern ist Weinert weniger zuzustim-
men, wenn er in diesem Zusammenhang eine Abkehr von der Finanzkontrolle hin zu
einer sogenannten  „Ideologiekontrolle“801 attestiert.) Die Auswüchse der Tätigkeit
des RRH im letzten Kriegsjahr (insbesondere die Versuche Mussehls, wehrfähiges
Personal zu erfassen) sollten nicht überbewertet werden, zumal eine Prüfung im Hin-
blick auf die Anpassung an den totalen Kriegseinsatz in Ermangelung passender Prü-
fungsmaßstäbe anscheinend nicht stattfand802. Zudem hatte die Entwicklung der mi-
litärischen Lage den verbliebenen Zuständigkeitsbereich des RRH geographisch dra-
stisch reduziert, denn die einzelnen Außenabteilungen stellten 1945 nach und nach
ihre Tätigkeit ein, da sie teils ausgebombt waren, teils ihre Standorte von alliierten
Truppen besetzt wurden. In Berlin beging Müller mit seiner Familie Selbstmord803.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 123f und Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 68ff.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 83.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 83.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 126f und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechen-
kammer a.a.O., 91.
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Die von Pfuhlstein erwähnten 22 Selbstmorde von Angehörigen des RRH, die eine
ideologische Nähe zum Regime suggerieren, hat Weinert trotz umfangreicher Re-
cherchen nicht bestätigt können, wahrscheinlicher ist eine Zahl von sechs Suizi-
den804.
3.4 Der RRH im Nationalsozialismus – Zusammenfassende Bewertung
Um die Rolle einer Institution in den Zeiten des Nationalsozialismus beurteilen zu
können, ist es notwendig, einerseits ihre Bedeutung zu eruieren, andererseits ihre
ideologische Nähe zum Regime, d.h. den Grad ihrer Nazifizierung zu untersuchen.
Die Bedeutung des RRH (Kontrollträger) in dieser Epoche wird in der wissenschaft-
lichen Literatur unterschiedlich eingeschätzt. Während Borzikowsky „völlige Be-
deutungslosigkeit“ unterstellt805, Heinig den RRH als „Registrier- und Revisionsma-
schine“806 betrachtet und die Exekutive mitsamt dem Finanzministerium als „sekun-
dären Vollzugsmechanismus“ charakterisiert807, mißt Weinert dem Rechnungshof
eine „gewisse administrative Bedeutung“ auf der mittleren Verwaltungsebene zu808.
Grupp versteht den RRH nicht mehr als eine unabhängige oberste Reichsbehörde,
sondern betrachtet ihn aufgrund der de facto Unterstellung unter Hitler, dem eigentli-
chen Kontrollgestalter, und der Übertragung von Prüfungsaufgaben an die NSDAP
als eine in die Verwaltungsorganisation des NS-Staates eingegliederte Behörde, die
Teil der vollziehenden Gewalt geworden ist809. Dommach hingegen meint, daß es
dem RRH gelungen sei, seine Kompetenzverluste auszugleichen und spricht ihm
daher eine bedeutende Rolle zu810. Gilles attestiert dem RRH aufgrund seiner Kon-
troll- und insbesondere seiner Beratungstätigkeit in den besetzten Gebieten eine Sta-
bilisierungsfunktion für das NS-Regime einerseits, andererseits würde der objektive
und neutrale Charakter seiner Arbeit dem Handeln der geprüften Stellen den An-
schein von Legitimität verleihen (Legitimisierungsfunktion)811.
Die Einschätzungen der o.g. Autoren sind in zweierlei Hinsicht zu relativieren, denn
einerseits vernachlässigen sowohl Borzikowsky als insbesondere auch Heinig die
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 163f.
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 S. Reinhold Borzikowsky a.a.O., 883f.
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 S. Kurt Heinig a.a.O., 129.
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 S. Kurt Heinig a.a.O., 125.
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 S. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 144.
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 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 80f.
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 Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 130.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 132f.
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Arbeit des RRH in den besetzten Gebieten, andererseits neigen Verfasser, die wie
Dommach aus den Rechnungshöfen oder deren ‚Dunstkreis‘ stammen, dazu, deren
Rolle eher positiv zu bewerten. Wie ist demzufolge aufgrund der bisherigen Er-
kenntnisse die Bedeutung des RRH auch im Vergleich zu seiner Rolle in der Weima-
rer Republik einzuschätzen?
Die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ ging kurz nach der Machtergreifung verloren,
da der Kontrolladressat zunächst entfiel, und die Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘
wurde im Verlauf der NS-Herrschaft immer weiter eingeschränkt, indem der neue
Adressat, die Reichsregierung von den Monita praktisch keine Notiz nahm und Teile
des Kontrollobjekts sich der Prüfung durch den RRH entziehen konnten. Zuerst si-
cherte sich die Wehrmacht eine Haushaltsautonomie, die NSDAP entzog sich weit-
gehend einer Rechnungsprüfung, und im Altreich kam die Tätigkeit des RRH prak-
tisch zum Erliegen. Diese Kompetenzverluste versuchte der Rechnungshof mittels
einer vermehrten Beratungsrevision in den besetzten Gebieten auszugleichen (neue
Kontrollobjekte). Die Schwerpunktverlagerung von der ‚Prüfung‘ zur ‚Beratung‘, die
auch als Veränderung des Kontrollkriteriums zu interpretieren war, veranlaßte ver-
schiedene Autoren dazu, dem RRH zwei neue Funktionen zuzuschreiben: die Infor-
mationsfunktion für die Reichsbehörden und die Hilfsfunktion für die neuen Ver-
waltungen812. Meines Erachtens umschreiben diese ‚neuen Funktionen‘eher die Vor-
gehensweise des RRH und lassen sich somit durchaus unter dem Begriff ‚Verwal-
tungskontrolle‘ subsumieren.
Der Verringerung des Funktionenkataloges des RRH ging dabei eine Reduzierung
der Budgetfunktionen voraus, eine finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion war in
dem eher an die Fondswirtschaft erinnernden Budgetwesen der NS-Zeit, das prak-
tisch keine Ausgabenbegrenzungen kannte, nicht mehr gegeben, die administrative
Steuerungsfunktion aufgrund der faktischen Unabhängigkeit der Exekutive bei der
Erstellung der Haushaltsansätze zumindest stark eingeschränkt. So wirkte die struk-
turelle Konsistenz von Budget- und Kontrollfunktionen in umgekehrter Richtung.
Die Tätigkeit des Rechnungshofes während des nationalsozialistischen Regi-
mes erinnerte daher auch Autoren wie Grupp und Rische stark an die Aufgaben
der ORK zur Zeiten der absoluten Monarchie813, insofern wäre der RRH in die-
ser Zeit in gewisser Weise zu seinen Ursprüngen zurückgekehrt. Allerdings
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 41 und Rainer Weinert Verwaltung a.a.O., 75.
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 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 80f und Herbert Rische a.a.O., 87.
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wurde von beiden außer acht gelassen, daß dessen Effektivität aufgrund der ge-
ringen Konsequenzen seiner Monita und des Desinteresses der Staatsspitze an
seiner Arbeit im Vergleich zur Wirksamkeit und Bedeutung der ORK gering
war. Es bestand eben kein Interesse von Seiten Hitlers und der Führungsperso-
nen innerhalb der Reichsregierung an einem vollständigen Überblick über das
Finanzgebaren der ihr unterstellten Verwaltung, wie Grupp behauptet814. Diese
Tatsache wurde u.a. an den von der Reichsregierung nicht mehr vorgenomme-
nen Entlastungen und an dem Umstand deutlich, daß sich die Kabinette, Ober-
kabinette und Hitler selbst praktisch nicht mit Haushaltsfragen befaßten.
Die praktische Bedeutung der in den besetzten Territorien vorgenommenen Rech-
nungsprüfung, die Frage nach der tatsächlichen Kontrollspanne, und ihre Konse-
quenzen erscheinen dagegen angesichts der Vielzahl neuer Verwaltungen, der geo-
graphischen Größe des Zuständigkeitsbereichs, der schlechten Personalsituation, des
hartnäckigen Widerstands der betroffenen Verwaltungen, des gewaltigen Volumens
z.B. der beschlagnahmten Vermögen, der sich auf allen Ebenen ausbreitenden Kor-
ruption und der kaum oder gar nicht formalen Maßstäben folgenden Haushalts- und
Wirtschaftsführung fraglich, auch wenn die letzten beiden Denkschriften des RRH
und die vorhandene Aktenlage eine flächendeckende Kontrolle und Beratung sugge-
rieren815.
Ein weiterer Punkt, der die Bedeutung des RRH negativ beeinflußte, war die bereits
erwähnte geringe Durchschlagskraft seiner Monita, denn er benötigte beinahe in je-
dem Fall die Hilfe entweder von Reichsministerien, hohen NS-Funktionären oder das
Entgegenkommen geprüfter Verwaltungen, damit seine Erkenntnisse nicht ohne
Konsequenzen blieben.
Allerdings widersprach Dommach816 dieser These von einer Bedeutungslosig-
keit und geringen Wirksamkeit der Bemerkungen des RRH, wie sie z.B. Heinig
und Borzikowsy für die Anfangsjahre des NS-Regimes formuliert hatten817,
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 Vgl. Klaus Grupp, Stellung der Rechnungshöfe a.a.O., 80, sowie die Ausführungen hierzu bei
Friedrich Klein, Finanzkontrolle a.a.O., 229ff.
815
 Zumal aufgrund der Charakteristika der Beratungsrevision die Denkschriften und Akten lediglich
einen begrenzten Einblick in den Umfang der Prüfungstätigkeit bieten. Vgl. Franz-Otto Gilles,
Sparsam und Ordnungsgemäß a.a.O., 109. Gilles sieht die tatsächliche Bedeutung des RRH in den
besetzten Gebieten im übrigen insgesamt vor allem aufgrund der Personallage kritisch.
816
 Vgl. Hermann A. Dommach, Funktionsverlust a.a.O., 49f.
817
 Vgl. Reinhold Borzikowsky a.a.O., 883f. Kurt Heinig berichtete in diesem Zusammenhang von
einer Mitteilung des Reichsfinanzministeriums, in der dieses den RRH noch vor dem Krieg darüber
informierte, daß seine Bemerkungen „schon seit längerer Zeit nicht über das Reichsfinanzministe-
182
und betonte die weiterhin bestehenden Möglichkeiten des Rechnungshofes,
mittels sogenannter ‚Prüfungserinnerungen‘ die geprüften Verwaltungen zu ei-
nem sparsamen und wirtschaftlichen Handeln zu veranlassen. Die Prüfungse-
rinnerungen waren allerdings in denjenigen Fällen, in denen sich die Behörde
auf einen der bereits erwähnten ‚Führerbefehle‘ berufen konnte, wirkungslos.
So ergibt sich auch für die Bewertung der Effekte der Monita des RRH in der Lite-
ratur ein insgesamt uneinheitliches Bild.
Zusammenfassend ist wohl der zuvor genannten These Weinerts zuzustimmen, der
dem RRH eine „gewisse Bedeutung“818 zumißt. Seine Formulierung ist sehr weich
und läßt einen weiten Interpretationsspielraum zu. Daher erscheint es angebracht, um
die Bedeutung des RRH in der NS-Zeit insgesamt besser einschätzen zu können, auf
empirischem Wege, sofern dies die Dokumentenlage überhaupt zuläßt, den Umfang
und somit auch die Reichweite und Effekte seiner Tätigkeit gerade in den besetzten
Gebieten weiter zu untersuchen.
Aber der Bedeutungsverlust des RRH läßt noch keine Rückschlüsse auf seine ideolo-
gische Nähe zum Regime zu. Auch diese Frage wird in der Literatur mittlerweile
kontroverser diskutiert. Lange hat die Meinung des allgemein als untadelig aner-
kannten  Kurt Heinig819, im RRH habe sich ein „respektabler Widerstand“ gehal-
ten820, als maßgeblich gegolten und ist auch so tradiert worden. Zudem hat ein weite-
rer Zeitzeuge, Schwerin von Krosigk, konstatiert, daß der Rechnungshof zwischen
1933 und 1945 ein „Asyl für Mißliebige“ gewesen sei821. Rainer Weinert hat jedoch
bei seinen Nachforschungen keinen Beweis für einen politisch motivierten Wider-
stand gefunden, auch nicht für ein resistentes Verhalten, womit in diesem Zusam-
menhang in etwa ein nicht für die eigene Person gefährlicher ziviler Ungehorsam
gemeint gewesen ist822.
                                                                                                                                         
rium hinausgelangt“ seien. S. Kurt Heinig a.a.O., 130, Fußnote 269. Vgl. a. Kurt Heinig, a.a.O.,
506.
818
 S. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 144.
819
 Kurt Heinig konnte einerseits als Mitglied des Haushalts- und Rechnungsprüfungsausschusses des
ehemaligen RT als Fachmann auch für den RRH gelten, andererseits war er aufgrund seines Exils
nicht verdächtig, mit dem Regime kooperiert zu haben.
820
 S. Kurt Heinig a.a.O., 129.
821
 Zitiert nach Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 127.
822
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 78.
183
Personelle Änderungen fanden an der Spitze des Hofes erst mit einiger Verzögerung
statt823, denn das Spitzenpersonal des RRH, die des ancien régime, blieb nach 1933
im Amt, eine denkbare Elitezirkulation, z.B. in Form von Säuberungen fand auch in
den Folgejahren nicht statt. Dieses Vorgehen der neuen Machthaber stellte dabei im
Falle des RRH keine Ausnahme dar, sondern entsprach vielmehr der allgemeinen
Vorgehensweise beim Umgang mit der öffentlichen Verwaltung, andererseits sei an
dieser Stelle auch auf die Säuberungen und auf den Neuaufbau einer Vielzahl von
Ämtern und Verwaltungen exemplarisch verwiesen.
Wie bereits erwähnt, war ein Großteil des Personals des RRH Parteimitglied, beklei-
dete jedoch, bis auf wenige Ausnahmen, wie z.B. Präsident Müller, in dieser keine
hohen Ämter. Bei der Personalpolitik spielte weniger die politische Zuverlässigkeit
als vielmehr die fachliche Qualifikation eine Rolle. Deutlich wurde diese Tatsache an
den ausgesprochenen Beförderungen. Zudem nutzte das Regime den RRH in den
ersten Jahren bewußt dazu, unzuverlässige Beamte dorthin abzuschieben. Insofern
konnte aufgrund des Personals auf ein Mitläuferverhalten, aber nicht auf aktiven Wi-
derstand oder eine durch und durch nazifizierte Einrichtung geschlossen werden.
An dieser Stelle stellt sich die Frage, wenn schon keine umfangreichen Säuberungen
im Bereich des RRH stattgefunden haben, inwieweit ist in dieser Behörde Herr-
schafts- und Versorgungspatronage (Eschenburg)824 betrieben worden. Die erste
Form ist wohl nur in Bezug auf das Präsidentenamt zu sehen, wobei hier auch der
Aspekt der Versorgung des ‚alten Kämpfers‘ Müller eine Rolle gespielt haben dürfte.
Eine umfangreiche Versorgungspatronage auf den Positionen des höheren Dienstes
hat es auch aufgrund des Widerstandes der Leitung der Behörde lediglich sehr ver-
einzelt (Hillebrecht) gegeben, womit auch eine Beförderung von Inkompetenz825,
eine dauernde Gefahr bei umfasssender Versorgungspatronage in den höheren Rän-
gen, verhindert worden ist.
Aber wie auch andere Behörden, so hatte der RRH aufgrund seiner Tätigkeit, die ein
Mindestmaß an ordentlicher Haushaltsführung gewährleisten sollte, seinen Anteil am
Funktionieren des NS-Regimes. Da die Korruptionsbekämpfung einen Schwerpunkt
seiner Tätigkeit bildete, wurden seine Beamten mit der budgetären Seite der natio-
nalsozialistischen Ausbeutungs- und Vernichtungspolitik konfrontiert und trugen zu
                                                
823
 Einer der Hauptgründe für die Ablösung von Saemisch dürfte das Überschreiten der Pensionsgren-
ze gewesen sein.
824
 Vgl. Theodor Eschenburg. 1961. Ämterpatronage. Stuttgart: Schwab.
825
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Personalpolitik a.a.O., 39.
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deren Umsetzung indirekt und in geringem Maße bei. Wieweit dabei die schon schi-
zophren anmutende Betonung traditioneller Prüfungskritierien ging, zeigten die Mo-
nita aus den KZ. Aber gerade diese Vorgehensweise, politisch möglichst Distanz zu
wahren, erlaubte es den Rechnungsprüfern, ein unpolitisches Selbstverständnis zu
erhalten826, welches ihre Behörde und ihre Arbeit nach dem Krieg verhältnismäßig
unverdächtig erschienen ließ.
An dieser Stelle ist noch kurz auf die apparative Kontinuität beim Regimewechsel
von der parlamentarischen Demokratie zum totalitären Staat einzugehen. Der RRH
als Verwaltung ist in materieller und immaterieller Hinsicht vom eigentlichen Sy-
stemwechsel zunächst wenig betroffen gewesen, vorhandene Strukturen sind weitge-
hend bestehen geblieben (z.B. Präsidialabteilung) oder ausgebaut worden (Um-
wandlung der LRH und des österreichischen Rechnungshofes in Außenstellen des
RRH), womit sich das äußere Erscheinungsbild des Kontrollträgers und das institu-
tionelle Positionsfeld teilweise erheblich verändert hat. Die neuentstandenen Positio-
nen sind z.B. im Falle der Außenstellen amtsintern besetzt worden, indem Führungs-
kräfte des RRH die Direktorenposten bezogen haben.
Inhalt des folgenden Kapitels ist die Entwicklung der RPB im Nachkriegsdeutsch-
land. Im Vergleich zu der sehr heterogenen Struktur der RPB der Länder des Reiches
vor der Gleichschaltung u.a. im Zuge des ‚Höfchengesetzes‘ entwickelte sich dabei
bis 1949 ein relativ homogenes Bild im Bereich der LRH. Auf die länderspezifischen
und teilweise historisch verwurzelten institutionellen und funktionellen Merkmale
griffen die meisten LRH nicht mehr in großem Umfang zurück. Dieses Vorgehen
konnte paradoxerweise auch als eine durchaus positive späte Folge der Gleichschal-
tungsbemühungen nach 1933 interpretiert werden827.
                                                
826
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 78.
827
 Vgl. Walter Klappstein 1990. Die moderne Finanzkontrolle im Spiegel von Wissenschaft und Pra-
xis, in: Die Verwaltung 23, 488 (im folgenden zitiert als Finanzkontrolle).
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4. Institutioneller und funktioneller Wandel der Rechnungsprüfung bis
zur Gründung der Bundesrepublik828
Die komplizierte und vielschichtige Entwicklung nach 1945 wirft zahlreiche Fragen
auf: Auf welche Art und Weise, anhand welcher Vorbilder und auf welcher institu-
tionellen und personellen Grundlage geschah der Wiederaufbau von RPB in West-
deutschland? Welche Funktionen nahmen sie in der Besatzungszeit und beim Aufbau
der beiden deutschen Staaten wahr, gelang es ihnen das gegenüber der Exekutive
verlorene Terrain zurückzugewinnen, wie entwickelte sich das Verhältnis zu den
parlamentarischen Organen?
Aufgrund der uneinheitlichen Entwicklung ist eine konsequente Gliederung überaus
schwierig, daher wird zunächst auf den institutionellen Aufbau in den westlichen
Besatzungszonen eingegangen829, anschließend auf die weitere Entwicklung bis hin
zum BRH. Es folgt eine Erörterung der Funktionen von RPB im Westen, dabei liegt
das besondere Augenmerk auf die von ihnen wahrgenommene Berater- und Gutach-
tertätigkeit, die einen bis dato nicht gekannten (auch politischen) Einfluß der RPB
zur Folge hatte. Im dritten Teil folgt eine Bewertung der Ereignisse zwischen 1945
und 1949, wobei auch ausführlich zu der These der Kontinuität deutscher Rech-
nungsprüfung nach 1945 Stellung genommen werden kann. Die Entwicklung in der
SBZ wird separat in Kapitel 5 erörtert.
4.1. Die institutionelle Entwicklung in der Nachkriegszeit
Die Rechnungsprüfungsbehörden (RPB) entwickelten sich unter britischer und ame-
rikanischer Verwaltung aus mehreren Gründen nicht einheitlich; zum einen war es
den Alliierten nicht gelungen, sich auf gemeinsame Grundsätze für ein deutsches
Budgetwesen und dessen Kontrolle zu einigen, zum anderen verfolgten sie mit ihrer
Besatzungspolitik verschiedene Ziele. So wollten die Briten möglichst bald ihre
Kriegsschäden mit deutschen Ressourcen kompensieren, die Franzosen das Entste-
                                                
828
 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung in der Gründungsphase der Bundesrepublik
und in der SBZ/DDR im Anhang auch Zeittafel Nr. 5 und  7 .
829
 Im Vordergrund steht dabei die Entwicklung in der Britischen Zone, da deren RPB als Keimzelle
des späteren BRH gelten kann. Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 91.
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hen eines neuen deutschen Zentralstaates, wenn möglich, ganz verhindern und die
Amerikaner eine Demokratisierung der deutschen Gesellschaft erreichen.
Direktere Konsequenzen für Aufbau, Stellung und Funktionen der RPB hatten die
unterschiedliche Verwaltungstradition und das Verständnis von Rechungsprüfung in
den angelsächsischen Ländern und Frankreich. So war eine solche Einrichtung in
Deutschland ein Produkt der Monarchie, demzufolge obrigkeitsorientiert, in Amerika
und Großbritannien eine Folge der Demokratisierung, somit dem Parlament zuge-
tan830.
Auch die Ausgangsbedingungen in den Besatzungszonen unterschieden sich. Wäh-
rend in der Britischen und der Amerikanischen Zone noch Außenstellen des ehema-
ligen RRH in Hamburg, München und Karlsruhe existierten, verfügte die französi-
sche Besatzungsmacht, die ohnehin einen ‚Flickenteppich‘ ohne zusammenhängende
Verwaltungsstrukturen kontrollierte, nicht über eine eigene Außenstelle.
Hinzuweisen ist dabei auf die allgemeine Situation der deutschen Verwaltung und
damit auch der Außenstellen des ehemaligen RRH831. Neben dem Fehlen von
Dienstgebäuden aufgrund von Kriegsschäden und dem nicht vorhandenem Büro- und
Arbeitsmaterial beeinträchtigte vor allem der Personalmangel die Arbeitsfähigkeit
der Behörden, der entweder kriegsbedingt oder auf die umfangreichen Entnazifizie-
rungen zurückzuführen war. So mußten häufig alle ehemaligen NSDAP-Mitglieder
einer Verwaltung entlassen werden, bis sie für unbedenklich erachtet wurden. Unter
den damaligen Umständen konnte dieser Vorgang oft Jahre dauern. Zudem waren
zahlreiche Verwaltungen mit Sonderaufgaben, z.B. im Zusammenhang mit der
Flüchtlingsproblematik, beschäftigt. Außerdem wurden Außenstellen des RRH u.a.
vermehrt mit Gutachten für die Besatzungsbehörden oder für die noch tätigen deut-
schen Verwaltungen beauftragt, eine Aufgabe, die zuvor die Zentrale in Potsdam,
genauer gesagt die Präsidialabteilung, übernommen hatte, oder sie waren an der
Währungsumstellung beteiligt.
Im folgenden Abschnitt steht die Entwicklung in der Britischen Zone im Vorder-
grund, da sie für die Geschichte des BRH von größerer Bedeutung ist, die Gescheh-
nisse in den beiden anderen westlichen Zonen werden anschließend der Vollständig-
keit halber kurz behandelt.
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 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 171.
831
 Vgl. hierzu Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 154f.
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Großbritannien hatte als Besatzungszone die heutigen Länder Schleswig-Holstein,
Hamburg, Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen erhalten. In diesem Gebiet ver-
fuhren die Briten nach dem Prinzip der sogenannten ‚indirect control‘832, griffen auf
bereits vorhandene deutsche Verwaltungsstrukturen zurück und überwachten diese
lediglich, wobei sie sich im Gegensatz zu den Franzosen und Amerikanern nicht da-
vor scheuten, Behörden mit einer zentralen, d.h. zonalen Zuständigkeit, zuzulassen.
Ziel ihrer Besatzungspolitik war es dabei, die Kosten der Besatzung möglichst ge-
ringzuhalten und so schnell wie möglich wirtschaftlichen Nutzen aus ihrem Sektor zu
ziehen833. Ihre Ausgangsbedingungen erwiesen sich dabei als günstiger im Vergleich
z.B. zur französischen Zone, da sie bei der Finanzkontrolle auf die einstige Außen-
stelle des ehemaligen RRH in Hamburg zurückgreifen konnten.
In seiner ersten Proklamation hatte General Eisenhower den Mitarbeitern der deut-
schen Behörden befohlen, ihre Tätigkeit fortzusetzen, und so erhielt in Hamburg der
ehemalige Leiter der Außenstelle Josef Haaser am 21. Juli 1945 von den britischen
Besatzungsbehörden die Erlaubnis, die Arbeit der Außenstelle des RRH und bis auf
weiteres der ORK auf Zonenebene weiterzuführen834. Einen Monat später legte die-
ser in Form einer Denkschrift seine Vorstellungen über die Wiedereinführung einer
zentralen Finanzkontrolle für die Potsdamer Konferenz nieder, die sich jedoch nicht
durchsetzen ließen. Von diesem Zeitpunkt an entwickelte sich die Rechnungsprüfung
in den verschiedenen Besatzungszonen uneinheitlich835.
4.1.1 Die institutionelle Entwicklung in der Britischen Zone
In der Britischen Zone übertrug die Besatzungsmacht am 5. August 1945 in der Ver-
ordnung Nr. 33 der Außenstelle Hamburg unter der neuen Bezeichnung ‚Rechnungs-
                                                
832
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 2.
833
 Vgl. Hermann A. Dommach, Gründungsgeschichte a.a.O., 78.
834
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 142. Haasers Befugnisse beinhalteten deswegen
sowohl die Kompetenzen der ehemaligen Außenstelle Hamburg des RRH als auch die der ehemali-
gen ORK, da beide Institutionen ab 1936 im Gebiet der Britischen Zone tätig gewesen waren. Die
Außenstelle Hamburg war nämlich für Mecklenburg, Oldenburg, Bremen, Braunschweig, Lippe
und Schaumburg-Lippe, die ORK für die preußischen Territorien in Norddeutschland zuständig ge-
wesen. Ein kurzer Lebenslauf findet sich bei Walter Vogel 1956. Westdeutschalnd 1945-50. Der
Aufbau von Verfassungs- und Verwaltungseinrichtungen über den Ländern der drei westlichen Be-
satzungszonen. Teil I. Schriften des Bundesarchivs. Koblenz: Als Manussrkipt gedruckt, 106f.
835
 Vgl. zum Scheitern einer sogenannten ‚Großen Lösung‘, der Wiedereinrichtung einer zentralen
Prüfungsbehörde, Hermann A. Dommach, Gründungsgeschichte a.a.O., 79 und ders., Potsdam
a.a.O., 144f.
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hof des Deutschen Reiches – Britische Zone‘ (ZRH)836 die Finanzkontrolle über ihr
Besatzungsgebiet. Zudem stellte die britische Verwaltung fest, daß das bisherige
Haushalts- und Kassenwesen weiterhin Bestand haben sollte837. In weiteren Verord-
nungen wurde vor allem die Unabhängigkeit des ZRH gegenüber den anderen deut-
schen Behörden betont (Unabhängigkeit im weiteren Sinne)838.
Einen gewissen Abschluß der ersten Entwicklungsphase stellte die Verordnung Nr.
62 vom 01. Dezember 1946 dar, die die Rechnungsprüfung in der Britischen Zone
umfassend regelte. Im ersten Artikel wurde ein Rechnungshof (der ZRH!) formal
eingerichtet, im zweiten diesem die Kompetenzen und Aufgaben des früheren RRH
und der ehemaligen preußischen ORK839 übertragen, somit war er Rechtsnachfolger
dieser beiden Rechnungshöfe. Dabei unterstand der ZRH der Militärregierung, die
zudem das alleinige Recht hatte, Personalentscheidungen zu treffen. Haaser blieb
weiterhin sein Präsident840. Zusätzlich erlaubte es diese Verordnung dem ZRH, in
den Ländern der Britischen Zone eigene Außenstellen aufzubauen, den Ländern
wurde wiederum gestattet, diese Dependancen in LRH umzuwandeln oder eigene
Rechnungshöfe einzurichten841. So entstanden bereits vor dem Erlaß der Verordnung
Nr. 62 am 8. Mai 1946 in Düsseldorf, am 15. November 1946 in Hannover (am 2.
Juni 1947 nach Hildesheim verlegt) und am 2. Mai 1947 in Schleswig Außenstellen,
die zeitnah nach der formalen Auflösung der preußischen Provinzen und der Grün-
dung der Länder Nordrhein-Westfalen, Schleswig Holstein am 23. August 1946 und
Niedersachsen am 01. November 1946 in LRH umgewandelt wurden. Bei der Aus-
wahl der Leiter der Außenstellen griff Haaser vornehmlich auf Personal des ehemali-
gen RRH zurück, so wurde z.B. der ehemalige Leiter der Außenstelle Dresden und
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 Der Rechnungshof wird in der Literatur verkürzt auch als ‚Zonenrechnungshof‘ (ZRH) bezeichnet,
da sich diese Benennung allgemein durchgesetzt hat, wird sie im Rahmen dieser Arbeit verwendet.
837
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 142 und Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O.,
12.
838
 Dies war u.a. mit den Verfügungen vom 21. Februar und 28 August 1946 von der britischen Mili-
tärregierung festgelegt worden, in denen darauf verwiesen wurde, daß der ZRH dieselbe Stellung,
dieselben Vorrechte und Funktionen wie der RRH hatte. Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 67
und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 92.
839
 Die ORK wurde förmlich mit dem Kontrollratsgesetz Nr. 46 vom 25. Februar 1947 zugleich mit
dem Staat Preußen aufgelöst. Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 91.
840
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 92.
841
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 147f.
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spätere Mitarbeiter beim ZRH, Dr. Härtig, zum Präsidenten des niedersächsischen
LRH ernannt842.
Nach Darstellung der rechtlichen Entwicklung stehen nunmehr der Werdegang des
ZRH, die praktische Arbeit und das Verhältnis zur Militärregierung und zur deut-
schen Exekutive im Vordergrund.
Grundstein des ZRH war die Außenstelle Hamburg des ehemaligen RRH, die das
Gebäude, Arbeitsmaterial und das Personal stellte843. Zusätzliche Arbeitskräfte re-
krutierte ihr Leiter Haaser aus den Mitarbeitern der Potsdamer Zentrale, die sich zu-
nehmend in den Westen abgesetzt hatten, da die sowjetische Militärregierung eine
weitere Tätigkeit des RRH unterbunden hatte. Haaser stellte dabei bevorzugt solche
Kräfte ein, die den Krieg in der politisch unbelasteten Intendanturlaufbahn verbracht
hatten. Bis 1947 wuchs der Personalbestand letztlich bis auf 327 Mitarbeiter an.
Der Rechnungshof in der Britischen Zone besaß ähnlich dem RRH eine Präsidialab-
teilung, drei Prüfungsabteilungen844. Als der ZRH ab 1947 auch die Verwaltung in
den Westsektoren Berlins zu kontrollieren und zu begutachten hatte, errichtete Haa-
ser ohne die Zustimmung der britischen Militärregierung zudem eine eigene Gut-
achtenabteilung, deren Personal sich vor allem aus der ehemaligen Präsidialabteilung
des RRH rekrutierte. Ihr Leiter wurde Arthur Fuchs, ein Mitarbeiter der Präsidialab-
teilung des RRH unter dem Präsidenten Saemisch845.
Der ZRH unterstand der ‚Finance Division‘, der sogenannten ‚Control Commission
Germany – British Element‘. Diese britische Finanzabteilung erteilte Prüfungsaufträ-
ge, war für die Personalernennung und -entlassung zuständig und überwachte die
Tätigkeit des Rechnungshofes, indem sie sich monatlich recht detailliert von ihm
informieren ließ846. Dabei gestaltete sich die Zusammenarbeit zwischen RPB und der
Besatzungsmacht im allgemeinen unproblematisch, denn die Rechnungshöfe galten
als politisch nicht belastet und waren in der Lage, die Militärverwaltungen bei der
Kontrolle der deutschen Behörden zu unterstützen und auf diesem Wege auch die
Besatzungskosten in Grenzen zu halten. Im Gegenzug sicherten die Alliierten ihnen
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 Vgl. zur Entstehung der LRH Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 181ff. Leiter in Düsseldorf
wurde Dr. Peukert, in Schleswig Alfred Rausch. Vgl. Heinrich Potthoff / Rüdiger Wenzel 1983.
Handbuch der politischen Institutionen und Organisationen 1945-1949. Düsseldorf: Droste, 171.
843
 Vgl. zum folgenden Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 146ff.
844
 Prüfungsabteilung I ‚Allgemeine Steuern‘, Prüfungsabteilung II ‚Finanzen, Steuern‘, Prüfungsab-
teilung III ‚Bauwesen, Verkehr, Kultus‘. Vgl. Heinrich Potthoff / Rüdiger Wenzel a.a.O., 171.
845
 Vgl. Arthur Fuchs a.a.O., 179f und Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 68.
846
 Vgl. Hermann A. Dommach, Gründungsgeschichte a.a.O., 79 und ders., Potsdam a.a.O., 143.
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Unabhängigkeit von der verbliebenen Exekutive zu, halfen, ihre Kompetenzen
durchzusetzen, und erlaubten die Wiedereinstellung des alten Personals847.
Zu beachten war dabei, daß z.B. die Briten wenig Informationen über die deutsche
Finanzverwaltung besaßen und die Finanzkontrolle bei ihnen keinen hohen Stellen-
wert genoß. Diese Einstellung bot dem ZRH daher große Gestaltungsspielräume bei
der Ausübung seiner Tätigkeit848, führte zu einer zunehmenden Emanzipation von
der ‚Finance Division‘ und gab ihm sogar die Gelegenheit, politische Bera-
tungsfunktionen zu übernehmen.
Die Aufgabe des ZRH war es, die Haushalte der Zonenverwaltung, der Länder und
Kommunen zu prüfen und beim Aufbau neuer Verwaltungsstrukturen beratend tätig
zu werden, eine Funktion, die während des Krieges an der Tagesordnung gewesen
war. Gestaltete sich die Zusammenarbeit mit der Haushaltsabteilung der Zonenver-
waltung, praktisch dem Finanzministerium der Britischen Zone, recht unproblema-
tisch, da beide Behörden ein gemeinsames Interesse an einer sparsamen Haushalts-
führung hatten849, so verlief die Kontrolle der Exekutive nicht reibungslos, denn die
Behörden, welche seit 1941 einer Rechnungsprüfung praktisch nicht mehr unterwor-
fen waren und sich an die Eigenheiten des nationalsozialistischen Budgetwesens an-
gepaßt hatten, mußten sich erst wieder an eine ordnungsgemäße Haushaltsführung
‚gewöhnen‘. Zudem neigten sie dazu, Kritik an einem nicht ordnungsgemäßen Haus-
haltsgebaren unter dem Hinweis auf Befehle der Militärregierung zurückzuweisen850,
eine Vorgehensweise, die an die Berufung auf die sogenannten ‚Führerbefehle‘ erin-
nerte. Auch brachten die zu kontrollierenden Behörden in den schwierigen Zeiten
nach Kriegsende wenig Verständnis für Rechnungsprüfungen auf, sie hatten in der
Regel größere Probleme als eine korrekte Kassenführung.
Ein interessantes Prüfungsgebiet des ZRH waren die Besatzungskosten, die in Zahlen
gegossene Besatzungspolitik. Trotz der Kontrolle dieser Aufwendungen liefen alle
Etats der Zone und der Länder, inklusive des Nothaushaltes von 1945 bis 1949, aus
dem Ruder, d.h. sie waren nicht ausgeglichen. Ein Grund hierfür stellten die hohen
Besatzungskosten dar, die häufig ohne Obergrenzen in die Budgets eingestellt wur-
                                                
847
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 143 und 145.
848
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 6.
849
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 22f.
850
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 17f.
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den851, somit praktisch nicht zu kontrollieren waren, zumal aufgrund des Mißtrauens
der Briten eine materielle Prüfung nicht gestattet war852.
Ein Beispiel für die Gutachtertätigkeit des ZRH war das Gutachten über die Landes-
verwaltung in Schleswig-Holstein853. Die damals neu geschaffene Verwaltung für
Inneres, aus der später das Landesinnenministerium entstand, bat den Leiter der Gut-
achtenabteilung des Hamburger Rechnungshofes, Arthur Fuchs, im Juni 1949 ein
Gutachten über Organisation und Aufbau der Landesverwaltung zu erstellen. Die
Intention der Verwaltung für Inneres war dabei, ein drohendes Aufblähen des Ver-
waltungsapparates infolge parteipolitischer Einflußnahme zu unterbinden854, eine
Absicht, die Fuchs wohl bekannt war und die er teilte.
Zwischen September und Dezember 1949 kam es dann zu Prüfungen vor Ort, bei
denen die Mitarbeiter von Fuchs ihren Prüfungsauftrag auf die gesamte Landesver-
waltung ausweiteten und damit eine zur Verwaltungsvereinfachung eingesetzte frak-
tionsübergreifende Kommission praktisch entmachteten, eine Vorgehensweise, die
von der Landesverwaltung gestützt wurde, da sie den Parteipolitikern der Kommissi-
on keine Reorganisation der schleswig-holsteinischen Verwaltung zutraute. Die vor-
handene Landesrechnungskammer, der spätere LRH, war von der Erstellung des
Gutachtens ausgeschlossen worden, da sich die Verwaltung für Inneres von einer
exterritorialen Behörde unabhängigere Ergebnisse versprach und die Landesrech-
nungskammer nicht über das notwendige Fachpersonal verfügte855.
Im Ergebnis856 war das Gutachten keine Ansammlung von Sparvorschlägen, sondern
es behandelte eher grundsätzliche Punkte, die auch für andere Landesverwaltungen
als die schleswig-holsteinische Gültigkeit beanspruchen konnten857, so schlugen die
Rechnungsprüfer in der Praxis einen Verzicht auf die Einrichtung einer staatlichen
                                                
851
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 28.
852
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 23f.
853
 Vgl. zum folgenden Rainer Weinert 1992b. In der Kontinuität des Reichssparkommissars, in: Pir-
ker, Theo (Hg.). Die bizonalen Sparkommissare. Opladen: Westdeutscher Verlag , 103-112 (im fol-
genden zitiert als: Reichssparkommissar).
854
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 105f.
855
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 106f.
856
 Vgl. die Besprechung des Gutachtens bei Arnold Köttgen 1951. Die Organisation der Landesver-
waltung in Schleswig-Holstein. Eine Besprechung des gleichnamigen Gutachtens des Präsidenten
des Bundesrechnungshofes, in: DÖV, 546-550.
857
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 107.
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Mittelinstanz und eine Reduzierung der Zahl der vorhandenen Ministerien vor, dabei
fand der erste Vorschlag auch die Zustimmung der Landesregierung858.
In dem Gutachten, das im Jahre 1950 vom BRH veröffentlicht wurde859, der zuvor,
wie weiter unten geschildert, die Aufgaben des ZRH übernommen hatte, wurde auch
die generelle Sichtweise der damaligen Rechnungsprüfer über das Verhältnis von
Politik und Verwaltung deutlich. Sie plädierten für eine strenge Trennung der admi-
nistrativen und politischen Tätigkeiten und lehnten einen starken parteipolitischen
Einfluß ab, verstanden Bürokratie als eine unpolitische, nach rationalen Kriterien
arbeitende Maschine860. Weinert bezeichnete diese Auffassung m.E. zutreffend auch
als eine „gouvernementale Orientierung“861.
4.1.1 Die institutionelle Entwicklung in der Französischen und Amerikanischen
Zone
Die Entwicklung von RPB in der Französischen Zone war von dem Widerstand der
Franzosen gegenüber zentralen deutschen Verwaltungen, der zerstückelten Besat-
zungszone und dem Vorhaben, die eigene Zone möglichst intensiv ökonomisch aus-
zubeuten, geprägt862.
Am 20. September 1945 verkündete die französische Besatzungsmacht in der Pro-
klamation Nr. 2, daß die RHO weiterhin anzuwenden sei. Teilweise auf Druck der
Militärregierung hin wurden im Jahre 1946 in Koblenz und Speyer, sowie in Tübin-
gen und Freiburg Rechnungskammern mit regionaler Zuständigkeit eingerichtet.
Versuche von deutscher Seite, eine zentrale RPB aufzubauen, waren zuvor geschei-
tert863. Das Personal der Rechnungskammern stammte zum Großteil aus dem ehema-
ligen RRH und dem Reichsfinanzministerium. Als problematisch erwies sich dabei
das Fehlen von Außenstellen des RRH in der französischen Zone, die als Grundstein
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 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 110f.
859
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 110.
860
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 109f.
861
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 109.
862
 Ein detaillierter Überblick über das Rechnungsprüfungswesen in der französischen Zone findet
sich bei Gerhard Otto / Rainer Weinert 1987. Rechnungshöfe nach 1945 II. Die Entwicklung des
Finanzkontrollwesens in der Amerikanischen und Französischen Zone, in: Pirker, Theo (Hg.).
Rechnungshöfe als Gegenstand der zeitgeschichtlichen Forschung. Berlin: Duncker&Humblot,
105ff (im folgenden zitiert als: Finanzkontrollwesen).
863
 Vgl. Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 110f.
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hätten dienen können864. Aus diesen Rechnungskammern entstanden später die LRH
Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg. Dagegen wurde im Saarland, welches
formal nicht zur französischen Zone gehörte, eine sogenannte ‚Generalfinanzdirekti-
on‘ eingerichtet, die sich am französischem Vorbild orientierte und daher gemäß dem
Präsidialprinzip organisiert war865.
Zwar verwendeten die RPB in der französischen Zone dieselben rechtlichen Grund-
lagen für ihre Tätigkeit, wiesen im übrigen die typischen Merkmale deutscher Rech-
nungshöfe auf, aber eine Kooperation mit den verwandten Verwaltungen in den an-
deren Zonen war ihnen untersagt. Dabei wurden die Rechnungskammern im franzö-
sischen Machtbereich generell wesentlich strenger kontrolliert als z.B. diejenigen in
der Britischen Zone866.
Dagegen war der Aufbau von Finanzkontrollinstitutionen in der Amerikanischen
Zone einerseits geprägt von einer der Idee des Föderalismus verpflichteten Besat-
zungspolitik und andererseits von der intakt gebliebenen Außenstelle München des
RRH867.
Als erster Rechnungshof nach dem Krieg nahm diese Dependance am 16. Mai 1945
ihre Arbeit unter der Leitung ihres dienstältesten Mitgliedes Fritz Cammerer wieder
auf. Dieser wurde am 20. Juni 1945 vom bayerischen Ministerpräsidenten zum Prä-
sidenten ernannt. Damit war gleich zu Beginn des Neuaufbaus klargestellt, daß es
sich bei dem Rechnungshof in Bayern um eine deutsche Verwaltung und nicht um
eine der Besatzungsmacht handelte868.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 165.
865
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 166f.
866
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 162.
867
 Vgl. allgemein Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 93ff. Vgl. allgemein
zur Geschichte des Bayerischen Obersten Rechnungshofes Karl Bosl 1987. Der Bayerische Oberste
Rechnungshof im ersten Jahrhundert seines Wirkens, in: Bayerische Landeszentrale für politische
Bildung (Hg.). Dem Staat in die Kasse geschaut. 175 Jahre Bayerischer Oberster Rechnungshof.
München: Selbstverlag, 23-39; Theo Pirker 1987 b. Finanzkontrolle zwischen Föderalismus und
Zentralismus. Der Bayerische Oberste Rechnungshof zwischen 1919 und 1952, in: Bayerische Lan-
deszentrale für politische Bildung (Hg.). Dem Staat in die Kasse geschaut. 175 Jahre Bayerischer
Oberster Rechnungshof. München: Selbstverlag, 39-51 (im folgenden zitiert als: Föderalismus und
Zentralismus) und Zeittafel Nr. 12 im Anhang.
868
 Vgl. die bei Igelspacher abgebildete Dokumenten. Alois Igelspacher 2001. Die staatliche Finanz-
kontrolle in Bayern. München: Bayerischer Oberster Rechnungshof, 51ff und Hermann A. Dom-
mach, Potsdam a.a.O., 139 sowie Theo Pirker, Föderalismus und Zentralismus a.a.O., 47f.
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Cammerer beanspruchte die gleichen Prüfungskompetenzen innerhalb der bayeri-
schen Landesgrenzen, die zuvor der RRH innegehabt hatte869. Neben der Absiche-
rung der Zuständigkeiten versuchte dieser zudem, einer, wenn auch unwahrscheinli-
chen, erneuten Unterordnung unter eine zentrale Finanzkontrollbehörde entgegenzu-
wirken, indem er in seiner Korrespondenz einen unabhängigen, lediglich dem Gesetz
unterworfenen, aber in die bayerische Verwaltung eingegliederten Rechnungshof
proklamierte870. Damit widersprach er zwar geltendem Recht, genauer gesagt der IV.
Novelle der RHO von 1936, aber er kam der föderalistischen Ausrichtung der ameri-
kanischen Besatzungspolitik entgegen871.
Nach der Entstehungsphase folgte ein Zeitabschnitt, der geprägt war von der Konso-
lidierung des Rechnungshofes und von einem Konflikt mit dem Finanzministerium,
der erst 1951 endgültig beendet wurde. Kern dieser Auseinandersetzung war der
Versuch des Finanzministeriums, die Rechnungsprüfung, insbesondere die Vorprüf-
stellen, der allgemeinen Finanzverwaltung einzugliedern. Hiergegen setzte sich
Cammerer zur Wehr. Ein erster Erfolg war die am 5. Juli 1946 verordnete Umbenen-
nung seiner Behörde in ‚Bayerischer Oberster Rechnungshof‘, da diese Bezeichnung
die unabhängige Stellung betonte872. Die am 2. Dezember 1946 in Kraft getretene
bayerische Verfassung beinhaltete neben der Errichtung eines Rechnungshofes auch
die Garantie seiner Unabhängigkeit873. Endgültig setzte sich der Präsident mit seiner
Position gegenüber dem Finanzministerium durch, als auf sein Wirken hin die ame-
rikanische Militärregierung das bayerische Rechnungsprüfungsgesetz aufhob und
damit eine geplante Eingliederung der Vorprüfstellen in die allgemeine Finanzver-
waltung verhinderte874. – Die zwischen Ministerium und dem Präsidenten Cammerer
ausgetragene Auseinandersetzung stellte dabei eine klassische Konfliktlinie zwischen
Exekutive und RPB dar.
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 Dies geht aus einem Schreiben vom 7. November 1945 an die Potsdamer Zentrale hervor. Vgl.
Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 94.
870
 Dies gelang ihm endgültig 1946. Vgl. Theo Pirker, Föderalismus und Zentralismus a.a.O., 47.
871
 Vgl. Gerhard Otto / Rainer Weinert Finanzkontrollwesen a.a.O., 95.
872
 Vgl. Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 97 und Theo Pirker, Föderalismus
und Zentralismus a.a.O., 48.
873
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 157 und Theo Pirker, Föderalismus und Zentralismus
a.a.O., 48f.
874
 Vgl. zur amerikanischen Einflußnahme sowie zur Auseinandersetzung über die staatlichen Rech-
nungsprüfungsämter Alois Igelspacher a.a.O., 56f, Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontroll-
wesen a.a.O., 98f und Theo Pirker, Föderalismus und Zentralismus a.a.O., 48f. Pirker bezeichnet
das Eingreifen der amerikanischen Militärregierung auch als einen „bestellten Befehl“. S. ebenda,
48.
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Aufgabe des Bayerischen Rechnungshofes war einerseits die nachgängige Prüfung
der noch unbearbeiteten Haushalte aus Kriegszeiten875, andererseits die Beratung und
Gutachtenerstellung, insbesondere über neu eingerichtete Verwaltungen, wie z.B. das
Staatskommissariat für das Flüchtlingswesen876. Er nahm somit eine ähnliche Aufga-
be wie der RRH während des Krieges wahr. Ein weiteres Betätigungsfeld war die
Kontrolle der Besatzungskosten, die eigentlich auf Ordnungsmäßigkeit hin geprüft
werden sollten, aber vom Bayerischen Rechnungshof auch hinsichtlich ihrer Grö-
ßenordnung und des mit ihnen verbundenen Personalaufwandes unter die Lupe ge-
nommen wurden. Hierbei kritisierte er z.B. die seiner Meinung nach in den Besat-
zungskosten versteckten Reparationszahlungen877.
Ein weiterer, eventuell für die Nachkriegszeit exemplarischer Streitpunkt zwischen
Militärregierung und Rechnungshof war die Entnazifizierungspraxis der Alliierten.
Leitende Beamte, die Mitglieder der NSDAP gewesen waren, mußten entlassen wer-
den, so daß auch der Bayerische Rechnungshof unter chronischem Mangel von quali-
fiziertem Fachpersonal litt. So besaß er aufgrund des schleppenden Personalaufbaus
bis zum Frühjahr 1946 neben Cammerer keine weiteren Mitglieder und lediglich
zwischen fünf und zehn Prüfer. Erst mit dem sogenannten ‚Befreiungsgesetz‘ konn-
ten 1945 entlassene Beamte in größerer Zahl im Verlauf des Jahres 1947 wieder ein-
gestellt werden878.
In den übrigen Teilen der Amerikanischen Zone gestaltete sich der Aufbau von
Rechnungshöfen weniger gradlinig. Nachdem die ehemalige Außenstelle Karlsruhe
am 24. Juni 1945 ihre Arbeit wieder aufgenommen hatte, wurde sie bereits am 8.
September erneut geschlossen, ein deutlicher Hinweis auf die Unsicherheit der örtli-
chen ‚finance officers‘, die auf die für sie wenig durchschaubaren Verhältnissen vor
                                                
875
 Die Prüfung der Etats von 1941 bis 1945 erscheint aus heutiger Sicht wenig sinnvoll. Dennoch
legte der bayerische Rechnungshof im Januar/Februar 1946 die Bemerkungen für 1941/42, am 11.
Oktober 1948 die für 1943/44 und am 18. Oktober 1949 die für 1945 vor. Vgl. Alois Igelspacher
a.a.O., 52f. Über die Gründe kann lediglich spekuliert werden. Die Prüfer haben u.U. eine Lücke in
ihrem Arbeitsfeld schließen wollen. Wahrscheinlicher ist jedoch, daß sie in den ersten Monaten
nach dem Krieg noch keine anderen Arbeiten vorliegen hatten, da die ordnungsgemäße Haushalts-
führung der bayerischen Verwaltungen erst mit einiger Verzögerung anlief. Ein letzter Grund mag
das Bedürfnis der Besatzungsbehörden gewesen sein, mittels einer Prüfung der letzten Unterlagen
vielleicht Fälle von persönlicher Bereicherung unter der Nazi-Herrschaft zu ermitteln oder den Ver-
bleib von NS-Vermögen zu klären.
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 Vgl. Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 101.
877
 Vgl. Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 101.
878
 Vgl. Alois Igelspacher a.a.O., 52, Gerhard Otto / Rainer Weinert, Finanzkontrollwesen a.a.O., 103f
und Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 140.
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Ort zurückzuführen war879. Zu guter Letzt entstanden mit Verabschiedung der jewei-
ligen Landesverfassungen in Karlsruhe und Darmstadt unabhängige, spätere Landes-
rechnungshöfe880.
Die weitere institutionelle Entwicklung nach der Gründung des Vereinigten Wirt-
schaftsgebietes am 01. Januar 1947 ist Thema des folgenden Abschnitts.
4.2 Die institutionelle Entwicklung in der Bizone und in der Bundesrepublik
Nachdem sich bereits Ende 1945 und Anfang 1946 deutsche Experten aus den west-
lichen Besatzungszonen getroffen hatten, um ein einheitliches Steuer- und Finanzge-
baren in den drei Zonen in die Wege zu leiten, folgten amerikanische Bestrebungen
für die Einrichtung eines sogenannten ‚Interzonenausschusses‘, aus dem letztlich im
Laufe des Sommers 1946 das ‚Vereinigte Wirtschaftsgebiet‘ (VWG) entstand881. Die
zuvor auf die amerikanische und britische Zone aufgeteilten Verwaltungen wurden
1947 nach Frankfurt a.M. verlegt und um eine gesetzgebende Körperschaft, den spä-
teren ‚Wirtschaftsrat‘, ergänzt882. In diesem Kontext war auch die Auseinanderset-
zung um die Einrichtung und die Kompetenzen eines Rechnungshofes für das VWG
zu sehen.
4.2.1 Der Rechnungshof im Vereinigten Wirtschaftsgebiet (RHiVWG)
Am 3./4. März 1947 beschloß der ‚Gemeinsame Deutsche Finanzrat‘ (kurz: Finanz-
rat)883, die Rechnungsprüfung der bizonalen Verwaltungen dem ZRH und den RPB
                                                
879
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 141f.
880
 Vgl. für die Entwicklung in den übrigen Ländern der Amerikanischen Zone Hermann A. Dom-
mach, Potsdam a.a.O., 159ff.
881
 Ein Organisationsschema der Verwaltungen des VWG findet sich bei Theodor Eschenburg 1983.
Jahre der Besatzung: 1945 / 1949. Stuttgart: Deutsche Verlagsanstalt, 416. Allerdings war die Orga-
nisation des VWG in der kurzen Zeit ihres Bestehens vielfachen Änderungen unterworfen, insofern
stellt das Schema bei Eschenburg lediglich eine Momentaufnahme dar.
882
 Vgl. Franz-Otto Gilles 1992. Unitarismus versus Föderalismus: Die Gestaltung der öffentlichen
Finanzkontrolle in der Vor- und Gründungsphase der Bundesrepublik, in: Theo Pirker (Hg.). Die
bizonalen Sparkommissare. Opladen: Westdeutscher Verlag, 52f (im folgenden zitiert als: Unita-
rismus). Eine Darstellung der Kompetenzen des Wirtschaftsrates findet sich bei Theodor Eschen-
burg a.a.O., 388f.
883
 Entstanden aus dem für Finanzfragen zuständigen Interzonenausschuß, der sich als ‚Deutscher
Finanzrat‘ am 25. Und 26. September 1946 in Frankfurt a.M. konstituierte und später (ab März
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in der amerikanischen Besatzungszone zu übertragen, wobei die zuerst genannte Ein-
richtung die Federführung innehatte. Grundsätzliche Entscheidungen, z.B. bezüglich
der Arbeitsteilung und einer geplanten Geschäftsordnung, sollte ein sogenannter
‚Großer Senat‘ treffen884. Der Finanzrat hatte zwar bereits eine Aufgabenteilung ge-
mäß der jeweiligen Standorte der zu prüfenden Verwaltungen vorgeschlagen, aller-
dings erhielt er hierfür nicht die notwendige Zustimmung der Militärregierungen. Die
offene Frage der Arbeitsteilung machten sich die bereits zu diesem Zeitpunkt zer-
strittenen Präsidenten der Rechnungshöfe zunutze, um damit die Rechnungsprüfung
in der Bizone soweit zu verzögern, bis sie jeweils ihre eigenen Positionen durchge-
setzt hätten885. – Gründe für diesen internen Konflikt zwischen den Präsidenten des
ZRH und der Rechnungshöfe in der Amerikanischen Zone werden noch im weiteren
Verlauf der Erörterung deutlich.
Aber der Wirtschaftsrat, die gesetzgebende Körperschaft des VWG, wollte die Frage
der bizonalen Rechnungsprüfung nicht allein in den Händen der direkt Beteiligten
lassen und verabschiedete schneller als erwartet am 21. November 1947 ein soge-
nanntes Überleitungsgesetz für die Finanzkontrolle im VWG, das sich in erster Linie
am Kompromiß vom März desselben Jahres orientierte886. Diese Regelung entsprach
nicht den Vorstellungen Haasers, der seinen ZRH als zentralen Rechnungshof des
VWG etablieren wollte. Er versuchte daher, bei den Militärregierungen gegen das
Überleitungsgesetz vorzugehen, blieb aber letztlich erfolglos887. Aber auch das Ge-
setz vom 21. November 1947 wurde anfangs nicht in die Praxis umgesetzt, da es den
beteiligten RPB nicht gelang, sich auf eine gemeinsame GO zu einigen. Erst am 1.
Juni 1948 (!) kam es nach mehreren Sitzungen des Großen Senats zu einer Vereinba-
rung, die jedoch von der Militärregierung abgelehnt wurde888.
Da trotz vorhandener gesetzlicher Grundlagen keine Rechnungsprüfung für die Bi-
zone zustandekam, ergriff Haaser im Frühjahr 1948 wieder die Initiative, da ihm
                                                                                                                                         
1947) als ‚Gemeinsamer Deutscher Finanzrat‘ bezeichnet wurde. Hauptaufgabe blieb die Koordinie-
rung des Finanzwesens. Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 52f und 54.
884
 Der ‚Große Senat‘ war als oberstes Entscheidungsgremium der an der Prüfung der Bizone betei-
ligten LRH gegründet worden und setzte sich aus den Präsidenten der LRH als stimmberechtigte
Mitglieder zusammen. Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus, 54. Mitglieder waren Haaser (Britische
Zone), Cammerer (Bayern), Hofmeister (Württemberg-Baden) und Boll (Hessen). Vgl. Heinrich
Potthoff / Rüdiger Wenzel a.a.O., 204.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 62.
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 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 170f.
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 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 65f.
888
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 66f.
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aufgrund der bevorstehenden Schließung des ZRH, die weiter unten noch behandelt
wird,  der Verlust seines institutionellen Rückgrates drohte, veranlaßte er die Finanz-
behörde des VWG, seine Vorstellungen in einen Gesetzentwurf für die Errichtung
eines Rechnungshofes im VWG einzubringen. Diese Möglichkeit bot sich ihm, da
sein Mitarbeiter Fehse maßgeblich an dessen Erstellung beteiligt war889. Zwar traf
der von den Alliierten am 12. Juli 1948 genehmigte Entwurf fünf Tage zuvor noch
auf den Widerstand der LRH, insbesondere auf den des Präsidenten Cammerer, aber
er wurde auf Druck der Besatzungsmächte am 20. August 1948 vom Wirtschaftsrat
verabschiedet. Aber am 01. September legte der Länderrat890 dagegen sein Veto ein,
weniger aus Sorge vor einer zunehmenden Zentralisierung, wie sie Bayern be-
fürchtete, sondern vielmehr mit der Begründung, daß die staatsrechtliche Entwick-
lung noch in der Schwebe sei891. Obwohl kaum eine der z.B. von Bayern gerügten
Passagen geändert worden war, stimmten die beteiligten Organe im Oktober 1948
einer leicht revidierten Fassung zu, so daß das Gesetz für die Errichtung eines soge-
nannten ‚Rechnungshofes im VWG‘ (RHiVWG) am 3. November 1948 in Kraft tre-
ten konnte892. Vizepräsident dieser Einrichtung wurde der ehemalige Leiter der Zo-
nenhaushaltsabteilung in der Britischen Zone Josef Mayer, ein Kontrahent von Haa-
ser, der selbst mit dem Posten des stellvertretenden Präsidenten geliebäugelt hatte.
Das Amt des Präsidenten blieb vorerst unbesetzt.
Mayer war in der Verwaltung des VWG kein Unbekannter, denn er hatte zuvor
bereits den Vorsitz einer Kommission innegehabt, die die Abteilungen der Bi-
zonenverwaltungen auf Kosten und sachliche Notwendigkeit hin kontrollierte,
somit konnte er auch als ‚Sparbeauftragter‘ des VWG893 gelten. Mayer ver-
mochte sich wohl auch deshalb gegen Haaser durchsetzen, weil er als ehemali-
ger Ministerialdirigent des Reichsfinanzministeriums, wie auch andere ‚Mini-
sterielle‘, noch über gute Kontakte in der Bizonenverwaltung, quasi über eine
Hausmacht verfügte894. Einen solchen Rückhalt im Hause hatte Haaser späte-
                                                
889
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 67.
890
 Vgl. allgemein zum Länderrat Theodor Eschenburg a.a.O., 389f.
891
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 172 und Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 68ff.
892
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 74.
893
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 173f.
894
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 72. Der Lebenslauf von Mayer findet sich bei Walter
Vogel a.a.O., 107f.
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stens als Vorsitzender der Kommission gleichen Namens mit seiner Untersu-
chung der Wirtschaftsverwaltung der Bizone verspielt895.
Am 6. Januar 1949 nahm der RHiVWG unter Mayer seine Tätigkeit auf der Basis der
RHO in ihrer Fassung vom 08. Mai 1945896 auf. Der Rechnungshof bestand aus vier
Abteilungen und verfügte zudem über eine Verwaltungs- und Gutachtenabteilung.
Schwerpunkt seiner Arbeit war daher die Erstellung von Gutachten für die Bizonen-,
aber auch für die Landesverwaltungen, zusätzlich übertrugen die Westalliierten ihm
auch die Überprüfung der Besatzungskosten897.
Aber die Konflikte zwischen ZRH, RHiVWG und deren jeweiligen Leitern dauerten
an. Ein Grund hierfür lag in der Abordnung von 175 Bediensteten des ZRH zum
RHiVWG, die aufgrund mangelnder Räumlichkeiten ihrer Tätigkeit von Hamburg
aus nachgehen mußten, dabei also weiterhin dem Einfluß Haasers ausgesetzt waren.
Zudem hielt der Präsident des ZRH Haaser dem neuen Rechnungshof weiterhin
Kompetenzen vor, um ihn in gewissem Umfang unter Kontrolle zu haben, da er sich
weiterhin Chancen auf das Präsidentenamt eines sich abzeichnenden bundesdeut-
schen Rechnungshofes machte898.
Drei wichtige Konfliktlinien prägten die aufgeführten Kontroversen: Haaser war an
einer zentralen RPB interessiert, die neben Kompetenzen auf Bundesebene auch sol-
che auf Landes- und kommunaler Ebene besitzen sollte. Der Präsident des bayeri-
schen Rechnungshofes Cammerer hingegen wollte unter allen Umständen die föde-
rale Finanzkontrolle erhalten wissen899. Dagegen vertrat Mayer, ehemals ein Bünd-
nispartner Haasers, wie dieser auch die Forderung nach einer zentralen RPB, wenn
auch mit weniger weitreichenden Kompetenzen, war aber zugleich ein Mitbewerber
um die offenen Führungspositionen900.
Insgesamt gesehen, verhinderten diese Konflikte lange Zeit eine Prüfung der bizo-
nalen Verwaltung, so trug der bizonale Rechnungshof wohl auch daher alle Merk-
                                                
895
 Vgl. die Darstellung über die Haaser-Kommission in Abschnitt 4.1.3.
896
 Damit blieben auch die Änderungen der II. Novelle RHO vom 13. Dezember 1933 erhalten, wenn
es auch erste zaghafte Versuche gab, die kollegiale Verfassung wieder zu stärken, so sollte bei-
spielsweise eine zukünftige GO wieder vom ‚Großen Senat‘ und nicht mehr allein vom Präsidenten
verabschiedet werden. Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 250.
897
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 174f und Vgl. Heinrich Potthoff / Rüdiger Wenzel
a.a.O., 204.
898
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 75f.
899
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 68f.
900
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 73f.
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male einer lediglich vorübergehenden Behörde901, die nach der Gründung der Bun-
desrepublik vom BRH abgelöst wurde, dessen Entstehen im Anschluß behandelt
wird.
4.2.2 Die Beratungen im Parlamentarischen Rat (PR)
Bereits bei der Erstellung des Verfassungsentwurfes vom Herrenchiemsee herrschte
unter den Vätern des Grundgesetzes Einigkeit darüber, daß die Rechnungsprüfung
auf nationaler Ebene, wie in der Weimarer Republik üblich, geregelt werden soll-
te902. Der Entwurf für den Parlamentarischen Rat (PR) sah daher vor, diese einem mit
richterlicher Unabhängigkeit ausgestatteten Rechnungshof zu übertragen903. Das Nä-
here sollte ein Gesetz regeln. Zwar knüpfte die Formulierung des Chiemseer Entwur-
fes an die in Preußen und im Reich einstmals geltende Rechtslage an, neu war jedoch
gegenüber der Weimarer Reichsverfassung (WRV) die explizite Erwähnung eines
Rechnungshofes mit richterlicher Unabhängigkeit. Insofern konnte wohl nicht von
einer Regelung ‚in üblicher Weise‘ gesprochen werden904.
Aber im PR setzte sich vorerst ein geänderter Vorschlag durch, der sich in erster Li-
nie am Verfahren der Rechnungsprüfung in der Praxis orientierte905. Wie im folgen-
den noch genauer zu berichten sein wird, hatte dessen Vorsitzender Adenauer auch
Haaser den Entwurf vom Herrenchiemsee zukommen lassen, woraufhin sich dieser
vor allem zum Abschnitt ‚Finanzwesen‘ äußerte. Im Zusammenhang mit dem Rech-
nungshof schlug Haaser eine Formulierung vor, in der die Überwachung der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung, die unmittelbare Verantwortung gegenüber dem Par-
lament und die Unabhängigkeit der Mitglieder (nicht der Institution) zum Ausdruck
kamen906. Die weiteren Beratungen des PR zu diesem Themenbereich zogen sich bis
zum Mai 1949 hin, da weiterhin umstritten war, ob der Institution oder den Mitglie-
dern die richterliche Unabhängigkeit gewährt werden oder ob diese überhaupt in eine
                                                
901
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 177.
902
 Vgl. zum folgenden Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 102f.
903
 Der genaue Wortlaut des Art. 125 lautete: „Über die Verwendung der Bundeseinnahmen legt der
Bundesminister der Finanzen dem Bundestag und dem Bundesrat (Senat) Rechnung. Die Rech-
nungsprüfung obliegt einem mit richterlicher Unabhängigkeit ausgestatteten Rechnungshof. Das
Nähere regelt ein Gesetz.“ Zitiert nach Herbert Rischer a.a.O., 100.
904
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 101.
905
 Die genaue Formulierung war, die Rechnung des Finanzministers ‚mit den Bemerkungen des
Rechnungshofes‘, dem Parlament vorzulegen. S. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 188.
906
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 103.
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spätere Verfassung Eingang finden sollte, dies lehnte z.B. der Finanzausschuß des
PR zuerst ab. Letztlich knüpfte der Redaktionsausschuß des PR am Entwurf von Her-
renchiemsee, also an einer verfassungsrechtlichen Verankerung der richterlichen
Unabhängigkeit, an. Diesem Vorschlag stimmte der Hauptausschuß des PR ohne
Widerspruch zu907. Am 23. Mai 1949 trat das Grundgesetz (GG) in Kraft, in dessen
Art. 114 Abs. 2 die Rechnungsprüfung einem Rechnungshof übertragen wurde, des-
sen Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besaßen und dessen Bemerkungen beiden
Kammern des Parlaments zwecks Entlastung der Regierung übermittelt werden soll-
ten. Mittels dieses Artikels wurde nach herrschender Meinung erstmals in der deut-
schen Verfassungsgeschichte eine institutionelle Garantie der Rechnungsprüfung und
des Rechnungshofes normiert908, ein Umstand, der insbesondere auf die 1948/49
noch im Gedächtnis haftenden Erfahrungen aus der Weimarer Republik zurückzu-
führen war909, denn die Weimarer Reichsverfassung kannte, ebenso wie die Verfas-
sung von 1871, keine verfassungsrechtliche Garantie einer RPB910, sie verwies le-
diglich in Art. 86 Satz 2 darauf, daß die Rechnungsprüfung durch ein Reichsgesetz
zu regeln sei.
Die Aufgaben des späteren BRH übernahm vorerst bis zum 21. September 1949 der
RHiVWG911, der auch nach Ablauf dieser mehrmonatigen Frist ungeachtet seiner
formalen Auflösung am 1. April 1950 weiterhin die Zuständigkeiten des BRH besaß.
Dieser Umstand wurde später mittels des sogenannten ‚Gesetzes über die Ausfüh-
rung des Haushaltsplans‘ vom 07. Juni 1950 auch formalrechtlich klargestellt. Das
angesprochene Gesetz stellte zudem in den §§ 1 und 2 fest, daß die RHO in ihrer am
8. Mai 1945 gültigen Fassung weiterhin Bestand haben sollte, sofern sie nicht dem
GG oder den Bestimmungen dieses Gesetzes selbst widersprach912.
Diese Regelung stellte ein weiteres Beispiel für die rechtliche Kontinuität nach
1945 dar, wobei allerdings zu beachten war, daß bereits die amtlichen Begrün-
                                                
907
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 101.
908
 Vgl. Karl Dreßler 1964. Stellung und Aufgabe des Bundesrechnungshofes, in: Bundesrechnungs-
hof (Hg.). 250 Jahre Rechnungsprüfung. Frankfurt a.M.: Selbstverlag, 158 und Friedrich Klein Ver-
fassungsgarantie, 133. Klein, der die zuerst postulierte Garantie der Rechnungsprüfung, auch auf
eine Garantie für das Bestehen eines Rechnungshofes ausbaute. Vgl. Klaus Stern a.a.O., 419.
909
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 103.
910
 Allerdings gab es auch zur Zeiten der Weimarer Republik eine juristische Diskussion über mögli-
che verfassungsrechtliche Garantien einzelner Institutionen, die als u.a. ‚Institutsgarantie‘ bezeich-
net wurde. Vgl. zu dieser Diskussion ausführlicher Herbert Rischer a.a.O., 139-145.
911
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 190
912
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 193.
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dungen für das Gesetz vom 07. Juni 1950 auf die Notwendigkeit einer Neure-
gelung des Haushaltsrechts verwiesen913, die allerdings noch etwa zwanzig
Jahre auf sich warten lassen sollte.
Die Verabschiedung des GG legte in einem ersten Schritt den verfassungsrechtlichen
Grundstein für einen Rechnungshof, im Anschluß war nun ein Ausführungsgesetz
erforderlich.
4.2.3 Der Weg zum Bundesrechnungshofgesetz (BRHG)
Vorschläge für die Gestaltung der zukünftigen Bundesexekutive sollte ein Organisa-
tionsausschuß (OA) erarbeiten, den die Ministerpräsidenten der drei westlichen Be-
satzungszonen am 3. Juni 1949 eingesetzt hatten914.
Der OA hörte bei seinen Beratungen neben Mitgliedern des RHiVWG, die für ihn
gutachterlich tätig waren, zum Themenbereich BRH auch den Präsidenten des LRH
Nordrhein-Westfalen Oeftering915. Eben jener empfahl in einer Sitzung am 1. Juli
1949, sich in den wesentlichen Punkten an der Vorgängerbehörde, dem RHiVWG,
zu orientieren, aber das Personal allgemein und die Zahl der höheren Beamten be-
sonders zu reduzieren und bei der Gliederung der Prüfungsgebiete dem Beispiel des
RRH zu folgen916.
Oefterings Vorschlägen schloß sich der OA weitestgehend an, riet der Bundesregie-
rung am 6. September 1949 nicht nur zur Einrichtung eines BRH als Oberste Bun-
desbehörde, sondern auch zur Auflösung zonaler Sonderbehörden, wie sie z.B. noch
in Hamburg existierten, und zur Einrichtung einer speziellen Gutachtenabteilung im
späteren BRH917.
Neben dem OA beschäftigten sich auch weitere Akteure mit dem Ausführungsgesetz
zum Art. 114 Abs. 2 GG. Dabei kam es zwischen den Vertretern des RHiVWG, des
Rechnungshofes für Sonderaufgaben in Hamburg918  auf der einen und denen der
LRH auf der anderen Seite zu Auseinandersetzungen über die Kompetenzverteilung
                                                
913
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 104.
914
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 104.
915
 Im Jahr 1957 für wenige Monate Präsident des BRH, dann erster Präsident der Deutschen Bundes-
bahn. Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 114.
916
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 99f.
917
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 104.
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zwischen Bundes- und Landesrechnungshöfen919. Auf verschiedenen Sitzungen der
Arbeitsgemeinschaft der Rechnungshöfe konnte keine Einigung erzielt werden. Die
Mitarbeiter des RHiVWG und der Hamburger Behörde waren der Ansicht, daß die
Herkunft der Mittel auch die Prüfungszuständigkeit regele, der zukünftige BRH
demzufolge Bundesmittel, die von Länderverwaltungen verausgabt würden, zu prü-
fen habe. Die LRH plädierten in solchen Fällen dagegen für eine eigene Zuständig-
keit, da die mittelverwendende und rechnungslegende Stelle ihrem Verantwortungs-
bereich zuzuordnen sei920. Dieser Konflikt mündete letztlich in zwei unter-
schiedlichen Gesetzesentwürfen: Der sogenannte ‚Frankfurter Entwurf‘ beinhaltete
die Position vom RHiVWG und vom Rechnungshof für Sonderaufgaben, der soge-
nannte ‚ORL (Oberste Rechnungsprüfungsbehörden der Länder) Entwurf‘ vertrat die
Sichtweise der Länder921. Die Bundesregierung übernahm ihrerseits den ‚Frankfurter
Entwurf‘ einschließlich der vom RHiVWG und dem Rechnungshof für Sonderaufga-
ben erstellten Begründung922.
Auch die Empfehlungen des OA fanden die Zustimmung der Bundesregierung und
wurden, sofern es sich nicht um reine Organisationsvorschläge handelte, in den Ge-
setzesentwurf integriert923.
Am 28. April 1950 erreichte der Vorschlag der Bundesregierung BT und BR924, da-
bei gab es im BR Bedenken, da die Gesetzesvorlage, wie bereits das ‚Gesetz über die
Ausführung des Haushaltsplans‘ vom 7. Juni 1950, das Fortbestehen der RHO in der
am 8. Mai 1945 gültigen Fassung vorsah. Damit behielt das Präsidialprinzip seine
Gültigkeit für die RPB, obwohl alle LRH nach dem Kollegialprinzip organisiert wa-
ren. Diese Bedenken wurden zurückgestellt, nachdem der Bundesminister der Finan-
zen auf die baldige Erstellung einer neuen Bundeshaushaltsordung verwiesen hatte,
die allerdings erst 20 Jahre später (!) verabschiedet wurde925. Versuche von Vertre-
                                                                                                                                         
918
 Aus dem ZRH entstand zunächst eine sogenannte Abwicklungstelle, die ab dem 30. Mai 1949 als
‚Rechnungshof für Sonderaufgaben‘ firmierte. Die Entwicklung des ZRH wird detailliert nach der
des BRH dargestellt.
919
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 118.
920
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 119.
921
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 119. Die Begründung der jeweiligen Konfliktparteien zu
ihren Entwürfen findet sich ebenda, 119-122.
922
 Es kann lediglich spekuliert werden, ob sich die Regierung dem Entwurf des RHiVWG anschloß,
oder dieser von vornherein der Regierungsposition entsprach, quasi als Auftragsarbeit entstanden
war, wie Gilles dies vermutet. Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 122.
923
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 100.
924
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 194.
925
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 101.
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tern der LRH, ihre bereits genannten Vorbehalte gegen das Bundesrechnungshofge-
setz (BRHG) via Landesregierungen im BR zur Geltung zu bringen, scheiterten, da
mehr und mehr Länder von der Position der LRH abrückten926.
Schließlich trat das Gesetz mit einigen Ergänzungen am 27. November 1950 rück-
wirkend zum 1. April 1950 in Kraft. Im einzelnen sah es in § 1 BRHG die Errichtung
eines Bundesrechnungshofes als einer gegenüber der Bundesregierung selbständigen,
nur dem Gesetz unterworfenen obersten Bundesbehörde, in § 2 BRHG die Aufrecht-
erhaltung der RHO in der Fassung vom 08. Mai 1945, soweit sie nicht dem GG wi-
dersprach, in § 8 BRHG gutachterliche Äußerungen des Präsidenten, in dem § 11
BRGH die richterliche Unabhängigkeit der prüfenden Mitglieder927 und in § 12 An-
ordnungen über die Inkompatibilitäten vor928. Der Erlaß der GO des BRH wurde,
entgegen den Regelungen der II. Novelle RHO vom 13. Dezember 1933, dem Präsi-
denten entzogen und wieder dem ‚Großen Senat‘ übergeben (§ 13 BRHG). Das war
neben der Wiederverwendung des Begriffs ‚Mitglied‘ in § 11 BRHG der einzige
Punkt, indem die „Entkollegialisierungsbestimmungen“929 der II. Novelle RHO re-
vidiert wurden.
Das Festhalten an einem großen Teil der RHO, darunter auch an solchen Re-
gelungen, die erst im Zuge der II. Novelle aufgenommen worden waren, wurde
vielfach kritisiert930. Hauptvorwurf war dabei der Umstand, daß mit den §§ 118
bis 126 RHO alle wesentlichen Ausführungen, die die kollegiale Verfassung
berührten, in Kraft blieben, unter ihnen auch solche, die eben jene Verfassung
zugunsten monokratischer Strukturen schwächten. Dies galt z.B. für den § 124
RHO, der dem Präsidenten des BRH die Organisationsgewalt übertrug, den §
126 c Abs. 2 RHO, der ihm weiterhin eine Einflußnahme auf die Besetzung des
‚Großen Senats‘ gestattete 931 und den § 125 Abs. 1 RHO, nach dem es möglich
war, der direkt dem Präsidenten unterstellten Präsidialabteilung Prüfungs- und
Beratungsaufgaben zuzuweisen932.
                                                
926
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 122.
927
 Der Begriff des ‚Mitgliedes des Rechnungshofes‘ war von der II. Novelle abgeschafft worden,
seine Wiederverwendung stellte somit den Rechtszustand vor Dezember 1933 erneut her. Vg. Hans
Reger, Kollegialsystem, 262 (FN 1).
928
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 417.
929
 S. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 262.
930
 Vgl. den Überblick über solche Auffassungen bei Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 261.
931
 Vgl. Hans-Jürgen Fuhrmann a.a.O., 326.
932
 Vgl. Hans-Jürgen Fuhrmann a.a.O., 330.
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An dieser Stelle sollte allerdings auch darauf verwiesen werden, daß die knap-
pen Vorschriften des BRHG und die weitgehende Übernahme der RHO auch
den Umständen der frühen Phase des Aufbaus der Bundesrepublik Rechnung
trugen, die keine Zeit für langwierige rechtstheoretische Diskurse ließen, da
zunächst einer raschen Fortführung einer im großen und ganzen funktionieren-
den Rechnungsprüfung Priorität eingeräumt wurde933.
Der § 4 BRHG übertrug dem BRH die Kontrolle der gesamten Haushalts- und Wirt-
schaftsführung der Bundesorgane und -verwaltung, eine umfassendere Befugnis als
sie seine Vorgängerbehörden besessen hatten. Der angesprochene Paragraph 4 ver-
lieh dem BRHG jene rechtstheoretische und praktische Bedeutungen, die es erlaub-
ten, in ihm das in Art. 114 Abs. 2 Satz 3 GG a.F. angekündigte Rechnungsprüfungs-
gesetz zu sehen, obwohl das BRHG die Rechnungsprüfung nicht im einzelnen re-
gelte, also kein Rechnungsprüfungsgesetz im engeren Sinne war934.
Der BRH wurde nach § 5 BRHG Rechtsnachfolger des RRH, ZRH und RHiVWG935,
an dessem Dienstsitz er verblieb. Sein innerer Aufbau entsprach dem seiner Rechts-
vorgänger. Neben den Rechnungsprüfungsabteilungen, die in mehrere Prüfungsge-
biete untergliedert waren und denen ein Ministerialrat vorstand, wurde eine Gutach-
ten- sowie eine Präsidialabteilung eingerichtet. Das Personal rekrutierte sich aus dem
Rechnungshof der Bizone und aus verschiedenen ehemaligen Reichsministerien, der
bisherige Präsident des Hamburger Rechnungshofes Haaser wurde Direktor im BRH,
trat aber bereits 1955 in den Ruhestand936.
Das Bundesrechnungshofgesetz sah auch als Reaktion auf den schwelenden Konflikt
zwischen Zentralisten und Föderalisten in § 10 BRHG ein neues Gremium vor, den
‚Vereinigten Senat‘, der sich mit dem Problem der Kompetenzabgrenzung zwischen
BRH und LRH und dem der gemeinsamen Prüfungen befassen sollte, jedoch kaum
einmal zusammentrat. Seine Aufgaben übernahm in der Praxis die bereits seit Sep-
tember 1947 existierende Arbeitsgemeinschaft der Rechnungshöfe937.
Es bleibt das bereits am Rande erwähnte Schicksal des ZRH zu erörtern, das sich
parallel zur Entwicklung des BRH entschied.
                                                
933
 Vgl. Hans Reger, Kollegialsystem a.a.O., 254.
934
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 950.
935
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1077.
936
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 196f.
937
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 123ff.
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4.2.4 Die Abwicklung des Zonenrechnungshofes (ZRH)
Im Zuge der Bildung des VWG wurde Druck auf den ZRH ausgeübt, seine Kompe-
tenzen mit der Zeit an die in der britischen Besatzungszone entstandenen oder noch
im Aufbau befindlichen Rechnungshöfe und an den Rechnungshof des VWG abzu-
geben.
Die britische Militärregierung beschloß daher nach Gründung des VWG bis zum 30.
September 1948 alle zonalen Behörden aufzulösen, der ZRH und sein Personal soll-
ten in die LRH übernommen werden. Zum 01. April 1948 wurde folgerichtig der
Zonenhaushalt von einem sogenannten ‚regionalen Auftragshaushalt‘ abgelöst, und
so bestand haushaltsrechtlich ab April 1948 bereits keine Zonenverwaltung mehr938.
Haaser, Präsident des ZRH,  aber wollte die maßgeblich von ihm geprägte Institution
nicht ohne weiteres aufgeben. Einerseits war er daran interessiert, das hochqualifi-
zierte Personal möglichst geschlossen in eine zentrale RPB des VWG zu überfüh-
ren939, andererseits bedeutete der ZRH für ihn seinen institutionellen Rückhalt, mit
dem er seine Vorstellungen von einer zentralen Prüfungsbehörde und zu guter Letzt
auch seine Kandidatur für ihr Präsidentenamt unterstützen wollte. Daher verlegte er
sich auf eine Art von Verzögerungstaktik, mit der die Hamburger Behörde möglichst
lange am Leben gehalten werden sollte. Ihm gelang es, die Länder in der Britischen
Zone von der Notwendigkeit zu überzeugen, weiterhin eine zentrale Prüfungsbehör-
de zu finanzieren, die Gutachten erstellen und sich mit solchen Einnahmen und Aus-
gaben beschäftigen sollte, die effizienter zentral kontrolliert werden konnten (z.B.
Besatzungskosten, Kriegshinterbliebenenversorgung)940.
Obwohl die britische Militärregierung im Sommer 1948 in mehreren Verlautbarun-
gen ihre Zielsetzung bekräftigte, auch den ZRH aufzulösen, folgte seiner formalen
Schließung am 28. September 1948 die Einrichtung einer sogenannten ‚Abwick-
lungsstelle‘, die bis Ende Februar 1949 befristet sein sollte. Haaser hatte sich also mit
seinem Anliegen vorerst durchgesetzt und blieb Präsident dieser Abwicklungsstelle,
die aus der Präsidialabteilung des ehemaligen ZRH bestand und deren Aufgabe es
                                                
938
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 177.
939
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 178.
940
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 178.
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war, diejenigen Tätigkeiten zu übernehmen, die später aller Voraussicht nach an den
Rechnungshof der Bundesrepublik fallen würden941.
Obwohl diese Abwicklungsstelle Ende Februar 1949 ihre Tätigkeit hätte einstellen
sollen, einigten sich die Finanzreferenten der Länder bereits Mitte Oktober 1948 dar-
auf, diese Einrichtung weiterzuführen, um eine einheitliche Kontrolle des regionalen
Auftragshaushaltes zu gewährleisten942. Am 18. März 1949 stimmten die Briten einer
Fortführung als ‚Rechnungshof für Sonderaufgaben‘ zu, der von den Ländern finan-
ziert wurde, weiterhin in erster Linie den Auftragshaushalt zu prüfen hatte und der
britischen Kontrollkommission in Minden unterstand943. Aber im Oktober 1949
zeichnete sich das endgültige Ende des ehemaligen ZRH ab, da die Länder ange-
sichts der Entwicklung im VWG nicht mehr bereit waren, die Kosten für eine zu-
sätzliche länderübergreifende RPB über den 31. März 1950. So wurde der Rech-
nungshof für Sonderaufgaben am 31. März aufgelöst, seine Aufgaben wie auch sein
Personal übernahm der RHiVWG944. Damit war es hinaus zutragen Haaser gelungen,
die Existenz des ZRH um ca. eineinhalb Jahre zu verlängern und sein Fachpersonal
in LRH oder im BRH unterzubringen.
Die Einrichtung der zwei Nachfolgeinstitutionen des ZRH hatte dabei wohl eher per-
sönliche als funktionale Gründe945, da die Militärregierung sich aufgrund der guten
Zusammenarbeit mit Haaser dazu verpflichtet gefühlt haben dürfte. Zudem war eine
RPB in der Britischen Zone immer auch ein geeignetes Gegengewicht gegenüber
dem RHiVWG.
4.3 Die Berater- und Gutachtertätigkeit der Rechnungshöfe
Nachdem bisher der Werdegang der verschiedenen Rechnungshöfe dargestellt wor-
den ist, steht im folgenden ihre funktionelle Entwicklung im Mittelpunkt der Be-
trachtungen.
Die bei weitem nachhaltigere Tätigkeit der RPB im Nachkriegsdeutschland bezog
sich nicht auf die Rechnungsprüfung im engeren Sinne, die, wie am Beispiel der Bi-
                                                
941
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 179f. Die genaue Bezeichnung der Abwicklungs-
stelle ist: Rechnungshof des Deutschen Reiches (Britische Zone) – Abwicklungsstelle.
942
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 180.
943
 Haaser gelang es sogar, das Personal dieser Dienststelle von 30 auf 130 (!) aufzustocken. Vgl.
Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 180.
944
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 184f.
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zonenverwaltung gezeigt wurde, teilweise gar nicht stattfand, sondern auf die Ein-
flußnahme mittels Erstellung von Gutachten und Beratung politischer Entschei-
dungsträger946. Eine wichtige institutionelle Voraussetzung für diese Arbeiten war
dabei die von Haaser unter der Leitung von Fuchs (zunächst) beim ZRH in Hamburg
eingerichtete Gutachtenabteilung. Die Berater- und Gutachtertätigkeit der Rech-
nungshofmitarbeiter hatte zur Folge, daß die RPB und ihr Personal in die politischen
Auseinandersetzungen der Nachkriegszeit involviert waren und teilweise auch aktiv
an ihnen teilnahmen. Besonders hervorzuheben sind in diesem Zusammenhang die
Expertise der bereits angesprochenen ‚Haaser-Kommission‘ und die Beteiligung des
Spitzenpersonals der RPB an der Arbeit des PR und des OA der Ministerpräsiden-
tenkonferenz.
4.3.1 Die ‚Haaser-Kommission‘
Am 18. Und 19. März 1948 setzte die Verwaltung für Finanzen der Bizone anläßlich
der Haushaltsberatungen eine Kommission unter der Leitung von Franz Haaser ein,
deren Aufgabe es sein sollte, die Verwaltung für Wirtschaft (VfW) der Bizone in
ihrer Gesamtheit zu prüfen947.
Dieser Auftrag stellte nicht den ersten Versuch dar, die Wirtschaftsverwaltung
der Bizone, u.a. aufgrund ihres umfangreichen Personalapparates, einer Kon-
trolle zu unterziehen, aber die betreffende Vorgängerbehörde, das Verwal-
tungsamt für Wirtschaft in Minden, hatte sich gegen dieses Ansinnen stets ge-
wehrt. Da diese Behörde kurz darauf nach Frankfurt umsiedelte und dort als
VfW reinstitutionalisiert wurde, trafen die Mitarbeiter der ‚Haaser-
Kommission‘ auf dieselben Widerstände wie zuvor in Minden948. Im Zusam-
menhang mit der Verlegung des Amtssitzes wechselte auch die Leitung der
Behörde; Ludwig Erhard (CDU) folgte Viktor Agartz (SPD). Dieser Wechsel
auf der Leitungsebene bedeutete zugleich eine Kursänderung in der von der
VfW propagierten Wirtschaftspolitik. Agartz war ein Anhänger der zentral-
staatlichen Planwirtschaft gewesen, Erhard favorisierte die Idee einer sozialen
                                                                                                                                         
945
 Vgl. Rainer Weinert, Besatzungspolitik a.a.O., 30f.
946
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 135.
947
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 135f und Rainer Weinert 1992c. Wider den Wasserkopf von
Hoechst, in: Theo Pirker (Hg.). Die bizonalen Sparkommissare. Opladen: Westdeutscher Verlag, 85
(im folgenden zitiert als: Hoechst).
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Marktwirtschaft in einem föderalen Bundesstaat949. In diesem politischen
Spannungsfeld arbeitete die ‚Haaser-Kommission‘.
Weinert äußert aufgrund der politischen Begleitumstände die Ansicht, daß die-
se Kommission einen Arbeitsauftrag mit „eindeutig politischem Charakter“
erhielt und deren Mitglieder diesen auch so interpretierten950, nämlich mit den
Ergebnissen ihrer Tätigkeit die marktwirtschaftliche Idee zu unterstützen. Wie
diese wirtschaftspolitische Theorie mittels einer Organisationsprüfung der
VfW gefördert werden sollte, war m.E. schwer nachvollziehbar, denn die von
Haaser und seinen Mitarbeitern zu prüfende Behörde (die VfW unter Erhard)
befürwortete anders als ihr Vorläufer (das Verwaltungsamt für Wirtschaft unter
der Leitung von Agartz) ja eindeutig die Einführung der Marktwirtschaft und
lehnte eine zentralstaatliche Planwirtschaft ab. Meiner Ansicht nach arbeitete
die Haaser-Kommission zwar in einem politischen Spannungsfeld, aber als Ar-
gumente in einer wirtschaftspolitschen Grundsatzdebatte dürften ihre Resultate
lediglich von geringem Wert gewesen sein.
Die praktische Arbeit der Haaser-Kommission fand zwischen dem 20. April und dem
16. Juni 1948 vor Ort in Frankfurt statt und wurde von Mitarbeitern der Gutachten-
und Präsidialabteilung aus Hamburg durchgeführt951. Obwohl sich außer Haaser die
übrigen Mitglieder der Kommission aus den Länderverwaltungen rekrutierten952,
agierten sie als „Kommissare des Rechnungshofs“ und wurden von den Mitarbeitern
der Bizonenverwaltung auch so wahrgenommen (und wohl auch gefürchtet) und tra-
fen daher auf allgemeines Mißtrauen 953.
Im Ergebnis kritisierte das Gutachten die Tatsache, daß die VfW aus mehreren ande-
ren Verwaltungen zusammengewürfelt worden war, was organisatorische Defizite
u.a. im Bereich der Kompetenzabgrenzung zur Folge hatte. Zudem wurde die Perso-
nalwirtschaft bemängelt, denn es war z.B. kein vollständiger Stellenplan zur Hand.
Auch die vermehrte Verwendung und Einstellung von externen Experten, die einem
                                                                                                                                         
948
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 88f.
949
 Vgl. zu den wirtschaftspolitischen Einstellungen von Victor Agartz als Leiter des Zentralamtes für
Wirtschaft in Minden Theodor Eschenburg 1983. Jahre der Besatzung: 1945 / 1949. Stuttgart: Deut-
sche Verlagsanstalt, 379 und allgemein Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 86f.
950
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 86 und 88.
951
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 85.
952
 Dies waren im einzelnen Finanzsenator Dudek aus Hamburg, die Ministerialdirigenten Frank und
Rahmdörfer aus Niedersachsen und Bremen, Oberregierungsrat Wagenhöfer aus Bayern und Fi-
scher-Menshausen, Ministerialrat beim Länderrat. Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 89.
953
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 89.
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um sich greifenden Lobbyismus Vorschub leisteten, fand nicht die Zustimmung der
Gutachter. Sie schlugen daher eine Rückkehr zur Organisation der Ministerialver-
waltung und zu den Grundsätzen des Berufsbeamtentums vor, außerdem eine drasti-
sche Personalreduzierung um zwei Drittel aller Stellen954. Darüber hinaus fanden
sich im Haaser-Papier eine Vielzahl von Vorschlägen für Aufbau und Organisation
der Staats- und Kommunalverwaltung im allgemeinen955. Insofern repräsentierte die-
ses Gutachten allem Anschein nach grundsätzliche Standpunkte der Hamburger
Rechnungsprüfer.
Bei der Betrachtung der Auswirkungen des Gutachtens ist zu beachten, daß der an-
fangs erwähnte politische Konflikt insofern beendet wurde, als die SPD mittlerweile
in die Opposition gegangen war und sich im Zuge der Währungsreform die markt-
wirtschaftliche Position durchgesetzt hatte. Daher wurde die Expertise im klassi-
schen Dissenz einer Etataufstellung zwischen der Finanzverwaltung und den Rech-
nungsprüfern auf der einen und der Exekutive der Bizone auf der anderen Seite dis-
kutiert956. Zwar ließ sich ein Teil der Kritikpunkte der ‚Haaser-Kommission‘ umset-
zen, und es kam zu einer Reorganisation der Personalwirtschaft, auch organisatori-
sche Konsequenzen wurden gezogen, aber eine umfangreiche Reduzierung der Refe-
rate und Abteilungen folgte aufgrund der Übernahme neuer Aufgaben kurzfristig
nicht957.
Weitere Auswirkungen des Haaser-Papiers scheiterten auch am hartnäckigen Wider-
stand Erhards, der aufgrund des geänderten politischen Umfeldes das Gutachten
nicht als einen Beitrag zur Stärkung der marktwirtschaftlichen Idee sah, vielmehr als
einen Angriff auf seine Behörde und die gesamte Bizonenverwaltung. So kritisierte
er u.a. die Nichtbeteiligung der VfW und seiner Person und das Auftreten der Gut-
achter selbst, die seiner Ansicht nach mit vorgefaßter Meinung an die Arbeit heran-
gegangen seien958.
Nicht nur das Mißfallen Erhards zog sich die Haaser-Kommssion zu, denn auch im
Zuge der Haushaltsberatungen für 1949, an denen Kommissionsmitglieder als Bera-
                                                
954
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 91-95. War der Personalbedarf des VfW ursprünglich auf 800
Mitarbeiter veranschlagt worden, so waren im Januar 1947 bereits 1700 Stellen besetzt. Vgl. Theo-
dor Eschenburg a.a.O., 382.
955
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 137.
956
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 95.
957
 Die Kommission hatte z.B. die Reduktion der Referate von 93 auf 47 vorgeschlagen, zunächst ging
ihre Zahl auf 54 zurück, stieg aber in der Folgezeit aufgrund der hinzugekommenen Aufgaben wie-
der auf über 80 an. Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 96f.
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ter teilnahmen, kam es zu Auseinandersetzungen mit der übrigen Bizonenverwal-
tung, deren Vertreter das Auftreten der Rechnungsprüfer und ihre Einmischung in
politische Entscheidungen kritisierten959. Letztlich führte diese Gegnerschaft zur
Auflösung der Haaser-Kommission im Herbst 1950960. Teilweise wurde ihre Arbeit,
die im Sommer und Herbst 1948 auch auf die Verwaltung für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten, dann sukzessive auf die übrigen Bizonenverwaltungen ein-
schließlich nachgeordneter Behörden ausgedehnt worden war, vom RHiVWG und
vom BRH in den späteren Bundesverwaltungen weitergeführt961.
Im Nachhinein betrachtet, blieb der Auftrag der ‚Haaser-Kommission‘ trotz des ge-
änderten politischen Umfeldes ein politischer, da ihre Gutachten zwar nicht mehr im
Streit um den einzuschlagenden wirtschaftspolitischen Kurs, sondern in der Ausein-
andersetzung um die Bizonen- und ihre Überführung in die Bundesverwaltung als
schlagkräftige Argumente verwendet werden konnten.
4.3.2 Die Beratung des Parlamentarischen Rates (PR) und des Organisations-
ausschusses (OA)
Trotz ihrer umstrittenen Ergebnisse begründeten die Haaser-Gutachten einen Exper-
tenstatus der Gutachtenabteilung in Hamburg962, die daher auch dem Parlamentari-
schen Rat (PR) und dem Organisationsausschuß (OA) der Ministerpräsidentenkonfe-
renz beratend zur Seite stand. Bereits zweieinhalb Monate nach der konstituierenden
Sitzung des PR am 1. September 1948 legte die Gutachtenabteilung am 18. und 25.
November zwei schriftliche Stellungnahmen zu den Schlußbestimmungen des GG
und zum Abschnitt Finanzwesen vor963. Inhaltlich wichen sie wenig von den Äuße-
rungen anderer Sachverständiger ab. Im einzelnen plädierte Fuchs bei seiner mündli-
chen Erläuterung für einen starken, zentral organisierten Verwaltungsstaat und für
die Beibehaltung des Berufsbeamtentums. Zudem nutzte er die Gelegenheit, die Vor-
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 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 98f.
959
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 99.
960
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 139.
961
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 137.
962
 Vgl.Gerhard Otto 1992. Politikberatung oder Politikgestaltung? Die verwaltungsreformerische
Intention der Finanzkontrolleure beim Aufbau der obersten Exekutivorgane der Bundesrepublik, in:
Theo Pirker (Hg.). Die bizonalen Sparkommissare. Opladen: Westdeutscher Verlag, 116 (im fol-
genden zitiert als: Politikberatung oder Politikgestaltung).
963
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 119.
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stellungen des Hamburger Rechnungshofes über die spätere Organisation der Bun-
desverwaltung darzustellen964.
Wer Auftraggeber dieser Gutachten war, blieb unklar. Es spricht jedoch einiges da-
für, daß Adenauer und nicht der PR der Urheber war965 und mit Hilfe dieser Experti-
sen seine Positionen stützen wollte966. Dabei blieb er wohl deshalb als Initiator im
Hintergrund, um die Unabhängigkeit der Gutachter nicht zu desauvoieren. Ein weite-
rer Grund könnte gewesen sein, daß Adenauer als Präsident des PR wenig Interesse
daran gehabt haben dürfte, die Mitarbeit von Mitgliedern des Rechnungshofes auf
anderen Gebieten, insbesondere der Personalrekrutierung für die neue Bundesver-
waltung, öffentlich zu machen. In diesem Bereich war u.a  ein Beamter der Gutach-
tenabteilung aus Hamburg, Ministerialrat Keßler, tätig, der Mitte bis Ende Januar
1949 von Haaser permanent an den PR ausgeliehen worden war und dort als Mitar-
beiter des Sekretariates angesehen wurde967. Insofern weilten Rechnungsprüfer nicht
nur sporadisch, sondern permanent beim PR.
Auch im OA der Ministerpräsidentenkonferenz, der Zahl und Kompetenzen der
Bundesorgane sowie ihre Organisations- und Stellenbemessungspläne festlegen
sollte, waren Mitglieder des RHiVWG968 vertreten, so der bereits erwähnte Direktor
Fuchs, Leiter der Gutachtenabteilung, und Oberregierungsrat Markull, der später auf
Bitten Adenauers von Mayer als Leiter der Rechnungshofaußenstelle nach Bonn ab-
geordnet wurde969. Auch in weiteren Ausschüssen saßen Mitglieder von Rechnungs-
höfen entweder ex officio, als Ländervertreter, wie RH-Präsident Oeftering im Orga-
nisations- und Finanzausschuß und der Vizepräsident des LRH Niedersachsen Egidi
                                                
964
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 122ff.
965
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 118f.
966
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 127.
967
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 125f.
968
 Zur Erinnerung: Der ZRH war am 28. September 1948 aufgelöst worden, ihm folgte die soge-
nannte Abwicklungstelle, später, am 30. Mai 1949 der Rechnungshof für Sonderaufgaben. Die Gut-
achtenabteilung war mit Gründung des RHiVWG am 3. November 1948 diesem zugeordnet, der
allerdings erst am 6. Januar 1949 seine Tätigkeit aufnahm.
969
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 130. Die Errichtung von Außen-
stellen war dem RRH später aufgrund der immer noch gültigen RHO, auch dem RHiVWG und dem
BRH gemäß § 90 Abs. 4 gestattet. Er erlaubte die Einrichtung von Prüfungsstellen am Sitz von
Bundesbehörden, wenn diese zweckmäßig erschien. Hierfür war allerdings die Zustimmung des zu-
ständigen Bundesministers, des Bundesministers der Finanzen und die Bewilligung der Haushalts-
mittel notwendig. Die Außenstelle Bonn war eine Prüfungsstelle in diesem Sinne. Vgl. Karl Fried-
rich Vialon a.a.O., 970. Nach der Haushaltsrechtsreform übernahm die BHO diese Regelungen in §
94 Abs. 3 BHO. Vgl. u.a. Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 68.
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im Technischen Ausschuß, oder ad personam, wie Präsident Haaser und Fischer-
Menshausen, u.a. Mitglied der Haaser-Kommission, im Finanzausschuß970.
Bereits vor Einsetzung des OA gab Adenauer wohl im Herbst 1948 beim Hamburger
Rechnungshof, nicht beim RHiVWG, ein Gutachten in Auftrag, welches seine Posi-
tion, Bonn als späteren Regierungssitz zu wählen, für die zu erwartenden Auseinan-
dersetzungen mit der Ministerpräsidentenkonferenz unterstützen sollte971.
In der Expertise selbst, die aufgrund des Erscheinungsdatums am 1. März auch als
‚Märzgutachten‘ (aber an anderer Stelle auch als ‚Haaser-Gutachten‘) bezeichnet
wurde, sprach sich der Verfasser, sehr wahrscheinlich wiederum Fuchs (!), generell
für eine Zweiteilung der gesamten Bundesverwaltung aus. Die Ministerien hatten
sich mit der politischen Grundsatzarbeit zu befassen und sollten demzufolge klein
gehalten werden, als Vollzugsorgane würden weisungsgebundene Bundesoberbehör-
den oder mittelbar die Landesverwaltungen fungieren972. Diese strenge Unterschei-
dung zwischen politischer Stabsarbeit und administrativem Vollzug hätte es ermög-
licht, trotz der infrastrukturellen Defizite für Bonn als Regierungssitz zu plädieren.
Obwohl die Stellungnahme aus Hamburg Adenauers Vorstellungen entsprach, hielt
er sie unter Verschluß, da ihr Inhalt einerseits den Widerstand der Föderalisten auf
den Plan gerufen hätte, andererseits eine Veröffentlichung im März 1949 die Ausein-
andersetzung zwischen PR und Ministerpräsidentenkonferenz über die Führungsrolle
beim Aufbau der Bundesverwaltung vorgezogen hätte, zu diesem Zeitpunkt aber die
Verabschiedung des GG Vorrang haben sollte973.
Im Anschluß an dieses erste Gutachten beauftragte Adenauer im März 1949 die Ab-
wicklungstelle in Hamburg damit, ihre Vorschläge für den Aufbau der Bundesver-
waltung zu konkretisieren, da das März-Papier eher programmatischen Charakter
besäße974.
                                                
970
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 144.
971
 Während Gerhard Otto Adenauer lediglich als Auftraggeber vermutet, ist sich Pünder in diesem
Punkt sicher. Vgl. Gerhard Otto Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 131 und Hermann
Pünder 1968. Von Preußen nach Europa. Lebenserinnerungen. Stuttgart: Deutsche Verlagsanstalt,
394. Allerdings mußte der RHiVWG- Präsident Mayer auf einer späteren Pressekonferenz im Juni
1949 zu dem besagten Gutachten klarstellen, daß es für die Auftragserteilung keine schriftlichen
Vorgänge beim RHiVWG gab. Vgl. Hermann Pünder a.a.O., 394.
972
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 132f und Hermann Pünder a.a.O.,
394.
973
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 135.
974
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 136.
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Von diesem Ansinnen erfuhr auch der Vizepräsident des RHiVWG Mayer, der sich
daraufhin am 23. Mai in einem Brief an Haaser wandte und dabei den Loyalitätskon-
flikt für die Mitarbeiter der Gutachtenabteilung, die formal ihm unterstellt waren,
aber weiterhin von Haaser Arbeitsaufträge erhielten, zur Sprache brachte, und er
stellte die Legalität der Beratungstätigkeit beim PR in Frage, da es nicht Aufgabe
von Rechnungshofmitarbeitern sei, die zukünftige Bundesverwaltung zu planen. Da-
bei hatte Mayer allerdings weniger im Sinn, die Beteiligung von Rechnungshofmit-
arbeitern zu unterbinden, vielmehr wollte er wohl das Beratungsmonopol Haasers
unterminieren975.
Mayer wurde des weiteren auch beim Verwaltungsratsvorsitzenden des VWG Pünder
am 29. März 1949 vorstellig und ersuchte diesen, in seinem Sinne bei (seinem Par-
teifreund) Adenauer zu intervenieren; dieser bat daraufhin bereits am 30. März
schriftlich den Präsidenten des PR, nach der Auflösung der Abwicklungstelle dem
bizonalen Rechnungshof die Erstellung des Gutachtens zu überlassen. Diesem An-
sinnen kam der spätere Bundeskanzler in einem Schreiben vom 13. April 1949 an
den Präsidenten des RHiVWG nach, in dem er ihn um ein weiteres Gutachten bat.
Zudem regte er eine permanente Präsenz des Rechnungshofes in Bonn an976. Mayer
erfüllte diese Bitte mit der bereits angesprochenen Abordnung Markulls977. Zwar
wurde das am 3. Mai 1949 vorgestellte Gutachten nun formal unter der Leitung
Mayers beendet, aber auf das größtenteils fertiggestellte Schriftstück nahm er kaum
noch Einfluß978.
Anders als aufgrund der Kontroversen zwischen Haaser und Mayer zu erwarten ge-
wesen wäre, stellte das Mai-Gutachten keine grundsätzliche Abkehr von der vorheri-
gen Arbeit dar. Die Unterschiede ließen sich auf ihre verschiedenen Intentionen zu-
rückführen. In der März-Stellungnahme waren die Grundprinzipien eines modernen
Verwaltungsstaates programmatisch dargestellt worden, das Mai-Gutachten hatte
dagegen die Auflösung und Abwicklung der Bizonenverwaltung zum Thema979. Bei-
de Papiere entwickelten mit ihrem Plädoyer für eine Zweiteilung der Bundesverwal-
                                                
975
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 137.
976
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 138. Interessanterweise findet das
Schreiben von Pünder an Adenauer in seinen Memoiren keine Erwähnung. Vgl. Hermann Pünder
a.a.O., 394ff.
977
 Diese Anregung Adenauers, eine permanente Stelle des RHiVWG beim PR einzurichten, war nicht
Gegenstand des Pünderschreibens vom 30. März gewesen. Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder
Politikgestaltung a.a.O., 138.
978
 Vgl. Hermann Pünder a.a.O., 395.
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tung dieselben Vorstellungen für eine Verwaltungsreform, die im übrigen auf den
früheren RSK Saemisch zurückgingen980.
Es folgte am 2. Juni 1949 ein weiteres Gutachten, erstellt vom RHiVWG, genauer
von seiner Außenstelle in Bonn, welches als eine Zusammenfassung der bisherigen
Arbeiten bezeichnet werden konnte und sich zudem mit dem grundsätzlichen Pro-
blem der ausufernden Staatstätigkeit befaßte981. Deutlich wurde in dieser Stellung-
nahme auch das Bemühen der Verfasser, bei der zukünftigen Bundesverwaltung eine
klare Trennung zwischen politischer Ministerialarbeit und dem administrativen Voll-
zug zu erreichen, um den parteipolitischen Einfluß auf die Verwaltung zu begren-
zen982. Außerdem wäre eine konditional programmierte Verwaltung, die angespro-
chenen Bundesoberbehörden, mit dem Instrumentarium der Rechnungshöfe einfa-
cher zu prüfen983.
Welche Rolle haben die aufgeführten Gutachten und die Rechnungsprüfer im OA
gespielt? Die ersten beiden Gutachten waren unter Verschluß gehalten worden und
wurden vom Verwaltungsratsvorsitzenden des VWG Pünder öffentlich gemacht, der
sie zudem wegen ihrer Geheimhaltung und im Hinblick auf die Nicht-Einbeziehung
der Frankfurter Behörden kritisierte984. Zudem warf er ihren Verfassern Kompetenz-
anmaßung vor und sprach ihnen die fachliche Qualifikation ab985. Insofern sahen sich
die Mitglieder der Rechnungshöfe bei den Beratungen des OA von Beginn an har-
scher Kritik vor allem von Seiten der Bizonenverwaltung ausgesetzt.
An dieser Stelle scheint es angebracht, kurz die Gründe für die Geheimhaltung
sowohl des März- als auch des Mai-Gutachtens nochmals zu erläutern986:
Beide Expertisen wurden zu einem Zeitpunkt erstellt, als im PR und in der
Presse kontrovers über die zukünftige Gestaltung der Bundesrepublik diskutiert
wurde. Die eine Seite befürwortete dabei ein stärker föderalistisch geprägtes
Gemeinwesen, die andere ein eher zentralistische Gestaltung. Die Föderalisten
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 Zum genauen Inhalt vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 139-142.
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fanden bei den westlichen Siegermächten Unterstützung, die ‚Zentralisten‘
wurden von Adenauer angeführt. Dieser sah sich in der politischen und Me-
dienöffentlichkeit zudem dem Vorwurf der Kompetenzanmaßung im Zusam-
menhang mit der Erstellung des GG und der Auswahl der späteren Bundes-
hauptstadt ausgesetzt. In dieser aufgeheizten Atmosphäre erschien es Adenauer
daher angebracht, erst das März- und später auch das Mai-Gutachten zur Ver-
schlußsache zu erklären, weil der Inhalt beider Papiere durchaus geeignet war,
die gegen ihn erhobenen Vorwürfe zu untermauern, da die Legitimation zur
Auftragserteilung zumindest fragwürdig war und die Befürchtungen der Föde-
ralisten bestätigte. Die daraus möglicherweise entstehenden Konflikte wollte
der spätere Bundeskanzler vermeiden oder erst nach Verabschiedung des GG
ausfechten.
Als am 16. Mai 1949 der Präsident des RHiVWG Mayer dem Oberdirektor
Pünder beide Gutachten hatte zukommen lassen und dieser sie an seine Kolle-
gen vom Verwaltungsrat informell weiterleitete, da er mit ihrem Inhalt ganz
und gar nicht konform ging und sich auf diesem Wege von ihnen distanzieren
wollte, waren die Verschlußsachen nicht mehr geheimzuhalten987.
Beide Papiere und der Umgang mit ihnen sind auch ein gutes Beispiel dafür,
wie sehr die Rechnungshöfe und ihre exponierten Mitarbeiter in der Nach-
kriegszeit in die politischen Auseinandersetzungen gewollt oder ungewollt in-
volviert waren.
Nachdem sich der OA am 11. Juni 1949 unter der Leitung des hessischen Minister-
präsidenten Stock konstituiert hatte und sowohl Mayer als auch Pünder als externe
Sachverständige berufen worden waren, kam es am 17. und 18. Juni zur Sitzung in
Bad Schlangenbad, auf der die entgegengesetzten Meinungen von Rechnungsprüfern
und Bizonenverwaltung aufeinandertrafen988. In einer einleitenden Stellungnahme
trat Mayer der öffentlichen Kritik an der Beratertätigkeit von Mitgliedern seiner Be-
hörde beim PR entgegen. Anschließend verteidigten Fuchs und Markull in Grund-
satzreferaten die März- und Mai-Gutachten. Eine detaillierte Darstellung dieser Refe-
rate würde m.E. an dieser Stelle zu weit führen, im wesentlichen versuchten beide
Experten, das Konzept einer Zweiteilung der Bundesverwaltung, die Beschränkung
der Zahl der Ministerien auf sieben und den Verzicht auf Sonderministerien  (z.B. für
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Flüchtlinge) zu verteidigen. Pünder wiederholte seine am 3. Juni 1949 schriftlich an
Adenauer geäußerte Kritik an den Stellungnahmen. Hierin sprach er sich u.a. für
mehr und personell besser besetzte Ministerien aus, die seiner Meinung nach nicht
von allen Vollzugsaufgaben entbunden werden könnten989.
In der Folgezeit sahen sich die Vertreter des RHiVWG im OA harscher Kritik ausge-
setzt, die sich einerseits gegen ihre Vorstellungen von einer Zweiteilung der Bundes-
verwaltung richtete, andererseits stieß ihr teilweise anmaßendes Verhalten, ihnen
wurde z.B. vorgeworfen, die Organisationsgewalt für die Bundesexekutive zu bean-
spruchen, auf Widerstand990. Zur gegnerischen Konfliktpartei zählten dabei auch die
Vertreter der Bizonenverwaltung, denn sie waren aufgrund der normativen Kraft
ihrer Existenz in einer starken Position, wußten zudem vorhandene Befürchtungen zu
schüren, der OA könne von Fuchs u.a. beeinflußt werden. Außerdem hatten sie als
Betroffene der Haaser-Kommission mit den Rechnungsprüfern noch eine Rechnung
offen991. Fuchs hingegen konnte auf die Schwächen der VWG-Verwaltung verweisen
und war zudem permanent präsent und legte kurzfristig Expertisen vor. Des weiteren
nahm er mehr und mehr die Position des neutralen Sachverständigen ein und drängte
die Vertreter der Bizone in die Rolle von Besitzstandswahrern. Am 8. Juli 1949 prä-
sentierte er dann eine letzte Stellungnahme, in der er nochmals die Organisationsvor-
schläge des RHiVWH teilweise recht detailliert ausbreitete.
Die Empfehlungen des OA lehnten letztlich die verwaltungsreformerischen Ansätze
des RHiVWG ab, aber gemessen an der Zahl der Ministerien, an der Einrichtung von
spezialisierten Oberbehörden und der Ablehnung von Sonderministerien hatten
Fuchs und seine Mitarbeiter durchaus Erfolge zu verzeichnen, insbesondere was die
Institution und die Funktionen des späteren BRH betraf, setzten sie sich bis auf sei-
nen Dienstsitz durch. Außerdem stellten ihre Gutachten eine wichtige Arbeitsgrund-
lage der vom Bundeskabinett eingesetzten Kommission für die personelle und orga-
nisatorische Ausgestaltung der Bundesorgane dar, der wiederum mit Keßler und
Globke  Mitarbeiter von Rechnungshöfen angehörten992.
Vorläufer dieser Kommission war ein von Adenauer eingesetztes Gremium, welches
Persönlichkeiten ermitteln sollte, die für eine zukünftige Verwendung in den Bun-
desministerien in Frage kämen. Adenauer wollte auf diesem Wege einer kompletten
                                                
989
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 148f.
990
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 156f.
991
 Vgl. zum folgenden Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 159ff.
992
 Vgl. Gerhard Otto, Politikberatung oder Politikgestaltung a.a.O., 165.
218
Übernahme des Bizonenpersonals in die Bundesverwaltung gegensteuern, da er das
Personal für (partei)-politisch unzuverlässig hielt993. Mitglieder dieses Gremiums
waren Keßler, Mitarbeiter des ZRH, später des RHiVWG, Globke, Stadtkämmerer in
Aachen später Vizepräsident des LRH Nordrhein-Westfalen, und Ritter von Lex,
Ministerialdirektor im bayerischen Innenministerium994.
Diese Arbeitsgruppe erstellte detailliert über hundert Personalvorschläge für fast alle
künftige Ressorts. Allerdings war es für Keßler und seine Mitarbeiter fast unmöglich,
nicht vorbelastetes Personal in dieser Größenordnung zu finden, weswegen sie wohl
auch in eigenem Interesse dafür plädierten, auch formal nationalsozialistisch Bela-
stete einzustellen995.
Nachfolger dieses recht erfolgreichen Gremiums war die bereits angesprochene
Kommission der Bundesregierung, die auch Personalvorschläge erarbeiten sollte. Ihr
gehörten neben Keßler und Globke auch die Minister der Finanzen und des Innern
Schäffer und Heinemann an996. Zudem beschäftigten sie sich auch mit beamtenrecht-
lichen Fragen, wobei sie in Opposition zu dem von der Bizonenverwaltung ange-
wendeten Dienstrecht gingen, welches sich eher an dem angelsächsischem Vorbild
orientierte. Letztlich setzten sich ihre Vorstellungen von der Beibehaltung des deut-
schen Beamtenrechts auch gegen letzte Versuche der Besatzungsmächte, dessen Ein-
setzung zu verhindern, durch. Das vorläufige Bundesbeamtengesetz vom 17. Mai
1950 entsprach dann auch der Fassung von 1937, abgesehen von dessen dezidiert
nationalsozialistischen Bestandteilen997.
4.4 Die Entwicklung zwischen 1945 und 1950 – eine Bewertung
In der wissenschaftlichen Literatur wird allgemein von einer rechtlichen, organisato-
rischen, personellen und funktionellen Kontinuität der Finanzkontrolle nach 1945
ausgegangen998, vorhandene Diskontinuitäten werden häufig ausgeblendet, und ein
Vergleich mit vielleicht ähnlich verlaufenden Entwicklungen in anderen Bereichen
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der öffentlichen Verwaltung findet kaum statt. Ein weiterer Diskussionsschwerpunkt
ist der allenthalben festgestellte politische Einfluß der Rechnungsprüfer.
Da die RHO, die Reichskassenordnung und andere Bestimmungen nach 1945 ihre
Gültigkeit behalten haben, die gesetzlichen Grundlagen der Tätigkeit der Rech-
nungsprüfer somit dieselben geblieben sind, kann von einer rechtlichen Kontinuität
durchaus gesprochen werden, zumal die RHO in Westdeutschland bis 1969 Bestand
gehabt hat. Damit sind auch die Kontrollmerkmale zum einem Großteil dieselben
geblieben, Kontrollobjekt, -spanne, -kriterien, -adressat und -gestalter haben im all-
gemeinen denen in der Weimarer Republik entsprochen.
Von einer (verfassungs-)rechtlichen Kontinuität konnte weder auf Bundesebene noch
bei den wieder eingerichteten LRH gesprochen werden, denn in den nach 1945 ver-
abschiedeten Landesverfassungen wurden, auch aufgrund des massiven Drucks der
Alliierten999, die LRH als unabhängige, lediglich dem Gesetz unterworfene Behörden
eingerichtet, organisiert nach dem Kollegialprinzip1000. Die Buntscheckigkeit der
Rechnungsprüfung auf Landesebene, wie sie noch in Zeiten der Weimarer Republik
vorhanden war, wurde von einem sehr viel einheitlicheren Bild abgelöst1001. – Dieser
Umstand könnte paradoxerweise auch als eine durchaus verspätete Konsequenz der
Gleichschaltungsbemühungen nach 1933 interpretiert werden1002.
Häufig wird von verschiedenen Autoren eine organsiatorisch-apparative Konti-
nuität nach 1945 konstatiert. Diese kann sich lediglich auf solche Einrichtungen
beziehen, die nach Kriegsende noch bestanden haben und auf deren Infrastruktur
zurückgegriffen worden ist. Da z.B. der RRH, die ORK und die Außenstelle Karls-
ruhe 1945 aufgehört haben zu existieren1003 und der LRH Sachsen 1948 und der ZRH
1950 ihre Tätigkeit eingestellt haben, kann lediglich im Fall des bayerischen LRH
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von einer wirklichen organisatorisch-apparativen Kontinuität gesprochen werden1004.
Der Rückgriff auf vorhandene Infrastrukturen hat entweder gar nicht oder nur zeit-
lich befristet stattgefunden, also eher die Ausnahme als die Regel, denn die Frag-
mente der ehemaligen Außenstellen haben kaum mehr als einen organisatorischen
Rahmen für die späteren LRH1005 geliefert. Insofern sind die Kontrollträger weitest-
gehend neu aufgebaut worden, insbesondere auf gesamtstaatlicher Ebene.
An dieser Stelle ist es daher sinnvoll, sich ausführlicher mit der Frage der personel-
len Kontinuität, also der Elitezirkulation zu beschäftigen.
Anders als 1850, 1918/19 und 1933 war nach Ende des Weltkrieges vorweg von ei-
ner hohen Fluktuation des Spitzenpersonals auszugehen, denn das institutionelle Po-
sitionsfeld hatte sich mit dem Wegfall des RRH, der ORK und einiger Außenstellen
stark verändert, und die nachfolgenden politischen Systeme in Ost- und West-
deutschland wiesen gegenüber dem NS-Regime sehr große ideologische Differenzen
auf, Säuberungen des Personalkörpers wären daher zu erwarten gewesen. Die bishe-
rigen Ausführungen zeigten hingegen, daß eine umfangreiche Weiterbeschäftigung
von Rechnungshofpersonal, vor allem aus der unteren und mittleren Ebene, aber
auch aus den Führungsetagen durchaus an der Tagesordnung war, lediglich die ober-
ste Führungsriege des RRH (Müller, Mussehl, Stengel) hatte keine weitere Verwen-
dung gefunden1006.
Den Kern der Mitarbeiterstäbe des ZRH (damit auch des RHiVWG und des BRH)
und der späteren LRH stammte zumeist aus dem RRH, seiner Präsidialabteilung und
seinen Außenstellen, dabei anfangs vornehmlich aus unpolitischen Laufbahnen (In-
tendanturlaufbahn). Führende Köpfe beim Wiederaufbau der Rechnungsprüfung ka-
men entweder aus dem RRH-Apparat (Haaser, Fuchs, Cammerer und Härtig) oder
aus zumindest verwandten Betätigungsfeldern wie dem früheren Reichsfinanzmini-
sterium (Mayer, sein späterer Vizepräsident beim BRH Meyer, sowie Oeftering).
Im Kontext der Regimewechsel nach 1989 in Rußland und der DDR sprach
Derlien von einer „Herrschaft der Deputies“1007 (Stellvertreter), Personen aus
der zweiten Reihe werden nach vorne gespült oder drängen dorthin. In gewis-
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sem Sinne gilt dies wohl auch für die Entwicklung nach 1945 in Westdeutsch-
land.
Die Gründe für den hohen Grad an personeller Kontinuität und damit für die geringe
Elitezirkulation waren einerseits die Dringlichkeit des Bedarfs an Fachpersonal, der
umfangreiche Säuberungen selten zuließ, andererseits galten die Mitarbeiter des
RRH bei den Besatzungsmächten im allgemeinen als politisch relativ unbelastet, da
sie in einem Arbeitsbereich mit unpolitischem Charakter tätig gewesen waren. So
wurden wohl auch die RPB von den Alliierten als technische Anstalt verstanden.
Der im Zusammenhang mit der Elitezirkulation nach 1989 von Derlien ge-
prägte Begriff der „systemneutralen Ausbildung“1008 könnte hier zum Begriff
der „systemneutralen Tätigkeit“ erweitert werden. Darunter wäre dann die
Rechnungsprüfung zu verstehen, deren Systemneutralität ein Verbleiben auch
ehemaliger leitender Mitarbeiter erlaubte.
Insgesamt gesehen, waren es demzufolge die Mitarbeiter, weniger die Apparate, wel-
che die Stetigkeit der Rechnungsprüfung nach dem Krieg ausmachten. Eschenburg
zeigte dabei zurecht auf, daß die personelle Kontinuität nach dem Ende des NS-
Regimes bei den Rechnungshöfen keinen Sonderfall in der Nachkriegsgeschichte der
deutschen Verwaltung darstellte. Die „Erstausstattung“1009 der Verwaltung wurde
seiner Ansicht nach im allgemeinen aus dem politischen und administrativen Reser-
voir der Weimarer Republik bestritten, welches (zumindest größtenteils) auch die
Naziherrschaft in Amt und Würden verbracht hatte.
Abschließend bleibt festzuhalten: Die institutionellen Merkmale deutscher RPB aus
der Zeit vor dem NS-Regime haben sich nach 1945 weitestgehend (wieder) durchge-
setzt. Eine institutionelle Kontinuität ist aufgrund der zwischen 1933 und 1945 stark
eingeschränkten Unabhängigkeit des RRH gegenüber der Exekutive und der fakti-
schen Unterstellung unter Hitler, wenn überhaupt, auf formaler Ebene gegeben. Be-
merkenswerter Weise blieb die eher präsidiale denn kollegiale Verfassung beim
Nachfolger des RRH erhalten.
Betreffen die o.g. Dimensionen die Institution, so bleibt noch die Frage nach der
funktionellen Kontinuität zu klären. Hierbei wird wie bisher zwischen den Funk-
tionen Verwaltungs- und Verfassungskontrolle unterschieden, zusätzlich soll die Be-
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rater- und Gutachtertätigkeit der Rechnungshöfe und ihrer Mitarbeiter thematisiert
werden.
Nach dem Ende des Krieges gelang es den RPB nicht, ihre Prüfungskompetenz, die
Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘, gegenüber der öffentlichen Verwaltung ohne
weiteres durchzusetzen. Neben dem Mangel an Fachpersonal und infrastrukturellen
Defiziten war hierfür auch der Widerstand von Seiten betroffener Behörden verant-
wortlich. Einerseits traten hier die alten Konflikte zwischen Exekutive und RPB wie-
der zutage, andererseits hatte sich die Exekutive während der zwölfjährigen Nazi-
diktatur an eine Nichtprüfung ihres Einnahmen- und Ausgabengebarens gewöhnt und
daran, sich im Falle aufgedeckter Mängel mittels ‚Führerbefehlen‘ und danach An-
ordnungen der Besatzungsmächte, aus der Affäre zu ziehen. Zudem brachten die
Verwaltungen in der schwierigen Lage der Nachkriegszeit wenig Verständnis für die
Notwendigkeit einer Rechnungsprüfung auf1010.
Den RPB gelang es dennoch, ihre Prüfungskompetenzen durchzusetzen, da sie in
einigen Fällen (z.B. in München und Hamburg, später gegenüber der VWG) über
einen infrastrukturellen Vorsprung verfügten1011. Gegenüber den Besatzungsmächten
konnten sie ihren unpolitischen Nimbus konservieren und sich als Service-
Einrichtung präsentieren, die zudem oft die gleichen Interessen, z.B. in Hinblick auf
die Eindämmung der Besatzungskosten verfolgte, wie die Alliierten auch1012. Das
gute Verhältnis zu den Besatzungsmächten, für die die Finanzkontrolle allerdings
kein zentrales Thema war1013, erlaubte es insbesondere auch den LRH, ihre Autono-
mie gegenüber der Finanzverwaltung, die in der Nachkriegszeit eine Chance sah,
sich die RPB zu unterstellen, zu wahren.
Die Erfolge in Bezug auf die Umsetzung der Verwaltungskontrolle und die Siche-
rung der Unabhängigkeit gegenüber der Exekutive, nicht jedoch gegenüber der Mi-
litäradministration der Besatzungsmächte, stärkten das Selbstbewußtsein der Rech-
nungsprüfer, aber führten auch in einigen Fällen zu hochmütigem Verhalten1014, wel-
ches z.B. die Schlußfolgerungen der Gutachten für den OA diskreditierten und letzt-
lich wohl auch Haaser den Präsidentenstuhl kosteten.
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Zusammenfassend bleibt festzuhalten, daß die Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘ nach
dem Kriege wieder verstärkt ausgeübt worden ist, nachdem sie während des natio-
nalsozialistischen Regimes in den Hintergrund gedrängt worden war. Insofern ist
eine kontinuierliche Wahrnehmung dieser Funktion festzustellen, wenn auch auf sehr
unterschiedlichem Niveau, dies betrifft z.B. die Kontrollspanne und die -kriterien.
Eine fortlaufende Ausübung der Funktion ‚Verfassungskontrolle‘, d.h. der Unter-
stützung des Parlamentes bei der Ausübung seiner Budgethoheit, ist nicht zu konsta-
tieren1015, da diese nach Ausschaltung des Reichstages im NS-Regime vom RRH
nicht mehr hat wahrgenommen werden können. So haben sich zwangsläufig in der
Gründungsphase der Bundesrepublik und ihrer Länder Formen der Kooperation zwi-
schen RPB und Legislative, zwischen Kontrollträger und -adressat, (wieder-
)entwickelt, zumal die Zusammenarbeit sich auch in Zeiten der konstitutionellen
Monarchie und der Weimarer Republik alles andere als friktionslos gestaltet haben.
In diesem Zusammenhang darf die Beteiligung von Mitarbeitern verschiedener
Rechnungshöfe an der Ausarbeitung des GG nicht als Teil der Funktion ‚Verfas-
sungskontrolle‘ interpretiert werden, diese Arbeiten können als Teil der Berater-
und Gutachtertätigkeit angesehen werden. Sicherlich haben das Abfassen von Gut-
achten und die Beratung von Verwaltungen und politischen Entscheidungsgremien
nach 1945 einen Schwerpunkt der RPB gebildet, aber diese Aufgaben sind den
Rechnungsprüfern nicht fremd gewesen. Bereits der RSK Saemisch und später die
Präsidialabteilung haben sich als Berater und Gutachter verstanden. Mit zuneh-
mender Kriegsdauer hat dann, wie bereits gezeigt, die Beratung immer mehr die Re-
vision ersetzt. Daher kann es nicht verwundern, daß gerade in Zeiten des Neu- und
Wiederaufbaus von Verwaltungsstrukturen auf diese Fähigkeiten der Rechnungsprü-
fer zurückgegriffen worden ist1016.
Von Vorteil war in diesem Zusammenhang die große personelle Kontinuität in der
Gutachtenabteilung des ZRH, später RHiVWG, und die Tatsache, daß sich die Ver-
waltungen während der zwölf Jahre im Nationalsozialismus an die Beratung im Ge-
gensatz zur Kontrolle von Seiten des RRH gewöhnt hatten. Dieser Umstand hatte in
der Nachkriegszeit geringere Anlaufschwierigkeiten zur Folge, zumal Beratung meist
als weniger invasiv wahrgenommen wurde als Kontrolle. Zudem wirkten sich diesel-
ben Faktoren, die die (Wieder-)Einführung der Verwaltungskontrolle ermöglichten,
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positiv auf die Erteilung, Erstellung und teilweise auch auf die Umsetzung von Gut-
achten aus. Als Beispiel sei an dieser Stelle auf die politische Unterstützung von
Seiten der Finanzverwaltung des VWG und später Adenauers und auf die im Ver-
gleich zum ZRH und RHiVWG in Bezug auf die fachliche Qualifikation des Perso-
nals und die Funktionsfähigkeit der Organisation unterlegene VfW verwiesen.
Neu war im Zusammenhang mit der Berater- und Gutachtertätigkeit sicherlich die
umfangreiche Beteiligung einiger Rechnungshofmitglieder, insbesondere der von
Haaser und Fuchs, an Entscheidungsprozessen eher politischer Natur, allerdings le-
diglich in den westlichen Besatzungszonen. Diesen ihnen sich bietenden großen
Handlungsspielraum versuchten sie zum Teil für ihre eigenen Vorstellungen von
einer künftigen Bundesadministration zu nutzen, aber die Erfolge ihrer politischen
Einflußnahme hielten sich, im Nachhinein betrachtet, in Grenzen. Mit zunehmender
Etablierung der exekutiven und legislativen Strukturen und dem zeitgleichen Rück-
zug der Besatzungsmächte, der bisherigen Verbündeten der Rechnungshöfe, redu-
zierte sich der Handlungsspielraum der RPB auf ein normales Maß1017. – Es stellt
sich heute die Frage, inwieweit die RPB und ihr Fachpersonal als geradezu idealtypi-
sche Vertreter der rationalen, unpolitischen Bürokratie Weberschen Typs in den po-
litischen Konflikten der Nachkriegszeit als Allzweckwaffe mißbraucht worden sind.
Die Mitarbeit von Angehörigen von Rechnungshöfen bei der Personalrekrutierung
für die zukünftige Bundesadministration im Auftrag Adenauers kann nicht als eine
neue Funktion von RPB interpretiert werden. So sind z.B. Keßler und Globke ad
personam und nicht ex officio Mitglieder der angesprochenen Gremien gewesen,
weswegen sie nicht als Rechnungshofmitglieder agiert haben, sondern wohl nur aus
Gründen der Besoldung bei diesen angestellt gewesen sind. Dies gilt insbesondere
für Globke, der offiziell als Vizepräsident des LRH Nordrhein-Westfalen firmiert
hat. Vorteilhaft für Adenauer ist sicherlich die unbestrittene fachliche Qualifikation
und die unpolitische Aura von Rechnungshofmitgliedern, wie z.B. Keßler, gewesen.
Sie hat es den Rechnungshofmitarbeitern ermöglicht, als (partei-)politisch unabhän-
gige Sachverständige aufzutreten und ihre wahren Aufgaben, die Personalrekrutie-
rung im Sinne Adenauers, zu verschleiern.
In welcher Situation befand sich die deutsche Rechnungsprüfung am Ende der Grün-
dungsphase der Bundesrepublik?
                                                
1017
 Vgl. Rainer Weinert, Hoechst a.a.O., 101.
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Mit Inkrafttreten des GG am 23. Mai 1949 und der Verabschiedung des BRHG am
27. November 1950 war die Umbruchs- und Gründungsphase für den BRH als
Rechtsnachfolger des RRH abgeschlossen.
Der Art. 114 Abs. 2 GG a.F. übertrug die Rechnungsprüfung einem Rechnungshof,
dessen Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besaßen und dessen Bemerkungen
beiden Kammern des Parlaments zwecks Entlastung der Regierung übermittelt wer-
den sollten. Mit dieser Formulierung wurde nach herrschender Meinung erstmals in
der deutschen Geschichte eine verfassungsrechtliche Garantie der Rechnungsprüfung
und des Rechnungshofes normiert, demnach die Position des Kontrollträgers gefe-
stigt1018, die Weimarer Reichsverfassung sah diese Garantie in Art. 86 Satz 2 WRV
noch nicht vor und verwies an gleicher Stelle lediglich auf eine noch ausstehende
reichsgesetzliche Regelung.
Das BRHG sah gemäß § 1 Abs. 2 die Errichtung eines Bundesrechnungshofes als
einer gegenüber der Bundesregierung selbständigen, nur dem Gesetz unterworfenen
obersten Bundesbehörde vor, deren Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besaßen
(§ 11 BRHG). Aufgabe des BRH war nach § 4 BRHG die Kontrolle der gesamten
Haushalts- und Wirtschaftsführung der Bundesorgane und –verwaltung (Ausdehnung
der Kontrollspanne). Außerdem wurde der BRH gemäß § 5 BRHG zum Rechtsnach-
folger des RRH, ZRH und RHiVWG1019.
Somit erhielt der BRH die bewährten institutionellen Merkmale: Verfassungsrecht-
lich unabhängige Stellung gegenüber Regierung und Parlament und richterliche Un-
abhängigkeit seiner Mitglieder. Da die RHO weiterhin Gültigkeit besaß (§ 2 BRHG),
war der BRH nicht kollegial verfaßt, sondern nach dem Präsidialprinzip organisiert.
Dabei orientierten sich die Funktionen des BRH ebenfalls am Vorbild des RRH, er
übernahm die Verwaltungs- und Verfassungskontrolle gemäß den Prüfungsmaßstä-
ben (Kontrollkriterien)‚Ordnungs‘- und ‚Rechtmäßigkeit‘ sowie ‚Wirtschaftlichkeit‘
(§ 96 RHO). Die Funktion ‚Finanzkontrolle‘ war dagegen nicht im selben Maße ver-
fassungsrechtlich oder gesetzlich verankert, wurde aber vom BRH in einer Art und
Weise wahrgenommen, wie dies bereits von Seiten des RRH in der Weimarer Repu-
blik der Fall gewesen war.
                                                
1018
 Vgl. Karl Dreßler a.a.O., 158 und Friedrich Klein, Verfassungsgarantie, 133, der die zuerst postu-
lierte Garantie der Rechnungsprüfung auch zu einer Garantie für das Bestehen eines Rechnungsho-
fes ausbaute. Vgl. Klaus Stern a.a.O., 419.
1019
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1077.
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Gegen Ende sei noch auf eine bemerkenswerte Diskontinuität verwiesen, die Weinert
festgestellt hat1020. In der bisherigen Geschichte sind die deutschen RPB eher obrig-
keitsorientiert gewesen, mehr der Exekutive denn dem Parlament verpflichtet. Diese
Grundhaltung ist nach 1945 zunehmend geschwunden, die ‚Demokratisierung‘ der
Rechnungshöfe hat damit endgültig begonnen.
                                                
1020
 Vgl. Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 271ff.
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5. Die Entwicklung der Rechnungsprüfung in der sowjetischen Besat-
zungszone und der DDR1021
Der Aufbau und die Entwicklung von RPB in der SBZ/DDR wird an dieser Stelle in
einem separaten Kapitel behandelt, da sie, wie noch zu zeigen sein wird, in keiner
historischen Kontinuität zu den Rechnungshöfen zwischen 1713 und 1945 steht.
Ähnlichkeiten mit der Schaffung von RPB in den Westzonen sind höchstens rein
äußerlich, Vorbilder finden sich denn auch in der Sowjetunion1022 und nicht in Preu-
ßen und in Weimar. Auch die Quellenlage ist problematisch1023. Daher soll ein kur-
zer Abriß genügen, der der Frage nachgeht, wie Rechnungsprüfungsorgane in dem
ersten sozialistischen System in der deutschen Geschichte aufgebaut gewesen sind
und welche Funktionen sie wahrgenommen haben.
5.1 Die institutionelle Entwicklung in der SBZ/DDR
Die allgemeine Ausgangslage für die deutsche Verwaltung war im Osten mit der
Situation in Westdeutschland vergleichbar, jedoch unterschied sich die Besatzungs-
                                                
1021
 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung in der SBZ/DDR im Anhang auch Zeitta-
fel Nr. 7.
1022
 Zum Kontrollsystem in der Sowjetunion und der DDR, vgl. allgemein Georg Brunner 1967. Kon-
trollfunktion und Kontrollorgane in der UdSSR und in Mitteldeutschland, in: Osteuroparecht 2 /
1967, 108-126, speziell zum Kontrollapparat der UdSSR für die Verwaltung Walter Meder 1962.
Die Kontrolle der Verwaltung in der Sowjetunion, in: VerwArch 83, 255-274 (im folgenden zitiert
als: Kontrolle), zur historischen Entwicklung seit Lenin E. L. Normanton a.a.O., 393-398. Interes-
sant ist auch ein Vergleich mit der RPB in Polen, die im Ostblock einen Sonderfall darstellte. Vgl.
hierzu Richard Szawlowski 1961. Polens Oberster Kontrollhof, in: Osteuropa-Recht. Heft 1 und 2,
20-27; Siegfried Lammich 1975. Regierung und Verwaltung in Polen, in: Institut für Ostrecht der
Universität Köln (Hg.). Dokumente zum Ostrecht. Band 8. Köln: Verlag Wissenschaft und Politik
und ders. 1982. Die Staats- und Verwaltungsordnung der Volksrepublik Polen. 2.Auflage. Berlin:
Berlin Verlag.
1023
 Die wirtschaftswissenschaftliche Literatur der DDR ist nur unter äußerstem Vorbehalt zu Rate zu
ziehen. Ihre Grundlage war nicht etwa z.B. empirische Forschung, sondern Grundkenntnisse des
Marxismus-Leninismus, sogenannte Erkenntnisse der sowjetischen Wissenschaft, Parteitagsbe-
schlüsse der KPdSU und insbesondere SED. So wurden ökonomische Gesetze ohne jeglichen
Nachweis als objektiv bezeichnet, und wissenschaftliche Arbeiten basierten auf Behauptungen füh-
render Politiker (z.B. stützten sie sich auf Zitate von Ulbricht). Die Wirtschaftswissenschaften der
DDR arbeiteten im Auftrag der SED, vermittelten daher keine verifizierbaren Thesen, sondern wa-
ren Propagandainstrumente. Vgl. Jürgen Schneider 1997. „Marxistisch-leninistische Wirtschafts-
wissenschaft“ nach sowjetischem Modell an den Hochschulen der SBZ/DDR: Legitimation und
Propaganda für die Parteitage der SED, in: Gerhard, Hans-Jürgen (Hg.). Struktur und Dimension.
Festschrft für Karl-Heinrich Kaufhold zum 65. Geburtstag. Bd. 2 19. Und 20. Jahrhundert. Stuttgart:
Steiner, 243f, 247 und 256. (im folgenden zitiert als: Wirtschaftswissenschaft).
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politik der Sowjetunion von derjenigen der übrigen Alliierten sehr deutlich. Bereits
während der Potsdamer Konferenz wurden am 27. Juli 1945 elf sogenannte ‚Deut-
sche Zentralverwaltungen‘ in der Sowjetisch besetzten Zone (SBZ) eingerichtet, die
als Keimzelle künftiger Ministerien anzusehen waren. Hinzu kamen im selben Monat
Landesverwaltungen und Provinzialregierungen für Brandenburg und Sachsen-
Anhalt. Hierbei knüpfte die Sowjetische Militäradministration (SMAD) jedoch kaum
an existierende Strukturen an1024, ein Vorgehen, welches auch für den ehemaligen
RRH und seine Außenstellen Konsequenzen haben sollte.
Im Sommer und Herbst 1945 versuchten dennoch ehemalige Bedienstete der Pots-
damer Zentrale, mit einer Eingabe beim alliierten Kontrollrat, diesem die Re-
Institutionalisierung des RRH und seiner Außenstellen vorzuschlagen1025. Sie konn-
ten sich mit ihren Vorstellungen nicht mehr durchsetzen, ca. zehn von ihnen wurden
als sogenannte ‚Beratungszelle‘ in eine ‚Zentrale Finanzverwaltung‘1026 übernom-
men, die vor allem versuchte, überzähligen Beamten des RRH in Hamburg oder
München neue Betätigungsmöglichkeiten zu erschließen. Auch auf Landes- und
kommunaler Ebene wurden auf Anordnung der SMAD im Juli 1945 Prüfungsorgane
errichtet, so etablierte sich in Dresden die ehemalige Außenstelle als Landesrech-
nungshof (LRH), der trotz aller Zentralisierungstendenzen bis 1948 Bestand hatte1027.
Die Prüfungsorgane auf den unteren Verwaltungsebenen unterlagen zunächst kaum
einer zentralen Lenkung von Seiten der SMAD, erst 1948 kam es zu massiveren Ein-
griffen. Infolge der mangelhaften Arbeit der Zentralverwaltungen wurde mit der so-
genannten ‚Deutschen Wirtschaftskommission‘ (DWK) ein übergeordnetes Exeku-
tivorgan geschaffen, welches am 26. Mai 1948 eine ‚Revisions- und Treuhandan-
stalt‘ ins Leben rief, deren Aufgabe es war, die volkseigene Wirtschaft zu prüfen und
auf diesem Sektor auch als Berater und Gutachter zu fungieren. Ein Grund für die
                                                
1024
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 199; Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 154.
1025
 Vgl. zu den Ereignissen in Berlin Franz-Otto Gilles, Unitarismus a.a.O., 57f.
1026
 Nach Kurt Heinig trug der für die Rechnungsprüfung zuständige Teil der Behörde die Bezeich-
nung ‚Deutsche Zentralfinanzverwaltung in der sowjetischrussischen Besatzungszone – Abteilung
für Finanzen und Kontrolle – Rechnungshof‘. S. Kurt Heinig a.a.O., 136. Vgl. Eberhard Fricke
a.a.O., 35.
1027
 Vgl. Hellmut Meier 1969. Die Entwicklung des Haushaltswesens in der SBZ. Berlin:
Duncker&Humblot, 173f (im folgenden zitiert als: SBZ). Auch in anderen Ländern und Provinzen
nahmen Revisionsorgane ihre Tätigkeit auf. Dabei wurde die Rechnungsprüfung Ende 1946, An-
fang 1947 auch in den neu in Kraft getretenen Landesverfassungen verankert, so waren in Mecklen-
burg und Sachsen Landesrechnungshöfe vorgesehen, in der Mark Brandenburg stattdessen eine von
der Regierung unabhängige Stelle für die Rechnungsprüfung. Vgl. Eberhard Fricke a.a.O., 36;
Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 156 und Helmut Meier, SBZ a.a.O., 174.
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Einrichtung dieser Anstalt dürfte die Überbelastung der bestehenden RPB gewesen
sein, die gemäß §§ 110 bis 117 RHO auch Wirtschaftsbetriebe des Staates und sol-
che, an denen er beteiligt war, prüften. Dieses Arbeitsgebiet wuchs im Zuge der Ver-
staatlichung der Wirtschaft immens an1028.
Am 7. Juli 1948 erhielten die Hauptverwaltung ‚Finanzen‘ der DWK und die Länder-
finanzministerien die Anweisung, in ihren Verwaltungen Kontroll- und Revisions-
abteilungen aufzubauen, was jedoch Kompetenzkonflikte mit vergleichbaren Ein-
richtungen auf Landesebene zur Folge hatte und letztlich zur Liquidation der selb-
ständigen Prüfungsorgane auf Landesebene führte1029. Mit der Haushaltsverordnung
vom 12. Mai 1949 wurden die Befugnisse der Kontrollabteilung der Hauptver-
waltung für Finanzen auch auf die Länder und die Kommunen ausgedehnt1030, wobei
sie auf die bei den Fachministerien, bei den Hauptverwaltungen der DWK und auf
die in den Ländern und Kommunen mittlerweile vorhandenen, meist weisungsab-
hängigen1031 Revisionsorgane zurückgreifen konnte. Die Bemühungen einer Zentra-
lisierung der Finanzkontrolle wurden mit der Unterstellung der Revisions- und Treu-
handanstalt unter die Hauptverwaltung ‚Finanzen‘ der DWK zum 1. Juni 1949 fort-
gesetzt. Daraufhin stellte die Revisions- und Treuhandanstalt ihre selbständige Tä-
tigkeit praktisch gegen Ende 1949 ein und wurde zum 30. Juni 1950 formal aufge-
löst1032.
Nachdem aus den Hauptverwaltungen der DWK 1949 Ministerien entstanden waren,
wurde mit Beginn des Jahres 1950 beim Ministerium für Finanzen der DDR eine
‚Abteilung Haushaltskontrolle‘ eingerichtet, deren Kompetenzen analog zu den Be-
stimmungen für die Vorgängerbehörde geregelt wurden.
Diese Abteilung entstand praktisch neu, d.h., es konnte aufgrund der ideologischen
Differenzen nicht auf Fachpersonal aus dem ehemaligen RRH und ihm verwandten
Behörden zurückgegriffen werden, weswegen die Planstellen lediglich unzureichend
mit Kräften aus der Wirtschaft besetzt werden konnten, die im Bereich Rechnungs-
prüfung nicht über einschlägige Vorkenntnisse verfügten, aber als ideologisch zu-
                                                
1028
 Vgl. Eberhard Fricke a.a.O., 36 und Helmut Meier, SBZ a.a.O., 175.
1029
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 156f und Helmut Meier, SBZ a.a.O., 175.
1030
 Am 7. Juli 1948 erhielten die Hauptverwaltung ‚Finanzen‘ der DWK und die Länderfinanzmini-
sterien die Anweisung, in ihren Verwaltungen Kontroll- und Revisionsabteilungen aufzubauen, was
jedoch Kompetenzkonflikte mit vergleichbaren Einrichtungen auf Landesebene zur Folge hatte und
letztlich zur Liquidation der selbständigen Prüfungsorgane auf Landesebene führte. Vgl. Franz-Otto
Gilles, Macht a.a.O., 156f und Helmut Meier, SBZ a.a.O., 175.
1031
 Vgl. Eberhard Fricke a.a.O., 36.
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verlässiger galten, da sie nicht Teil des Beamtenapparates des ehemaligen NS-
Regimes gewesen waren.1033. Im allgemeinen blieb auch in der sowjetischen Besat-
zungszone unverdächtiges Personal aus dem Bereich der Rechnungsprüfung zu-
nächst weiter beschäftigt, wurde auf Dauer jedoch in der Leitungsebene von linien-
treuen Kräften abgelöst1034. Die angedeuteten Konflikte mit den kommunalen RPB
und denen auf Landesebene hatten zudem personalpolitische Konsequenzen für die
ehemaligen Mitarbeiter des RRH, die aufgrund ihrer ‚reaktionären Haltung‘ mehr
und mehr ‚aussortiert‘ wurden1035, d.h. es fanden hier Säuberungen statt.
Mit der Prüfungsordnung vom 8. Juli 1950 entstand eine dreistufige Prüfungsorgani-
sation auf nationaler, Länder- und kommunaler Ebene. Die in den Fachverwaltungen
vorhandenen Kontrolleinrichtungen wurden fachlich den jeweiligen Abteilungen der
Finanzbehörden unterstellt, blieben administrativ jedoch Teil der einzelnen Fachver-
waltungen. Aber auch diese Prüfungsordnung brachte in der Praxis nicht den ge-
wünschten Erfolg1036.
Es bleibt als Zwischenfazit der Nachkriegszeit festzuhalten, daß es weder auf zen-
traler noch auf der Ebene der Länder eine nachhaltige unabhängige Rechnungsprü-
fung gegeben hat, wie sie der preußischen Tradition entsprochen hätte1037.
Nachdem im Oktober 1949 die Staatsgründung der DDR stattgefunden hatte, began-
nen die Arbeiten für eine umfangreiche Haushaltsreform, die den Erfordernissen ei-
nes zentralistischen Einheitsstaates und denen einer Koppelung von Planwirtschaft
und öffentlichen Haushalten Rechnung tragen sollte. Ergebnis dieser Bemühungen
war das sogenannte ‚Gesetz über die Reform des öffentlichen Haushaltswesens‘ vom
15. Dezember 1950, welches die bis dahin noch gültige RHO mit Wirkung vom 31.
Dezember 1950 außer Kraft setzte. Ihr sollte eine eigene Haushaltsordnung der DDR
folgen, die jedoch erst drei Jahre später zur Verabschiedung gelangte. In der Zwi-
                                                                                                                                         
1032
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 157f.
1033
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 158 und 176.
1034
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 199.
1035
 Ein Beispiel hierfür aus Sachsen findet sich bei Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 175f. Unter der
reaktionären Haltung verstanden die Machthaber in der SBZ dabei die Versuche der ehemaligen
Mitarbeiter des RRH an dem bisherigen und ihrer Ansicht nach bewährten Charakter deutscher
Rechnungsprüfung (unabhängig, nur dem Gesetz unterworfen, kollegial gegliedert) festzuhalten.
1036
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 159.
1037
 Vgl. Eberhard Fricke a.a.O., 36.
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schenzeit mußte aufgrund der laienhaften Ausarbeitung des Gesetzes mit Direktiven,
die jährlich in die Etats aufgenommen wurden, gearbeitet werden1038.
Im November 19521039 wurde beim Finanzministerium aus der bisherigen Abteilung
‚Haushaltskontrolle‘ die sogenannte ‚Verwaltung Finanzrevision‘ gebildet, zuständig
für die nationalen Ministerien und die Bezirksverwaltungen1040. Ihr unterstanden
Revisionsinspektionen in den Bezirken, welche diese und deren ‚Volkseigene Be-
triebe‘ (VEB), sowie die Kreise zu prüfen hatten. Den Bezirksinspektionen wie-
derum waren Kreisinspektionen unterstellt, die Kreis- und Gemeindehaushalte und
deren VEB kontrollieren sollten. Die in diesem hierarchischen Verwaltungsaufbau
zum Ausdruck kommenden Zentralisierungsbemühungen fanden ihren Niederschlag
auch in der Zusammenlegung der Haushalts- und Wirtschaftskontrolle, die jedoch
aus Gründen der Arbeitsökonomie in der Verwaltung ‚Finanzrevision‘ in zwei ver-
schiedene Gruppen getrennt wurden. Zudem ging die Kontrollkammer der Deutschen
Post in der Abteilung ‚Finanzrevision‘ auf1041.
                                                
1038
 Zuvor waren Versuche der SMAD, das deutsche Haushaltsrecht dem der Sowjetunion anzupassen
gescheitert. Vgl. Hellmut Meier, SBZ a.a.O., 47ff und Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 168. Da die-
se Reform sich nicht in der Hauptsache mit Fragen der Etatkontrolle beschäftigt, ist es nicht not-
wendig, näher auf sie einzugehen. Vgl. Hellmut Meier, SBZ a.a.O., 53f. Bemerkenswert ist an die-
ser Stelle aber, daß die haushaltsrechtliche Entwicklung schneller vonstatten ging als die staats-
rechtliche, da die Länder erst 1952 aufgelöst wurden. Daß die Notenbank im Zuge der Reform statt
der Kapital- die Kontrollfunktion wahrnahm, ist allerdings in einer zentral gelenkten Planwirtschaft
nicht verwunderlich. Vgl. Jürgen Schneider 1998. Die Währungsreform in der SBZ/DDR: Ausgabe
von funktionslosem Geld, in: Ludwig Erhardt Stiftung (Hg.). Orientierungen zur Wirtschafts- und
Gesellschaftspolitik, 3/77, 64 (im folgenden zitiert als Währungsreform). Im Zusammenhang mit
dieser Haushaltsreform ist am 8. Juli 1950 auch eine neue Prüfungsordnung erlassen worden. Vgl.
Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 171.
1039
 Zuvor hatte die Abteilung ‚Haushaltskontrolle‘ zahlreiche Kompetenzen an andere, teiweise neu
geschaffene Kontrollorgane verloren. Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 159f, Hellmut Meier
1956. Staatliches Haushaltswesen in der DDR, in: DÖH 3, 225 (im folgenden zitiert als: DDR) so-
wie ders., SBZ a.a.O., 176.
1040
 Rechtsgrundlagen waren die ‚Verordnung über die Finanzrevision in den staatlichen Verwaltun-
gen und in den Betrieben und Verwaltungen der volkseigenen Wirtschaft‘ vom 6. November 1952
und die ‚Verordnung über die Registrierung und Kontrolle der bestätigten Stellenpläne und Ver-
waltungsausgaben der staatlichen Verwaltungen und Einrichtungen, sowie der Verwaltungen und
Betriebe der volkseigenen Wirtschaft‘ vom 19. Dezember 1952. S. GBl. der DDR 1952, Nr. 158,
1192 und GBl. der DDR 1952, Nr. 178, 1336. Eine Auflistung der weiteren rechtlichen Regelungen
(z.B.  verschiedene Durchführungsbestimmungen) aus den Jahren 1953 und 1954 findet sich bei
Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 172.
1041
 Diese Prüfungseinrichtung war Jahre zuvor mit Einwilligung der Besatzungsmacht errichtet wor-
den und stellte in gewissem Sinne einen späten Erfolg der Bemühungen der Reichspost dar, sich
von der Kontrolle des RRH zu lösen. Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 161.
232
Erst mit dreijähriger Verspätung aufgrund von Eingriffen der Besatzungsmacht und
den Umbrüchen der Jahre 1952 und 1953 wurde die bereits 1950 in Angriff genom-
mene neue Haushaltsordnung endgültig fertiggestellt1042. Im wesentlichen bedeutete
sie eine Zusammenfassung der seit 1951 in den jährlichen Etats aufgeführten Einzel-
bestimmungen1043. Die Unterschiede im Vergleich zur RHO waren auf die verschie-
denen zugrunde liegenden politischen und wirtschaftlichen Systeme zurückzufüh-
ren1044.
Bezüglich den Fragen der Kontrolle und Revision enthielt die StHO lediglich allge-
mein gehaltene Bestimmungen, detaillierte Vorschriften fanden sich in den bereits
erwähnten Verordnungen aus dem Jahre 1952.
In § 44 Abschnitt 1 wurde auf die Notwendigkeit regelmäßiger Kontrolle verwiesen,
in den Abschnitten 2 bis 4 die Struktur der Kontrollorgane behandelt, wobei Ab-
schnitt 3 die Berichterstatterpflichten gegenüber der Volkskammer beinhaltete. Dabei
hatte die Verwaltung ‚Finanzrevision‘ vierteljährlich ihre wichtigsten Arbeitsergeb-
nisse den zuständigen Ausschüssen zu übermitteln. Außerdem übertrug im fünften
Abschnitt die StHO dem Finanzminister die Leitung und Kontrolle der Revisionsor-
gane, so daß diese ihre Unabhängigkeit einbüßten1045. Bemerkenswert erschien in
diesem Zusammenhang mit dem staatlichen Revisionswesen der DDR, daß eine un-
parteiliche1046 Einstellung der Prüfungsbeamten nicht erwünscht war, sie sollten an-
ders als bisher in der deutschen Geschichte der Rechnungsprüfung für die Arbei-
terklasse und den Sozialismus Partei ergreifen, somit folgte der Zentralisierung der
Finanzkontrolle auch eine Politisierung ihrer Tätigkeit1047.
                                                
1042
 Gesetz über die Staatshaushaltsordnung der Deutschen Demokratischen Republik vom 17. Februar
1954.
1043
 Vgl. Hellmut Meier, SBZ a.a.O., 57f.
1044
 So wurde z.B. der Etat der DDR von ihrem Parlament, der Volkskammer, zwar verabschiedet,
aber nicht beraten. Ungeachtet dessen fanden sich aber auch Übereinstimmungen auf eher techni-
schem Gebiet, z.B. bei den Haushaltsgrundsätzen, wobei in diesem Bereich aufgrund der Anforde-
rungen an eine zentral gelenkte Finanz- und Wirtschaftspolitik die Staatshaushaltsordnung (StHO)
der DDR generell wesentlich strenger formuliert war als vergleichbare Vorschriften der Bun-
desrepublik. Vgl. Hellmut Meier, SBZ a.a.O., 50-68.
1045
 Vgl. Hellmut Meier, SBZ a.a.O., 68f.
1046
 Gefordert wurde keine unparteiliche im Sinne von parteipolitisch unabhängiger Einstellung, nicht
zu verwechseln mit einer unparteiischen im Sinne einer neutralen Einstellung.
1047
 Vgl. Hellmut Meier, SBZ a.a.O., 178.
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In der DDR existierte letztlich ein Netz von Kontrollorganen1048 (z.B. verschiedene
Banken1049), deren Aufgabe es war, die Erfüllung der Haushalts- und Volkswirt-
schaftspläne zu überwachen. Als elementarer und wohl wichtigster1050 Bestandteil
dieses Kontrollnetzwerkes war die Staatliche Finanzrevision (StF) 1051 zu bezeich-
nen, die aber im Gegensatz zu den übrigen Kontrollorganen nicht zusätzlich oder in
erster Linie mit Finanzierungsaufgaben betraut war, sondern ausschließlich im Be-
reich Finanzkontrolle tätig wurde1052. Ihre Gründung war im Zusammenhang mit der
Verabschiedung einer neuen Verfassung am 6. April 19681053, der am 13. Dezember
desselben Jahres die bereits seit Ende der Fünfziger angekündigte neue StHO folg-
te1054, zu sehen. Ihre gesetzliche Grundlage war ein Statut des Ministeriums der Fi-
nanzen vom 12. Mai 1967, das später mittels eines weiteren vom 9. Januar 1975 er-
gänzt wurde1055.
                                                
1048
 Neben dem Ausschuß für Haushalt und Finanzen der Volkskammer, dem Ministerium der Finan-
zen und den Abteilungen für Finanzen bei den Räten der Bezirke und Kreise, den Hauptbuchhaltern
in den Betrieben und Kombinaten, den Leitern für Haushaltswirtschaft in der öffentlichen Verwal-
tung und der staatlichen Versicherung. Im Bereich Haushaltskontrolle waren weitere Einrichtungen
tätig, von denen die ‚Arbeiter und Bauern Inspektion‘ besondere Bedeutung besaß. Bestehend aus
Vertretern der StF, der Staatsbank, des Amtes für Preise, der Staatlichen Zentralverwaltung für Sta-
tistik und der verschiedenen gesellschaftlichen Organisationen, sollte diese Inspektion die Tätigkei-
ten der Kontrollorgane untereinander abstimmen und dem Erfahrungsaustausch zwischen ihnen die-
nen. Vgl. Wille Ehlert / Gerd Gebhard (Leiter des Autorenkollektives) 1981. Sozialistische Finanz-
wirtschaft. Berlin: Verlag Die Wirtschaft, 366.
1049
 Im einzelnen waren dies die Staatsbank, die Bank für Landwirtschaft und Nahrungsgüterwirt-
schaft, die Deutsche Außenhandelsbank, die Sparkassen und die Genossenschaftsbanken für Hand-
werk und Gewerbe. Vgl. Günther v. Grumbkow (Hg.) 1984. Sozialistische Finanzkontrolle. Berlin:
Verlag Die Wirtschaft, 33ff. Zur Kontrollfunktion der Banken in zentralgelenkten Wirtschaften vgl.
Jürgen Schneider, Währungsreform, 63f.
1050
 Vgl. Hans Schäfer 1981. The Constitutional Position of the Supreme Audit Institutions with Spe-
cial Reference to the Federal Republic of Germany, in: Benjamin Geist (Hg.). State Audit. Devel-
opements in Public Accountibility. The Macmillan Press Ltd. London, 64.
1051
 Kurze Darstellungen bieten Alexander v. Brünneck 1967. Das Haushaltssystem der DDR, in DöH
9, 235f, Hans Schäfer a.a.O., 64f und Susanne Tiemann Stellung a.a.O., 340-345.
1052
 Vgl. Günther v. Grumbkow a.a.O., 80.
1053
 Während die Verfassung vom 7. Oktober 1949 (formal) noch demokratische und rechtsstaatliche
Züge und das Prinzip der Gewaltenkonzentration aufwies, bezeichnete die Verfassung aus dem Jah-
re 1968 die DDR als einen sozialistischen Staat. Hierin ist dann auch der Hauptunterschied zwi-
schen beiden Verfassungen zu sehen.
1054
 Vgl. Herwig E. Haase 1978. Grundzüge und Strukturen des Haushaltswesens der DDR. Wirt-
schaftswissenschaftliche Folge der Berichte des Osteuropainstitutes an der Freien Universität Ber-
lin. Berlin, 38 (im folgenden zitiert als: DDR) sowie GBl. der DDR, Jg. 1968, Nr. 23, 207.
1055
 Vgl. Günther v. Grumbkow a.a.O., 80 sowie GBl. der DDR Jg. 1967, Nr. 49, 329 und GBl. der
DDR Jg. 1975, Nr. 18, 321.
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Die StF, genauer gesagt ihre Zentrale und deren Leitung, unterstand dem Finanzmi-
nister direkt (§ 44 StHO), welcher Richtlinien erließ und die Schwerpunkte der Revi-
sionstätigkeit festlegte, war daher gegenüber der Regierung nicht unabhängig, aber
selbständig gegenüber den zu prüfenden Staats- und Parteiorganen (und der volksei-
genen Wirtschaft)1056. Der Zentrale der StF, die im Finanzministerium residierte,
waren eine sogenannte ‚Sonderrevision‘ und 15 Bezirksinspektionen mit jeweils drei
Abteilungen untergeordnet. Letztere übernahmen jeweils die Revision der Industrie,
des Transport-, Nachrichten- und Bauwesens, des Handels und der Landwirtschaft;
sowie die Kontrolle örtlicher Organe und staatlicher Einrichtungen. Diese drei Ab-
teilungen wiederum bestanden aus sogenannten Revisionsgruppen, von denen z.B.
eine für die Überprüfung der Grundstoff- oder der Leichtindustrie in der Abteilung
‚Industrie‘ verantwortlich war. Generell folgte die StF bei der Aufgabenverteilung
dem Territorialprinzip. Ende der achtziger Jahre verfügte sie über insgesamt etwa
1600 Mitarbeiter1057.
5.2 Die Funktion der Rechnungsprüfung in der SBZ/DDR
Zum besseren Verständnis der Rechnungsprüfung in der SBZ/DDR sind vorweg ei-
nige allgemeinere Anmerkungen zum Finanzsektor, zur DDR-Währung und zum
Budgetwesen der DDR einzufügen.
Während die NS-Devisenzwangswirtschaft in Westdeutschland in die Marktwirt-
schaft überführt wurde, wurde sie in der SBZ/DDR zur Valuta-Monpolwirtschaft
ausgebaut. Dabei wurden mit den ersten Enteignungen die Geld- und Kreditinstitute
zur Vorbereitung auf die Einführung der zentralen Planwirtschaft geschlossen, das
Bankensystem in organisatorischer und funktioneller Hinsicht an das sowjetische
Vorbild angepaßt, die Banken nahmen fortan nicht mehr eine Kapital-, sondern eine
Kontrollfunktion wahr (Kontrolle durch die Mark). Wie bereits 1937 die Reichsbank
                                                
1056
 Vgl. Alexander v. Brünneck a.a.O., 235 und Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 341. Diese Selb-
ständigkeit war dabei nicht mit einer unabhängigen Stellung gegenüber der Regierung und Exekuti-
ve zu verwechseln Vgl. Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen a.a.O., 392. Hans Schä-
fer a.a.O., 64.
1057
 Vgl. Manfred Beismann 1995. Der Aufbau der Finanzkontrolle im Freistaat Sachsen, in: Präsident
des Sächsischen Rechnungshofes (Hg.). Finanzkontrolle in Sachsen. Band 1. Leipzig: Selbstverlag,
80 und Günther v. Grumbkow a.a.O., 81f.
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so verlor auch die Zentralbank der DDR ihre Unabhängigkeit, sie war ein Organ des
Ministerrates1058.
Das nach der Einführung der DM in der DDR ausgegebene Geld hatte in diesem
Wirtschaftssystem seine ursprünglichen Funktionen eingebüßt1059. Seine
Tauschfunktion konnte das Geld in einer zentral gelenkten Wirtschaft ohne Markt-
preise nur begrenzt beim Warenkauf von Konsumgütern von privater Seite ausüben.
Aus ideologischen Gründen (kein Privateigentum) war eine Wertaufbewahrungs-
funktion nicht vorgesehen, denn das Geld verlor seine Funktion als Recheneinheit, da
in einer marktlosen Wirtschaft kein Zusammenhang zwischen der Güter- und Geld-
menge mehr bestand.
Aufgrund der vorherigen Ausführungen stellt sich für die Rechnungsprüfung die
Frage, wenn schon die Geldwerte im Haushaltsplan, allgemeiner im öffentlichen
Budgetwesen, letztlich Fiktion sind, da die Funktion des Geldes als Recheneinheit
entfällt, auf der Basis welcher Zahlen und Werte soll dann überhaupt geprüft wer-
den? Prüfungen beschränkten sich demnach wohl auf Konformitätskontrollen, z.B.
Plansollerfüllung, Regeleinhaltung, d.h., es wird in den Bereichen kontrolliert, in
denen die Regeleinhaltung „handfest“ überprüfbar ist, in denen weniger Zahlen als
vielmehr Sachwerte, tatsächlich produzierte Güter nachgezählt werden können. Wirt-
schaftlichkeitsprüfungen und Kosten- Nutzenanalysen sind wegen der fehlenden
Marktpreise noch schwieriger als in Marktwirtschaften (z.B. bei öffentlichen Gütern)
zu erstellen.
Auf eine ausführliche Darstellung des Budgetwesens der DDR kann verzichtet wer-
den, da ein solcher Exkurs für das Thema der Arbeit wenig Erkenntnisgewinn ver-
spricht, es soll der Verweis auf die Literatur genügen1060. Zudem ist die Aussagekraft
des DDR-Budgets anzuzweifeln, da es nicht auf dem Geldwert als Recheneinheit
                                                
1058
 Vgl. Jürgen Schneider 1998. Die Währungsreform in der SBZ/DDR: Ausgabe von funktionslosem
Geld, in: Ludwig Erhardt Stiftung (Hg.). Orientierungen zur Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik,
3/77, 63f und 66 (im folgenden zitiert als Währungsreform).
1059
 Vgl. Jürgen Schneider, Währungsreform a.a.O., 68.
1060
 Neben der bereits angeführten Literatur sei ergänzend verwiesen auf Heinrich Bader (Leiter des
Autorenkollektives) 1962. Das Finanzsystem der DDR. Berlin: Verlag Die Wirtschaft, J. Gurtz/ G.
Kaltofen 1977. Der Staatshaushalt der DDR. Berlin: Verlag Die Wirtschaft, 24ff, Peter Hoß 1991.
Der Staatshaushalt der DDR, in: Klaus König (Hg.). Verwaltungsstrukturen der DDR. 1. Auflage.
Baden-Baden: Nomos Verlagsgesellschaft, Herwig E. Haase 1985. Staatshaushalt, in: Bundesmini-
sterium für innerdeutsche Beziehungen (Hg.). DDR-Handbuch. Band 1 und 2. Köln: Verlag Wis-
senschaft und Politik.
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basiert, also keine den westdeutschen Etats vergleichbare Bedeutung besessen
hat1061.
Die vorherigen Ausführungen haben deutlich gemacht, daß ein Vergleich von Prü-
fung und Kontrolle im Bereich Budgetwesen, aber auch allgemein im Bereich der
Wirtschaft, zwischen der SBZ/DDR und der Bundesrepublik nur in Ansätzen, rein
äußerlich, streng genommen gar nicht möglich ist.
Wie auch im Westen, so begannen vor allem die RPB in den Ländern und Provinzen
nach Kriegsende damit, die letzten noch unter NS-Herrschaft erstellten und umge-
setzten Haushaltspläne zu prüfen, wobei ihre Ergebnisse entgegen sonstiger Praxis
auch aus ideologischer Motivation heraus teileise veröffentlicht wurden1062.
Eine Hauptaufgabe der Rechnungsprüfung in der Nachkriegszeit SBZ/DDR bestand
darin, die volkseigene Wirtschaft bei der Planaufstellung und -erfüllung zu unter-
stützen und sie zu prüfen (z.B. auch mit sogenannten mitlaufenden Kontrollen1063),
so wurden die RPB zu einem wichtigen Bestandteil im System der Planwirtschaft1064.
Eine Tätigkeit von besonderem Stellenwert waren die Sonderprüfungen, die z.B. auf
zonaler Ebene den volkseigenen Banken und der Versicherungswirtschaft galten. In
diesem Zusammenhang dürften die Rechnungsprüfer eher als Gutachter denn als
Kontrolleure aufgetreten sein; hierbei folgten die Mitarbeiter der RPB weniger der
Schule von Saemisch als vielmehr den sowjetischen Vorgaben1065.
Die grundlegende Funktion der 1968 gegründeten Staatlichen Finanzrevision war
die Sicherung des Sieges über den Kapitalismus und die Unterstützung der Entwick-
lung in Richtung auf eine kommunistische Gesellschaft1066. Neben diesen ideolo-
gisch geprägten Aufgaben legte das Statut des Ministeriums der Finanzen noch fol-
gende Funktionen fest1067:
– Den Nutzeffekt der gesellschaftlichen Arbeit zu erhöhen
– Die sozialistische Gesetzlichkeit auf dem Gebiet der Haushalts- und Finanzwirt-
schaft sowie der wirtschaftlichen Rechnungsführung durchzusetzen und
                                                
1061
 Vgl. Jürgen Schneider, Währungsreform a.a.O., 68.
1062
 Vgl. zum folgenden Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 161ff.
1063
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 164ff und 175f.
1064
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 165.
1065
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 178.
1066
 Vgl. Heinrich Bader a.a.O., 222.
1067
 Zitiert nach Günther v. Grumbkow a.a.O., 80. Der Begriff ‚sozialistische Gesetzlichkeit‘ geht auf
Stalin zurück und ist reine Fiktion!
237
– Ordnung und Disziplin im Umgang mit dem Volkseigentum weiter zu festigen
Die Durchsetzung sozialistischer Gesetzlichkeit wurde von den „DDR-Finanzwissen-
schaftlern“ als die wichtigste der genannten Funktionen angesehen1068. Hinter dieser
Formulierung verbarg sich m.E. die Forderung an die StF, die Staats- und Parteior-
gane bei der Implementierung und Kontrolle der von ihnen angeordneten Pläne zu
unterstützen und deren gesellschaftspolitische Vorstellungen und ihren Führungsan-
spruch abzusichern. (Die erste und dritte Aufgabe erinnern dabei oberflächlich an die
gängigen Aufgaben von Rechnungsprüfungsbehörden: Wirtschaftlichkeit, Ordnungs-
und Rechtmäßigkeit.)
Zur Umsetzung dieser Funktionen verwendete die StF drei verschiedene Arten der
Revision: Die ‚komplexe Revision‘1069, die auch als ‚Tiefenprüfung‘ bezeichnet
wurde1070, die ‚thematische Revision‘1071 und die ‚Jahresabschlußprüfung‘1072, die
zum Teil auch ‚dokumentarische Revision‘ genannt wurde1073. Die eigentliche Um-
setzung der Revisionsarbeit wurde in vier Schritten: Vorbereitung1074, Durchfüh-
rung1075, Auswertung und Nachprüfung1076 vorgenommen. Die praktische Arbeit der
StF hatte dabei zunächst prinzipiellen Anforderungen zu genügen, die aus den theo-
retischen Schriften Lenins zum Thema ‚Kontrolle‘ abgeleitet worden waren. So war
Kontrolle eine Methode der Erziehung in Richtung  Kommunismus und galt als eine
Form des Mitregierens. Weitere prinzipielle Anforderungen an die Revisionsarbeit
waren die Schwerpunktbildung, die laufende Verbesserung der Methoden, die vor-
beugende Wirkung der Kontrollen und die enge Zusammenarbeit mit dem Personal
vor Ort und den übrigen Kontrollorganen1077. In der Praxis konnten den Betrieben
zwar Auflagen erteilt werden, daraus wurden jedoch fast nie Konsequenzen gezogen,
                                                
1068
 Vgl. z.B. Heinrich Bader a.a.O., 226. An dieser Stelle sei noch einmal auf die Rolle der Wirt-
schaftswissenschaften in der DDR als Propagandainstrument der SED hingewiesen.
1069
 Vgl. Günther v. Grumbkow a.a.O., 83ff.
1070
 Vgl. z.B. Wille Ehlert a.a.O., 364f.
1071
 Vgl. Wille Ehlert a.a.O., 366 und Günther v. Grumbkow a.a.O., 92.
1072
 Vgl. Wille Ehlert a.a.O., 365, Günther v. Grumbkow a.a.O., 88ff und J. Gurtz a.a.O., 227.
1073
 Vgl. J. Gurtz a.a.O., 233f.
1074
 Vgl. Günther v. Grumbkow a.a.O., 94f.
1075
 Vgl. Alexander v. Brünneck a.a.O., 236; Günther v. Grumbkow a.a.O., 43 und 97ff und Susanne
Tiemann, Stellung a.a.O., 342.
1076
 Vgl. zum folgenden Günther v. Grumbkow a.a.O., 101f.
1077
 Vgl. Günther v. Grumbkow a.a.O., 93f.
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da die SED die Revisoren zurückpfiff, d.h., sie griff permanent nach Gutdünken in
die Arbeit der StF ein1078.
Die Haushaltskontrolle in der SBZ/DDR krankte allerdings von Beginn an daran, daß
die in den Plänen angegebenen Geldwerte, wie bereits erwähnt, als Recheneinheiten
streng genommen nicht geeignet waren, da ihnen ein materieller Gegenwert fehl-
te1079.
Ein Blick auf die Aufgaben des betrieblichen Rechnungswesens in der SBZ/DDR
ließ die Funktionen der Kontrollorgane in einem noch kritischeren Licht erscheinen.
Da das betriebliche Rechnungswesen nicht z.B. der Bilanzierung diente, sondern
allein als Kontroll- und Steuerungsinstrument verwendet worden war1080, stellte sich
die Frage, ob die Rechnungsprüfung überhaupt der Sicherstellung einer effektiven
und effizienten Haushaltsführung dienen konnte, oder vielmehr vor allem einen ord-
nungsgemäßen Planvollzug in Wirtschaft und Verwaltung im Sinne einer Erfüllung
des Plansolls (Soll-Ist-Vergleich) gewährleisten sollte, also Korruption, Schwarz-
markt und Unterschlagungen bekämpfen, und ein Kontrollinstrument der Parteispitze
war, was doch sehr an die Funktion von RPB in der absoluten Monarchie erinnern
würde. Generell diente die Finanzkontrolle im sozialistischen Staat der Disziplinie-
rung der Funktionäre und war somit ein Instrument der politischen Führung1081.
5.3 Zusammenfassende Betrachtung
Da sich aufgrund der verschiedenen Wirtschafts- und politischen Systeme ein direk-
ter Vergleich StF/BRH verbietet, dieser wäre nur anhand der Kontrolleinrichtungen
in der Sowjetunion sinnvoll vorzunehmen, soll eine kurze Zusammenfassung genü-
gen.
Die StF (Kontrollträger) unterstand dem Ministerium der Finanzen, war demzufolge
zwar institutionell selbständig1082, besaß aber keine verfassungsrechtliche Stellung,
                                                
1078
 Ein Beispiel aus der Praxis findet sich bei W. Hollmach 1974. Aus der Arbeit der Staatlichen
Finanzrevision, in: Sozialistische Finanzwirtschaft 19, 57.
1079
 Vgl. Jürgen Schneider, Währungsreform a.a.O.,68.
1080
 Die Kontrollberichte, die die Gewinn- und Verlust sowie die Selbstkostenrechnung ersetzten,
beruhten auf statistischen Tabellen, nicht auf betriebswirtschaftlichen Kostenrechnungen, die zu-
sammengefaßten Kontrollberichte stellten die „Bilanz“ dar, die wiederum Basis der nächsten Plan-
periode waren. Vgl. Jürgen Schneider, Wirtschaftswissenschaften a.a.O., 254f.
1081
 Vgl. allgemein Jürgen Schneider, Wirtschaftswissenschaften a.a.O., 254 und speziell Susanne
Tiemann, Stellung a.a.O., 344.
1082
 Vgl. Bundesministerium für innerdeutsche Beziehungen (Hg.) a.a.O., 392; Hans Schäfer a.a.O.,
64.
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die ihre Unabhängigkeit gewährleistete1083, war hierarchisch gegliedert und verfügte
über einen Verwaltungsunterbau, den der BRH erst 1998 erhielt.
Sie übte zwar die Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘ im Sinne einer Überprüfung der
Einhaltung des Plansolls in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung aus (Kontrollob-
jekt und -spanne), allerdings nicht die der ‚Verfassungskontrolle‘1084. Daß die StF
auch moderne Finanzkontrolle betrieb, war nicht festzustellen. Hierfür konnte einer-
seits das Budgetwesen der DDR kein wirklich belast- und überprüfbares Zahlenmate-
rial bereitstellen und andererseits die Wirtschaftswissenschaften die Grundlagen und
Methodiken nicht liefern, da sie zu einem Propagandainstrument der SED degradiert
worden waren. Inwiefern die Kontrollen der StF aufgrund der sehr geringen Aussa-
gekraft des DDR-Budgets letztlich nur mathematische Fingerübungen darstellten,
bleibt offen.
Neu für deutsche RPB war die als ‚Wirtschaftskontrolle‘ bezeichnete Aufgabe der
StF, die volkseigene Wirtschaft hinsichtlich ihres Haushalts- und Wirtschaftsgeba-
rens umfassend zu prüfen, ein für deutsche RPB in diesem Umfang neues Kon-
trollobjekt und eine neue Kontrollspanne. Vor 1945 kontrollierte der RRH allenfalls
die Verwendung staatlicher Zuschüsse an Privatunternehmen oder prüfte z.B. die
Bilanzen solcher Unternehmen mit staatlicher Beteiligung. Allerdings dürften die
hier verwendeten, sehr abstrakten Funktionsbegriffe nicht über die großen Differen-
zen im Detail zwischen den Rechnungsprüfungswesen beider Systeme hinwegtäu-
schen.
Eine strukturelle Konsistenz zwischen Budget- und Rechnungshoffunktionen lag im
Fall der DDR lediglich zwischen der administrativen Steuerungsfunktion und der
Verwaltungskontrolle vor.
Während in Westdeutschland die im NS-Regime quasi eingefrorenen Institutionen
der Weimarer Republik wiederbelebt und den geänderten Verhältnissen angepaßt
wurden, zerstörte die Machthaber in der SBZ/DDR solche Einrichtungen („Es gibt
kein zurück nach Weimar“ (Ulbricht)), der Aufbau folgte dem sowjetischen Vorbild.
Daher stellte die Entwicklung in Ostdeutschland eine bedeutende und einmalige Zä-
sur im Kontext eines Regimewechsels in der Geschichte der preußisch-deutschen
RPB dar.
                                                
1083
 Dies war ein allgemeines Merkmal der RPB in kommunistischen Ländern.
1084
 Für die Ausübung der Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ fehlte ein demokratisch gewähltes Parla-
ment, welches die Budgethoheit innehatte.
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6. Institutioneller und funktioneller Wandel in der Bundesrepublik
Auch nach der Konstituierung von RPB in den beiden deutschen Staaten haben sich
in den folgenden Jahrzehnten bis zur Wiedervereinigung teilweise umfangreiche
Veränderungen auf dem Gebiet der Haushaltskontrolle ergeben. Können dabei die
noch offenen Fragen und Kritikpunkte des deutschen Finanzkontrollwesens (RHO
als rechtliche Grundlage, Verhältnis zum und Einfluß des BT, Organisation der Vor-
prüfung) u.U. abschließend geklärt werden? Welchen Beitrag hat der BRH bei der
Wiedervereinigung geleistet, wie ist die Finanzkontrolle in den Neuen Ländern aus-
gestaltet worden?
6.1 Die Entwicklung in der Bundesrepublik1085
In dem Zeitraum zwischen 1950 und 1989/1990 war der BRH tiefgreifenden verfas-
sungs- und haushaltsrechtlichen Veränderungen ausgesetzt, im einzelnen der Haus-
haltsrechtsreform zwischen 1967 und 1970, die u.a. die seit 1922 gültige RHO ablö-
ste, und dem Bundesrechnungshofgesetz von 1985, welches in gewissem Sinne ein
Ende der alten Konflikte zwischen Legislative und Rechnungshof mit sich brachte.
Bevor ich mich den Reformen am Ende der sechziger Jahre zuwende, ist es der Voll-
ständigkeit halber angebracht, auf die zusätzlichen Ämter des Präsidenten des BRH
kurz einzugehen.
6.1.1 Die Sonderfunktionen des Präsidenten des Bundesrechnungshofes
Der Präsident des BRH ist zugleich auch Vorsitzender des ‚Bundespersonalausschus-
ses‘ (BPA) und ‚Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung‘
(BWV). Während das Amt des BWV allgemein bekannt sein dürfte und – wie noch
zu zeigen sein wird – in der langen Tradition des RSK steht, führt der BPA eher ein
Schattendasein. Seine Bedeutung insbesondere für den personellen Aufbau der Bun-
desverwaltung in den ersten Jahren ist allerdings nicht zu unterschätzen1086. Zudem
                                                
1085
 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung in der Bundesrepublik im Anhang auch
Zeittafel Nr. 6.
1086
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 107.
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besteht ein enger Zusammenhang zwischen seiner Tätigkeit und der in Kapitel 4 er-
örterten Beteiligung von Rechnungshofmitarbeitern bei der Rekrutierung des Füh-
rungspersonals für die Bundesverwaltung unter Adenauer.
6.1.1.1 Der Bundespersonalausschuß (BPA) und seine Vorgänger
Die Entstehungsgeschichte des BPA begann Ende 1946, als der sogenannte ‚Bipartite
Civil Service Panel‘ die Errichtung eines Personalamtes für die Bizone vor-
schrieb1087. – Hinter diesem Eingriff in die Personalwirtschaft steckten letztlich die
Bemühungen der Alliierten, dem deutschen Berufsbeamtentum den Boden zu entzie-
hen und es von einem öffentlichen Dienst nach angelsächsischem Vorbild ablösen zu
lassen, wobei sie ein unabhängiges Personalamt, das in der deutschen Behördenorga-
nisation kein Vorbild besaß, als ein geeignetes Mittel ansahen1088, ein Vorhaben,
welches auch in der damaligen SPD Anklang fand. Grund für die Opposition gegen-
über dem Berufsbeamtentum war das Mißtrauen der Siegermächte in diese Einrich-
tung, da sie in den deutschen Beamten einen Teil des preußisch-deutschen Militaris-
musses sahen, der ihrer Meinung nach zu zwei Weltkriegen geführt hatte.
Die Länder des VWG unterzeichneten am 07. Juli 1947 ein Abkommen, welches die
Einrichtung eines Verwaltungsrates für das Personalwesen (des VWG) vorsah, der
jedoch nie seine Tätigkeit aufnahm. Bereits am 09. August desselben Jahres wurde
im Zusammenhang mit der ersten Umbildung der Bizonenverwaltung eine Abteilung
für Personalwesen ins Leben gerufen und dem Exekutivrat unterstellt, der Ministe-
rialrat Kurt Oppler (SPD) fungierte ab Ende August, Anfang September als ihr erster
Leiter1089.
Zwischen Ende 1947 und Anfang 1948 kam es infolge der Beratungen über ein Per-
sonalamtsgesetz zu heftigen (partei-)politischen Auseinandersetzungen. Kern der
Differenzen war die Frage, wem das Amt künftig zu unterstellen sei und wer seine
Leitungsposition zu besetzen habe, der von der SPD dominierte Exekutivrat oder der
von der CDU beherrschte Wirtschaftsrat? Bevor das Personalamtsgesetz schließlich
am 23. Juni 1948 in Kraft treten konnte, stimmten noch die Militärgouverneure der
Alliierten einer Unterstellung des Amtes unter den im Zuge weiterer Umbildungen
                                                
1087
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 107.
1088
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 108 und Hermann Pünder a.a.O., 334.
1089
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 107f.
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der Bizonenverwaltung neu eingerichteten Verwaltungsrat zu, das Personalamt blieb
also weiterhin der Exekutive unterstellt. Allerdings versagten sich die Gouverneure
einer weiteren Forderung der CDU, Oppler von seinen Aufgaben als Leiter der Ab-
teilung Personalwesen zu entbinden1090.
Die Befugnisse des Personalamtes waren, gemessen an den anfänglichen Vorstellun-
gen seiner Befürworter, im Personalamtsgesetz von 1948 stark eingeschränkt. Seine
Aufgabe war die Regelung des Personalwesens für die Bizone und die Überwachung
der Personalvorschriften. Mit dieser Zuständigkeit für die gesamte Verwaltung
durchbrach das Gesetz das Ressortprinzip und damit die deutsche Verwaltungstradi-
tion1091.
Die alliierte Militärregierung unternahm nach Verabschiedung des Personalamtsge-
setzes im Juni 1948 und im Februar 1949 weitere Versuche, ihre Vorstellungen von
einem deutschen Beamtenapparat – in letzter Minute – doch noch durchzusetzen, und
baute mit dem Militärregierungsgesetz Nr. 15 die Kompetenzen des Personalamtes
erheblich aus, denn es verfügte zukünftig praktisch über ein Vetorecht bei der Stel-
lenbesetzung1092. Aber diese letzten Bemühungen der Siegermächte konnten die
Entwicklung hin zur Beibehaltung des Berufsbeamtentums nicht mehr aufhalten und
auch das Personalamt ging seinem Ende entgegen. Im Zuge der Verlagerung der
Verwaltung des VWG von Frankfurt a. M. nach Bonn und dem Aufbau der neuen
Bundesverwaltung wurde das Personalamt dem Bundesministerium des Innern unter-
stellt, blieb jedoch als Rumpfbehörde in Frankfurt, wurde lediglich mit Abwick-
lungsaufgaben betraut und nach und nach finanziell und personell ‚ausgetrocknet‘.
Bei der Personalausstattung der neuen Bundesverwaltung wurde es nach den Worten
von Oppler „völlig ignoriert“1093. Die kurze Geschichte des Amtes endete am 28.
Juli 1953 mit der formellen Auflösung, im Jahr zuvor war Oppler zum bundesdeut-
schen Gesandten in Island (!) ernannt worden1094.
Noch vor der Auflösung des Personalamtes hatten die Hohen Kommissare der Alli-
ierten einen weiteren Versuch unternommen, Einfluß auf die Gestaltung des öffentli-
chen Dienstes in dem neu entstehenden Staat zu nehmen. Im Jahre 1950 verlangten
                                                
1090
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 108f.
1091
 Vgl. allgemein zum Personalamt Theodor Eschenburg a.a.O., 412 sowie Franz-Otto Gilles, Macht,
109 und Hermann Pünder a.a.O., 334.
1092
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 109f. Zu den politischen Auseinandersetzungen in diesen Tagen
zwischen den Alliierten und der deutschen Politik vgl. Theodor Eschenburg a.a.O., 417f.
1093
 Zitiert nach Franz-Otto Gilles, Macht, 110.
1094
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 110.
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sie – wohl eher grundsätzlich – die Einrichtung eines Personalamtes nach dem Vor-
bild der Behörde der Bizone (obwohl dieses noch formal existierte). Dem folgte die
Bundesregierung allerdings mit einer Verordnung vom 15. Juni 1950, mit der der
‚Bundespersonalausschuß‘ (BPA) ins Leben gerufen wurde, der bereits am 22. Juni
die Arbeit aufnahm und dessen Vorsitzender der Präsident des RHiVWG (Mayer),
später der des BRH wurde. Seinen vorläufigen Charakter verlor dieser Ausschuß
spätestens mit der Übernahme in das Bundesbeamtengesetz vom 14. Juli 1953, wo-
mit auch endgültig alle Bemühungen, ein ressortübergreifendes ‚Bundespersonalamt‘
einzurichten, gescheitert waren1095.
Der BPA als unabhängiges, nicht weisungsgebundenes Organ sah in den ersten Jah-
ren seine Aufgabe weniger darin, Personal der ehemaligen Reichsverwaltung auf
seine Eignung für die Bundesverwaltung hin zu prüfen, sondern vielmehr den
Grundsätzen des Berufsbeamtentums Geltung zu verschaffen und das Problem der
sehr zahlreichen in der Bundesverwaltung tätigen Mitarbeiter zu lösen, die formal-
rechtlich nicht für die von ihnen besetzten Beamtenposten geeignet waren. – Diese
Selbsteinschätzung des BPA zeigte, daß dessen Meinung über den deutschen öffent-
lichen Dienst nicht derjenigen der Alliierten (und auch der SPD) entsprach, weswe-
gen Gilles den Verdacht äußerte, es handelte sich um ein eindeutig parteipolitisch
motiviertes Gremium zur Umsetzung der Vorstellung Adenauers und seiner Perso-
nalpolitik, denn der BPA war u.a. bei allen Abweichungen von den laufbahnrechtli-
chen Bestimmungen zuständig1096.
Dem BPA obliegen heute beispielsweise die Mitwirkung bei der Erstellung der
Laufbahnvorschriften für den öffentlichen Dienst und weitere wichtige Aufgaben
(z.B. Genehmigung einer Abweichung von gesetzlichen Bestimmungen bei der Ein-
stellung oder Besoldung). Dieser ist für die Beamten, Angestellten und Arbeiter im
öffentlichen Dienst zuständig. Seine Entscheidungen sind dabei für die betreffende
Verwaltung bindend1097. Somit wirkt der Präsident des BRH als Vorsitzender dieses
Ausschusses, festgeschrieben im Bundesbeamtengesetz, bei bedeutenden beamten-
rechtlichen und personalpolitischen Fragen mit1098.
Die genaue Entstehungsgeschichte des BPA und ihre Hintergründe bleiben weiterhin
im Verborgenen und haben bis dato auch keinen großen Widerhall in der wissen-
                                                
1095
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 110f und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1074.
1096
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 111.
1097
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 114 und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1074.
1098
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1074.
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schaftlichen Literatur gefunden. Spekulationen sind dennoch formuliert worden: Es
wäre z.B. möglich, daß der Präsident des Rechnungshofes, der als BPA-Vorsitzender
in der Nachkriegszeit und indirekt auch heute noch einen nicht unerheblichen Einfluß
ausübt, von Adenauer deswegen eingesetzt worden ist, um seiner Personalpolitik
1950 den Schein von Sachlichkeit und Objektivität zu geben1099. Ein weiterer Grund
könnten die im Zusammenhang mit der umfangreichen Beteiligung von Rechnungs-
hofmitarbeitern bei der Personalrekrutierung für die erste Bundesregierung (und da-
mit für Adenauer) gemachten guten Erfahrungen und Erfolge gewesen sein, die eine
weitere Zusammenarbeit mit dem BRH bei Personalfragen angebracht erschienen
ließen.
Ungleich bekannter als der BPA dürfte der BWV sein, dessen Vorläufer, der RSK,
bereits in Kapitel 2 behandelt wurde.
6.1.1.2 Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung (BWV)
Nachdem bereits im Zusammenhang mit der Erstellung des GG und dem Aufbau der
Bundesverwaltung zumindest Teile des Personals verschiedener Rechnungshöfe als
Berater und Gutachter in Erscheinung getreten waren, die Vollversammlung des
Wirtschaftsrates des VWG am 27. September 1948 die Einsetzung eines Sparbeauf-
tragten beschlossen hatte1100, konnte es nicht überraschen, daß die Zentrumsfraktion
am 13. Oktober 1950 im Bundestag (BT) zur Überprüfung der öffentlichen Ausga-
ben die Einsetzung eines ‚Sparkommissars‘ forderte1101. Bereits am 27. Oktober
wurde der Antrag an den Haushaltsausschuß1102 verwiesen, aber die Beratungen in-
nerhalb der Bundesregierung und im Parlament zogen sich noch bis in das Jahr 1952
hin, bevor mit einem Kabinettsentscheid vom 8. Januar 1952, dem Beschluß des BT
vom 20. Februar und dem Schreiben von Bundeskanzler Adenauer an den BRH-
                                                
1099
 So argumentiert zumindest Franz-Otto Gilles, der glaubt, Adenauer habe den BRH-Präsidenten für
seine Zwecke instrumentalisiert. Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht, 114.
1100
 Der Sparbeauftragte wurde am 05. Januar 1949 der Präsident des RHiVWG. Vgl. Jens Hermann
Treuner a.a.O., 422.
1101
 Vgl. zum folgenden Hermann A. Dommach, Potsdam, 197f und Friedrich v. Pfuhlstein, General-
rechenkammer, 105f sowie ders. 1975. Über die Institution des Bundesbeauftragten für Wirtschaft-
lichkeit in der Verwaltung, in: Schiffer, Eckart / Kahrenke, Helmut (Hrsg.). Verfassung, Verwal-
tung, Finanzkontrolle. Festschrift für Hans Schäfer. Köln: Carl Heymanns Verlag KG, 375-404 (im
folgenden zitiert als: BWV).
1102
 Vgl. grundlegend für die Arbeit des Haushaltsausschusses Roland Sturm 1988. Der Haushaltsaus-
schuß des deutschen Bundestages. Opladen: Leske+Budrich.
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Präsidenten Mayer vom 17. Juni 1952 dieser auch zum BWV bestellt wurde. Mayer
hatte sich für dieses Amt selber zur Verfügung gestellt1103.
Mit einem Kabinettsbeschluß vom 22. Mai 1957 wurde fortan der jeweilige Präsident
des BRH ad personam auch zum BWV bestellt. Diese Ämter trennte das Bundeska-
binett mit einem entsprechenden Beschluß vom 26. Februar 1964 formell wieder, um
der Bundesregierung einen gewissen Spielraum bei der Bestellung des Bundesbeauf-
tragten  zu geben1104, allerdings ernannte sie traditionell weiterhin den jeweiligen
Präsidenten des BRH gleichzeitig zum BWV. Mit der Bestellung des jeweiligen Prä-
sidenten des BRH zum BWV setzten die Regierungen also die mit der Ernennung
von Saemisch zum RSK 1922 begonnene Tradition fort.
Die Hauptaufgabe des BWV in der Praxis ist es, Vorschläge für eine zweckmäßige,
einfache und wirtschaftliche Bundesverwaltung und Haushaltsführung zu unterbrei-
ten, er kann also als ein ‚Experte für Rationalisierungsfragen‘ angesehen werden1105.
Dieser tritt vor allem dann in Erscheinung, wenn die Sachgebiete des BRH in einem
Fachgebiet über kaum oder gar keine Prüfungserfahrungen als Grundlage für eine
Beratung verfügen, wenn es sich um besonders eilbedürftige Angelegenheiten oder
um einen komplexeren Beratungsgegenstand handelt1106. Dabei bedient er sich der
Kapazitäten des BRH und ist gegenüber diesem weisungsbefugt, was eine beschleu-
nigte Bearbeitung der Themenstellung unterstützt, da keine kollegialen Entschei-
dungsprozesse ‚abzuwarten‘ sind1107. Ein Vorteil des BWV gegenüber dem BRH ist
                                                
1103
 Dieses Verhalten Mayers erfolgte wohl aus traditionellen Gründen, da der Präsident des RRH
auch RSK gewesen war, diese Personalunion also Tradition hatte. Vgl. a. Friedrich v. Pfuhlstein,
Generalrechenkammer, 106.
1104
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer, 106. Den Anstoß für diese Maßnahme hatte
die ‚Kommission für Finanzreform‘ (auch als ‚Troeger-Kommisson‘ bekannt) gegeben, die im März
1964 vom Bundeskanzler und den Ministerpräsidenten der Länder eingesetzt worden war, um Vor-
schläge für eine umfassende Finanzreform zu erarbeiten. Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, BWV, 387f.
1105
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 442. Am 10. März 1965 wurden die Richtlinien für die Tätigkeit des
BWV von 1957 im Einvernehmen zwischen Regierung und Bundesbeauftragtem geändert, sie blie-
ben bis zur bisher letzten Neufassung vom 26. August 1986 bestehen. Vgl. Hermann A. Dommach,
Potsdam, 198 und Jens Hermann Treuner a.a.O., 423. Die Richtlinien für die Tätigkeit des BWV
finden sich u.a. in Ernst Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle.
Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, VI / 7. Vgl. a.
BAnz Nr. 163, 12485.
1106
 Vgl. Nils Diederich et al. 1990. Die diskreten Kontrolleure. Eine Wirkungsanalyse des Bundes-
rechnungshofes. Opladen: Westdeutscher Verlag, 163 (im folgenden zitiert als: Kontrolleure) und
Hedda v. Wedel 2001. Der Bundesbeauftragte für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, in: Ernst
Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bun-
deshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, VI / 7, 2.
1107
 Vgl. Nils Diederich, Kontrolleure, 85 und Hedda v. Wedel a.a.O., VI / 7, 2.
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zudem seine Position als ein von der Regierung bestellter Gutachter, der, anders als
der BRH, nicht zur völligen politischen Enthaltsamkeit verpflichtet ist1108. Generell
läßt sich der Einsatz des Präsidenten des BRH als BWV nur in denjenigen Fällen
vertreten, in denen der persönliche Aufwand in einem Rahmen bleibt, der es ihm
weiterhin gestattet, seinen primären Aufgaben gerecht zu werden1109.
Im Laufe der Zeit ist ein Großteil seines möglichen Betätigungsfeldes mehr und
mehr vom BRH übernommen worden, so daß die jeweilige Regierung sich immer
weniger gedrängt sieht, den BWV einzuschalten1110, weswegen Diederich et al. die-
ses Amt als beinahe obsolet betrachten1111. Ersichtlich ist dieser Bedeutungsverlust
besonders bei der Anzahl der vom BWV erarbeiteten Gutachten. Bis 1990 sind ins-
gesamt 257 Gutachten entstanden, 177 von ihnen vor der Haushaltsrechtsreform.
Diese beschäftigen sich in erster Linie mit Problemen der Organisation und der Wirt-
schaftlichkeit der Verwaltung (73%), mit Personalfragen (8%) und mit allgemeinen
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen (4%) oder sind Sondergutachten (14%). Nach der
Haushaltsrechtsreform, also zwischen 1970 und 1990, sind noch 80 Gutachten er-
stellt worden, deren Schwerpunkt nun mit etwa 61% die Sondergutachten bilden, der
Rest befaßt sich wiederum mit Fragen der Organisation und der Wirtschaftlichkeit
der Verwaltung. Neben der zunehmenden Konsolidierung der Verwaltung und dem
vermehrten Bedarf an aufgabenbezogener Beratung sind die Ursachen für diesen
Rückgang in den später erörterten §§ 88 Abs. 2 und 99 BHO zu sehen, die es dem
BRH gestatten, ähnliche Aufgaben wie der BWV zu übernehmen1112. Dieser Ab-
wärtstrend ist auch weiter zu beobachten und verstärkt sich noch. Zwischen 1990 und
2006 veröffentlichte der BWV in seiner Schriftenreihe lediglich 12 Gutachten, vier
Sondergutachten (33%) und acht zu Fragen der Organisation und Wirtschaftlichkeit
der Verwaltung (66%), wobei einige beiden Kategorien zuzuordnen wären1113.
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 Daher sind seine Gutachten auch nicht in an den BT sondern an die Regierung oder einzelne Mini-
sterien gerichtet und dürfen ohne Zustimmung der jeweiligen Minister nicht weitergeleitet werden.
Vgl. Jens Hermann Treuner a.a.O., 424.
1109
 Vgl. Hedda v. Wedel a.a.O., VI / 7, 2.
1110
 Vgl. Nils Diederich, Kontrolleure, 162 und 164 und Heinz-Günther Zavelberg 1995. Staatliche
Finanzkontrolle in Deutschland. Über Arbeit und Effektivität des Bundesrechnungshofes, in: Die
Verwaltung 28, 530f (im folgenden zitiert als: Arbeit und Effektivität).
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 Vgl. Nils Diederich, Kontrolleure, 86.
1112
 Vgl. Jens-Hermann Treuner a.a.O., 424.
1113
 Dies gilt z.B. für das Gutachten „Einsatz externer Berater in der Bundesverwaltung – Empfehlun-
gen zum wirtschaftlichen Einsatz externer Berater in der Bundesverwalt“. Da Treuners Untertei-
lungskriterien nicht genau definiert sind, verbietet sich ein direkter Vergleichung. Vgl. zu den Gut-
achten www.bundesrechnungshof.de/bundesbeauftragter-bwv/ergebnisse, 07.10.08. Weitere Gut-
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Eine strenge Unterscheidung zwischen BWV und BRH z.B. bei der Zusammenarbeit
mit der Legislative in puncto Aufstellung und Entlastung ist mittlerweile nicht mehr
gegeben1114; mit zunehmender Annäherung der Tätigkeiten von BRH und BWV ver-
schwindet auch das unterschiedliche Bild der beiden Institutionen bei vielen Betei-
ligten und beim BRH selbst1115.
6.1.2 Der Funktionswandel im Zuge der Haushaltsrechtsreform
Die von konjunkturellen Abschwüngen und ersten Rezessionen gekennzeichnete
wirtschaftliche Entwicklung Mitte der sechziger Jahre und die Tatsache, daß der
Staat angesichts seines steigenden Haushaltsvolumens wachsenden Einfluß auf die
Volkswirtschaft ausübte, ließen Forderungen nach einer Reform des Haushaltsrechts
wieder aufkommen1116. Die bis zu diesem Zeitpunkt noch gültige RHO schien den
sich ändernden finanzwirtschaftlichen Gegebenheiten nicht mehr gewachsen zu sein,
da diese z.B. als vordringlichstes Budgetprinzip die Gesamtdeckung des Etats vor-
sah.
Die Ziele der Reform waren die Berücksichtigung gesamtwirtschaftlicher Fragen im
Haushaltsrecht, um Bund, Ländern und Gemeinden eine der Konjunktur angepaßte
Haushaltspolitik zu ermöglichen, das Vorantreiben einer einheitlichen Rechtsgestal-
tung in Bund und Ländern zu forcieren und Chancen für eine längerfristige Etatpla-
nung zu geben1117.
6.1.2.1 Die Novelle des Art. 114 Grundgesetz (GG)
Nachdem die bereits angesprochene Troeger-Kommission 1966 ihre Vorschläge für
eine umfassende Finanzreform unterbreitet hatte, wurde in einem ersten Schritt der
                                                                                                                                         
achten wurden laut Auskunft des Sekretariats des BWV nicht erstellt. In der Schriftenreihe sind
zwar 14 Gutachten veröffentlicht, 2 von ihnen stammen jedoch von vor 1990.
1114
 Vgl. Nils Diederich, Kontrolleure, 73.
1115
 Vgl. Jens-Hermann Treuner a.a.O., 425. Der BRH führt z.B. seine Berichte nach § 99 BHO und
die Gutachten des BWV gemeinsam unter der Rubrik ‚Sonderberichte‘ auf. Vgl.
www.bundesrechnungshof.de/veroeffentlichungen/sonderberichte, 08.10.08.
1116
 Die Initiative ging dabei vom Bundestag und vom Haushaltsausschuß aus. Vgl. Karl Wittrock,
Dreiecksbeziehung a.a.O., 421.
1117
 Vgl. Erwin A. Piduch 1979. Zehn Jahre Haushaltsreform, in: DÖV 24, 881 sowie Hermann A.
Dommach 1995. Vorbemerkungen zu Teil I BHO, in: Ernst Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.)
1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblattsammlung.
Neuwied: Luchterhand, 4.2 (im folgenden zitiert als: Vorbemerkungen)
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Art. 109 GG am 6. Juli 1967 ergänzt, gemäß Art. 109 Abs. 2 hatten Bund und Länder
danach bei ihrer Haushaltsführung den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen Rech-
nung zu tragen. Dieser GG-Novelle folgte zwei Tage später die Verabschiedung des
Stabilitäts- und Wachstumsgesetzes, welches u.a. das sogenannte ‚magische Viereck‘
und Instrumente zur Wirtschaftslenkung beinhaltete1118.
In einer weiteren GG-Änderung vom 12. Mai 1969 beschloß der Verfassungsgeber,
den Bund in Art. 109 Abs. 3 zu ermächtigen, gemeinsam für sich und die Länder
geltende Grundsätze des Haushaltsrechts zu erlassen. Als Folge dieser Novelle traten
am 1. Januar 1970 das Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG), welches die Rechtseinheit
zwischen Bund und Ländern wahren sollte, und die Bundeshaushaltsordnung (BHO),
welche Aufstellung, Ausführung und Kontrolle des Bundesetats regelte und eine
neue Haushaltssystematik einführte, in Kraft. Weitere Neuregelungen betrafen die
Art. 110 und 113 bis 1151119. Für den BRH waren vor allem die Novelle des Art.
114, Teile des HGrG und die neue BHO von besonderer Bedeutung.
Die Bundesregierung hatte in ihrem Vorschlag für eine Neufassung des Art. 114 zu-
erst keine Änderung des Verhältnisses zwischen BRH und den legislativen Organen
vorgesehen1120. Der in diesem Fall federführende Rechts- und der außerdem betei-
ligte Haushaltsausschuß forderten in einer Stellungnahme, den BRH näher an das
Parlament heranzuführen, damit dieses sein Budgetrecht besser wahrnehmen könnte
und deutlich würde, daß der Rechnungshof nicht allein der Regierung Hilfestellung
zu leisten habe. Zudem sprachen sich beide für eine verfassungsrechtliche Veranke-
rung gewisser Tätigkeiten des BRH aus, womit die Prüfung der gesamten Haushalts-
und Wirtschaftsführung1121 gemeint war1122.
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 Vgl. Hans Günther Henneke 1997. Vor Art. 104a GG, in: Ernst Heuer / Hermann A. Dommach
(Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblatt-
sammlung. Neuwied: Luchterhand, 9 und Hermann A. Dommach, Vorbemerkungen a.a.O., 5.
1119
 Vgl. Hermann A. Dommach, Vorbemerkungen a.a.O., 5ff.
1120
 Vgl. Karl Wittrock 1987b. Das Bundesrechnungshofgesetz im Lichte historischer Rückblende, in:
Pirker, Theo (Hg.). Rechnungshöfe als Gegenstand zeitgeschichtlicher Forschung. Berlin:
Duncker&Humblot, 166 (im folgenden zitiert als: Rückblende).
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 Die Haushaltsführung umfaßt nach der Definition von Dommach „alle Vorgänge der Verwaltung,
die auf die Ausführung des Haushaltsplans oder des Haushaltsgesetzes gerichtet sind“. Die Wirt-
schaftsführung definiert Dommach als „die finanzwirtschaftliche Betätigung des Bundes außerhalb
des Haushaltsplans“. Hierunter fallen die Vermögenswirtschaft, die treuhänderische Verwaltung,
die Bewirtschaftung fremder Mittel (z.B. EU-Mittel) und die vorläufige Haushaltsführung gemäß
Art. 111. S. Hermann A. Dommach, Vorbemerkungen a.a.O., 16.
1122
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 417f.
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Die letztlich verabschiedete Neufassung des Art. 114 GG enthielt für den BRH eine
Bestands- und Unabhängigkeitsgarantie, neu waren eine Ausweitung der Prüfungs-
aufgaben, die Feststellung der Lückenlosigkeit der Prüfung und eine direkte Be-
richtspflicht gegenüber dem Parlament1123.
In der alten Fassung des Art. 114 GG war bereits eine sogenannte institutionelle Ver-
fassungsgarantie der Rechnungsprüfung und des Rechnungshofes vorhanden1124, mit
seiner Neufassung wurde der Bestand des BRH verfassungsrechtlich abgesichert, er
war damit dem Zugriff des einfachen Bundesgesetzgebers entzogen und konnte le-
diglich auf dem Wege einer Verfassungsänderung abgeschafft werden1125. Diese Re-
gelung stellte insofern eine Erweiterung der bisherigen Garantie dar, als daß in der
alten Fassung des Art. 114 nur der Bestand eines Rechnungshofes und nicht der Be-
stand des Bundesrechnungshofes explizit erwähnt worden war1126.
War die Rechnungsprüfung in Deutschland bisher sachlich an die verschiedenen
Etatpositionen und zeitlich an den Zeitpunkt der Rechnungslegung geknüpft, so
brachte die Novelle des Art. 114 eine als bahnbrechend zu bezeichnende Neuerung
mit sich, da sie die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes einer
Prüfung des BRH unterwarf1127. Da es mit dieser Verfassungsänderung dem BRH
gestattet war, alle finanzrelevanten Entscheidungen und Maßnahmen einer Prüfung
zu unterziehen, eröffneten sich für ihn auch neue Prüfungsfelder, wie z.B. Organisa-
tions- und Personalwirtschaftsprüfungen und Erfolgskontrollen1128. In diesem Zu-
sammenhang war auch der § 98 Abs. 1 Nr. 2 BHO zu sehen, der dem Rechnungshof
das Instrument der sogenannten ‚Maßnahmeprüfung‘ in die Hand gab. Darunter war
die Kontrolle einer finanzrelevanten Entscheidung der Regierung zu verstehen, noch
bevor diese zu tatsächlichen Ausgaben geführt hätte. Diese Möglichkeit war jedoch
nicht mit der in der Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung unüblichen Visa-
                                                
1123
 Vgl. Helmut Kahrenke 1972. Zur Neufassung des Art. 114 des Grundgesetzes, in: DÖV 25, 148
(im folgenden zitiert als: Neufassung).
1124
 Vgl. Friedrich Klein, Verfassungsgarantie a.a.O., 133. Eine weitergehende Zusammenfassung der
Thematik der verfassungsrechtlichen oder institutionellen Garantien findet sich bei Herbert Rischer
a.a.O., 138ff.
1125
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 421.
1126
 Friedrich Klein hatte bereits eine institutionelle Verfassungsgarantie für den BRH abgeleitet. Vgl.
Friedrich Klein, Verfassungsgarantie a.a.O., 135. Aber diese Meinung war nicht unumstritten. Vgl.
Klaus Stern a.a.O., 421.
1127
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 54.
1128
 Auf die Thematik ‚Rechnungshöfe und Erfolgskontrolle‘ wird in dieser Arbeit nur am Rande
eingegangen, vgl. hierzu die Ausführungen im letzten Absatz von Kapitel 5.1.2.2.
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Kontrolle (vorgängige Kontrolle) zu verwechseln1129, bei der eine RPB jede staatli-
che Ausgabe zu genehmigen hatte1130. Mit dem Verfassungsauftrag, die gesamte
Haushalts- und Wirtschaftsführung zu prüfen, war endgültig der Schritt von der
Rechnungsprüfung zur Finanzkontrolle vollendet1131.
Sah die RHO in § 89 noch vor, daß Haushaltsmittel aufgrund ihres Verwendungs-
zweckes, d.h. aus Gründen der Geheimhaltung, nicht einer Prüfung von Seiten des
RRH (später BRH) unterlagen1132, so legte die Neufassung des Art. 114 GG für die
unmittelbare Bundesverwaltung die Lückenlosigkeit der Finanzkontrolle als verfas-
sungsrechtliches Gebot fest1133. Prüfungsfreie Räume waren daher fortan nicht mehr
gestattet, abgesehen von der mittelbaren Bundesverwaltung, bei der diverse Berei-
che, wie z.B. die Träger der gesetzlichen Kranken- oder der Unfallversicherung nicht
einer externen Kontrolle unterliegen. Dem Geheimhaltungsinteresse des Staates wur-
de dadurch Rechnung getragen, daß z.B. Ausgaben der Nachrichtendienste nicht
mehr in die Zuständigkeit der Abteilungssenate oder des Großen Senats fielen. Ande-
re Mittel, wie beispielsweise geheime Ausgaben des Auswärtigen Amtes, wurden
fortan gemäß § 10a Abs. 1 BHO allein vom Präsidenten geprüft1134.
Die Lückenlosigkeit der Prüfung wurde außerdem mittels der Beseitigung bisheriger
Einschränkungen im Zusammenhang mit der Einsicht in die Akten abgesichert. Ge-
mäß § 95 BHO waren dem BRH nach seinem pflichtgemäßen Ermessen vollständige
Akteneinsicht zu gewähren und alle erforderlichen Auskünfte zu erteilen1135.
                                                
1129
 Vgl. u.a Klaus Stern a.a.O., 430ff, Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprüfung a.a.O., 20 und
ders., 275 Jahre a.a.O., 55.
1130
 Die Visa-Prüfung führt nach Meinung von Praktikern u.a. zu einer enormen zusätzlichen Arbeits-
belastung und die damit einhergehende Routine fördert in erster Linie das Aufdecken von kleinen
Fehlern und das Übersehen der großen. Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Arbeit und Effektivität
a.a.O., 516.
1131
 Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprüfung a.a.O., 20 und ders., 275 Jahre a.a.O., 55.
1132
 Vgl. allgemein zu diesem Thema Uwe Hähnlein, Hanns-Lothar Endel, Eduard Hans Jahnz 1998.
Reptilienfonds und Finanzkontrolle: Wie öffentlich ist die Kontrolle geheimer Staatsausgaben?, in:
DÖV 8, 305-314. Ein Kommentar zu § 89 RHO bietet Karl Friedrich Vialon a.a.O., 964f.
1133
 Vgl. Helmut Kahrenke, Neufassung a.a.O., 151.
1134
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 53f. Die alleinige Zuständigkeit des Präsidenten
sieht Klappstein als eine Einschränkung des Kollegialprinzips, da auf dem Wege eines einfachen
Gesetzes bestimmte Prüfungsaufgaben an einzelne Mitglieder vergeben werden. Vgl. Walter Klapp-
stein 2000.Die kollegiale Verfassung der Rechnungshöfe, in: Helmut Schulze-Fielitz (Hg.). Fort-
schritte der Finanzkontrolle in Theorie und Praxis. Berlin Duncker&Humblot, 36 (im folgenden zi-
tiert als: Kollegiale Verfassung).
1135
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 54.
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Neben der institutionellen Verfassungsgarantie für den BRH und die Unterwerfung
der gesamten Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes unter seine (lückenlose)
Prüfungskompetenz hatte die Novelle des Art. 114 auch wesentliche Konsequenzen
für die Beziehungen zwischen Legislative und Rechnungshof.
6.1.2.2 Die Neuordnung der Beziehungen zwischen Parlament und Bundesrech-
nungshof
Einen weiteren Meilenstein in der Geschichte der Finanzkontrolle bedeutete der un-
mittelbare im Zuge der Haushaltsrechtsreform vollendete Zugang des Rechnungsho-
fes zum Parlament. Für diese Möglichkeit hatten die Abgeordneten seit 1848 immer
wieder vergeblich gekämpft, denn die Verfassungen von 1850, 1919 und 1949 und
die die verschiedenen Rechnungshöfe betreffenden Gesetze von 1872, 1922 und
1950 sahen diese Möglichkeit nicht vor1136, die Monita wurden via Finanzminister
übermittelt, dem damit immer noch die Möglichkeit eines ‚letzten Wortes‘ gegeben
war1137. Selbst bei den Beratungen über eine Novelle des Art. 114 war dieser Punkt
nicht unumstritten, was auch aus der Tatsache ersichtlich wurde, daß zwar die BHO
in § 97 Abs. 1 diesen direkten Zugang regelte, das HGrG in § 46 Abs. 1 aber auf eine
Vorschrift auch für die Länder verzichtete1138. Die verfassungsrechtlich verankerte
unmittelbare, jährliche Zuleitung der Bemerkungen, der „Visitenkarte des BRH“1139,
an BT und BR gemäß Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG beschleunigte auch das Entla-
stungsverfahren1140 und bot dem BRH zudem die Möglichkeit, seine Erkenntnisse via
Medien der Öffentlichkeit zu präsentieren1141.
                                                
1136
 Eine kurze Zusammenfassung der Auseinandersetzungen um eine bessere Zusammenarbeit zwi-
schen RPB und Legislative bietet Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 59.
1137
 Vgl. Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Rechnungsprüfung a.a.O., 20.
1138
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 59.
1139
 S. Nils Diederich et al. Die diskreten Kontrolleure. Eine Wirkungsanalyse des Bundesrechnungs-
hofes. Opladen: Westdeutscher Verlag, 121 (im folgenden zitiert als: Kontrolleure).
1140
 Vgl. Helmut Kahrenke 1971. Zur Berichterstattung des Bundesrechnungshofes an die gesetzge-
bende Gewalt nach dem neuen Haushaltsrecht, in: DÖV 24, 442 (im folgenden zitiert als: Berichter-
stattung). Piduch bezeichnete es dann auch als eine Folge der Haushaltsrechtsreform, daß die
„chronische Verspätung“ beim Entlastungsverfahren mit der Zeit abgebaut wurde. S. Erwin A. Pi-
duch a.a.O., 885.
1141
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 60.
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Dieses Vorgehen wiederum erlaubt es bei festgestellten Mängeln mittels der
Presse Druck auf die Entscheidungsträger auszuüben1142, eine der wenigen
Sanktionsmöglichkeiten des BRH. Allerdings ist die etwa zweiwöchige Wir-
kung der Presseberichte, die sich zudem auf ‚Knüller‘ stürzen und kein Interes-
se z.B. für die Zusammenarbeit zwischen BRH und Rechnungsprüfungsaus-
schuß des BT haben, lediglich kurzfristiger Natur1143. Die BRH-Mitarbeiter
messen in diesem Zusammenhang dem Parlament größere Bedeutung als den
Medien bei, dies gilt insbesondere für den Rechnungsprüfungsausschuß, den
sie als eine Art „Tribunal“1144 ansehen. Die im Rechnungsprüfungsausschuß
gerügten Sachverhalte würden von den Vertretern der Ressorts, zumeist beam-
teten oder parlamentarischen Staatssekretären, an die verantwortlichen Mitar-
beiter weitergegeben, ein Umstand, der sich ‚herumsprechen würde‘ 1145 und
wenig förderlich für die Karriere sei. Allerdings scheinen die Parlamentarier
sowohl einer Mitarbeit im Rechnungsprüfungsausschuß als auch den Bemer-
kungen des Rechnungshofes insgesamt nicht immer eine besondere Aufmerk-
samkeit entgegenzubringen1146.
In die BHO wurden vom Gesetzgeber weitere Paragraphen aufgenommen, die den
erweiterten Funktionen des BRH Rechnung trugen und einen direkten Kontakt zwi-
schen Rechnungshof und Legislative gestatteten. In Form sogenannter Sonderbe-
richte nach § 99 BHO kann der Rechnungshof den Gesetzgeber von ‚Angelegenhei-
ten von besonderer Bedeutung‘ in Kenntnis setzen. Von dieser Möglichkeit macht er
allerdings selten Gebrauch, da solche Berichte zwingend als Bundestagsdrucksachen
an die Mitglieder von BT, BR und an die Bundesministerien verteilt und an die zu-
ständigen Ausschüsse überwiesen werden müssen. Dieser recht hohe Aufwand, der
dann gerechtfertigt erscheint, wenn eine Unterrichtung der Öffentlichkeit angezeigt
                                                
1142
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 119. Weiterhin fungierten die veröffentlichten
Berichte des BRH als ein Mittel zur Imagebildung und Selbstdarstellung und dienten als Leistungs-
nachweis für die einzelnen Prüfungsgebiete. Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 119f.
1143
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 213f.
1144
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 244f.
1145
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Arbeit und Effektivität a.a.O., 527f.
1146
 Vgl. z.B. Stefan Bajohr 2000. Perspektiven der Finanzkontrolle: Parlamentarische Prüfungsaufträ-
ge an Rechnungshöfe, in: Verwaltungsarchiv 91, 508f und Hans Blasius 1993. Der Rechnungshof:
Kontrolleur und Informant, in: DÖV 15, 642f (im folgenden zitiert als: Kontrolleur und Informant).
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ist1147, steht einer umfangreichen Anwendung des § 99 BHO im Wege1148, zumal
dem BRH ab 1970 auch andere Instrumente gegeben waren.
So erlaubt der § 88 Abs. 2 BHO dem BRH auf der Grundlage seiner generellen Prü-
fungserkenntnisse gleichrangig BT, BR und Bundesregierung bei finanziell bedeut-
samen Einzelmaßnahmen oder wichtigen Gesetzesvorhaben zu beraten1149. Diese
Informationen können sich auf die Haushaltsaufstellung beziehen oder erfolgen als
laufende Unterrichtung in Form von Berichten an die zuständigen (Fach-) Ausschüs-
se. Diese Möglichkeit der Unterrichtung des Parlaments spielt eine große Rolle, da
über diese Beratungsberichte das zuständige Kollegium und nicht der Große Senat zu
beschließen hat und sie gemäß der GO des BT (§§ 77, 75 GO-BT) lediglich als Aus-
schußdrucksachen an die Mitglieder des Haushalts- und Rechnungsprüfungsaus-
schusses und nicht als BT-Drucksachen an das ganze Parlament verteilt werden1150,
insofern mit einem wesentlich geringeren Aufwand verbunden sind.
Die Weimarer RHO kannte eine Beteiligung des RRH an der Haushaltsaufstellung
nicht, lediglich der RSK war involviert, denn die Beratertätigkeit des Rechnungsho-
fes bezog sich auf Stellungnahmen zu haushaltsrechtlichen Fragen, wozu er von Re-
gierung oder Parlament ersucht werden konnte. Auch in der Bundesrepublik war es
zunächst der BWV, der an den Ressortverhandlungen und Ausschußsitzungen über
den nächsten Etat beratend teilnahm, bis dieser dazu überging, gestützt auf § 125
Abs. 3 RHO, Mitglieder des BRH hinzuzuziehen, um die Prüfungsergebnisse für das
kommende Budget nutzbar zu machen. Dieses Vorgehen wurde mittels § 88 Abs. 2
BHO gesetzlich abgesichert1151.
In der Praxis sitzt nach Inkrafttreten der Haushaltsrechtsreform der jeweils zuständi-
ge Prüfungsgebietsleiter des BRH bei den Verhandlungen auf Referatsleiterebene
zwischen dem Bundesministerium der Finanzen und den anderen Ressorts mit am
Tisch, ebenso bei den Berichterstattergesprächen des Haushaltsausschusses. Somit
                                                
1147
 Vgl. Dieter Engels 2001b. Prüfungsordnung des Bundesrechnungshofes (Einführung), in: Ernst
Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bun-
deshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 13 (im folgenden zitiert als: Prü-
fungsordnung).
1148
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 60.
1149
 Vgl. Karl Wittrock 1989. Der Rechnungshof als Berater, in: DÖV 11, 348 (im folgenden zitiert
als: Berater).
1150
 Vgl. Dieter Engels, Prüfungsordnung a.a.O., 12f.
1151
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 57. Zu § 125 Abs. 3 RHO Karl Friedrich Vialon
a.a.O., 1092f.
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kann der BRH auf relativ kurzem Wege seine Prüfungserfahrungen einbringen1152.
Die dort zu behandelnden Haushaltsvoranschläge und Entwürfe der einzelnen Mini-
sterien sind dem BRH gemäß § 27 Abs. 2 BHO zuvor zur Stellungnahme zugeleitet
worden1153. Dabei überprüft dieser die Voranschläge hinsichtlich der Plausibilität der
ihnen zugrunde liegenden Annahmen und vergleicht sie mit eigenen Erkenntnis-
sen1154. Allerdings charakterisieren Diederich et al. die Rolle des BRH in der Phase
der Etaterstellung als eher passiv1155, im Gegensatz zur intensiven Teilnahme an den
Sitzungen des Haushaltsausschusses, für die der BRH nach wie vor eine Art ‚Sit-
zungsdienst‘ bereitstellt1156.
Besonders die Beteiligung des BRH an den Berichterstattergesprächen1157 ist hervor-
zuheben1158, da in diesen die Änderungsvorschläge des Haupt- und seiner Mitbe-
richterstatter (in der Regel) zu einem Einzelplan erarbeitet werden, die im Normalfall
ohne Änderung vom Haushaltsausschuß übernommen werden und damit praktisch
mit der Stellungnahme des BT zum kommenden Budget identisch sind. Mitglieder
des BRH beraten somit den kleinsten und entscheidenden Zirkel der Haushälter des
BT.
Eine andere Variante der Unterstützung ist in den Berichten gemäß § 88 Abs. 2 BHO
zu sehen, die nicht dem Parlament als ganzem, sondern lediglich den mit der Kon-
trolle der Haushalts- und Wirtschaftsführung der Bundesregierung betrauten Gremi-
en, in erster Linie Haushalts- und Rechnungsprüfungsausschuß (in einzelnen Fällen
auch anderen Fachausschüssen), zugeleitet werden. Dieses weniger aufwendigere
Prozedere und die Tatsache, daß anders als im Falle des § 99 BHO nicht der Große
Senat des BRH, sondern eines der Kollegien über diese Berichte zu entscheiden hat,
führten nach Einführung dieser Beratungsvariante zu einer recht umfangreichen An-
                                                
1152
 Vgl. Dieter Engels, Prüfungsordnung a.a.O., 13.
1153
 Vgl. Dieter Engels, Prüfungsordnung a.a.O., 14.
1154
 Vgl. Dieter Engels, Prüfungsordnung a.a.O., 14.
1155
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 137f.
1156
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 130.
1157
 Der Haushaltsausschuß teilt im Normalfall jedem Einzelplan einen sogenannten Berichterstatter
zu, der von weiteren Mitberichterstattern anderer Parteien unterstützt wird und dessen Aufgabe es
ist, dem Ausschuß über die einzelnen Etats zu berichten und gegebenenfalls Änderungsvorschläge
zu unterbreiten.
1158
 Karl Wittrock brachte dies folgendermaßen auf den Punkt: „Beratung ist hier ein fast permanen-
ter Vorgang“. S. Karl Wittrock, Berater a.a.O., 349.
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wendung1159. Zwischen 1983 und 1985 sind allein 25 solcher Berichte erstellt wor-
den1160.
Die neue, eigenständige Aufgabe der Beratung von Exekutive und Legislative
bleibt seit 1970 nicht ganz unumstritten. Zwar sind die Berichte an Parla-
mentsausschüsse trotz eventuell vorhandenen öffentlichen Interesses nicht für
die Öffentlichkeit bestimmt, aber über Indiskretionen der Ausschußmitglieder
entsteht dennoch immer wieder eine ‚quasi-Öffentlichkeit‘, gegen deren mani-
pulatorische Wirkung sich der BRH kaum zu wehren vermag1161. Zudem wer-
den stets Bedenken laut1162, daß der BRH als Berater auch eine gewisse Mit-
verantwortung für eine getroffene Entscheidung trägt, daher sich der Gefahr
des „Mitregierens“1163 aussetzte. Dieses Verhalten könnte prüfungsfreie Räu-
me schaffen, Prüfungsergebnisse präjudizieren und damit den Handlungsspiel-
raum des BRH einschränken. Andererseits erlaube es die vermehrte Beratung
des BRH der Verwaltung, Verantwortung für ihr Handeln abzuwälzen, es ent-
stünde ganz allgemein eine Verantwortungdiffusität zwischen Exekutive und
BRH1164. Der ehemalige Präsident des BRH Wittrock bestritt jedoch Vorwürfe
des Mitregierens und die zunehmende Verantwortungsdiffusität, da eine Identi-
tät zwischen dem Gegenstand der Beratung und dem der Prüfung kaum gege-
ben wäre1165. In dieser Nichtübereinstimmung von Beratungs- und Prüfungsge-
genstand sah Zavelberg gerade das Problem, da der BRH nämlich auch dann
Stellung nahm, wenn kein aktueller Bezug zur Parlaments- und Regierungsar-
beit bestand1166. Somit könnte auch der Verdacht aufkommen, daß der Rech-
nungshof ‚agenda-setting‘ betreiben würde.
Eine weitere Form der Beratung des Parlaments gewährt § 97 Abs. 2 Ziffer 4 BHO,
den der Haushaltsausschuß in den Gesetzesentwurf zur BHO eingebracht hat. Er er-
                                                
1159
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 60f.
1160
 Vgl. Karl Wittrock 1987b. Das Bundesrechnungshofgesetz im Lichte historischer Rückblende, in:
Theo Pirker (Hg.). Rechnungshöfe als Gegenstand zeitgeschichtlicher Forschung. Berlin:
Duncker&Humblot, 166 (im folgenden zitiert als: Rückblende).
1161
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 61.
1162
 Vgl. z.B. Klaus Stern a.a.O., 432, der besonders die fehlende Trennung zwischen handelndem und
kontrollierendem Organ kritisiert.
1163
 S. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 157.
1164
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 153 und 157f.
1165
 Vgl. Karl Wittrock, Dreiecksbeziehung a.a.O., 167. Die nicht gegebene Kongruenz zwischen
Beratungs- und Prüfungsgegenstand bestätigte auch die empirische Untersuchung von Diederich et
al.. Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 251.
1166
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 61.
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laubt es dem BRH, in seinen Bemerkungen auch Maßnahmen für die Zukunft zu
empfehlen, darunter auch Vorschläge für die Änderung von Gesetzen und Regelwer-
ken1167. Hierfür hat sich der Begriff ‚unselbständige Beratung‘ eingebürgert1168, wo-
hingegen der § 88 Abs. 2 BHO die ‚selbständige Beratung‘ regelt. Von der Möglich-
keit des § 97 BHO hat der BRH in den folgenden Jahren regen Gebrauch gemacht.
So befassten sich in den Monita für 1984 von 113 Beiträgen 91 und in denen von
1985 von 118 Sachverhalten 83 mit noch nicht abgeschlossenen Vorgängen, die eine
Reaktion des Gesetzgebers notwendig erscheinen ließen1169.
Der unmittelbare Zugang zum Parlament und die in der BHO vorgesehenen ver-
schiedenen Wege der direkten Berichterstattung und Beratung avancierte den BRH
nach der Haushaltsreform immer mehr von einem reinen Helfer bei der Ausübung
der Budgetkontrolle zu einem Berater der Legislative1170. Dabei brachte die Aus-
weitung seiner Kompetenzen auf die lückenlose Prüfung der Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Bundes einen entscheidenden Schritt hin zur modernen Finanz-
kontrolle1171. Auf ein weiteres wichtiges Kapitel der neuen BHO, die Veränderungen
im Bereich der Vorprüfung betreffend (§ 100 BHO n.F.), wird im Zusammenhang
mit der Erörterung des Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetzes eingegangen1172.
Auf die Thematik der Evaluation, die durchaus als Teil moderner Finanzkontrolle
aufgefaßt werden kann, soll in dieser Arbeit nicht näher eingegangen werden, da sie
einerseits mit dem Rahmenthema nicht direkt im Zusammenhang steht, andererseits
umstritten ist, ob der BRH überhaupt Evalaution in nennenswertem Umfang be-
treibt1173. An dieser Stelle soll ein kurzer Hinweis auf die entsprechenden Veröffent-
lichungen genügen1174.
                                                
1167
 Vgl. Helmut Kahrenke, Berichterstattung a.a.O., 442f und Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 167.
1168
 Vgl. Karl Wittrock, Berater a.a.O., 347.
1169
 Vgl. Karl Wittrock, Dreiecksbeziehung a.a.O., 167.
1170
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 62.
1171
 Ein eher allgemeines, die Rechnungsprüfung und Finanzkontrolle außer acht lassendes Resümee
zog Piduch. Vgl. Erwin A. Piduch a.a.O., 881-886.
1172
 Einen guten Überblick über die Änderungen im Bereich der Vorprüfung bei der Ablösung der
RHO bietet u.a. Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 67ff. Allgemein zur Vorprüfung gemäß § 100
BHO a.F. vgl. Karl Wittrock 1982. Aufgaben der Vorprüfstellen bei der Finanzkontrolle, in: Bulle-
tin des Presse- und Informationsamtes der Bundesregierung Nr. 95 vom 20. Oktober, 882-884 (im
folgenden zitiert als: Vorprüfstellen).
1173
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 87; Nils Diederich et
al., Kontrolleure a.a.O., 68; Bert Rürup/ Hans Seidler 1981. Von der fiskalischen Haushaltskontrolle
zur politischen Erfolgskontrolle, in: Die Verwaltung 14, 512 (im folgenden zitiert als: Erfolgskon-
trolle); Erich Sandl 1989. Erfolgskontrolle: Die Sicht der Rechnungshöfe, in: Furmaniak, Karl
(Hg.). Politik und Programmforschung – Die zweite Generation der Programmevaluation in Europa
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6.1.3 Das Bundesrechnungshofgesetz von 1985
Die Haushaltsrechtsreform von 1969 hatte zwar mit der Neufassung von Art. 114
Abs. 2 GG die Grundlagen der externen Finanzkontrolle des Bundes neu geregelt,
aber auf die organisatorischen Einzelheiten gingen weder das HGrG noch die BHO
ein, weil zu diesem Zeitpunkt sowohl die Frage nach der Besetzung des Präsidenten-
amtes des BRH als auch nach einer stärkeren präsidialen oder kollegialen Ausrich-
tung seiner inneren Verfassung umstritten waren1175. Aber das Bundesrechnungshof-
gesetz (BRHG) von 1950 und die noch gültigen Bestimmungen der RHO waren
spätestens mit den Schritten von 1969 hin zur modernen Finanzkontrolle überholt, da
z.B. die BHO in den §§ 88, 97 und 99 das Verhältnis von BRH und Parlament neu
geregelt hatte. Es dauerte 15 Jahre, bevor sich Gesetzgeber und Regierung wieder
diesem Sachgebiet zuwandten.
                                                                                                                                         
und Amerika. München: Gesellschaft für Programmforschung in der öffentlichen Verwaltung e.V.,
93ff (im folgenden zitiert als: Erfolgskontrolle). Heinz-Günther Zavelberg, Staatliche Rechnungs-
prüfung und Erfolgskontrolle a.a.O. 108f.
1174
 Vgl. neben der bereits angegebenen Literatur u.a. Hans-Ulrich Derlien 1984b. Erfolgskontrolle
(EK) I, in: Rüdiger Voigt (Hg.). Handwörterbuch der Kommunalpolitik. Studienbücher zur Sozial-
wissenschaft 50. Opladen: Westdeutscher Verlag, 136-139 (im folgenden zitiert als: EK); ders.
1993. Budgeting, Auditing and Evaluation in the Federal Republic of Germany – Two-Track-
System, in: Gray / Jenkins / Segsworth (eds.). Budgeting, Auditing and Evaluation. New Brunswick
/ London: Transaction Publication, 65-86 (im folgenden zitiert als: Budgeting); Rudolf Dieckmann
1980. Schwierigkeiten mit der Erfolgskontrolle in der öffentlichen Verwaltung, in: DÖV 20, 737-
744 (im folgenden zitiert als: Schwierigkeiten); Peter Jakobs-Woltering 1995. Erfolgskontrolle der
Rechnungshöfe als Eingriff in den politischen Bereich, in: NVwZ 6, 561-563; Gunter Kisker 1989.
Rechnungshof und Politik, in: Arnim, Hans-Herbert v. (Hg.). Finanzkontrolle im Wandel. Berlin:
Duncker&Humblot, 195-221; Bert Rürup / Gisela Färber 1985. Kontrollorientierte Ansätze einer
Budgetreform, in: Die Verwaltung 18, 173-200 (im folgenden zitiert als: Budegtreform); dies. 1986.
Kontrolle durch den Rechnungshof – Forderungen und Reformmöglichkeiten, in: Mäding, Heinrich
(Hg.) Haushaltsplanung, Haushaltsvollzug, Haushaltskontrolle. Baden-Baden: Nomos-
Verlagsgesellschaft; Reinhard Stockmann 2004, Evaluation in Deutschland, in: Ders. (Hg.). Eva-
luationsforschung. Grundlagen und ausgewählte Forschungsfelder. 2. Auflage. Opladen: Les-
ke+Budrich; Vgl. Heinrich Wottawa / Heike Thierauf 1990. Lehrbuch Evaluation. Bern, Stuttgart,
Toronto: Hans Huber Verlag; Heinz-Günther Zavelberg 1990. Erfolgskontrolle finanzwirksamer
Maßnahmen in der öffentlichen Verwaltung. Gutachten des Präsidenten des Bundesrechnungshofes
als Bundesbeauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung, in: Schriftenreihe des Bundesbe-
auftragten für Wirtschaftlichkeit in der Verwaltung. Band 2. Stuttgart: W. Kohlhammer (im folgen-
den zitiert als: Erfolgskontrolle).
1175
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 62.
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6.1.3.1 Die Entstehung des Bundesrechnungshofgesetzes (BRHG)
Das BRHG von 1985 sollte nicht nur den Abschluß der Haushaltsrechtsreform bil-
den, sondern auch die seit 1850 andauernden Auseinandersetzungen zwischen Exe-
kutive, Legislative und ORK, später RRH und BRH über das Verhältnis zwischen
Parlamentariern und Rechnungsprüfern beenden1176. Zuvor scheiterten alle Versuche,
u.a. mittels des ORK-Gesetzes von 18721177 oder einer nicht zustandegekommenen
reichsgesetzlichen Regelung nach 1922, die RPB näher an die jeweilige Legislative
heranzuführen. Dies gelang erst in den Jahren 19691178 und 1985.
Der Haushaltsausschuß legte am 14. April 1984 eine Beschlußempfehlung vor, die
sich der BT am 6. Juni zu eigen machte. Darin wurden Regierung und Rechnungshof
aufgefordert, einen Gesetzentwurf für ein neues BRHG vorzulegen1179. Dasselbe
Gremium hatte auch den inhaltlichen Rahmen vorgegeben, indem es u.a. die Wahl
des Präsidenten durch den BT, die Möglichkeit, ad-hoc-Prüfungsgruppen einzurich-
ten, und die stärkere Beachtung der Interessen des Parlamentes bei der Arbeit des
BRH forderte1180. Der Große Senat des BRH erarbeitete daraufhin einen Gesetzes-
entwurf, der im Frühsommer 1984 dem zuständigen Bundesminister der Finanzen
vorgelegt wurde. Dieser beinhaltete neben einem Vorschlagsrecht des BT für die
Wahl des Präsidenten und seines Stellvertreters auch eine vorrangige Behandlung
von Prüfungsanfragen des BT1181. Von diesen Vorstellungen wich die Regierung in
ihrem Entwurf1182 ab, indem sie einerseits eine Beteiligung des BR und der Regie-
rung am Wahlverfahren forderte und andererseits eine gleichrangige Unterstützung
beider Kammern des Parlamentes und der Regierung von Seiten des BRH, wie es
                                                
1176
 Ein Überblick über diese Konflikte findet sich bei Karl Wittrock Rückblende a.a.O., 155ff.
1177
 Bezeichnenderweise benötigten auch die preußischen Abgeordneten vergleichsweise lange, bis
1872 ein Ausführungsgesetz zur Verfassung von 1850 verabschiedet worden war.
1178
 Ein erster Gesetzesentwurf der SPD-Fraktion für ein neues BRH-Gesetz war bei den Beratungen
zur Haushaltsrechtsreform unerledigt geblieben. Er orientierte sich damals an den Regelungen be-
züglich des Wehrbeauftragten und sah eine alleinige Beteiligung des BT unter Ausschaltung des BR
und der Bundesregierung bei der Besetzung der Spitzenämter des BRH vor und schoß damit wohl
über das Ziel hinaus. Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 110 und 112.
1179
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer 1985. Das neue Bundesrechnungshofgesetz, in: DÖV 23,
997 und Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 155.
1180
 Vgl. Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 168.
1181
 Vgl. Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 168. Ein weiterer Vorschlag des Rechnungshofes war, ihm
bei Bedarf die Einrichtung von Prüfungsämtern, die dem BRH unmittelbar nachgeordnet sein soll-
ten, zu gestatten.
1182
 Dieser entsprach inhaltlich dem zuvor vorgelegten Entwurf der Regierungsfraktion.
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ihrer Meinung nach auch der Art. 114 Abs. 2 GG vorsah, verlangte1183. Die SPD-
Fraktion sah in ihrem zuerst vorgelegten Entwurf dagegen eine vorrangige Behand-
lung von Anfragen des BT gegenüber denjenigen von Regierung und BR und eine
Beteiligung allein (!) des BT an der Besetzung der Spitzenämter des BRH vor1184.
Der BR selbst nahm zweimal, am 26. Oktober 1984 im Zuge der Entlastung der
Bundesregierung und am 26. April 1985, Stellung und bekräftigte dabei seine An-
sicht, daß der BR gleichberechtigt am Ernennungsverfahren von Präsident und Vize-
präsident zu beteiligen sei1185.
Auch in der wissenschaftlichen Debatte war die Besetzung der Spitzenämter des
BRH ein zentrales Thema1186. Bereits vor der Haushaltsrechtsreform hatte Dreßler in
einer Festschrift des BRH auf die Problematik hingewiesen, die sich damit verbände,
daß die Kontrollierten, in diesem Fall die Bundesregierung, sich ihre Kontrolleure,
den Präsidenten des BRH und dessen Stellvertreter, selbst ‚aussuchten‘1187. Weitge-
hend einhellig wurde in der wissenschaftlichen Literatur bei der Diskussion über ein
BRH-Gesetz einer Änderung des Wahlverfahrens zugestimmt, wenn auch die Motive
der einzelnen Autoren durchaus unterschiedlich waren. So wehrte sich insbesondere
der ehemalige Präsident des BRH Wittrock gegen den Vorwurf, die Prüfungen des
BRH seien aufgrund der Personalbestellung nicht unabhängig1188.
Letztlich setzte sich in den strittigen Punkten ‚Wahlverfahren‘ und ‚Gleichrangigkeit
der Verfassungsorgane‘ die Regierung mit ihren Vorstellungen durch. Die SPD
stimmte schließlich zu, um die anstehenden Wahlen des Präsidenten und des Vize-
präsidenten bereits gemäß der neuen Rechtsgrundlage durchführen zu können1189.
Zudem waren sich alle Parteien darüber einig, daß das BRHG zwar die enge Zu-
sammenarbeit zwischen BRH und Parlament, insbesondere Haushalts- und Rech-
nungsprüfungsausschuß, zum Ausdruck bringen sollte, eine ausdrückliche Feststel-
                                                
1183
 Die weiteren eher organisatorischen Vorschriften des BRH-Entwurfes blieben ohne Beanstan-
dung. Vgl. Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 168.
1184
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., S. 998 Herbert Rischer a.a.O., 111f und Karl Wit-
trock, Rückblende a.a.O., 168.
1185
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 112.
1186
 Eine kurze Zusammenfassung der Diskussion findet sich bei Herbert Rischer a.a.O., 114f.
1187
 Vgl. Karl Dreßler a.a.O., 161. Karl Dreßler verweist aber auch deutlich auf einen lediglich mittel-
baren Einfluß auf die „große Linie der Finanzkontrolle“ und die richterliche Unabhängigkeit der
Mitglieder. S. Karl Dreßler a.a.O., 161. Seine Einschränkungen fanden in der späteren Diskussion
häufig keine Beachtung, weswegen sie an dieser Stelle einmal Erwähnung fanden.
1188
 Vgl. Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 171.
1189
 Eine etwas detailliertere Darstellung der zweiten und dritten Lesung des BRHG findet sich bei
Herbert Rischer a.a.O., 113ff.
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lung der Vorrangigkeit des BT aber verfassungsrechtlich bedenklich und angesichts
seiner praktischen Vorrangstellung nicht unbedingt notwendig sei1190. Diese ihrer
Meinung nach unzureichende Anbindung des BRH an den BT veranlaßte die Grü-
nen, dem Gesetz die Zustimmung zu versagen1191.
Das neue BRHG ist dann am 20. Juli 1985 in Kraft getreten1192 und beschäftigt sich
mit wesentlichen Organisations- und Verfahrensfragen, präzisiert somit den Art. 114
Abs. 2 GG und enthält organisatorische Grundsatzentscheidungen bezüglich der
‚Aufbauorganisation‘, der ‚Personalauswahl‘ und der ‚Entscheidungsverfahren‘, au-
ßerdem werden diese Themenkomplexe detailliert von der Geschäfts- und der Prü-
fungsordnung geregelt1193. Es soll im folgenden genügen die Schwerpunkte der Re-
form hervorzuheben, um sich nicht zu weit vom Rahmenthema zu entfernen, anson-
sten sei auf die vorhandene Literatur verwiesen1194.
                                                
1190
 Daß in der Praxis tatsächlich Anfragen des BT oder seiner Ausschüsse Vorrang genießen, darauf
verweisen auch ausdrücklich Eickenboom und Heuer, die von einem „praktischen Vorrang des
Parlaments“ sprechen, sowie Zavelberg hin. S. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., S. 998 und
vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 63.
1191
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 998f.
1192
 S. BGBl. I. 1985, 1445.
1193
 Vgl. Dieter Engels 2002a. Vorbemerkungen Bundesrechnungshofgesetz, in: Ernst Heuer / Her-
mann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushalts-
recht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 3f (im folgenden zitiert als: BRHG).
Die erste GO-BRH erließ der Große Senat am 10. September 1951, am 01. Januar 1988 trat eine seit
dem 13. März 1986 (!) beratene Neufassung in Kraft, die am 21. Dezember des Vorjahres verab-
schiedet worden war, die am 08. Oktober 1993 und letztmals am 19. November 1997 geändert wor-
den ist. Vgl. die von Hermann A. Dommach erstellte Zeittafel in Heinz-Günther Zavelberg 275 Jah-
re a.a.O., 511ff sowie Dieter Engels 2002b. Geschäftsordnung des Bundesrechnungshofes, in: Ernst
Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bun-
deshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 2 (im folgenden zitiert als: Ge-
schäftsordnung). Zur historischen Entwicklung der GO-BRH vgl. Hans Jürgen Fuhrmann a.a.O.,
325ff. Die GO-BRH ist abgedruckt in Ernst Heuer / Hermann A. Dommach (Hg.) 1986. Handbuch
der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblattsammlung. Neuwied:
Luchterhand, VI / 2.
1194
 Zur Gliederung und Geschäftverteilung vgl. u.a. Heinz-Günther Zavelberg 1992. Die Geschäfts-
verteilung bei den Rechnungshöfen unter besonderer Berücksichtigung des Bundesrechnungshofes,
in: DÖV 16, 681-689 im folgenden zitiert als: Geschäftsverteilung), zur Aufbauorganisation vgl.
u.a. Hans Blasius 1990. Zur Unabhängigkeit der Mitglieder der Rechnungshöfe, in: Verwaltungs-
rundschau 4, 124-129 (im folgenden zitiert als: Unabhängigkeit); Joachim Wieland 1995. Rech-
nungshofkontrolle im demokratischen Rechtsstaat, in: DVBl, 894-904 und Karl Wittrock 1987a.
Aus dem Innenleben des Bundesrechnungshofes – Betrachtungen über den Arbeitsablauf, in: Die
Verwaltung 20, 44ff (im folgenden zitiert als: Innenleben).
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6.1.3.2 Wesentliche Änderungen im BRHG von 1985
Eine zentrale Änderung im BRHG betrifft die Personalauswahl. So werden der Prä-
sident und sein Vize nach § 5 Abs. 1 BRHG auf Vorschlag der Bundesregierung vom
BT und BR in geheimer Wahl und mit der Mehrheit ihrer Mitglieder (Kanzlermehr-
heit) für 12 Jahre gewählt1195. Die Bundesregierung hat bei der Beratung des BRHG
zudem zugesichert, sich im Vorfeld mit dem Haushaltsausschuß des BT und dem
Finanzausschuß des BR ins Benehmen zu setzen1196. Die letztlich im Gesetz ver-
wirklichte Beteiligung nicht nur des BT, sondern auch der Regierung und der zwei-
ten Kammer ist Ausdruck der in Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG deutlich werdenden
gleichrangigen Behandlung der Verfassungsorgane, die auch als „Aequidistanz“1197
bezeichnet wird.
Der erste vom BT gewählte BRH-Präsident war Heinz-Günther Zavelberg, ab 1983
Vizepräsident des BRH, zuvor Referatsleiter im Bundesministerium der Finanzen
finanzpolitischer Berater der Unionsfraktion und Ratsherr (CDU) in Brühl, es folgten
Hedda v. Wedel, zum Zeitpunkt ihrer Wahl BT-Abgeordnete für die CDU, davor u.a.
StS in Niedersachsen und beim Ministerium für innerdeutsche Beziehungen, sie
wechselte von 1993 bis Januar 2008 als Mitglied zum Europäischen Rechnungshof,
und der Vizepräsident beim BRH Dieter Engels, zuvor bei der SPD Fraktionsver-
waltung und in der BT-Verwaltung beschäftigt. Alle gewählten Präsidenten waren
demnach vor ihrer Wahl parteipolitisch tätig, aber stammten ursprünglich aus der
Exekutive. Anfängliche Befürchtungen, das neue Wahlverfahren könne zwischen
den Parteien, dem BT und dem BR zu Konflikten führen1198, die dem Ansehen der zu
besetzenden Ämter Schaden zufügen und letztlich zu einer Politisierung des BRH
führen könnten, haben sich im nachhinein als unbegründet erwiesen. – Auf die Frage
der Parteipolitisierung des BRH wird im Rahmen eines Überblicks über die Präsi-
denten seit 1950 unter 6.5. eingegangen.
Wie bereits erwähnt, schlägt der Präsident neue Mitglieder und Beamte vor, hat zu-
vor gemäß § 5 Abs. 2 BRHG den sogenannten ‚Ständigen Ausschuß‘ des Großen
Senats anzuhören. Dieser setzt sich nach § 13 Abs. 2 BRHG aus dem Vizepräsiden-
                                                
1195
 Kritisch zum Wahlmodus des Präsidenten äußert sich beispielsweise Walter Klappstein, Kolle-
giale Verfassung a.a.O., 39f.
1196
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 999.
1197
 S. Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 171.
1198
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 115f.
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ten als ‚geborenem‘ Mitglied, zwei Abteilungs- und zwei Prüfungsgebietsleitern als
‚nichtgeborenen‘ Mitgliedern zusammen1199. Letztere werden dabei nach Dienstalter
bestimmt, d.h. jeweils die dienstältesten und dienstjüngsten Abteilungs- und Prü-
fungsgebietsleiter bilden den Ständigen Ausschuß (§ 27 Abs. 2 und 4 i.V.m. § 19
GO-BRH)1200. Aber letztendlich ist es dem Präsidenten möglich, sich über das Mei-
nungsbild des Ständigen Ausschusses hinwegzusetzen1201, der gegenüber dem Präsi-
denten trotzdem nicht machtlos ist, da sowohl die von ihm vorzunehmende jährliche
Geschäftsverteilung als auch die Besetzung der Abteilungs- und Prüfungsgebietslei-
terstellen gemäß § 7 Abs. 1 BRHG einvernehmlich mit dem Ständigen Ausschuß zu
erfolgen hat, es besteht also Einigungszwang zwischen dem Präsidenten und diesem
Gremium1202. Während gemäß § 124 Abs. 1 RHO noch eine alleinige Zuständigkeit
des Präsidenten für die Geschäftsverteilung und die Personalauswahl gegolten
hat1203, so hat das BRHG mit der Regelung des § 7 das Kollegialprinzip und die
sachliche Unabhängigkeit der Mitglieder gestärkt1204. Da die Aufteilung der Mitar-
beiter auf die einzelnen Prüfungsgebiete vom Präsidenten allein vorgenommen wird,
hat der Ständige Ausschuß allerdings keinen formellen Einfluß auf die Verteilung der
personellen Ressourcen1205. Demnach prägt auch noch nach Inkrafttreten des neuen
BRHG der Präsident das Bild der Behörde in hohem Maße1206.
                                                
1199
 Der Präsident ist kein ‚geborenes‘ Mitglied, d.h. Mitglied von Amts wegen, des Ständigen Aus-
schusses, der ansonsten weniger wirksam als Kontrollorgan gegenüber dem Präsidenten und Aus-
druck des Kollegialprinzips wäre. Die zwei Abteilungs- und zwei Prüfungsgebietsleiter werden als
‚nichtgeborene Mitglieder‘ bezeichnet, da nicht alle Abteilungs- und Prüfungsgebietsleiter von
Amts wegen in den Ständigen Ausschuß berufen sind.
1200
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Geschäftsverteilung a.a.O., 684. Auf die weiteren Sonderregelun-
gen bezüglich des Lebensalters, der Vertretung und der Befangenheit soll an dieser Stelle nicht ein-
gegangen werden, vergleiche hierzu die angegebenen Rechtsvorschriften. ‚Nichtgeborene Mitglie-
der‘ sind allerdings nicht mit den ‚Mitgliedern Kraft Auftrags‘ zu verwechseln. Diese sind Beamte,
die bei dem Ausfalle eines Prüfungsgebietsleiters für längere Zeit vom Präsidenten mit der Wahr-
nehmung seiner Geschäfte betraut werden (§ 16 Abs. 1 BRHG)
1201
 Vgl. Dieter Engels, BRHG a.a.O., 13.
1202
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Geschäftsverteilung a.a.O., 685f.
1203
 Diese Regelung des § 124 Abs. 1 RHO, die schon als ein Beispiel für nationalsozialistisches Ge-
dankengut bezeichnet worden war, galt vor Verabschiedung des BRHG als ein bedeutendes Hinder-
nis für eine kollegiale Verfassung des BRH und für die Unabhängigkeit seiner Mitglieder. Vgl.
Herbert Rischer a.a.O., 119. Zu § 124 Abs. 1 RHO Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1090f.
1204
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 999.
1205
 Vgl. Dieter Engels, BRHG a.a.O., 14.
1206
 Vgl. Ernst Heuer 1991. Welchen Weg geht die Finanzkontrolle?, in: Finanzarchiv (N.F.), 250 (im
folgenden zitiert als: Finanzkontrolle. Kritisch hierzu Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung
a.a.O., 42f und 51f.
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Eine weitere Neuerung im Organisationsrecht ist die von § BRHG vorgesehene Prü-
fungsgruppe, die ad-hoc aus verschiedenen Prüfungsgebieten eingerichtet werden
kann und einen fachübergreifenden Auftrag bearbeiten soll. Diese Prüfungsgruppen
gehen auf die o.g. Anregungen des Haushaltsausschusses zurück, spielen in der Pra-
xis aber keine gewichtige Rolle, da sich die Prüfungsgebiete als ausreichend flexibel
auch für die Bearbeitung kurzfristig auftretender Fragen erwiesen haben1207. Ein
weiterer Grund für ihre eher geringe Bedeutung dürfte der Umstand sein, daß die
Prüfungsgruppen auf dem Wege der bei ihnen vorgesehenen Mehrheitsentscheidun-
gen Beschlüsse gegen den Willen der ursprünglich beteiligten Prüfungsgebiete fällen
könnten, was zu einem uneinheitlichen Vorgehen des Rechnungshofes führen und
einen vermehrten Kooperationsbedarf hervorrufen würde1208. Zavelberg gibt an, daß
1989 fünf, 1990 eine Prüfungsgruppe und 1991 sechs Prüfungsgruppen gebildet
worden sind1209, in diesen Jahren hat die Anzahl der Prüfungsgebiete wohl in jedem
Fall über fünfzig gelegen.
Bei den Vorprüfstellen war es insofern zu einer Verstärkung des Einflusses des
BRH gekommen, als mit § 21 Abs. 2 Nr. 4 BRHG kein Vorprüfungsstellenleiter ge-
gen den Willen des BRH eingesetzt oder abberufen werden konnte, gleichlautende
Regelungen galten für die Vorprüfungsbeamten gegenüber dem Leiter der Vor-
prüfungsstelle. Hiermit war die Unabhängigkeit dieser Stellen und der Einfluß des
BRH auf ihre personellen Gegebenheiten gestärkt worden1210. Weitere Reformvorha-
ben für die 1985 noch existierenden Vorprüfstellen (VPSt) scheiterten1211, auf die
VPSt wird unter 6.4 näher eingegangen werden1212.
Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß mit der Beschneidung der Kompe-
tenzen des Präsidenten das Kollegialprinzip nachhaltig gestärkt und mit dem neuen
Wahlmodus für den Präsidenten und seinen Stellvertreter die 1969 mit dem verbes-
                                                
1207
 Vgl. Dieter Engels, BRHG a.a.O., 8f.
1208
 Vgl. Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 92f.
1209
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, Geschäftsverteilung a.a.O., 683.
1210
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 1000. Zuvor hatte sich der zuständige Dienstvorge-
setzte bei der Bestellung oder Abberufung eines Leiters einer Vorprüfungsstelle lediglich mit dem
BRH ins Benehmen zu setzen. Vgl. Karl Wittrock, Vorprüfung a.a.O., 882.
1211
 Überlegungen, die Vorprüfungsstellen zu Außenstellen des BRH umzugestalten, waren nicht nur
1985 geäußert worden, bereits im Zusammenhang mit der Haushaltsrechtsreform hatte es aus dem
Bundestag ähnliche Überlegungen gegeben, die sich allerdings nicht durchzusetzen vermochten.
Vgl. Karl Wittrock, Vorprüfungsstellen a.a.O., 882.
1212
 Zur Geschichte der Vorprüfung seit den Zeiten der absoluten Monarchie vgl. Jörg Bubitz a.a.O.,
343-378. Zur Organisation der Vorprüfung nach der Haushaltsrechtsreform vgl. Susanne Tiemann,
Stellung a.a.O., 67ff sowie Karl Wittrock, Vorprüfstellen a.a.O., 882ff.
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serten Zugang zum BT begonnene Parlamentarisierung des BRH vollendet worden
ist1213.
Allerdings hat dieses Gesetz nicht nur Zustimmung gefunden, denn verschiedene
Autoren und der Haushaltsausschuß haben zu den ihrer Meinung nach noch offenen
Fragen kritisch Stellung genommen und weisen dabei u.a. auf die noch vorhandenen
Prüfungslücken1214 (z.B. bei den sogenannten Selbstkostenpreisen1215) hin, regen als
organisatorische Verbesserung eine Richtlinienkompetenz des Großen Senats an1216
und fordern eine verbesserte, dem Aufgabenwandel angepaßte Qualifikation der
Rechnungshofmitarbeiter, die sich seit den Zeiten des RRH kaum geändert habe1217.
Das BRHG, das zurecht auch als „nachhinkender Teil“1218 der Reform von 1969
bezeichnet wurde und auf dessen Kompromißcharakter an dieser Stelle noch einmal
ausdrücklich verwiesen sei1219, stellte bis zur Verabschiedung des sogenannten
Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetzes (HRFG) 1997 die bedeutendste Entwick-
lung seit 1950 dar, da sie neben der Parlamentarisierung ein Kernelement deutscher
RPB, die kollegiale Verfassung, ausbaute, vielleicht sogar vollendete1220.
                                                
1213
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 999 und Dieter Engels, BRHG a.a.O., 17.
1214
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 1001f.
1215
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 121f.
1216
 Vgl. Karl Wittrock 1984. Auf dem Weg zu einem neuen BRH-Gesetz, in: DÖV 6, 653 (im folgen-
den zitiert als: BRH-Gesetz).
1217
 So der Haushaltsausschuß, der sich ansonsten mit dem BRHG zufrieden zeigte. Vgl. Nils Diede-
rich et al., Kontrolleure a.a.O., 204f.
1218
 S. Herbert Rischer a.a.O., 112.
1219
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 113f und Karl Wittrock, Rückblende a.a.O., 171.
1220
 Es wird in dieser Arbeit darauf verzichtet, den praktischen Prüfungsablauf detaillierter darzustel-
len, da dies zu sehr vom eigentlichen Rahmenthema ablenken würde. Es soll genügen, neben der be-
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6.2 Die Entwicklung im Zuge der Wiedervereinigung1221
Die Geschichte deutscher Rechnungsprüfung und Finanzkontrolle war in Zeiten des
politischen Umbruchs und Neubeginns auch eine Geschichte der Mitwirkung und
Einflußnahme vor allem des Führungspersonals der RPB auf die Veränderungspro-
zesse, insbesondere für die Jahre nach 1945, für den Aufbau der Bundesrepublik
konnte dies nachgewiesen werden.
Insofern ist die Frage nach einer Beteiligung des BRH am Prozeß der Wiedervereini-
gung und der Herstellung der Rechts- und Verwaltungseinheit naheliegend. Deswe-
gen überrascht es geradezu, daß in der durchaus umfangreichen wissenschaftlichen
Literatur über Rechnungshöfe oder Finanzkontrolle nach 1990 die Thematik einer
Mitwirkung des BRH am Wiedervereinigungsprozeß praktisch gar keine Beachtung
gefunden hat, obwohl sich parallel eine ganze Reihe von Veröffentlichungen mit
dem Transformationsprozeß der öffentlichen Verwaltung in den Neuen Ländern be-
faßt.
In diesem Teil der Arbeit soll daher versucht werden, einen Eindruck von der Mit-
wirkung des BRH am Prozeß der Wiedervereinigung und am Verwaltungsaufbau in
der ehemaligen DDR zu gewinnen. Hierbei ist zwischen der Entwicklung bis zum
03. Oktober 1990 und der weiteren Tätigkeit des BRH im Beitrittsgebiet zu unter-
scheiden, da der BRH vor Oktober 1990 in der DDR keine Prüfungskompetenzen
besessen hat, allenfalls als Berater in Erscheinung getreten sein dürfte. Dieser Um-
stand hat sich erst mit dem Beitritt der DDR zum Geltungsbereich des Grundgesetzes
geändert.
Als Quellen stehen aus den bereits angesprochenen Gründen in erster Linie die Be-
merkungen des BRH aus den Jahren ab 1990 zur Verfügung. Ergänzt wird die Dar-
stellung von einem Exkurs über den Aufbau und das heutige Erscheinungsbild der
Rechnungshöfe in den Neuen Ländern.
                                                
1221
 Vgl. zur institutionellen und funktionellen Entwicklung im Zuge der deutschen Wiedervereini-
gung im Anhang auch Zeittafel Nr. 8.
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6.2.1 Die Entwicklung bis zum Beitritt
Die zunehmend enger werdenden finanziellen Beziehungen zwischen der Bundesre-
publik und der DDR seit dem Herbst 1989 ließen bald auch eine Kooperation zwi-
schen den RPB der beiden deutschen Staaten als notwendig erscheinen.
So hatten die Bundesrepublik und die DDR am 5. Dezember 1989 eine Übereinkunft
über einen gemeinsamen sogenannten ‚Reisedevisenfonds‘ geschlossen, der es Bür-
gern der DDR gestattete, bei Geldinstituten in Westdeutschland Reisezahlungsmittel
(DM) zu günstigen Devisenkursen umzutauschen. Bereits am 11. Januar 1990 wurde
daher in Berlin (Ost) eine Prüfungsvereinbarung zwischen der StF und dem BRH
entworfen, die die Vertreter beider Einrichtungen am 08. Februar 1990 im Gebäude
des BRH unterzeichneten. Wesentlicher Inhalt dieses Abkommens war die Möglich-
keit, an Prüfungen des Reisedevisenfonds der jeweils anderen Behörde teilnehmen zu
können1222. Erste gemeinsame Erhebungen folgten in den Monaten Februar und März
1990, die jedoch in den Bemerkungen des BRH über die Haushalts- und Wirtschafts-
führung für das Jahr 1990 noch keinen Eingang fanden1223, allerdings ein Jahr später
einen kurzen Beitrag zur Folge hatten1224. Der als weniger erheblich einzustufende
Inhalt fand wohl deswegen Aufnahme, um einen Nachweis für die Zusammenarbeit
zwischen BRH und StF zu liefern.
In seinen Monita für 1990 kritisierte der BRH, bezogen auf die politischen Entwick-
lungen, die unzureichenden Konsequenzen des Bundesministeriums für innerdeut-
sche Zusammenarbeit aus den Ereignisse seit dem November 1990, da dieses trotz
mangelnder Auslastung und vielfach ungeklärter Zuständigkeitsüberschneidungen
mit anderen Ressorts zusätzliche Stellen anforderte, neue Büroräume mietete und
weiterhin Forschungsvorhaben förderte, deren Gegenstand mittlerweile historisch
überholt war1225.
Am 10. April 1990 kam eine weitere Übereinkunft zwischen der StF und dem BRH
bezüglich eines Informationsaustausches und gemeinsamer Prüfungen zustande, die
aufgrund eines Verwaltungsabkommens zwischen der DDR und der Bundesrepublik
vom 09. März notwendig geworden war1226. Dieses Abkommen regelte den Zufluß
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von Geld- und Sachleistungen der Bundesrepublik als Hilfen für Stellen der DDR.
Da in diesem Fall einerseits Mittel aus dem Bundesetat flossen, andererseits für die
Mittelverwendung Behörden der DDR verantwortlich zeichneten, waren beide RPB
zuständig.
Eine weitere Konsequenz dieser Verwaltungsvereinbarungen (neben den gemeinsa-
men Prüfungen) war seit April 1990 die Durchführung von Fortbildungsveranstal-
tungen, auf denen Mitarbeiter der StF mit den grundsätzlichen Fragen der Finanz-
kontrolle (aus bundesdeutscher Sicht) und dem Haushaltsrecht der Bundesrepublik
vertraut gemacht wurden. Zudem brachte der BRH seine Erfahrungen und Kenntnis-
se in Sachen Haushaltsrecht und Finanzkontrolle in die Gesetzesentwürfe über die
Haushaltsordnung der DDR und bei der Gründung des ‚Rechnungshofs der Republik
(RHR)‘ ein1227.
Wie direkt und umfangreich in diesem Zusammenhang die Mitwirkung der west-
deutschen Finanzkontrolleure auf die endgültigen Fassungen der Haushaltsordnung
und des Rechnungshofgesetzes gewesen sein mag, kann an dieser Stelle lediglich
vermutet werden. Es bleibt festzuhalten, daß der BRH auf drei Wegen Einfluß auf
die Entwicklung der Finanzkontrolle in der DDR genommen hat: Zusammenarbeit
mit der bestehenden RPB, der StF, zeitgleiche Fortbildung ihres Personal und Mit-
wirkung bei der Gestaltung der zukünftigen Finanzkontrolle. Die vielleicht vielsa-
gende Formulierung des BRH über seine Tätigkeiten im Jahre 1990 lautet: „...ließ
der Bundesrechnungshof seine fachlichen Erfahrungen in die Gesetzesentwürfe über
die Haushaltsordnung und über den Rechnungshof der Republik einfließen“1228.
Die StF, die bisher das Finanzgebaren der zentralen und regionalen öffentlichen
Verwaltungen und Wirtschaftsbetriebe geprüft hatte, existierte noch bis zum 30. Juni
1990, ab dem 01. Juli wurde sie dann vom RHR abgelöst1229, der das erste unabhän-
gige Organ der Finanzkontrolle in der Geschichte der DDR war. Auch mit dieser
Einrichtung arbeitete der BRH zusammen. So schlossen beide Seiten am 2. August
1990 eine Prüfungsvereinbarung bezüglich der Kontrolle der Gegenwertmittel aus
dem Reisedevisenfonds, und auf dieser Grundlage wurden weitere gemeinsame Prü-
fungen durchgeführt. Zudem stand der BRH dem RHR beim Aufbau einer unabhän-
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gigen Finanzkontrolle beratend zur Seite1230. In dieser Aufbauphase befaßte sich der
RHR dann auch schwerpunktmäßig mit organisatorischen Fragen1231.
Aber der RHR hatte lediglich drei Monate Bestand und sein baldiges Ende kündigte
sich an. Bereits am 15. September 1990 erließ der RHR Regelungen zur Einstellung
seiner Tätigkeit und der ihm unterstehenden 15 Bezirksinspektionen bis zum 02.
Oktober. Vorgesehen war in diesem Zusammenhang u.a. die Einrichtung von soge-
nannten Abwicklungsstellen, die mit maximal drei Bediensteten bis zum 31. Dezem-
ber die noch zu erledigenden Arbeiten zum Abschluß bringen sollten1232. Mit der
Wiedervereinigung am 03. Oktober 1990 endete dann die Existenz des RHR. Ihm
folgte eine Außenstelle des BRH in Berlin (gemäß § 2 Abs. 1 Satz 2 BRHG), in der
auch ein Teil der Mitarbeiter des ehemaligen RHR Verwendung fand1233. Die übri-
gen fielen unter die Warteschleifenregelung, die ihnen 70 v.H. ihres letzten Gehaltes
für die nächsten sechs Monate sicherte, dann endeten die Arbeitsverhältnisse1234.
Diese Außenstelle Berlin umfaßte ab Juli 1991 eine Abteilung mit sechs Prü-
fungsgebieten, die im wesentlichen für die Neuen Länder zuständig waren, und
ein Abteilungsreferat, sowie ein Prüfungsgebiet für die Prüfung von Teilberei-
chen des Sondervermögens ‚Deutsche Reichsbahn‘ und drei weitere Abtei-
lungsreferate, die die Arbeit von Prüfungsabteilungen des BRH in Frankfurt
a.M. im Beitrittsgebiet unterstützen sollen1235.
Ohne der weiteren Entwicklung im Zuge des HaushaltsrechtsFortentwick-
lungsgesetzes vorzugreifen, die unter 6.3 behandelt werden wird, sei an dieser
Stelle kurz darauf verwiesen, daß zu dieser Zeit bereits in Berlin ein Prüfungs-
amt des BRH besteht, welches neben der Amtsleitung und der Geschäftsstelle
über neun Sachgebiete verfügt. Regionale Zuständigkeiten, wie sie bis 2004
(z.B. Sachgebiet 4 ‚Bundeswehr Ost‘) noch gegeben waren, besitzt diese Amt
laut Organigramm vom Mai 2007 nicht mehr. Zudem unterhält der BRH in
Potsdam, seiner Geburtsstätte, eine Außenstelle mit den Abteilungen II und IX,
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außerdem drei Prüfungsgebiete aus der Abteilung V des BRH1236, womit sich
zusammen schon 14 der insgesamt 49 Prüfungsgebiete in Potsdam befinden.
Mit der Auflösung des RHR, der lediglich drei Monate Bestand hatte, und der Ein-
richtung der Außenstelle Berlin endete für den BRH die erste Phase der Wiederver-
einigung, die geprägt war von Zusammenarbeit und Aufbauhilfe. Es folgten Jahre, in
denen der BRH seinen Beitrag zur Herstellung der Rechts- und Verwaltungseinheit
leisten sollte.
6.2.2 Die Tätigkeit des Bundesrechnungshofes im Beitrittsgebiet
In den Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung für das Haushaltsjahr
19921237, die den Zeitraum zwischen dem 01. Juli 1992 und dem 30. Juni 1993 um-
faßten, ging der BRH zum ersten Mal detaillierter auf seine Prüfungs- und Bera-
tungstätigkeit in den Neuen Ländern ein. Prüfungsgegenstände waren dabei die Ar-
beit der einzelnen Ressorts mit Bezug auf das Beitrittsgebiet, die Entwicklungen auf
dem Wege zur Herstellung der Rechts- und Verwaltungseinheit, die Sondervermögen
und juristischen Personen des öffentlichen Rechts, wie z.B. der Fonds ‚Deutsche
Einheit‘, die Deutsche Reichsbahn (DR) oder die Treuhandanstalt (THA). Als Ziel
seiner Prüfungstätigkeit, bei der er ausdrücklich die besondere Situation in den Neu-
en Ländern berücksichtigt wissen wollte, bezeichnete der BRH bemerkenswerterwei-
se nicht die bloße Mängelfeststellung und von Empfehlungen zu deren Beseitigung,
sondern vielmehr Erkenntnisse für die Beratung der zuständigen Stellen zu sam-
meln1238. Die Ergebnisse seiner Arbeit wurden in einem separaten Kapitel der Be-
merkungen unter der Überschrift ‚Beratungstätigkeit des Bundesrechnungshofes in
den Neuen Ländern‘ zusammengefaßt1239.
Der BRH prüfte die Arbeitsverwaltung in den Neuen Ländern, u.a die Auszahlung
von Kurzarbeitergeld, die von Einarbeitungszuschüssen und die Maßnahmen zur
Fortbildung, Umschulung und Arbeitsbeschaffung. Er attestierte dabei den Arbeits-
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ämtern, daß sie trotz schwieriger Bedingungen im Umfeld beachtliche Anstrengun-
gen unternommen hätten, ihre Aufgaben wahrzunehmen. Die trotzdem festgestellten
Mängel führte er allgemein auf unzureichende Kenntnisse der neuen Rechtsmaterie
und auf eine erhebliche Arbeitsbelastung zurück1240. Ähnliche Erkenntnisse ergaben
auch die Kontrollen der Rentenbearbeitung im Beitrittsgebiet, dabei wies der BRH
auf die erheblichen Belastungen für die Verwaltung aufgrund von personellen, orga-
nisatorischen und rechtlichen Umstellungen hin. Eine dieser rechtlichen Änderungen,
die Umstellung im Rahmen des Rentenreformgesetzes vom 01. Januar 1992, hatte
der BRH dabei beratend begleitet und dem Bundesminister der Finanzen die ermit-
telten Defizite mitgeteilt1241. Auch bei der Durchführung von sozialen Geldleistungs-
gesetzen (z.B. BAFöG) bemängelten die Prüfer fehlende Vorbereitungen und Erfah-
rungen des Personals, sowie das teilweise Nichtvorhandensein von Vorschriften,
betonten aber die große Einsatzbereitschaft und zeigten sich daher im wesentlichen
mit dem Gesetzesvollzug zufrieden. Sie unterstützten die zuständigen Verwaltungen,
indem sie bei der Anwendung der Vorschriften als Berater fungierten und den zu-
ständigen Ministerien Vorschläge für die Ergänzung der betreffenden Vorschriften
unterbreiteten1242.
Einen weiteren Prüfungsschwerpunkt bildeten die Sondervermögen, so kritisierte der
BRH z.B. bei der Auftragsvergabe und -abwicklung der DR1243, die er seit November
1990 kontrollierte, und bei der Bauunterhaltung im Bereich der ehemaligen Reichs-
post1244 das Fehlen von erfahrenem Personal und forderte daher den Rückgriff auf
personelle Ressourcen aus den westdeutschen Dienststellen. Die unzureichende
Qualifikation der Beschäftigten war seiner Meinung nach bei der DR auf die um-
fangreiche Übernahme von Personal aus systemstützenden Einrichtungen der ehe-
maligen DDR, wie z.B. SED oder FDGB, zurückzuführen, das weder aufgrund sei-
ner Aus- oder Fortbildung noch nach seinem bisherigen beruflichen Werdegang für
die Aufgaben bei der DR persönlich oder fachlich geeignet schien1245.
Zur Unterstützung der Herstellung der Rechts- und Verwaltungseinheit begleiteten
BRH und BWV seit Oktober 1990 den Aufbau der Steuerverwaltung in den Neuen
Ländern und unterrichteten zwischen Oktober 1990 und März 1992 wiederholt den
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Haushalts- und Rechnungsprüfungsausschuß des BT, den Finanzausschuß des BR,
den Bundesminister der Finanzen und die obersten Finanzbehörden der Länder. Da-
bei stellten sie einerseits die bisher erbrachten beachtlichen Leistungen heraus, be-
tonten andererseits, daß es noch einige Jahre in Anspruch nehmen würde, bis im
Beitrittsgebiet eine effektive Steuerverwaltung vorhanden sei1246.
Die Monita für das Jahr 1992 bezogen sich in erster Linie auf den Vollzug von Lei-
stungsgesetzen, den Aufbau der Steuerverwaltung und das Finanzgebaren der Son-
dervermögen DR und Bundespost1247. Auftretende Defizite wurden im allgemeinen
auf den schwierigen Transformationsprozeß zurückgeführt, dabei galt das Interesse
des BRH weniger der Mängelfeststellung als vielmehr der Abhilfe mittels Beratung.
Auch in den Bemerkungen für das Jahr 1993 setzte der Rechnungshof dieselben
Schwerpunkte wie im Jahr zuvor, betonte abermals in den Vorbemerkungen die be-
sonderen Umstände im Beitrittsgebiet und die Ausrichtung seiner Prüfungstätigkeit
darauf, Ergebnisse für eine Beratung der betreffenden Stellen zu gewinnen1248. In der
Zusammenfassung seiner Beratungstätigkeit in den Neuen Ländern1249, die den
Hauptteil der Prüfungen des BRH beschrieb, wurden allerdings einige Unterschiede
im Vergleich zum Vorjahr deutlich.
Von den insgesamt sieben Punkten beschäftigte sich jeweils einer mit der Deutschen
Versicherungs-AG (Rechtsnachfolgerin der Staatlichen Versicherung der DDR)1250
und der Bundespost1251, die verbliebenen fünf mit dem Sondervermögen ‚Deutsche
Reichsbahn‘. Bei den in diesem Bereich eruierten teilweise erheblichen Mängeln,
z.B. im Bereich der Informationstechnik bei der DR1252, fand sich kein Hinweis mehr
auf die fehlende fachliche Qualifikation des Personals oder die besonderen Umstände
des Umstellungsprozesses. Auch ein expliziter Verweis auf eine Beratung von Seiten
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des BRH fehlte im Text der Monita. Er wies allerdings an anderer Stelle1253 im Zu-
sammenhang mit festgestellten Defiziten bei der Datenerfassung des Güterverkehrs
der DR auf die besonderen Umstände der Wiedervereinigung hin, führte dennoch die
Mängel als beispielhaft an, um auf diese Art und Weise zukünftige Fehlentwicklun-
gen zu vermeiden.
Inwieweit die Besonderheiten des Einigungsprozesses, wie in den Vorbemerkungen
ausdrücklich erwähnt, bei den Prüfungen vor Ort noch als mildernde Umstände Be-
achtung fanden, war somit aus der Darstellung der Tätigkeit des BRH in den Neuen
Ländern nicht mehr ersichtlich. Auch die an anderer Stelle aufgeführten Prüfungser-
gebnisse, z.B. bezüglich des Personalüberhangs bei der DR, ließen keine solchen
Schlüsse zu1254.
Einen weiteren Prüfungsschwerpunkt bildete die THA: Bei ihr kontrollierte der BRH
die Kernaufgaben, wie Privatisierung, Vertragsmanagement, Beteiligungscontrolling
und Sanierung von Unternehmen, sowie die Personalausgaben. Ohne auf die um-
fangreichen Resultate seiner Arbeit im einzelnen einzugehen1255, war jedoch auffäl-
lig, daß er, abgesehen von einem kurzen Statement in den Vorbemerkungen, auf die
spezifischen Verhältnisse des Transformationsprozesses, von denen vor allem die
THA betroffen gewesen sein dürfte, nicht weiter einging1256.
Insgesamt war, gemessen an den Bemerkungen für 1993, eine Schwerpunktverlage-
rung der Prüfungstätigkeit des BRH in die Bereiche DR und THA festzustellen. Die
bisher üblichen Hinweise auf eine Berücksichtigung der besonderen Umstände in
den Neuen Ländern und die Nutzung von Prüfungen als Basis für eine spätere Bera-
tung fanden sich lediglich in den Vorbemerkungen, bei den Prüfungsberichten selbst
gab es nur noch vereinzelte Andeutungen. Unter Umständen war dieses Vorgehen
ein Zeichen für die zunehmende Rückkehr des BRH zur üblichen Prüfungsroutine in
der Zeit zwischen Juni 1992 und Juli 1993.
In der Einleitung zu den Bemerkungen für das Haushaltsjahr 19941257 verwies der
BRH nicht mehr explizit auf seine (Beratungs-)tätigkeit im Beitrittsgebiet. Ähnliches
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galt auch für die Prüfungserkenntnisse aus den Neuen Ländern, die erstmals nicht
mehr in einem separaten Abschnitt zusammengestellt wurden.
Die Arbeit des BRH in Ostdeutschland befaßte sich in erster Linie mit den Verkehrs-
projekten ‚Deutsche Einheit‘ und der THA und ihrer Neuorganisation. Im Zusam-
menhang mit den Verkehrsprojekten stellten die Prüfer fest, daß Defizite aufgrund
von Eilbedürftigkeit, mangelnder Erfahrung und fehlenden Sachkenntnissen, wie sie
aus den ersten Jahren nach der Wiedervereinigung bekannt geworden waren, immer
noch auftraten1258. Im Bereich der THA wurden lediglich solche Prüfungserkenntnis-
se gewonnen, die nicht mehr auf die spezifischen Umstände der Wiedervereinigung
zurückzuführen waren1259. Allerdings wies der BRH bei der Kontrolle der Neuorga-
nisation der THA ab 1995 ausdrücklich daraufhin, daß er diesen Prozeß bereits seit
Februar 1994 begleitet hätte1260.
Mit den Bemerkungen für 1994, die auf eine ‚normale‘, im Sinne von nicht grund-
sätzlich von den Alten Ländern verschiedene Prüfungstätigkeit in den Neuen Län-
dern verwiesen, war für den BRH die Übergangsphase der deutschen Wiedervereini-
gung offensichtlich abgeschlossen. Es blieben Prüfungsobjekte, wie z.B. die Nach-
folgeorganisation der THA oder der Fonds ‚Deutsche Einheit‘, die ihn noch über
Jahre beschäftigten und beschäftigen werden.
Im Zeitraum zwischen 1991 und 1994 war der BRH neben seiner Prüfungstätigkeit
zusätzlich auch als Berater des Haushaltsausschusses und seiner Berichterstatter für
den Wiedervereinigungsprozeß tätig. Insgesamt 29 von 132 Berichten, Stellungnah-
men und Schreiben an den Haushaltsausschuß und seine Mitarbeiter nahmen direkt
oder indirekt auf den Vereinigungsprozeß Bezug, in den Jahren 1991 und 1992 war
dies ein Drittel aller Stellungnahmen1261.
Im Anschluß folgt eine Darstellung des Aufbaus einer unabhängigen Finanzkontrolle
in den Neuen Ländern und ihres aktuellen Erscheinungsbildes.
                                                
1258
 Vgl. Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 1994, in: BT Drucks. 12 / 8490, 72.
1259
 Vgl. Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 1994, in: BT Drucks. 12 / 8490, 161-
168.
1260
 Vgl. Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 1994, in: BT Drucks. 12 / 8490, 178.
1261
 Im Jahre 1991 waren dies 10 von 38, 1992 waren es 8 von 25, 1993 nur noch 6 von 40 und 1994
lediglich 5 von 29. Vgl. Bundesrechnungshof (Hrsg.) 1992 bis 1995. Jahresberichte. Die bloße An-
gabe der Quantität läßt allerdings keinen Schluß auf den qualitativen Anteil an der Berichterstatter-
tätigkeit des BRH zu.
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Exkurs: Die Landesrechnungshöfe in den Neuen Ländern1262
Der Regimewechsel vom politischen System der DDR zur parlamentarischen Demo-
kratie der Bundesrepublik brachte für den BRH keine wesentlichen institutionellen
und funktionellen Veränderungen mit sich. Im Kern bedeutete er eine territoriale
Ausdehnung des Zuständigkeitsbereichs und erforderte die Bearbeitung neuer Prü-
fungsobjekte, wie z.B. die THA, außerdem neue Prüfungsfelder wie die Erhebung
der Steuern im Beitrittsgebiet. Allerdings war es von jeher Praxis deutscher Rech-
nungshöfe, sich mit neu entstandenen oder im Umbruch befindlichen Verwaltungen
zu befassen. Insofern wich der BRH nicht von einer bewährten Politik ab. Das Inter-
mezzo des RHR im Jahre 1990, der sich bereits kurze Zeit nach seiner Gründung mit
seiner eigenen Abwicklung zu befassen hatte, sollte an dieser Stelle nicht als Aufbau
einer unabhängigen Finanzkontrollstruktur auf nationalstaatlicher Ebene interpretiert
werden.
Da sich die Effekte des Regimewechsels auf den BRH in engen Grenzen halten, er-
scheint es angebracht, einen Blick auf den Ablauf des Transformationsprozesses auf
der Ebene der Bezirksinspektionen der StF und damit auf den Aufbau der LRH in
den Neuen Ländern zu werfen, um festzustellen, auf welche Art und Weise auf dieser
Ebene der Wechsel der Staatsform vollzogen worden ist und inwieweit der BRH
selbst oder die LRH aus Westdeutschland daran beteiligt gewesen sind. Hierbei sind
u.U. auch Parallelen zum Neuaufbau unabhängiger Rechnungshöfe nach 1945 in den
alliierten Besatzungszonen und den späteren Ländern zu ziehen.
Nach Kriegsende existierten in den verschiedenen Besatzungszonen teilweise noch
die Außenstellen des RRH, der selbst alsbald von der sowjetischen Militärregierung
aufgelöst wurde. In Westdeutschland traten neue Rechnungshöfe an seine Stelle,
zuerst der RHiVWG, dann der BRH. Im Zuge des Wiedervereinigungsprozesses
wurde auch die Zentrale der StF von neuen Rechnungsprüfungsbehörden ersetzt,
zuerst von RHR, später vom BRH.
Bevor der Aufbau der LRH im einzelnen erörtert wird, erscheint es sinnvoll, noch
kurz auf die Quellenlage einzugehen. Wie bereits im Zusammenhang mit dem BRH
festgestellt worden ist, so hat auch der Aufbau der unabhängigen Finanzkontrolle in
den neuen Ländern in der wissenschaftlichen Literatur kaum Beachtung gefunden.
                                                
1262
 Ein Überblick über die institutionellen, funktionellen und organisatorischen Merkmale der LRH in
den Neuen Ländern bieten die Tabellen Nr. 7, 8 und 9 im Anhang.
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Selbst die ostdeutschen LRH nutzten nicht in allen Fällen die Gelegenheit, z.B. an-
läßlich ihres zehnjährigen Bestehens, Festschriften zu publizieren. Sachsen-Anhalt
und Brandenburg beschränken sich auf kurze Hinweise im Internet oder in einem
Beitrag zur 1000jährigen Geschichte Potsdams1263. Lediglich der LRH Sachsen geht
in einer Veröffentlichung eingehend auf den Neuaufbau der Finanzkontrolle im Frei-
staat ein1264, wohl auch im Bewußtsein seiner quasi historischen Verpflichtung, ist
doch die erste Rechenkammer auf deutschem Boden 1707 in Sachsen entstanden.
Daher befaßt sich die nachfolgende Darstellung mit dem Aufbau des LRH Sachsen,
anschließend wird das heutige Erscheinungsbild aller LRH Ostdeutschlands aufge-
zeigt. – Der LRH Berlin wird hierbei außer acht gelassen, da dieser LRH nach der
Vereinigung vor allem seinen Zuständigkeit (auf ganz Berlin) ausgedehnt hat somit
keine bedeutenden institutionellen und funktionellen Veränderungen zu konstatieren
sind.
Die Geschichte des heutigen Sächsischen LRH begann bereits vor der Wiederverei-
nigung im März und April 19901265. In diesen Monaten stellten Mitarbeiter des Ko-
mitees für Volkskontrolle, der Räte der Bezirke und der Bezirksinspektionen der StF
in Chemnitz, Leipzig und Dresden im Zuge der Planungen für einen Freistaat Sach-
sen erste Vorüberlegung zur Gründung eines sächsischen Rechnungshofes an. Auf
staatlicher Ebene erarbeitete am 29. Juni 1990 eine Arbeitsgruppe unter Dr. Hirsch
beim Präsidium der Volkskammer der DDR ein Konzept für die Errichtung von LRH
in den sich abzeichnenden neu zu bildenden Ländern. Vorschläge für die einzelnen
LRH sollten hierbei die Verantwortlichen auf Länder- und Bezirksebene und die
Mitarbeiter der Stf und des in Auflösung befindlichen Komitees für Volkskontrolle
erarbeiten. Aus denselben Bereichen sollte später das Personal entnommen werden.
Auf Einladung von Dr. Hirsch fanden zwischen dem 05. Juli und dem 25. September
insgesamt fünf Sitzungen einer sogenannten paritätischen Arbeitsgruppe statt, die
aufgrund eines Beschlusses der Regierungsbevollmächtigten der Bezirke eingesetzt
wurde und deren Aufgabe in erster Linie die Kontaktaufnahme mit den Partnerlän-
dern Bayern und Baden-Württemberg war, außerdem die Bildung von ‚institutionel-
                                                
1263
 Vgl. Eberhard Fricke 1993. Potsdam an der Wiege der staatlichen Finanzkontrolle, in: Präsident
des Landesrechnungshofes von Brandenburg (Hg.). Schriften zur Finanzkontrolle. Band 2. Potsdam:
Selbstverlag; Präsident des Landesrechnungshofes Brandenburg (Hg.) 1995. Der Landesrechnungs-
hof Brandenburg. Ein Kurzporträt, in: Schriften zur Finanzkontrolle. Band 1. 2. Auflage. Potsdam:
Selbstverlag; www.lrh.sachsen-anhalt.de/history.htm, 06.03.07
1264
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 79-119.
1265
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 82f.
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len Vorbereitungsgruppen‘, die die Tätigkeit der Arbeitsgruppe fortführen und als
personelle Keimzelle des späteren LRH dienen sollten1266. Die tatkräftige Unterstüt-
zung der Partnerländer mündete am 27. November 1990 in der Beauftragung von
Rechnungshofdirektor Wienrich (LRH Baden-Württemberg), einen LRH Sachsen
aufzubauen, wofür er einige Befugnisse zur Bewirtschaftung und zur Einstellung von
Personal erhielt1267. So endete die Entwicklung im Jahre 1990 mit der Verabschie-
dung der vorläufigen Sächsischen Haushaltsordnung, die sich an bundesdeutschem
und dem Vorbild der Partnerländer orientierte, aber dem Rechnungshof Sachsen im
Vergleich umfangreichere Kompetenzen in Hinblick auf die Kommunalprüfung zu-
gestand1268.
Im Jahre 1991 wurde die Beauftragung Wienrichs mit einer Verfügung des Staatsmi-
nisters Vaatz vom 11. Januar endgültig in Kraft gesetzt, nachdem sie zuvor für eine
Zeit lang aufgehoben worden war, um die Errichtung eines Arbeitsstabes für den
Aufbau des LRH beim LT (!) zu ermöglichen. Dieser hatte jedoch mit Hinweis auf
seine Arbeitsbelastung einen solchen Stab abgelehnt1269 und damit die Gelegenheit
verstreichen lassen, den Rechnungshof ‚aus dem Parlament heraus‘ zu begründen. –
Ein Vorgang, der für die Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung meines Wis-
sens eine Neuerung bedeutet hätte.
Ende Januar und Anfang Februar begann die personelle Aufstellung des Aufbausta-
bes mit der Abordnung von zwei Mitarbeitern des LRH Baden-Württembergs, der
Übernahme von vier weiteren Bediensteten von der paritätischen Arbeitsgruppe
Leipzig und der Neuanstellung zweier zusätzlicher Kräfte. Die Aufgabe dieser neun
Personen umfassenden Stabseinheit war die Schaffung der rechtlichen, personellen
und organisatorischen Grundlagen für einen späteren LRH1270. In der Praxis begann
der Aufbaustab, der in dem ehemaligen Gebäude der StF in Leipzig residierte1271 und
so weit wie möglich die dort vorhandene Infrastruktur nutzte, den Geschäftsbereich
und inneren Dienst zu organisieren, wozu zeitweise zwei weitere erfahrene Kräfte
                                                
1266
 In Chemnitz und Leipzig wurden solche Gruppen eingerichtet, in Dresden nicht. Vgl. Manfred
Beismann a.a.O., 83.
1267
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 84.
1268
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 87. Auf die Sächsische Haushaltsordnung wird weiter unten de-
tailliert eingegangen.
1269
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 85.
1270
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 85f.
1271
 Der LRH Sachsen und das Rechnungsprüfungsamt Leipzig mußten aus Raummangel in den An-
fangsmonaten und Jahren noch mehrmals umziehen, bis der LRH 1995 sein endgültiges Domizil
bezog. Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 95ff.
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aus Baden-Württemberg abgeordnet wurden1272. Zum 01. Mai und 01. Juni 1991
konnten die ersten ca. zehn Prüfungskräfte eingestellt werden, wobei der Stab bei
den sehr zahlreichen Bewerbungen zunächst auf ehemalige Mitarbeiter der StF zu-
rückgriff, später auch auf solche aus verwandten Tätigkeitsbereichen (Buchhaltung
und Innenrevision der Betriebe). Insgesamt beschäftigte der spätere LRH 1991 be-
reits 42 Mitarbeiter in der Zentrale und weitere 26 in den RPÄ1273, auf deren parallel
verlaufende Entstehung weiter unten eingegangen wird.
Zeitgleich mit dem personellen und organisatorischen Aufbau schritt die Schaffung
der gesetzlichen Grundlagen für eine unabhängige Finanzkontrolle voran. So wurde
am 21. November das Rechnungshofgesetz für Sachsen verabschiedet, welches am
16. Dezember 1990 in Kraft trat. Die Gesetzesvorlage hatte bereits am 12. November
1990 ein aus Baden-Württemberg abgeordneter LRH-Mitarbeiter erstellt. Danach
folgende einjährige Wirren, während derer z.B. der Entwurf verschwand, waren ein
gutes Beispiel für die Schwierigkeiten, denen sich der Aufbaustab gegenübersah1274.
Da der LRH und die Rechnunsgprüfungsämter bereits vor Inkrafttreten des Rech-
nungshofgesetzes ihre Arbeit aufgenommen hatten, erließ der LRH am 01. Dezember
1991 vorläufige allgemeine Richtlinien für die Rechnungsprüfung1275.
Die Ereignisse des Jahres 1991 endeten am 20. Dezember mit der Wahl Wienrichs
zum Präsidenten des LRH, der mittlerweile aus der Grundsatz- und Verwaltungsab-
teilung und zwei Prüfungsabteilungen mit jeweils vier Referaten sowie der Kommu-
nalabteilung bestand und für den laut Haushaltsansatz 2,9 Millionen DM zur Verfü-
gung standen, von denen allerdings lediglich 800.000 verausgabt wurden1276.
Mit der Verabschiedung der Sächsischen Landesverfassung am 27. Mai 1992 wurden
die verfassungsrechtlichen Grundlagen des LRH gelegt, die sich im wesentlichen an
den Beispielen anderer Landesverfassungen orientierten. Zuvor erließ Wienrich, der
erst am 27. März offiziell in sein Amt eingeführt worden war, am 1. März eine vor-
läufige GO des LRH1277. Zudem wurden die Stellen in der Zentrale von 42 auf 99
aufgestockt, was die Neueinstellung von rund 30 Prüfungskräften aus den Neuen
Ländern zur Folge hatte. Hierbei konnte vermehrt auf solche Bewerber zurückgegrif-
fen werden, die bereits seit dem 03. Oktober 1990 Erfahrungen im neuen öffentli-
                                                
1272
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 95.
1273
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 103f.
1274
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 88ff.
1275
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 94.
1276
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 100 und 98.
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chen Dienst gesammelt hatten1278. Dagegen erhöhte sich die Stellenanzahl bei den
RPÄ im gleichen Jahr von 26 auf insgesamt 1391279, allerdings ging die Stellenbeset-
zung nur zögerlich voran, so waren zu Beginn des Jahres 1992 erst etwa ein Drittel
der Stellen beim LRH und ein Siebtel bei den RPÄ vergeben1280.
Die Personalpolitik des LRH Sachsen stand dabei unter der Prämisse „Vorfahrt für
Sachsen“1281. Aufbauhelfer aus dem Westen sollten zwar in möglichst geringem Um-
fang, aber dann längerfristig eingesetzt werden. In der Praxis zeigte sich jedoch, daß
die Prüfungsabteilungsleiter des LRH aus den Neuen Ländern auf erfahrene Refe-
ratsleiter aus dem Westen angewiesen waren, zumindest während der Einarbeitungs-
phase, bei den RPÄ stammten alle Amtsleiter aus dem Westen. Allerdings zeigte
allein die Anzahl von zwölf Beamten aus dem Westen, die Ende 1992 an den LRH
Sachsen abgeordnet waren und sechs Mitglieder1282 und damit beinahe das gesamte
Kollegium stellten, wie abhängig der Aufbau einer unabhängigen Finanzkontrolle
von der Bereitstellung personeller Ressourcen aus dem Westen war und für einige
Zeit auch blieb.
Der Organisationsplan sah 1992 neben der Verwaltungs- und Grundsatzabteilung,
die ab dem 01. März 1993 von einer ehemaligen Mitarbeiterin der StF geleitet wurde,
vier Prüfungsabteilungen zu je zwei Referaten vor, im Februar trat nach der Wahl
des Vizepräsidenten eine sechste Abteilung, die unter seiner Leitung stand, hinzu1283.
Das Etatsoll betrug 14,6 Millionen DM1284.
Bereits mit der Verabschiedung der Sächsischen Haushaltsordnung am 19. Dezember
1990 war eine Entscheidung gegen die VPSt und für einen eigenen Verwaltungsun-
terbau nach bayerischem Vorbild gefallen. Die Verantwortlichen der Partnerländer
und des Aufbaustabes sahen dabei die Vorteile in der Einheitlichkeit und Schlagkraft
der Prüfungen sowie in der Personalhoheit, die das Heranziehen von qualifiziertem
Personal ermöglichen sollte1285, ein Argument, welches in der Aufbauphase, in der
insbesondere der Personalmangel ein Problem darstellte, wohl als mitentscheidend
gelten konnte. Bis zum Oktober 1991 dauerten dann die Überlegungen über die Zu-
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 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 92f.
1278
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 103f.
1279
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 99.
1280
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 117.
1281
 S. Manfred Beismann a.a.O., 107.
1282
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 107.
1283
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 100f.
1284
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 98.
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ständigkeitsverteilung in den Prüfungsämtern an, bevor in einem Runderlaß vom 17.
Oktober 1991 die Prüfungsaufgaben gemäß dem Funktional- oder Ressortprinzip auf
die zunächst drei Ämter verteilt wurden. Lediglich die Prüfung der Bezüge des öf-
fentlichen Dienstes, ein in den Neuen Ländern in den ersten Jahren der Einheit be-
sonders wichtiges Prüfungsgebiet, wurde regional zugewiesen. Die Zuständigkeit für
den LT und die Staatskanzlei verblieb beim LRH selbst.
Nachdem sich mit der Verabschiedung des Rechnungshofgesetzes am 11. Dezember
1991 die Zuständigkeit des LRH für die Kommunalprüfung verfestigt hatte, erschien
die Einrichtung weiterer Ämter notwendig, die mit einer Verordnung vom 19. Mai
1992 folgte. Die drei Prüfungsämter in Löbau, Wurzen und Zwickau waren demnach
für die überörtliche Kommunalprüfung nach dem Regionalprinzip verantwortlich.
Die drei 1991 für die Prüfung des Landeshaushalts und 1992 für die der kommunalen
Etats in ihrer Grundstruktur errichteten Ämter bestanden aus zwei Prüfungsabteilun-
gen, die vom Amtsleiter und seinem Stellvertreter geleitet wurden und zu Beginn
über etwa zehn Prüfer und drei bis vier Mitarbeiter für den inneren Dienst verfügten.
Das Personal konnte 1991 mit Rückgriff auf den öffentlichen Dienst der ehemaligen
DDR, vor allem auf die StF, rekrutiert werden. Ein Jahr später kamen die Bewerber
schon größtenteils aus der Landes- oder Kommunalverwaltung Sachsens. Bis 1993
konnte etwa die Hälfte der 139 Planstellen besetzt werden, womit die Arbeitsfähig-
keit gewährleistet war.
Bereits im Jahre 1991 begannen der LRH und die RPÄ ihre Prüfungstätigkeit aufzu-
nehmen, ausdrücklich unterstützt wurden sie hierbei vom LT, der in ihnen einen
wichtigen Verbündeten beim Verwaltungsaufbau und den dabei anstehenden Rich-
tungsentscheidungen in Bezug auf Personal- und Organisationsstruktur sah. Auch
einige der Ministerien begrüßten die Arbeitsaufnahme, da sie sich Hilfe bei der Auf-
sicht der ihnen unterstellten Behörden versprachen. So sah das Finanzministerium
besonderen Prüfungsbedarf aufgrund des neuen Tarifrechts bei den Bezügen und
Personalausgaben im allgemeinen. Allerdings gab es auch Stimmen, die den Prüfun-
gen des LRH skeptisch gegenüberstanden, weil sie den Aufbau erschweren würden
und in dieser Umbruchphase auf haushaltsrechtliche Regelungen keine Rücksicht
genommen werden könnte, Fehler seien in den ersten Jahren durchaus hinzunehmen,
Argumente, die deutlich an die Haltung der Landes- und Kommunalverwaltungen
nach 1945 erinnerten, die in der schwierigen Nachkriegsphase auch nichts von der
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 Vgl. zum folgenden Manfred Beismann a.a.O., 109ff.
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‚Erbsenzählerei‘ der Rechnungshöfe wissen wollten, wohingegen auch damals die
Politik und die gesetzgebenden Organe den Prüfungen und vor allem Beratungen
durch die Rechnungsprüfer aufgeschlossen gegenüberstanden. Der LRH selbst sah in
seiner Tätigkeit einerseits die Möglichkeit, auf noch nicht verfestigte Verwaltungs-
strukturen einzuwirken und andererseits eine präventive Wirkung entfalten zu kön-
nen1286.
Nachdem zum 01.Mai und 01.Juni 1991 die ersten Prüfungsbeamten eingestellt wor-
den waren, wurden sie einer zweimonatigen Grundausbildung unterzogen und hospi-
tierten zudem bei den LRH der beiden Partnerländer. Im Herbst 1991 begannen dann
der LRH und die RPÄ, nachdem am 02. August ein Arbeitsprogramm aufgestellt
worden war, mit ihrer Tätigkeit, wobei sie zunächst ausschließlich Bezügeprüfungen
vornahmen und bei den Revisionen selbst so weit wie möglich von erfahrenen Ab-
teilungsleitern und Prüfungsbeamten aus dem Westen vor Ort unterstützt wurden1287.
Bereits 1992 faßte der LRH den Entschluß, seinen ersten Jahresbericht zu erstellen,
der trotz Schwierigkeiten bei der Zusammenarbeit mit der Verwaltung und der für
manchen Mitarbeiter immer noch ungewohnten Materie am 02. November 1992 dem
LT zugeleitet werden konnte. Im Jahre 1993 folgte dann der zweite Jahresbericht, der
auch Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung der Landesregierung für
das Jahr 1991 enthielt1288, womit der LT in die Lage versetzt wurde, die Regierung
zu entlasten1289.
Die Darstellung des Aufbaus der unabhängigen Finanzkontrolle läßt anhand des auf-
geführten Beispiels folgende Feststellungen zu:
Nach einer umfassenden Änderung des institutionellen Positionsfeldes1290 aufgrund
der Auflösung der StF und der Komitees für Volkskontrolle sowie der Neugründung
der LRH gelang es dem bisherigen Spitzenpersonal aus dem Bereich Rechnungsprü-
fung der DDR lediglich in Einzelfällen (z.B. die angesprochene Abteilungsleiterin
beim LRH Sachsen) in der Verwaltungselite der neuen LRH Fuß zu fassen.
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 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 115.
1287
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 116.
1288
 Normalerweise erscheinen Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung eines Etats erst
mit einem Abstand von zwei Jahren in den Jahresberichten. Insofern ist der LRH Sachsen der übli-
chen Praxis durchaus zuvorgekommen.
1289
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 117.
1290
 Vgl. allgemein zur Veränderung des institutionellen Positionsfeldes der DDR nach 1989 Hans-
Ulrich Derlien, Elitezirkulation a.a.O., 3.
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Trotz ihrer Größe (Zentrale, 15 Bezirks- und eine Sonderinspektion mit insgesamt
etwa 1600 Mitarbeitern) konnte die StF damit nicht als personelle Keimzelle für den
Aufbau der LRH und ihrer RPÄ betrachtet werden. Zwar wurde auf die vorhandene
Infrastruktur in Form von Gebäuden und Büroausstattung zurückgegriffen, aber le-
diglich bei der ersten Welle der Personaleinstellungen fanden auch ehemalige Mitar-
beiter der StF Verwendung. Bereits in der nächsten Phase griffen die LRH auf Per-
sonal aus den der Rechnungsprüfung verwandten Bereichen (z.B. den Betriebsrevi-
sionen) zurück, bevor etwa ab 1993 Mitarbeiter aus der Landes- und Kommunalver-
waltung rekrutiert wurden, die seit der Wiedervereinigung Erfahrungen im öffentli-
chen Dienst gesammelt hatten.
Ein Großteil der neuen Verwaltungselite, gerade in der Aufbau- und Anlaufphase der
LRH, wurde aus den Rechnungshöfen westdeutscher Partnerländer rekrutiert (Eli-
teimport1291), die Geschichte des LRH Sachsen kann hier wohl als exemplarisch gel-
ten. Daß das ehemalige Spitzenpersonal trotz seiner systemneutralen Tätigkeit1292
ausgetauscht worden ist, liegt wohl in ihrer mangelnden fachlichen Qualifikation
begründet, sie war für die Ausübung der Finanzkontrolle eines Budgetwesens west-
deutscher Prägung nicht geeignet.
Hierbei stellte die Elitezirkulation im Bereich der Rechnungsprüfung keinen Sonder-
fall dar, wie ein Blick auf die Zusammensetzung der adminstrativen Elite nach
1989/1990 zeigt1293. Für die Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung seit 1713
bleibt die Entwicklung in den Neuen Ländern dennoch aufgrund der im Vergleich zu
den vorherigen Regimewechseln fehlenden apparativen und insbesondere personel-
len Kontinuität ein Sonderfall (einmal abgesehen von der Entwicklung nach 1945 in
Ostdeutschland), zuvor war es dem Spitzenpersonal auch bei umfassenden Änderun-
gen des institutionellen Positionsfeldes wie z.B. nach 1945 in Westdeutschland ge-
lungen, Positionen zu halten oder vergleichbare, neu enstandene zu besetzen.
Es konnte also von einer institutionellen Kontinuität der RPB auf Landesebene keine
Rede sein. Eine umfassende funktionelle Kontinuität war schon deshalb nicht gege-
ben, weil die Funktionen der StF und des BRH und der LRH in den Alten Ländern
nicht kongruent waren.
                                                
1291
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Implosion und Integration a.a.O., 395. Zu den Gründen für und die Art
und Weise des umfangreichen Eliteimports vgl. Hans-Ulrich Derlien, Implosion und Integration
a.a.O., 404f.
1292
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Elitezirkulation a.a.O., 12.
1293
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Implosion und Integration a.a.O., 373 und 377ff.
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Die Last des Neuaufbaus einer unabhängigen Finanzkontrolle in den Neuen Ländern
trug keineswegs der BRH, sondern die LRH der verschiedenen Partnerländer, die vor
allem von Beginn an mit erfahrenem Führungspersonal aushalfen, ein Umstand, der
eine gewisse personelle Kontinuität westdeutscher Finanzkontrolle sicherte. Zudem
diente die Organisation der Rechnungsprüfung in den Alten Ländern als Vorbild in
Ostdeutschland, ein Umstand, der nicht verwundern konnte, da die Neuen Länder
laut Einigungsvertrag den Gesetzgebungsauftrag hatten, ihr Haushaltsrecht bis zum
31. März dem HGrG anzupassen1294. Beachtenswert ist allerdings, daß sich die
Schaffung eines eigenen Verwaltungsunterbaus in allen ostdeutschen Ländern, abge-
sehen von Mecklenburg-Vorpommern1295, durchsetzte, obwohl einige Partnerlän-
dern, wie z.B. Baden-Württemberg  1990/1991 selbst (noch) nicht über solche RPÄ
verfügten.
Zusammenfassend betrachtet, übernahmen die Neuen Länder die bewährten Struktu-
ren der Finanzkontrolle aus dem Westen, wesentliche Veränderungen und durchaus
denkbare Reformen wurden nicht in Angriff genommen. Im Jahr 2007 ergibt sich
nunmehr folgendes Bild bei den LRH in den Neuen Ländern:
Unterschiede in Bezug auf ihre verfassungsrechtliche Stellung sind bei den LRH
kaum festzustellen. Sie werden im allgemeinen als oberste Landesbehörden und un-
abhängige Organe der Finanzkontrolle bezeichnet, die nur dem Gesetz unterworfen
sind1296. Lediglich in der Verfassung von Sachsen-Anhalt wird ausdrücklich auf die
selbständige Stellung gegenüber der Landesregierung und auf die Unabhängigkeit
bei der Aufgabenwahrnehmung verwiesen1297. Insgesamt gesehen, folgen sowohl die
Landesverfassungen als auch die LRH-Gesetze in ihren jeweils ersten Paragraphen
dem bewährten Vorbild unabhängiger RPB in der alten Bundesrepublik.
Deutliche Differenzen ergeben sich jedoch beim Wahlmodus für den Präsidenten,
seinen Stellvertreter und die weiteren Mitglieder der Rechnungshöfe1298. Die Präsi-
denten werden im allgemeinen auf Vorschlag der Regierung mit einer 2/3 Mehrheit
                                                
1294
 Vgl. Manfred Beismann a.a.O., 98.
1295
 Der LRH in Mecklenburg-Vorpommern verfügt allerdings über Dienststellen in Neubrandenburg
und Schwerin.
1296
 Vgl. die Landesverfassungen von Brandenburg Art. 107 Abs. 1, Mecklenburg-Vorpommern Art.
68 Abs. 1, Sachsen Art. 100 und Thüringen Art. 103 Abs. 1. Die Paragraphen der LRH-Gesetze fin-
den sich im Überblick über die Landesrechnungshöfe in den Neuen Ländern im Anhang.
1297
 Vgl. die Landesverfassung von Sachsen-Anhalt Art. 98 Abs. 1.
1298
 Vgl. die Landesverfassungen von Brandenburg Art. 107 Abs. 2, Mecklenburg-Vorpommern Art.
68 Abs. 2, Sachsen Art. 100 Abs. 3 und das LRH-Gesetz von Thüringen § 5 Abs. 1 und 2.
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vom Landtag (LT) gewählt (so in Sachsen-Anhalt, Sachsen und Thüringen1299). In
Mecklenburg-Vorpommern schlagen jedoch die Fraktionen einen Kandidaten vor,
hier ist dann für die Wahl die Mehrheit der gesetzlichen Mitglieder des LT erforder-
lich. Einen gewissen Sonderweg geht Brandenburg, da hier der Präsident, der Vize-
präsident und alle weiteren Mitglieder nach einer Anhörung in einem vom LT be-
stimmten Ausschuß ohne weitere Aussprache mit Mehrheit des LT gewählt werden.
Allerdings hat der Präsident nach seiner eigenen Wahl das Recht, selbst Personalvor-
schläge zu unterbreiten.
In Thüringen, wo die Landesregierung den Stellvertreter des Präsidenten vorschlägt,
und in Mecklenburg-Vorpommern, wo das Vorschlagsrecht bei den Fraktionen liegt,
benötigt der Vizepräsident im ersten Fall ein 2/3 Quorum, im zweiten die absolute
Mehrheit, dagegen ist in den beiden übrigen Ländern, Sachsen und Sachsen-Anhalt,
die Zustimmung des LT mit einfacher Mehrheit erforderlich, wobei die Kandidaten
für das Amt des Stellvertreters jeweils von den bereits gewählten Präsidenten vorge-
schlagen werden.
In Sachsen-Anhalt werden die übrigen Mitglieder des LRH auf Vorschlag des Präsi-
denten vom Ministerpräsidenten mit Zustimmung des Parlaments ernannt, in Bran-
denburg erst, nachdem der gewählte Präsident die Möglichkeit gehabt hat, selbst
Vorschläge zu unterbreiten. Dagegen wird in Mecklenburg-Vorpommern und Sach-
sen die Ernennung weiterer Mitglieder nach Vorschlag des Präsidenten durch den
Ministerpräsidenten vorgenommen, in Thüringen durch die Regierung, während in
Sachsen und Thüringen dabei zuvor das Große Kollegium des LRH vom Rech-
nungshofpräsidenten anzuhören ist.
Die Wahl auch aller weiteren Mitglieder der LRH in einigen Ländern mag auf den
ersten Blick verwundern, da sie z.B. beim BRH unüblich ist, erscheint in Anbetracht
der mit fünf bis sechs Mitgliedern, inklusive Präsident und Stellvertreter, recht klei-
nen Kollegien nicht allzu unpraktikabel. Allerdings wird mittels dieser Verfahrens-
weise die Stellung der einzelnen Mitglieder gegenüber dem Präsidenten gestärkt, da
auch sie über einen gewissen parlamentarischen Rückhalt verfügen müssen. Zudem
können die Landesparlamente auf diese Weise einen stärkeren Einfluß auf die LRH
ausüben, da sie mit der Besetzung aller Führungspositionen die Arbeit der LRH ent-
scheidend mitprägen. Inwiefern diese Einflußnahme die Unabhängigkeit der Mitglie-
                                                
1299
 In Thüringen besitzt der Wahlmodus für Präsident, Vizepräsident und weitere Mitglieder keinen
Verfassungsrang, sondern ist im LRH-Gesetz geregelt.
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der und damit der ganzen Behörde gefährdet, kann an dieser Stelle nicht näher erör-
tert werden. Eventuell gehen diese Wahlverfahren auch auf das Bedürfnis der Ver-
fassungsväter zurück, angesichts der gerade neu gewonnenen Freiheit die Rechte des
Parlaments besonders zu stärken und die LRH auch als Kontrollorgan der Legislative
gegenüber der Exekutive zu etablieren.
Dem doch sehr heterogenen Verfahren bei der Besetzung der Spitzenämter stehen
einheitlichere gesetzliche Regelungen bezüglich des Status der Mitglieder gegen-
über. Alle Mitglieder, dies sind in der Regel der Präsident, sein Stellvertreter und die
dazu ernannten Personen, in der Praxis die Leiter der Prüfungsabteilungen1300, besit-
zen richterliche Unabhängigkeit1301. Sonderregelungen finden sich lediglich in den
LRH-Gesetzen von Sachsen, in denen ausdrücklich die Prüfungsabteilungsleiter als
Mitglieder bezeichnet werden (§ 5 Abs. 1 LRHG-Sachsen), und Thüringen, in dem
die Mindestanzahl der Mitglieder auf fünf festgelegt ist (§ 3 Abs. 1 ThRHG). Anders
als z.B. beim BRH ist theoretisch also nicht jeder Leiter einer der in den LRH meist
fünf bis sechs Prüfungsabteilungen ad officium auch Mitglied des LRH.
Die innere Verfassung der LRH in den Neuen Ländern1302 sieht in allen Fällen ein
Entscheidungsgremium (bezeichnet als Kollegium, Großes Kollegium oder Senat)
vor, welches sich aus allen Mitgliedern zusammensetzt und über Fragen von grund-
sätzlicher Bedeutung entscheidet, wobei bei Stimmengleichheit das Votum des Prä-
sidenten den Ausschlag gibt. Die untergeordneten Entscheidungsgremien (bezeichnet
als Senate oder Kleine Kollegien) bestehen in Brandenburg (§ 7 Abs. 4 LRHG),
Sachsen-Anhalt (§ 6 Abs. 3 LRHG) und Sachsen (§ 10 Abs. 4 RHG) aus dem Präsi-
denten oder Vizepräsidenten und dem zuständigen Abteilungsleiter, in Thüringen aus
dem Prüfungsabteilungsleiter, einem weiteren nach dem Geschäftsverteilungsplan
bestimmten Mitglied (§10 Abs. 4 ThRHG) und gegebenenfalls aus dem Präsidenten
(§ 11 Abs. 3 ThRHG), in Mecklenburg-Vorpommern aus dem Präsidenten und einem
Mitglied oder mehreren zuständigen Mitgliedern. Insofern sind bei eher alltäglichen
und nicht übergreifenden Fragen der Finanzkontrolle in jedem Fall mehrere Mitglie-
                                                
1300
 So z.B. in Brandenburg, wo bereits 1995 zwei Abteilungen vom Präsidenten und seinem Stellver-
treter geleitet wurden. Vgl. Präsident des Landesrechnungshofes Brandenburg a.a.O., 42.
1301
 Vgl. die Landesverfassungen der Länder Brandenburg Art. 107 Abs.1, Mecklenburg-Vorpommern
Art. 68 Abs. 1, Sachsen-Anhalt Art. 98, Sachsen Art. 100 Abs. 2 und Thüringen Art. 103 Abs. 1
Satz 2.
1302
 Vgl. die LRH-Gesetze von Brandenburg § 7 Abs. 1, 2 und 4, Mecklenburg-Vorpommern § 10
Abs. 1 und 4, Sachsen-Anhalt § 6 Abs. 1 und 3, Sachsen § 10 Abs. 1 und 4 und Thüringen §§ 3 Abs.
1 und 10 Abs. 1, 2 und 4.
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der mit einer Entscheidung betraut, zu denen fast immer auch der Präsident oder sein
Stellvertreter gehören. Dem Kollegialprinzip ist daher bei allen anfallenden Be-
schlüssen Rechnung getragen worden.
Der Prüfungsauftrag der einzelnen LRH stimmt trotz einiger unterschiedlicher
Formulierungen im Kern überein und umfaßt die Rechnungen, die Haushalts- und
Wirtschaftsführung des Landes. In den Verfassungen von Brandenburg und Meck-
lenburg-Vorpommern wird zudem auf weitere Prüfungskompetenzen auf kommuna-
ler Ebene eingegangen1303. Über diese Art von Prüfungskompetenzen verfügen in
ähnlicher Form auch die übrigen LRH, sie werden dort allerdings in den Landkreis-
und Gemeindordnungen aufgeführt. Insofern entsprechen die Prüfungsaufträge der
LRH in den Neuen Ländern denen der LRH in Westdeutschland und des BRH (ein-
mal abgesehen von den kommunalen Prüfungskompetenzen).
Die Prüfungsmaßstäbe1304 der LRH sind dabei in Brandenburg und Sachsen-Anhalt
die Ordnungsmäßig- und Wirtschaftlichkeit, in Mecklenburg-Vorpommern die
Zweckmäßig- und Wirtschaftlichkeit, in Thüringen die Wirtschaftlichkeit und in
Sachsen die Sparsam-, Wirtschaftlich- und Ordnungsmäßigkeit. Die Tatsache, daß
der Prüfungsmaßstab für die Tätigkeit des LRH Thüringen und Sachsen lediglich in
der LHO, nicht einmal im LRH-Gesetz aufgeführt worden ist, erscheint m.E. durch-
aus bemerkenswert. Hingegen ist die ausdrückliche Nichterwähnung des Maßstabes
der Ordnungsmäßigkeit weniger gravierend, da er nach allgemeiner Auffassung der
Prüfung der Wirtschaftlichkeit ohnehin sachlogisch vorgelagert ist1305. Die explizite
Betonung der Prüfung hinsichtlich der Beachtung des Grundsatzes der Sparsamkeit
in § 90 der sächsischen LHO erinnert an die §§ 7, 90 Nr. 3 BHO, in denen dieser
Prüfungsmaßstab vor allem deswegen verblieben ist, um die Verwaltung ausdrück-
lich zu einer sparsamen Haushaltsführung anzuhalten1306, eine Begründung, die auch
hier möglicherweise zutrifft. Inwieweit es heutzutage noch sinnvoll ist, auf einen
                                                
1303
 Vgl. die Landesverfassungen von Brandenburg Art. 106 Abs.2, Mecklenburg-Vorpommern Art.
68 Abs. 3 und 4, Sachsen-Anhalt Art. 97 Abs. 2, Sachsen Art. 100 und Thüringen Art. 103.
1304
 Vgl. die Landesverfassungen von Brandenburg Art. 106 Abs.2, Mecklenburg-Vorpom-mern Art.
68 Abs. 3, Sachsen-Anhalt Art. 97 Abs. 2, Sachsen § 90 Nr. 1, 3 und 4 LHO und die LHO von Thü-
ringen § 90 Nr. 4.
1305
 Vgl. Axel Nawrath / Albert v. Mutius 1999. Art 114 GG, in: Ernst Heuer / Hermann A. Dommach
(Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblatt-
sammlung. Neuwied: Luchterhand, 29 und Hermann A. Dommach 2002. § 7 BHO, in: Ernst Heuer /
Ders. (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Lose-
blattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 7 (im folgenden zitiert als: § 7 BHO).
1306
 Vgl. Hermann A. Dommach, § 7 BHO a.a.O., 7.
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Prüfungsmaßstab ‚Zweckmäßigkeit‘ zurückzugreifen, erscheint zumindest fragwür-
dig, da dieses Kriterium eher an die Zeiten der ORK erinnert1307 und mit dem end-
gültigen Übergang zur modernen Finanzkontrolle von dem übergeordneten Maßstab
der Wirtschaftlichkeit abgelöst worden ist. Generell ist fragwürdig, ob eine unter-
schiedliche Benennung der Maßstäbe auch eine andere Schwerpunktsetzung bei der
Prüfungstätigkeit nach sich zieht. Dies wäre empirisch zu überprüfen, indem man
z.B. die Inhalte der jeweiligen Bemerkungen mit den Maßstäben in Verbindung setzt.
Wahrscheinlich ist m.E., daß sich hinter der verschiedenen Semantik allgemein die-
selben Prüfungsmaßstäbe (Regelkonformität und Sparsamkeit) verbergen.
Die Verwaltungsstruktur1308 der Rechnungshöfe selbst stimmt im wesentlichen
überein, sie verfügen alle über eine Präsidialabteilung, Sachsen über ein Präsidialbü-
ro, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen zudem über eine eigene Verwaltungs-
abteilung. Die LRH sind des weiteren in vier Prüfungsabteilungen, die wiederum in
Referate unterteilt sind, gegliedert. Thüringens LRH besitzt hingegen fünf Abteilun-
gen und eine weitere für die überörtliche Kommunalprüfung. Also gleicht die Ver-
waltungsstruktur im wesentlichen den westdeutschen Vorbildern.
Während in den Jahren des Aufbaus die LRH, bis auf denjenigen von Mecklenburg
Vorpommern, durchaus einen eigenen Verwaltungsunterbau1309 besaßen, hat sich
dieses Bild mittlerweile stark verändert. Lediglich Sachsen und Thüringen verfügen
über einen solchen, der sachlich, personell, organisatorisch und haushaltsmäßig von
der übrigen, zu prüfenden Verwaltung getrennt ist und sowohl der Dienst- als auch
Fachaufsicht des jeweiligen LRH untersteht. Im allgemeinen gliedern sich die SRPÄ,
im Falle von Thüringen werden diese als Rechnungsprüfungsstellen bezeichnet, in
sogenannte Prüfungsbereiche mit einer ressortspezifischen oder Querschnittszustän-
digkeit. Thüringen hat z. Zt. zwei Rechnungsprüfungsstellen und Sachsen verfügt
insgesamt über drei SRPÄ und zusätzlich noch über zwei Außenstellen. Die LRH
Brandenburg und Sachsen-Anhalt schlossen ihre SRPÄ zugunsten von jeweils zwei
Außenstellen. Eventuell ein Hinweis für die Notwendigkeit, auch ‚in der Fläche‘
                                                
1307
 Vgl. Herbert Rischer 1994 a.a.O., 160 und 170.
1308
 Vgl. die LRH-Gesetze von Brandenburg § 2 Abs. 2, Sachsen § 3 Abs. 1 und 2 und Thüringen § 3
Abs. 3 sowie www.brandenburg.de/landesrechnungshof/print.php?reproreid_print=16, www.lrh-
mv.de/land-mv/LRH_prod/LRH/Information/Organisation/index.jsp,
www.sachsen.de/de/bf/verwaltung/rechnungshof/inhalt_re.html,   www.lrh.sachsen-
anhalt.de/struktur.htm, und www.rechnungshof.thueringen.de. Stand jeweils 06.03.07.
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präsent sein zu müssen. Allerdings ist es ebenso denkbar, daß die Außenstellen den
Verlust der ehemaligen SRPÄ für den Standort kompensieren helfen, oder die vor-
handene Infrastruktur auf diesem Wege weiter Verwendung finden soll.
Interessanterweise hat sich somit in den Neuen Ländern die Idee eines eigenen Ver-
waltungsunterbaus der LRH, der ja auch nicht in allen Ländern Westdeutschlands
existiert und beim BRH erst im Zusammenhang mit dem HRFG verwirklicht worden
ist, lediglich anfänglich durchgesetzt.
Nach diesem Exkurs über den Aufbau und die heutige Organisation der Finanzkon-
trolle in den Neuen Ländern folgt eine Bewertung der Folgen Wiedervereingung für
den BRH.
6.2.3 Der Bundesrechnungshof und die deutsche Wiedervereinigung – eine Be-
wertung
In der Zeit vor dem 03. Oktober 1990 war die Tätigkeit des BRH geprägt von der
Zusammenarbeit mit der StF bei der Prüfung des Reisedevisenfonds und der Unter-
stützung des Aufbaus einer unabhängigen Finanzkontrolle in der damaligen DDR.
Insbesondere die Beratung beim Gesetzgebungsprozeß für eine neue Haushaltsord-
nung und für ein neues Rechnungshofgesetz erinnerte dabei an die Beteiligung von
RPB und ihres Spitzenpersonals bei der Gestaltung der Bundesrepublik. – Wie groß
in diesem Zusammenhang die Einflußnahme von Seiten des BRH tatsächlich gewe-
sen ist, läßt sich allein anhand der Bemerkungen für 1990 und 1991 nicht feststellen.
Es ist dennoch anzunehmen, daß zumindest auf inoffiziellem Wege enge Kontakte
bestanden haben.
Während der BRH 1992 vor allem mit dem Ziel prüfte, mittels seiner Erkenntnisse
die betreffenden Stellen beraten zu können, ließ sich bereits 1993 ein gewisser Sin-
neswandel erkennen. Zwar berücksichtigte dieser laut eigener Darstellung noch die
spezifischen Umstände in den Neuen Ländern und sah sich in erster Linie als Bera-
ter, weniger als Prüfer, aber die Prüfungsberichte selbst sprachen zumindest teilweise
eine andere Sprache. Der Transformationsprozeß war für die oberste Finanzkontroll-
behörde wohl spätestens 1994 im Kern abgeschlossen, Nachsicht gegenüber geprüf-
ten Stellen in Ostdeutschland war anhand der Monita dabei nicht mehr nachweisbar.
                                                                                                                                         
1309
 Vgl. die LRH-Gesetze von Brandenburg § 15, Sachsen § 13 und § 14 Abs. 1 und 2, Sachsen-
Anhalt § 7  Abs. 2 und Thüringen § 17 sowie die verschiedenen Organigramme der LRH, siehe vor-
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Dennoch hatte die Wiedervereinigung auch noch nach 1994 institutionelle Konse-
quenzen, wie sie z.B. aus dem Organisationsplan von 2001 zu entnehmen waren.
Dieser wies mit den Prüfungsgebieten III 6 ‚Nachfolgeorganisationen der Treu-
handanstalt‘ und VIII 5 ‚Steuer - Beitrittsgebiet‘ zwei offensichtlich aufgrund der
Wiedervereinigung eingerichtete Prüfungsgebiete auf1310.
Eine detaillierte Bewertung des Beitrages des BRH zur Wiedervereinigung und Her-
stellung der Rechts- und Verwaltungseinheit ist lediglich anhand der Bemerkungen
nicht möglich. Es bleibt abzuwarten, ob zukünftige Untersuchungen mehr ergeben.
Zusammenfassend ist festzuhalten, daß sich für den BRH im Zuge der Wiederverei-
nigung weder hinsichtlich seiner Stellung noch seiner Aufgaben qualitative Ände-
rungen ergeben haben, denn er ist auch im Beitrittsgebiet für die Prüfung der Hau-
halts- und Wirtschaftsführung des Bundes zuständig und hat somit seine Tätigkeit
auf die Neuen Länder ausgedehnt. Aufgrund der geographischen Erweiterung des
Zuständigkeitsbereiches und des Prüfungsstoffes (z.B. ehemalige volkseigene Wirt-
schaft) ergibt sich allerdings eine erhebliche quantitative Veränderung1311.
6.3 Die Entwicklung bis 2005
Welchen nennenswerten institutionellen und funktionellen Änderungen war der BRH
nach der Wiedervereinigung noch ausgesetzt?
Am 21. Dezember 1993 wurden mit der Verabschiedung des ‚Ersten Gesetzes zur
Umsetzung des Spar-, Konsolidierungs- und Wachstumsprogramms‘ die Absätze 1
und 2 des § 7 BHO erweitert1312. Neben den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit war zukünftig bei der Aufstellung und dem Vollzug des Etats zu be-
rücksichtigen, inwieweit staatliche Aufgaben oder öffentlichen Zwecken dienende
wirtschaftliche Aktivitäten des Staates mittels Ausgliederung, der Verlagerung der
Aufgabenerledigung vom öffentlichen in den privaten Bereich, Entstaatlichung oder
                                                                                                                                         
hergehende FN.
1310
 Vgl. Dieter Engels, BRHG a.a.O., 5f.
1311
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 463. Einer der wenigen Autoren, die sich nach 1990, wenn auch nur
auf einer Seite, mit den Konsequenzen der deutschen Wiedervereinigung für den BRH auseinander-
gesetzt haben.
1312
 S. BGBl. I., 2353, insbesondere 2367. Eine kurze Darstellung der Gesetzesnovelle und ihrer Be-
deutung für den Begriff der ‚Wirtschaftlichkeit‘ staatlichen Handelns findet sich bei Klaus Grupp
2000. Wirtschaftlichkeit im schlanken Staat, in: Helmuth Schulze-Fielitz (Hg.). Fortschritte der Fi-
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Privatisierung erfüllt werden könnte (§ 7 BHO Abs. 1 Satz 2). Zudem waren für alle
finanzwirksamen Maßnahmen neben den bisher üblichen Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chungen auch ein sogenanntes ‚Interessenbekundungsverfahren‘, d.h. eine Sichtung
des freien Marktes durchzuführen, um zu eruieren, ob und unter welchen Bedingun-
gen private Lösungen möglich sein könnten (§ 7 BHO Abs. 1 Satz 2)1313. Diese Ge-
setzesänderung stellte einen neuen Prüfungsschwerpunkt für die Tätigkeit der Rech-
nungshöfe dar und untermauerte den Übergang von der Vollzugs- zur Aufgabenkri-
tik1314.
Mit dem Berlin/Bonn-Gesetz vom 24. April 19941315 wurde das BRHG erstmals
geändert. Als Ausgleich für den Verlust eines Großteils der obersten Bundesbehör-
den verlegte der BRH seinen Dienstsitz von Frankfurt am Main nach Bonn (§ 2
BRHG n.F.). Dieser Umzug war im Juli 2000 abgeschlossen, im selben Jahr konnte
der Rechnungshof auch sein 50-jähriges Bestehen feiern1316.
Tiefgreifendere Veränderungen brachte das Gesetz zur Fortentwicklung des Haus-
haltsrechts von Bund und Ländern (Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz oder
HRFG)1317 mit sich, dessen Ziel es war, mittels einer unkomplizierteren Bewirt-
schaftung des Bundeshaushaltsplans einen effizienteren Budgetvollzug und damit
eine Verbesserung der Leistungsfähigkeit und Wirtschaftlichkeit der öffentlichen
Verwaltung zu ermöglichen1318. Diese Effizienzsteigerungen sollten entweder auf
dem Wege der Globalisierung oder Flexibilisierung der Haushaltswirtschaft erfolgen.
Unter dem Begriff ‚Globalisierung‘ war ein teilweises Ersetzen der Gliederung der
Ausgaben nach Titeln mittels einer Unterteilung nach Hauptgruppen zu verstehen.
Ausgaben würden demnach lediglich global in den Hauptgruppen und nicht detail-
                                                                                                                                         
nanzkontrolle in Theorie und Praxis. Berlin: Duncker&Humblot, 15ff (im folgenden zitiert als:
Wirtschaftlichkeit).
1313
 Vgl. hierzu auch Hermann A. Dommach 1995. BHO, in: Ernst Heuer / Hermann A. Dommach
(Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Loseblatt-
sammlung. Neuwied: Luchterhand, 17f (im folgenden zitiert als: BHO).
1314
 So argumentiert Helmut Schulze-Fielitz 1996. Kontrolle der Verwaltung durch Rechnungshöfe,
in: DVBl 55, 247.
1315
 BGBl I., 918.
1316
 Vgl. zum damaligen Festakt Rau: Schlanker Staat nicht um jeden Preis, in: FAZ 24.11.2000, 14,
und Rau warnt vor zu wenig Staat, in: SZ 24.11.2000, 7.
1317
 BGBl. I. 3251.
1318
 Vgl. Gerd Ehlers, Johannes Schuy 2000. Einführung zur BHO. Wege zur modernen Haushalts-
wirtschaft – Die Haushaltsflexibilisierung in der Bundesverwaltung, in: Ernst Heuer / Hermann A.
Dommach (Hg.) 1986. Handbuch der Finanzkontrolle. Kommentar zum Bundeshaushaltsrecht. Lo-
seblattsammlung. Neuwied: Luchterhand, 1f und Axel Nawrath, Uwe Rosauer 1998. Steuerung des
Verwaltungshandelns durch Haushaltsrecht am Beispiel des Bundes, in: ZG 1998 13, 325.
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liert in Titeln ausgewiesen werden. Der Vorteil dieser Vorgehensweise wäre ein
Ausgabengebaren, welches problemloser auf geänderte Rahmenbedingungen reagie-
ren könnte, da die Geldmittel nicht streng zweckgebunden wären, sondern global, im
Sinne von finalorientiert, zur Verfügung gestellt würden1319. Demgegenüber sollte
bei der Flexibilisierung die Tiefengliederung des Bundesetats, als Ausdruck der
Transparenz der Ausgaben und der parlamentarischen Budgethoheit, beibehalten,
jedoch die Möglichkeiten der Übertragbarkeit und gegenseitigen Deckungsfähigkeit
von Titeln erweitert werden1320.
Um die Chancen der Flexibilisierung ausloten zu können, begann 1995 ein Modell-
vorhaben, an dem zuerst fünf, später acht Bundesbehörden beteiligt waren und wel-
ches bis 1997 lief1321. Der BRH 1996 gründete in diesem Zusammenhang ein eigenes
Prüfungsgebiet, um erforderliches ‚know-how‘ aufzubauen, Parlament und Regie-
rung bei der Implementation zu unterstützen und die Wirkung der neuen Instrumente
prüfen zu können1322. Allerdings wollte der BRH hierbei keine Vorreiterrolle über-
nehmen, da aus seiner Sicht die Frage nach der späteren Umsetzung des Modellver-
suchs politischer Natur sein würde1323. Noch während des laufenden Modellvorha-
bens beauftragte die Bundesregierung den BRH, die gesamte externe Rechnungsprü-
fung des Bundes hinsichtlich möglicher Steigerungen der Effizienz zu begutachten
und Vorschläge zur Personalreduzierung bei den VPSt des Bundes zu erarbeiten, um
bei diesen etwa ein Drittel der damals ca. 1500 Stellen einzusparen1324. Die Erfah-
                                                
1319
 Kritisch gegenüber einer globaleren Budgetierung Joachim Linck 1997. Budgetierung. Abdan-
kung der Parlamente und kommunalen Vertretungen?, in: ZG,1-16.
1320
 Vgl. Gerd Ehlers, Johannes Schuy a.a.O., 2.
1321
 Diese waren: Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik, Bundeszentrale für politische
Bildung, Bundesanstalt für Geowissenschaften und Rohstoffe, Bundessortenamt, Bundesausfüh-
rungsbehörde für Unfallversicherung. Später kamen dieselben Instrumente in etwas abgewandelter
Form auch beim Beschaffungsamt des Bundesministeriums des Innern, beim Bundesamt für Zivil-
schutz sowie bei der Bundesanstalt Technisches Hilfswerk zur Anwendung. Vgl. zum Modellvorha-
ben detaillierter Gerd Ehlers, Johannes Schuy a.a.O., 3f; Christoph Gröpl 2001. Haushaltsrecht und
Haushaltsreform. J.C.B. Mohr (Paul Siebeck). Tübingen, 213ff (im folgenden zitiert als: Haushalts-
recht und Haushaltsreform) und Axel Nawrath, Uwe Rosauer a.a.O., 353f.
1322
 Vgl. Dieter Engels 2001a. Neues Haushalts- und Rechnungswesen: Konsequenzen für den Bun-
desrechnungshof, in: ZG, 103 (im folgenden zitiert als: Konsequenzen).
1323
 Vgl. Dieter Engels, Konsequenzen a.a.O., 103f.
1324
 Vgl. Schlank beim Rechnungshof, in: FAZ 06.06.1997, 11.
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rungen des Modellvorhabens1325 und die Vorschläge des Rechnungshofes bezüglich
einer Organisationsreform wurden schließlich im HRFG zusammengefaßt1326.
Dieses umfaßte zwei Bereiche1327: Die Veränderungen im Haushaltsrecht selber und
die Organisationsreform des BRH. Dabei stellten die haushaltsrechtlichen Neurege-
lungen im allgemeinen eine Übertragung des Modellvorhabens auf den gesamten
Bundeshaushalt dar, während die institutionellen Veränderungen bei der externen
Finanzkontrolle des Bundes aus der o.g. Forderung der Regierung resultierten. Zu-
dem war der partielle Verzicht des Bundes auf seine Grundsatzgesetzgebungskom-
petenz gemäß Art. 109 Abs. 3 GG anzuführen1328.
Wie bereits beim Modellvorhaben begleitete der BRH auch die bundesweite Einfüh-
rung des flexiblen Haushaltsvollzugs, indem er für das Jahr 1998 bei insgesamt 23
Verwaltungskapiteln des Bundesetats eine Prüfung durchführte. Obwohl keine ab-
schließenden Erkenntnisse gewonnen werden konnten, so waren trotz des kurzen
Anwendungszeitraumes erste positive Tendenzen zu erkennen1329.
Das HRFG war keine Revolution des deutschen Budgetwesens, sondern eine vor-
sichtige Evolution1330, da Sach- und Finanzverantwortung weitgehend getrennt blie-
ben, der Haushaltsvollzug weiterhin hierarchisch geprägt war, das System der Haus-
haltsaufstellung (Stichwort: „bottom up“) und die Kameralistik auch nach Inkraftre-
ten des HRFG Anwendung fanden1331. Die erzielten Einsparungen dürften nach den
Erfahrungen des BRH in erster Linie auf übliche Überveranschlagungen zurückzu-
führen gewesen sein1332. Der BRH bewertete die ersten Ergebnisse der bundesweiten
                                                
1325
 Vgl. zu den Ergebnissen Monika Böhm 1998. Fortentwicklung des Haushaltsrechts, in: NVwZ 9,
934, Gerd Ehlers, Johannes Schuy a.a.O., 7 und Axel Nawrath, Uwe Rosauer a.a.O., 355ff
1326
 Vgl. Klaus Lüder 1998. Verpaßte Chance – Das Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz vom
22.12.1997 und seine Konsequenzen für die Reform des öffentlichen Rechnungswesens, in: DÖV 7,
286 (im folgenden zitiert als: Chance).
1327
 Für eine Auflistung der Veränderungen in der BHO vgl. Hermann A. Dommach, Ernst Heuer,
Vorbemerkungen a.a.O., 13 und allgemein zum HRFG Christoph Gröpl 1998. Das Haushaltsrechts-
Fortentwicklungsgesetz, in: NVwZ 17, 1255 (im folgenden zitiert als: Haushaltsrechts-Fortentwick-
lungsgesetz).
1328
 Vgl. Christoph Gröpl, Haushaltsrecht und Haushaltsreform a.a.O., 221f.
1329
 Vgl. hierzu im Detail Bundesrechnungshof 2000. Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschafts-
führung der Bundesregierung, in: BT-Drucksachen 14/4226, 77ff (im folgenden zitiert als: Bemer-
kungen 2000).
1330
 Vgl. Christoph Gröpl, Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz a.a.O., 1259 und ders., Haushalts-
recht und Haushaltsreform a.a.O., 225.
1331
 Vgl. Christoph Gröpl, Haushaltsrecht und Haushaltsreform a.a.O., 225.
1332
 Vgl. Gerd Ehlers, Johannes Schuy a.a.O., 7.
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Einführung flexibler Haushaltsinstrumente allerdings vorsichtig positiv, auch um die
Reform nicht bereits im Keim zu ersticken1333.
Auch die Organisation der Vorprüfung wurde im Rahmen des HRFG grundlegend
geändert1334. Der § 20 a Abs. 3 BRHG gestattete dem BRH die Einrichtung von Prü-
fungsämtern und die Bestimmung ihrer Standorte1335, dies hatte die Auflösung der
vorher in die Verwaltung integrierten VPSt zur Folge1336. Es war gemäß § 100 BHO
a.F.1337 Aufgabe der obersten Bundesbehörden gewesen, VPSt unter Mitwirkung und
im Einvernehmen mit dem BRH einzurichten und personell zu besetzen. Diese un-
terlagen lediglich der Fach- nicht der Dienstaufsicht des BRH1338, waren ansonsten
Teil der jeweiligen Behörde, nicht des BRH, und bereiteten die Prüfungen des BRH
bei den Bundesbehörden, in gewissen Fällen auch bei Ländern und anderen Ge-
bietskörperschaften vor und unterstützten dessen Arbeit1339. Dabei war die Vorprü-
fung nicht mit einer Selbstkontrolle oder internen Revision der Behörden zu ver-
wechseln, sie stellte eine von außen wirkende Finanzkontrolle dar1340.
Die ab dem 01. Januar 1998 anstelle der ehemals 75 VPSt neu eingerichteten neun
Prüfungsämter1341 unterliegen der Dienst- und Fachaufsicht des BRH und sind an
dessen Weisungen gebunden (§ 20 a Abs. 1 und  2 BRHG). Das BRHG beschränkt
sich auf grundlegende Organisationsfragen, die Regelung der Einzelheiten wird der
GO-BRH übertragen (§ 20 a Abs. 2 Satz 3 BRHG), Aufgaben und Befugnisse der
                                                
1333
 Vgl. Dieter Engels, Konsequenzen a.a.O., 107.
1334
 Vgl. Dieter Engels, BRHG a.a.O., 3. Vgl. zur Entwicklung der Vorprüfung in der Bundesrepublik
im Anhang auch die Zeittafel Nr. 10.
1335
 Erste Versuche, dem BRH bei Bedarf die Konstituierung unmittelbar nachgeordneter Prüfungs-
ämter zu gestatten, waren sowohl Ende der sechziger als auch 1985 vom Gesetzgeber nicht aufge-
griffen worden Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 377f und Karl Wittrock, Vorprüfstellen a.a.O., 882.
1336
 Im Jahre 1989 standen dem BRH 62 VPSt mit etwa 1000 Mitarbeitern in der bundesunmittelbaren
Verwaltung und weitere 1000 Mitarbeiter bei Prüfungseinrichtungen der Bundesanstalt für Arbeit,
der Deutschen Post, der Bundesbahn, der Bundesanstalt für den Güterfernverkehr und der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz zur Verfügung. Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 345.
1337
 Vgl. zu den Veränderungen beim Übergang von der RHO zur BHO und insbesondere zur Vorprü-
fung gemäß § 100 BHO a.F. auch Susanne Tiemann, Stellung a.a.O., 67ff.
1338
 Der Fachaufsicht und dem fachlichen Weisungsrecht des BRH gegenüber den VPSt entsprach auf
deren Seite ihre Berichtspflicht gegenüber dem BRH. Vgl. Karl Wittrock, Vorprüfstellen a.a.O.,
882.
1339
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 370f, Klaus Stern a.a.O., 439 und Norbert-Berthold Wagner a.a.O., 126f.
1340
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 371. Genauer soll an dieser Stelle nicht auf die VPSt eingegangen wer-
den. Vgl. hierzu Jörg Bublitz a.a.O., 373ff, Nils Diederich et al., Kontrolleure a.a.O., 169ff, Karl
Friedrich Vialon a.a.O., 975f und Karl Wittrock, Vorprüfungsstellen a.a.O., 882f
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Prüfungsämter werden von § 20 a Abs. 2 Satz 2 BRHG und § 100 Satz 2 BHO be-
stimmt1342.
Die ersten Erfahrungen mit den neu eingerichteten Prüfungsämtern scheinen indes
positiv gewesen zu sein. Trotz der Personalreduktion sei die Effektivität der Finanz-
kontrolle verbessert worden, und obwohl sich die Ämter 1998 noch im Aufbau be-
funden haben, hätten sie bereits in beachtlichem Umfang mit ihren Prüfungsergeb-
nissen zu den Bemerkungen beigetragen1343. Bereits in den darauf folgenden Monita
hat der Rechnungshof lediglich allgemein auf ihr Vorhandensein hingewiesen, wobei
er die Bedeutung ihrer Arbeit betont1344, was den Schluß zuläßt, daß die Aufbaupha-
se innerhalb eines Jahres beendet worden ist und die Zusammenarbeit mit den Prü-
fungsämtern zumindest nach außen hin reibungslos verläuft.
Diese institutionellen Veränderungen im Zuge des HRFG stellen den Schlußpunkt
einer langwierigen Diskussion über die Notwendigkeit, den BRH mit einem eigenen
Verwaltungsunterbau auszustatten, dar. Dieser Übergang von einer zwei- zu einer
einphasigen, aber zweistufigen externen Finanzkontrolle, wie Wagner es formu-
liert1345, ist bereits in den Jahren 1997 und 1998 nicht unumstritten gewesen. So ha-
ben die Befürworter eine gesteigerte Unabhängigkeit aufgrund des erhöhten perso-
nalwirtschaftlichen Einflusses des BRH auf die Vorprüfung und eine Effizienzsteige-
rung gesehen, da die kleinen, verstreuten VPSt zu größeren Einheiten zusammenge-
faßt und dabei personell und organisatorisch gestrafft worden sind. Dieses Vorgehen
hat wohl auch eine gewisse Kostenersparnis aufgrund einer Reduzierung des Perso-
nals im Vergleich zu den VPSt zur Folge gehabt1346. Andererseits stellt das Vorhan-
densein eines eigenen Verwaltungsunterbaus für den BRH eine Belastung dar, da er
zukünftig mit zusätzlichen administrativen Aufgaben und Leitungsfunktionen bela-
stet werden könnte1347, die zuvor zumindest teilweise von den Verwaltungen selbst
                                                                                                                                         
1341
 Vgl. Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 1999, in: BT Drucks. 14 / 1667, 9. Die
neun Prüfungsämter befinden sich in Berlin, Frankfurt, Hamburg, Hannover, Koblenz, Köln, Mag-
deburg, München und Stuttgart. Ebda.
1342
 Zu den Details der internen Organisation und Arbeitsweise der Prüfungsämter vgl. GO-BRH §§
34 bis 43 und www.bundesrechnungshof.de/pruefungsaemter, 06.03.07.
1343
 Vgl. Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 1999, in BT Drucks. 14 / 1667.
1344
 So in den Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 2000, in BT Drucks. 14 / 4226, 9
und in den darauf folgenden Bemerkungen des BRH zu den Haushaltsjahren 2001 bis 2003.
1345
 Vgl. Norbert-Berthold Wagner a.a.O., 126f.
1346
 Vgl. Christoph Gröpl, Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz a.a.O., 1259. Der BRH selber
spricht von 50 Mio DM, die mittelfristig als jährliche Einsparung erwartet werden können. Vgl.
Bemerkungen zur Haushalts- und Wirtschaftsführung 1999, in: BT Drucks. 14 / 1667, 9.
1347
 Vgl. Schlank beim Rechnungshof, in: FAZ 06.06.1997, 11.
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übernommen worden sind. Diese Mehrbelastungen haben Rechnungsprüfer zuvor
immer wieder abgelehnt und eine Konzentration auf die Kernaufgabe der Finanz-
kontrolle gefordert1348. Letztlich ist die Reform der Vorprüfung politisch durchge-
setzt1349 und damit zugleich eine der letzten offenen institutionellen Fragen beant-
wortet worden.
Abschließend bleibt noch ein historisch beachtenswerter Aspekt nachzutragen. Der
BRH errichtete zum 01. Dezember 1998 eine Außenstelle in der Dortustr. 30-34 in
Potsdam, im Gebäude des ehemaligen RRH1350.
Auf die internationale Zusammenarbeit des BRH im Rahmen der INTOSAI und
EUROSAI soll an dieser Stelle nicht ausführlich eingegangen werden, es sei auf die
vorhandenen Quellen verwiesen1351.
6.4 Die institutionelle und funktionelle Entwicklung nach 1950 – eine Bewer-
tung
Die Entwicklung der RPB nach der Gründung der beiden deutschen Staaten war in
der Bundesrepublik geprägt von drei bedeutenden Gesetzesnovellen: der Haushalts-
rechtsreform, dem BRHG und dem HRFG, die zusammenfassend den (endgültigen)
Übergang von der klassischen Rechnungsprüfung zur modernen Finanzkontrolle
vollzogen und offene Fragen, z.B. bezüglich der Stellung des BRH oder der Beset-
zung seiner Spitzenämter beantworteten.
Die deutsche Wiedervereinigung bedeutete 1990 die Auflösung der ersten unabhän-
gigen Finanzkontrollinstitution der DDR und ihr teilweises Aufgehen in den BRH.
Für letzteren selber brachte der Beitritt der DDR keine wesentlichen Änderungen mit
sich, einmal abgesehen von der Einrichtung einer Außenstelle in Berlin und einer
                                                
1348
 So u.a. der damalige Präsident des BRH Heinz-Günther Zavelberg, Arbeit und Effektivität a.a.O.,
524.
1349
 Vgl. hierzu Länder haben Verfassungsbedenken gegen Reform des Haushaltsrechts, in: FAZ
25.09.1997, 19f; Maßnahmen gegen das ‚Dezemberfieber‘, in: FAZ 01.11.1997, 15..
1350
 Vgl. www.bundesrechnungshof.de/wir-ueber-uns/geschichte, 07.12.07.
1351
 Neben den bisherigen Quellen ergänzend: Tassilo Broesigke 1989. Die internationale Zusammen-
arbeit der Rechnungskontrollbehörden, in: Heinz-Günther Zavelberg Staatsfinanzen, 435-448, Mar-
cel Mart 1989. Die Finanzkontrolle der Europäischen Gemeinschaften. Studie aus historischer und
wissenschaftlicher Sicht, in: Heinz-Günther Zavelberg, Staatsfinanzen a.a.O., 469-492, Axel Na-
wrath 2000. Die internationale Zusammenarbeit der Rechnungshöfe, in: DÖV 20, 861-866, Heinz-
Günther Zavelberg 1993. Die Arbeit der Rechnungshöfe im internationalen Bereich, in: DÖV 22,
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(territorialen) Ausdehnung der Zuständigkeit. Eventuell denkbare verfassungsrechtli-
che oder einfachgesetzliche Neuregelungen, wie z.B. eine mögliche Übernahme des
Verwaltungsunterbaus der ehemaligen StF in die neuen LRH oder die Einrichtung
von vergleichbaren Ämtern in Westdeutschland, kamen nicht zustande. Folglich ist
auch nicht von einer apparativen Kontiniutät zwischen der StF und dem BRH zu
sprechen, diese war allenfalls in sehr geringem Umfang, dies gilt auch in personeller
Hinsicht, beim Aufbau der LRH zu konstatieren. Allerdings war das Fachwissen der
Mitarbeiter der StF nach 1990 wertlos, sie mußten erst für die neuen Verhältnisse
geschult werden, ein Vorgehen, das 1945 beim Aufbau von LRH in den Westzonen
nicht notwendig gewesen war, einmal abgesehen von der Entnazifizierung.
Die Haushaltsrechtsreform 1967-1969, der wohl entscheidende Schritt in Richtung
einer modernen Finanzkontrolle, brachte für den BRH in erster Linie funktionelle
Änderungen mit sich, die notwendige institutionelle Anpassung folgte teilweise erst
mit dem BRHG.
Kern der funktionellen Entwicklungen war die Neufassung der Art. 114 Abs. 2, die
dem BRH fortan die Prüfung nicht nur der Rechnungen, sondern der gesamten Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Regierung erlaubte (Ausdehnung der Kontroll-
spanne). Somit hielt neben der in erster Linie ex-post vorgenommenen Rechnungs-
prüfung auch die zeitnahe, begleitende Prüfung und Beratung Einzug in den Funk-
tionenkatalog des BRH, dabei kam die moderne Finanzkontrolle detailliert vor allem
in den Regelungen der BHO zum Ausdruck. Während § 88 BHO die gleichrangige
Beratung (u.a. bei der Haushaltsaufstellung) und die laufende Unterrichtung von
Parlament und Regierung regelte, erlaubten die §§ 97 und 99 dem BRH auch, Maß-
nahmen für die Zukunft zu empfehlen und Sonderberichte an den Gesetzgeber zu
richten. Der Art. 114 Abs. 2 GG und die angesprochenen Paragraphen der BHO ge-
statteten dem BRH nach der Haushaltsrechtsreform neben den bisherigen Funktionen
der Verwaltungs- und Verfassungskontrolle auch die Funktion der Finanzkontrolle in
verstärktem Maße wahrzunehmen. Hiermit verbunden war auch ein direkter und
permanenter Zugang zum Parlament, dem Kontrolladressaten, da seine Bemerkungen
nicht mehr über den „systemwidrigen Umweg“1352 des Bundesministers der Finanzen
                                                                                                                                         
1000-1003, die Internetseiten der INTOSAI und EUROSAI, www.intosai.org und www.eurosai.org
sowie Zeittafel Nr. 9 im Anhang.
1352
 S. Friedrich Schäfer 1975. Zur Stellung des Präsidenten des Bundesrechnungshofes, in: Eckart
Schiffer, / Helmut Kahrenke (Hg.). Verfassung, Verwaltung und Finanzkontrolle. Festschrift für
Hans Schäfer. Köln: Carl Heymanns Verlag KG, 151.
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an BT und BR gingen und er seine Beratungsmöglichkeiten unabhängig von einer
Anforderung von Regierung oder Parlament nutzen konnte.
Der sich im Zuge der Gesetzgebung von 1967 und 1969 endgültig etablierende Kon-
trolltyp der modernen Finanzkontrolle stellte dabei einen weiteren strukturellen Ge-
genpart zu der mit diesen Verfassungsänderungen ebenfalls neu hinzutretenden ma-
kroökonomischen Lenkungsfunktion des Budgets dar1353.
Die direkten Auswirkungen der Reform für die Institution ‚Rechnungshof‘ (Kon-
trollträger) waren weniger einschneidend, aber die konstitutionelle Verankerung des
Rechnungshofs, der Unabhängigkeit seiner Mitglieder, der Rechnungsprüfung und
Berichterstattung an BT, BR und Bundesregierung bedeuteten eine erhebliche Auf-
wertung dieser Institution und seiner Funktionen, zumal nach 1969 seine Abschaf-
fung oder eine Veränderung seiner Aufgaben einer verfassungsändernden Mehrheit
nach Art. 79 Abs. 2 GG bedurfte1354. (Allerdings ist der BRH damit kein Verfas-
sungsorgan wie der BT1355.) Außerdem hatte die Neufassung des Art. 114 Abs. 2
Satz 2 GG eine Klärung der Stellung der Institution BRH gegenüber den anderen
Gewalten zur Folge, da der BRH weder der Regierung noch dem Parlament vorran-
gig zugeordnet wurde. Weitere, teilweise dringend erforderliche institutionelle An-
passungen folgten erst mit der Verabschiedung des BRHG von 1985.
Aus den bereits genannten Gründen wurde die politische Programmfunktion des
Budgets, die wie die makroökonomische Lenkungsfunktion ebenfalls seit Ende der
sechziger Jahre als letzte Budgetfunktion hinzutrat, nicht in Form eines neuen Kon-
trolltyps beim BRH abgebildet, die Finanzkontrolle war m.E. als beider Gegenstück
zu verstehen1356.
Das BRHG beantwortete 1985 die lange Zeit offene Frage der Besetzung der Spit-
zenämter des BRH zugunsten einer Wahl von Seiten des BT. Damit ging die Gestal-
tung der Kontrolle endgültig auf das Parlament über, die Parlamentarisierung wurde
vollendet, somit der letzte ungelöste Konflikt in der Dreiecksbeziehung Exekutive,
Legislative und BRH mit dem neuen Wahlmodus beendet und das Kollegialprinzip
                                                
1353
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 85.
1354
 Vgl. Klaus Stern a.a.O., 419.
1355
 Nach der Auffassung von Klaus Stern ist der BRH „ein besonderes von der Verfassung einge-
richtetes und gewährleistetes oberstes Staatsorgan zur Wahrnehmung von Aufgaben der Finanz-
kontrolle“. S. Klaus Stern a.a.O., 451.
1356
 Insofern kann ich hier die Auffassung von Derlien nicht ganz teilen. Vgl. Hans-Ulrich Derlien,
Finanzkontrolle und Programmevaluation, 85.
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mittels einer Beschneidung der Kompetenzen des Präsidenten gestärkt. Außerdem
ergänzte das Gesetz den funktionellen Wandel von 1969 institutionell.
An dieser Stelle erscheint es sinnvoll, auf die Besetzung der Präsidentenämter seit
1950 einzugehen.
Abbildung Nr. 4: Die Präsidenten des Bundesrechnungshofes seit 1950:
Name Amtszeit Vorherige Positionen
Mayer, Josef 1950-1957 RFM, Leiter Haushaltsamt
Britische Zone, Vizepräsi-
dent RHiVWG
Oeftering, Heinz Maria 1957 (Februar bis Mai) Präsident LRH Rheinland-
Pfalz, MD BFM
Hertel, Guido 1957-1963 (verst.) MD BFM
Hopf, Volkmar 1964-1971 StS BMVg
Schäfer, Hans 1971-1978 MD, später beamteter StS
im BMI
Wittrock, Karl 1978-1985 BT Abgeordneter (SPD),
RegPräsident, StS Ver-
kehrsministerium
Zavelberg, Heinz-Günther 1985-1993 MD BFM, finanzpoliti-
scher Berater Unionsfrak-
tion, Ratsherr in Brühl
(CDU), ab 1983 Vizeprä-
sident BRH
Wedel, Hedda v. 1993-2001 StS in Niedersachsen, ab
1990 BT Abgeordnete
(CDU)
Engels, Dieter 2002- BT-Verwaltung, Frakti-
onsverwaltung (SPD), Vi-
zepräsident BRH
Quelle: Friedrich von Pfuhlstein Generalrechenkammer, 114f; www.bundesrechnungshof.de;
Bis auf Oeftering (DB), Hertel (verstorben) und v. Wedel (bis Januar 2008 Mitglied
beim Europäischen Rechnungshof) gingen alle Präsidenten nach Ende ihrer Amtszeit
in Pension. Die ersten drei kamen aus der Finanzverwaltung, zwei von ihnen waren
zudem bei Rechnungshöfen tätig gewesen; die folgenden beiden stammten wiederum
aus der Exekutive. Wittrock war dann der erste Präsident, der sowohl Erfahrung in
der Exekutive als auch als Parteipolitiker mitgebracht hatte, dies galt auch für die ab
1985 gewählten Präsidenten, von denen zwei vorher das Amt des Vizepräsidenten
bekleidet hatten.
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Neben der Wahl einer Mandatsträgerin fällt auf, daß ab 1978 die beiden großen
Volksparteien jeweils zweimal vertreten sind. Bereits ab 1978 und nicht erst ab 1985,
vor der Verabschiedung des BRHG, übernehmen demnach Personen das Präsiden-
tenamt, die in ihrer beruflichen Laufbahn schon einmal als (Partei-)Politiker in Er-
scheinung getreten waren. Eventuell haben sich die Parteien hier wie auch bei der
Besetzung anderer Spitzenämter (Verfassungsrichter) auf eine parteipolitische Parität
geeinigt. Allerdings sind alle Amtsinhaber zugleich auch Fachleute aus der Exekuti-
ve gewesen. – An dieser Stelle bleibt noch festzuhalten, daß der BRH-Präsident und
sein Stellvertreter, seitdem sie gewählt und nicht mehr ernannt werden, m.E. als Teil
der Delegationselite1357 zu betrachten sind.
Die institutionellen Veränderungen wurden mit dem HRFG von 1998 abgeschlossen.
Mit der Einrichtung eigener Prüfungsämter und dem Verzicht auf die aufgrund ihrer
Zwitterstellung zwischen Ressort und Rechnungshof nicht immer unumstrittenen
VPSt endete eine langwierige Diskussion über das Für und Wider eines eigenen
Verwaltungsunterbaus für den BRH. Interessant ist in diesem Zusammenhang die
Frage, inwieweit vielleicht die früheren Erfahrungen der StF mit einem eigenen
Verwaltungsapparat und die in den Neuen Ländern bei den LRH üblichen Prüfungs-
ämter ein Umdenken beim BRH forciert haben?
Die Verfassungsänderungen und Gesetzesnovellen nach 1950 haben die Institution
BRH gestärkt und ihren Funktionenkatalog endgültig um die Funktion ‚Finanzkon-
trolle‘ erweitert. Da zudem viele der zuvor kontrovers diskutierten Reformvorschläge
im BRHG und HRFG mittlerweile umgesetzt worden sind, erscheint es fraglich, ob
wir in den nächsten Jahren und Jahrzehnten noch umfangreiche institutionelle und
funktionelle Veränderungen beim BRH erleben werden.
                                                
1357
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Implosion und Integration a.a.O., 394f, sowie ders., Elitezirkulation
a.a.O., 15f.
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Abschnitt III : Rechnungshöfe und Regime(-wechsel) – Be-
trachtung und Vergleich
1. Zusammenfassende Betrachtung der behandelten Regimewechsel
Das folgende Kapitel befaßt sich in Form eines Überblicks mit den Ergebnissen des
Abschnitts II , wobei diese zunächst zusammengefaßt werden, um anschließend Fra-
gen der Kontinuität deutscher Rechnungsprüfung nachzugehen.
In diesem Zusammenhang sei auf die Thesen Max Webers ‚das Spitzenpersonal wird
ausgetauscht, der Apparat ist funktional unentbehrlich‘, und Otto Mayers ‚Verfas-
sungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht besteht‘, verwiesen1358 Demzufolge wäre im
Zuge der verschiedenen Regimewechsel eine erhebliche institutionelle, funktionelle,
personelle und apparative Kontinuität im Bereich der Rechungsprüfung zu erwarten,
wie sie von verschiedenen Autoren bereist konstatiert worden ist1359.
1.1 Regimewechsel und Rechnungshöfe1360
Die bisherige, chronologische Vorgehensweise wird im folgenden verlassen, indem
nicht mehr nach politischen Systemen, sondern anhand der vier Hauptmerkmale un-
terschieden wird. Die StF und ihre Vorgänger in der SBZ/DDR werden hierbei außer
acht gelassen, da sie, wie in Kapitel 5 bereits ausgeführt, in keiner Kontinuität zu den
RPB zwischen 1713 und 1945 stehen.
1.1.1 Die institutionellen Folgen der Regimewechsel
Gegen Ende der Epoche der absoluten Monarchie verfügte das Königreich Preußen
mit der ORK über eine im weiteren Sinne unabhängige, selbständige, lediglich dem
Gesetz (und dem Monarchen) unterworfene Revisionsbehörde, deren gesetzliche
Grundlagen mit der wegweisenden Instruktion vom 18. Dezember 1824 festgelegt
                                                
1358
 Vgl. Otto Mayer 1924. Deutsches Verwaltungsrecht. München. Zitiert nach Franz-Otto Gilles
Macht a.a.O., 207.
1359
 Vgl. z.B. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 191ff.
1360
 Vgl. zur Geschichte der einzelnen RPB auch die zusammenfassende Darstellung über die institu-
tionellen und funktionellen Merkmale der Vorgänger des BRH im Anhang in Tabelle Nr. 5  und 6.
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worden waren1361, die intern ab 1831 (wieder) hierarchisch und nicht etwa kollegial
verfaßt war1362.
Erst etwa 20 Jahre nach der Errichtung der konstitutionellen Monarchie folgte mit
dem ORK-Gesetz von 1872 die Anpassung der rechtlichen Grundlagen der ORK an
die neue Verfassungssituation des Art. 104 der preußischen Verfassung. Danach war
die Kammer eine unmittelbar dem König unterstellte und gegenüber den Ministerien
selbständige Behörde, deren Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besaßen und
deren Aufgabe es war, die gesamten Einnahmen und Ausgaben des preußischen
Staates zu prüfen1363. Die dem Landtag zuzustellenden Bemerkungen sollten außer-
etatmäßige und unnötige Ausgaben sowie Hinweise über Etatüberschreitungen ent-
halten1364. Neben den bisherigen Prüfungsmaßstäben enthielt das Gesetz auch aus-
drücklich den Maßstab der Wirtschaftlichkeit. Zudem war es der ORK gestattet, dem
König mit ihrem Bericht auch gutachterliche Äußerungen für mögliche Reformen
der Verwaltung zukommen zu lassen1365. Die kollegiale Verfassung der ORK wurde
ein Jahr später wiederhergestellt und damit auch die richterliche Unabhängigkeit der
Mitglieder endgültig umgesetzt. Mit dem Gesetz von 1872 und der Instruktion von
1873 war die Entwicklung der preußischen Rechnungsprüfung institutionell und
funktionell vorerst abgeschlossen.
Zwar hatte die Reichsverfassung der Weimarer Republik von 1919 im Art. 86 eine
reichsgesetzliche Regelung der Rechnungsprüfung vorgesehen, dennoch arbeiteten
sowohl die ORK als auch der RHdDtR weiterhin auf der Basis der rechtlichen Re-
gelungen der konstitutionellen Monarchie; entscheidende Veränderungen begannen
erst mit der Verabschiedung der RHO, mit deren Inkrafttreten 1923 das Haushalts-
wesen der öffentlichen Verwaltung auf eine neue gesetzliche Grundlage gestellt
wurde. Der RRH als Institution war insofern betroffen, als daß er mit der geänderten
verfassungsrechtlichen Stellung seine vollständige Unabhängigkeit auch von der
Spitze der Exekutive erreichte, ansonsten blieben seine seit 1872/1873 prägenden
                                                
1361
 Vgl. Klaus Hertel Oberrechenkammer a.a.O., 127 bis 166. Allgemein zur Instruktion von 1824
Karl Wittrock Taler a.a.O., 88-91.
1362
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 57f.
1363
 Vgl. Theodor v. Ditfurth a.a.O., 62f und Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O.,
56f.
1364
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 57f.
1365
 Vgl. Friedrich v. Pfuhlstein, Generalrechenkammer a.a.O., 59.
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Aspekte aus den Zeiten der konstitutionellen Monarchie bestehen1366. Ein Grund
hierfür mochte neben dem Erfolg der bisherigen Regelungen die Tatsache gewesen
sein, daß die RHO inhaltlich aus eben jener Epoche stammte.
Die institutionellen und verfassungsrechtlichen Entwicklungen im NS-Regime be-
gannen mit der Verabschiedung des sogenannten ‚Ermächtigungsgesetzes‘, das eine
Novellierung der RHO zur Folge hatte. Diese hatte für den RRH eine Stärkung des
Präsidentenamtes (Präsidialbüro, Vizepräsident), die Unterminierung der rich-
terlichen Unabhängigkeit, den praktischen Verlust der kollegialen Verfassung und
die Umsetzung des ‚Führerprinzips‘ zur Folge. Mit der Einführung hierarchischer
Entscheidungsstrukturen ging die kollegiale Verfassung und mit ihr auch eine ent-
scheidende Voraussetzung für die richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder, ein
wesentliches Merkmal deutscher RPB, verloren. Demzufolge war die Unabhängig-
keit des RRH in personeller Hinsicht nicht mehr gegeben. Wenn er auch formal ge-
genüber der Exekutive selbständig und allgemein lediglich dem Gesetz unterworfen
blieb, da der § 118 RHO unverändert weiterbestand, so war er doch de facto Hitler in
seiner Funktion als Reichskanzler untergeordnet, institutionelle Unabhängigkeit war
daher weder im engeren noch weiteren Sinne gegeben. Die o.g. Punkte und der fol-
gende institutionelle Ausbau des RRH im Zuge der Gleichschaltung der Länder
(Zentralisierung der Rechnungsprüfung) waren dabei als institutionelle Diskontinui-
täten und als eine direkte Folge der Einführung totalitärer Strukturen anzusehen.
Auch in den westlichen Besatzungszonen wiesen die entstehenden RPB Differenzen
zum RRH zu Weimarer Zeiten auf. So besaß z.B. der ZRH keine von der Exekutive
unabhängige Stellung, er unterstand direkt der britischen Militärregierung, die die
Prüfungsverfahren überwachte und Einfluß auf diese nehmen konnte. Allerdings war
der ZRH gegenüber den (verbliebenen) deutschen Behörden selbständig1367. Von
einer richterlichen Unabhängigkeit der Mitglieder und einer kollegialen Verfassung
konnte nicht ausgegangen werden, da einerseits die ‚Finance Division‘ die Personal-
entscheidungen traf, und andererseits die RHO, insbesondere die II. Novelle weiter-
                                                
1366
 Ähnliches galt auch für die GO, die seit 1875 Gültigkeit besaß und erst im Zuge der II. Novelle
der RHO von Saemisch 1935 von einer neuen ersetzt wurde.
1367
 So konnten z.B. alle Beamten des ZRH laut Verordnung Nr. 62 lediglich mittels Befehl der Mili-
tärregierung abberufen werden Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 68.
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hin Gültigkeit besaß. Der ZRH war demzufolge weder institutionell, noch sachlich,
noch personell unabhängig1368.
Nach einer teilweise turbulenten Gründungsphase1369 wurde der Aufbau einer RPB in
der Bundesrepublik 1950 vorerst abgeschlossen.
Der Art. 114 Abs. 2 GG a.F. übertrug die Rechnungsprüfung einem Rechnungshof,
dessen Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besaßen, womit nach herrschender
Meinung erstmals in der deutschen Verfassungsgeschichte eine institutionelle Ga-
rantie der Rechnungsprüfung und des Rechnungshofes normiert worden war1370.
Das BRHG sah die Errichtung eines Bundesrechnungshofes als einer gegenüber der
Bundesregierung selbständigen, nur dem Gesetz unterworfenen obersten Bundesbe-
hörde vor, deren Mitglieder richterliche Unabhängigkeit besaßen. Aufgabe des BRH
war danach die Kontrolle der gesamten Haushalts- und Wirtschaftsführung der Bun-
desorgane und -verwaltung1371.
Anders als es noch beim RRH zwischen 1933 und 1945 der Fall gewesen war, be-
deutete die institutionelle, sachliche und die (eingeschränkte)1372 personelle Unab-
hängigkeit keine bloße Formalität, sie war gesetzlich verankert und besaß sogar Ver-
fassungsrang. Insofern waren die institutionellen Merkmale des BRH mit denen des
RRH vor der Machtergreifung zu vergleichen, hatten somit eine Wiedergewinnung
der in der NS-Zeit verloren gegangenen und als positiv zu bewertenden Attribute mit
sich gebracht. Allerdings hatte es der Gesetzgeber nicht vermocht, alle Er-
rungenschaften aus der Geschichte preußischer und deutscher RPB wiederherzustel-
len. Die Kollegialverfassung war nicht wieder vollends eingesetzt worden, da der
Präsident des BRH weiterhin über solche Kompetenzen verfügte, wie sie kollegialen
Entscheidungsstrukturen widersprachen (§§ 118-126 RHO). So schreibt denn auch
Klappstein von einer „kaum reflektierten Übernahme“1373 der RHO nach dem II.
Weltkrieg.
Die Auswirkungen der Haushaltsrechtsreform für die Institution ‚Rechnungshof‘
waren durchaus bemerkenswert: Die Verankerung des Rechnungshofs, der Unabhän-
                                                
1368
 Der RRH hatte ja bereits die kollegiale Verfassung infolge der II. Novelle RHO eingebüßt, und
die richterliche Unabhängigkeit seiner Mitglieder war stark eingeschränkt worden.
1369
 Vgl. ausführlicher Abschnitt 4.1.2.4 und z.B. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 184ff.
1370
 Vgl. Karl Dreßler a.a.O., 158, Friedrich Klein, Verfassungsgarantie a.a.O., 133, und Klaus Stern
a.a.O., 419.
1371
 Vgl. Karl Friedrich Vialon a.a.O., 1077.
1372
 Aufgrund der mangelnden Ausgestaltung der kollegialen Verfassung.
1373
 Vgl. Walter Klappstein, Kollegiale Verfassung a.a.O., 32.
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gigkeit seiner Mitglieder, der Rechnungsprüfung und Berichterstattung an BT, BR
und Bundesregierung im GG bedeuteten eine erhebliche Aufwertung der Institution
selbst1374. Außerdem hatte die Neufassung des Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG eine Klä-
rung der Stellung der Institution ‚BRH‘ gegenüber den anderen Gewalten zur Folge,
da dieser weder der Regierung noch dem Parlament vorrangig zugeordnet worden
war.
Die Haushaltsrechtsreform erforderte (eigentlich) auch eine Reformierung des
BRHG, die dann 1985 umgesetzt wurde. Neben dem neuen Wahlmodus für den Prä-
sidenten und seinen Stellvertreter1375 war nach allgemeiner Auffassung das Kolle-
gialprinzip mittels einer repräsentativen Beteiligung von Mitgliedern an den organi-
satorischen und personellen Entscheidungen gestärkt worden (§ 7 BRHG)1376. Daher
hatte der „nachhinkende Teil“1377 der Haushaltsrechtsreform die letzten Reste der II.
Novelle der RHO abgeschafft und damit dem Kollegialprinzip endgültig zum Durch-
bruch verholfen.
Im Zuge der Wiedervereinigung erfuhr die Institution ‚BRH‘ keine tiefgreifenden
Veränderungen, einmal abgesehen von der Errichtung von Außenstellen in Berlin
und Potsdam und einer Abbildung neuer Aufgabengebiete in dessen Organi-
gramm1378.
Die letzte bedeutende institutionelle Änderung, das HRFG von 1998, war zeitlich
nicht mehr mit dem letzten Regimewechsel von 1990 in Beziehung zu setzen. Inhalt-
lich griff diese Reform die immer wieder diskutiertes Frage nach einem eigenen
Verwaltungsunterbau für den BRH erneut auf und brachte diese nach gescheiterten
Umsetzungsversuchen im Zuge der Haushaltsrechtsreform und der Neufassung des
BRHG1379 mit der Errichtung von neun Prüfungsämtern zum Abschluß1380.
Letztlich haben sich die klassischen institutionellen Merkmale deutscher RPB in der
Geschichte als überlebens- und durchsetzungsfähig, wenn auch nicht unabhängig von
Regimewechseln, erwiesen, wobei die verfassungsrechtliche und die personelle Un-
abhängigkeit (kollegiale Verfassung) oftmals gefährdet gewesen sind.
                                                
1374
 Zumal nach 1969 seine Abschaffung einer verfassungsändernden Mehrheit (Art. 79 Abs. 2 GG)
bedurfte Vgl. Klaus Stern a.a.O., 419.
1375
 Vgl. § 5 Abs. 1 BRHG und den Artikel Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 999.
1376
 Vgl. Peter Eickenboom / Ernst Heuer a.a.O., 999 und Dieter Engels, BRHG a.a.O., 17.
1377
 S. Herbert Rischer a.a.O., 112.
1378
 Vgl. Dieter Engels, BRHG a.a.O., 5f.
1379
 Vgl. Jörg Bublitz a.a.O., 377f und Karl Wittrock, Vorprüfstellen a.a.O., 882.
1380
 Vgl. zu den Details die Ausführungen in Kapitel II, Abschnitt 5.4.3.
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1.1.2 Die funktionellen Folgen der Regimewechsel
Die ORK nahm in der absoluten Monarchie vor allem die Funktion der Verwal-
tungskontrolle gemäß den Maßstäben (Kontrollkriterien) der Recht- und Ordnungs-
mäßigkeit (Stichwort: Korruptionsbekämpfung)1381 wahr und ergänzte damit die ad-
ministrative Steuerungsfunktion des Budgets (strukturelle Konsistenz der Budget-
und Kontrollfunktionen). Prüfungen hinsichtlich der Wirtschaftlichkeit des Haus-
haltsgebarens steckten hingegen noch in den Anfängen und bezogen sich zumeist auf
die Frage nach der Unwirtschaftlichkeit von Ausgaben oder der Sparsamkeit der
Verwaltung. Mit Berater- und Gutachterfunktionen war die Spitze der ORK ad offi-
cium nicht befaßt, es sei denn, es lag ad personam ein Vertrauensverhältnis zum Kö-
nig, dem Kontrollgestalter, vor.
Mit dem Übergang zum Konstitutionalismus übernahm die ORK gemäß Art. 104
der preußischen Verfassung von 1850 de jure die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘,
de facto wurde diese erst mit einer über zwanzigjährigen Verspätung wahrgenom-
men.
Zwischen 1850 und 1872 bekam der preußische LT als Kontrolladressat Monita, die
inhaltlich nicht den Ansprüchen einer Verfassungskontrolle genügten, denn sie ent-
hielten lediglich eine formale Bescheinigung, die eine Entlastung der Regierung er-
laubte, ohne jedoch einen Einblick in deren tatsächliches Haushaltsgebaren zu ge-
währen. Die ORK, die noch zum „Instrumentarium des vor-parlamentarischen
Staates“1382 gehörte, weigerte sich, ohne ausreichende gesetzliche Grundlagen dem
LT die notwendigen Informationen zur Verfügung zu stellen. Erst das ORK-Gesetz
von 1872 schaffte hier Abhilfe, ab diesem Zeitpunkt konnte von einer Ausübung der
Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ und damit von einer strukturellen Ergänzung der
parlamentarischen Kontrollfunktion des Budgets die Rede sein.
Der Regimewechsel zur Weimarer Republik hatte mit der Einführung der RHO
Veränderungen der funktionellen Charakteristika des RRH zur Folge:
Die Verwaltungskontrolle wurde inhaltlich weiterentwickelt, die bisherigen Prü-
fungsmaßstäbe (Kontrollkriterien) ‚Recht-‘ und ‚Ordnungsmäßigkeit‘ um den der
‚Wirtschaftlichkeit‘ erweitert (§ 96 RHO), um von einer an den Formalia orientierten
zu einer vermehrt materiellen Prüfung zu gelangen. Die neu eingerichteten VPSt
                                                
1381
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 84.
1382
 S. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 84.
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übernahmen dabei das Gros der formellen und rechnerischen Prüfung, der RRH ver-
legte sich vermehrt auf eine Superrevision, bei der die Frage der Zweckmäßigkeit
und Wirtschaftlichkeit des Verwaltungshandelns im Vordergrund stand. Die geän-
derte Kontrollspanne war dabei keine Konsequenz des Systemwechsels, sondern eine
der geänderten Rahmenbedingungen, denn die in der RHO enthaltene finanzwirt-
schaftliche Ordnungsfunktion, die ihren Ausdruck hauptsächlich im Amt des RSK
fand1383, ergänzte die administrative Steuerungsfunktion des Budgets und erforderte
eine Neuausrichtung der Verwaltungskontrolle.
Obwohl in der Weimarer Verfassung das parlamentarische Budgetrecht voll entwik-
kelt wurde, blieb die Kooperation zwischen Rechnungshof und Legislative im Be-
reich ‚Verfassungskontrolle‘ über den Regimewechsel hinaus nicht friktionslos, da
der RRH seine exekutive Orientierung beibehielt und sowohl Präsident als auch Per-
sonal die Weimarer Republik innerlich ablehnten (Stichwort: Mitprüfungsaus-
schuß)1384. Andererseits unternahmen beide Seiten auch Versuche, die Beziehungen
zwischen Kontrollträger und -adressat (RRH und Haushalts- und Rechnungsprü-
fungsausschuß) zu intensivieren1385.
Die neue RHO repräsentierte auch den Anspruch des Gesetzgebers, die Tätigkeit des
RRH näher an den Haushaltsvollzug und an die kommende Etataufstellung heranzu-
führen, um erste Ansätze einer Finanzkontrolle zu ermöglichen (§§ 96, 101, 109 Abs.
2 RHO)1386. Die Möglichkeiten für eine engere Zusammenarbeit zwischen RRH und
RT blieben in der Praxis zunächst ungenutzt, das Parlament holte bis 1927 keine
Gutachten vom RRH ein1387, der wiederum bis 1931 von der Möglichkeit des § 109
Abs. 2 RHO keinen Gebrauch machte1388. Diese Hinweise und der Umstand, daß erst
1927 die ersten Monita auf Grundlage der RHO erstellt wurden, und die bis zum En-
de der Weimarer Republik immer noch erhebliche Diskrepanz (von bis zu 75 Mona-
                                                
1383
 Vgl. Hans-Ulrich Derlien, Finanzkontrolle und Programmevaluation a.a.O., 85.
1384
 Vgl. u.a. Kurt Heinig, a.a.O., 122; Franz-Otto Gilles, Reichsrechnungshof a.a.O., 24f und 26f;
Rainer Weinert, Verwaltung a.a.O., 14.
1385
 Vgl. Kurt Heinig a.a.O., 122 und 505f und Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 22.
1386
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 56f und 84f und Karl Friedrich Vialon a.a.O., 998f und
1028f. Dieser § 109 Abs. 2 RHO war auch deswegen beachtenswert, weil direkte Kommunikati-
onsmöglichkeiten zwischen Rechnungshof und Legislative, die ein Kennzeichen von Finanzkon-
trolle moderner Prägung sind, in Preußen und im Kaiserreich immer hart umkämpft gewesen waren.
So wurden gemäß der RHO die Bemerkungen des RRH immer noch über den ‚Umweg‘ via RFM
dem RT zugeleitet.
1387
 Vgl. Hermann A. Dommach, Amtszeit a.a.O., 89.
1388
 Vgl. Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 65.
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ten) zwischen aufzustellendem und zu entlastendem Etat zeigten deutlich, daß von
einer Ausübung der Funktion ‚Finanzkontrolle‘ noch keine Rede sein konnte.
Die Modifikationen im Bereich der Verfassungs- und der zaghafte Beginn der Fi-
nanzkontrolle waren als eine Folge des Regimewechsels zu betrachten, die Legislati-
ve war nicht mehr den Zwängen des Konstitutionalismus ausgesetzt und verstand
ihre Budgethoheit in verstärktem Maße nicht als ein Abwehrrecht gegenüber dem
Monarchen, sondern selbstbewußt als Möglichkeit, den Etat und damit die Politik
aktiver zu gestalten.
Zu Beginn der NS-Diktatur verlor der RRH mit der Verabschiedung des Ermächti-
gungsgesetzes den parlamentarischen Kontrolladressaten für seine Bemerkungen, die
Budgethoheit lag fortan bei der (sich selber entlastenden) Reichsregierung, diese
Regelung hatte den ersatzlosen Verlust der Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ zur Fol-
ge.
Diese übte der RRH dagegen formal bis Kriegsende aus, in der Praxis war sie aller-
dings stark eingeschränkt (Stichworte: Haushaltsautonomie der Wehrmacht und
Reichspost, Abgrenzungsabkommen etc.). Die Eigenarten nationalsozialistischer
Haushaltsführung und der zunehmende Kompetenzverlust des RRH im Altreich
führten zu einer Verlagerung seines Tätigkeitsschwerpunktes in die besetzten Ge-
biete (Einbeziehung neuer Kontrollobjekte), der RRH verlegte sich auf die Beratung
neuer Verwaltungen, die Einnahmenkontrolle und Korruptionsbekämpfung1389 (Be-
ratungsrevision). – Aufgrund dieses geänderten Vorgehens von der Wahrnehmung
einer ‚Hilfs- und ‚Informationsfunktion‘ für Besatzungsverwaltungen und Reichsmi-
nisterien zu sprechen1390, führt aber zu weit.
Die Funktion ‚Finanzkontrolle‘, die in der Weimarer Republik noch im Ansatz gege-
ben war, ging mit dem Regimewechsel rasch verloren, denn das „fließendes Budget“
(Heinig) ermöglichte schon in den Anfangsjahren des NS-Regimes keine Ausübung
dieser Rechnungshoffunktion mehr.
Der Verringerung des Funktionenkataloges des RRH, eine direkte Konsequenz des
Regimewechsels (!), ging dabei eine Reduzierung der Budgetfunktionen voraus, eine
finanzwirtschaftliche Ordnungsfunktion war in dem eher an die Fondswirtschaft er-
innernden Budgetwesen der NS-Zeit, das praktisch keine Ausgabenbegrenzungen
kannte, nicht mehr gegeben, die administrative Steuerungsfunktion aufgrund der
                                                
1389
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 85 und 101 und Franz-Otto Gilles, Sparsam und
Ordungsgemäß a.a.O., 54f und 131.
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faktischen Unabhängigkeit der Exekutive bei der Erstellung der Haushaltsansätze
zumindest stark eingeschränkt. So wirkte die strukturelle Konsistenz von Budget-
und Kontrollfunktionen in umgekehrter Richtung.
Die funktionelle Entwicklung nach 1945 stellte sich wie folgt dar: Die Nachfolgeein-
richtungen des RRH nahmen während der Phase der alliierten Besatzung weiterhin
die Verwaltungskontrolle wahr, wobei sich in der Praxis Veränderungen ergaben, da
z.B. der ZRH1391 auch im kommunalen Bereich prüfte, einem bis dato unüblichen
Kontrollobjekt, und nicht denselben Beschränkungen wie der RRH unterworfen war.
Allerdings sah er sich in der alltäglichen Arbeit ähnlichen Widerständen gegenüber,
wie sie die Verwaltung schon gegenüber  dem RRH ‚geprobt‘ hatte.
Eine Verfassungskontrolle konnte der ZRH nicht ausüben, da legislative Organe zu-
nächst nicht vorhanden waren, der Etat wurde vom Zonenhaushaltsamt (sogenannter
‚Exekutivetat‘) erstellt. Erst 1946 gewann die Verfassungskontrolle im Zuge der
Gründung von Ländern und der folgenden Umwandlung der Außenstellen in LRH an
Bedeutung.
Finanzkontrolle war vom RRH lediglich in geringem Maße und vor allem mit Blick
auf die Beratertätigkeit und Gutachtenerstellung ausgeübt worden. In ähnlicher Wei-
se setzte der ZRH im Auftrag der Militärregierung diese Kontrolltätigkeit fort und
nahm beratend und als Gutachter am (Wieder-)Aufbau der Verwaltungsstrukturen,
z.B. in Schleswig Holstein, teil. Einer weiterreichenden Ausübung dieser Funktion
stand neben den diffizilen budgetären Umständen auch das Mißtrauen der Alliierten
im Wege. So gestatteten die Briten beispielsweise keine für eine Finanzkontrolle
notwendige materielle Prüfung der Besatzungskosten, obwohl alle Nothaushalte nach
1945 finanzpolitisch aus dem Ruder liefen.
In der Gesamtschau ist, besonders mit Blick auf Weimar, eine funktionelle Konti-
nuität nach 1945 für den ZRH zu konstatieren1392, wenn auch die Ausübung einiger
Aufgaben, insbesondere die der Verwaltungskontrolle, auf einem anderen Niveau als
zuvor stattfand.
Mit der Gründung der Bundesrepublik setzten sich die weitere Konsolidierung und
der Ausbau der Rechungshoffunktionen fort.
                                                                                                                                         
1390
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Beuteverwaltung a.a.O., 41.
1391
 Im folgenden soll das Beispiel des ZRH genügen, denn wesentliche funktionelle Differenzen zwi-
schen den RPB der verschiedenen Besatzungszonen sind nicht bekannt.
1392
 Vgl. Rainer Weinert, Reichssparkommissar a.a.O., 38.
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Gemäß Art. 114 Abs. 2 a.F. GG und § 4 BRHG von 1950 war dem BRH die Prüfung
der gesamten Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes übertragen worden
(Verwaltungskontrolle). Die angesprochenen rechtlichen Grundlagen statteten ihn
allerdings mit einer mit Blick auf seine Vorgänger umfassenderen Kompetenz aus.
Die Wiedereinführung der Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ (Art. 114 Abs. 2 a.F.
GG) bedeutete (nach dem Ermächtigungsgesetz von 1933) die erneute Verankerung
einer in der konstitutionellen Monarchie und in einer parlamentarischen Demokratie
elementaren Aufgabe der ORK und des RRH.
Aufgrund der weiteren teilweisen Anwendung der RHO nach 1949 nahm der BRH
die Funktion ‚Finanzkontrolle‘ nur im Ansatz war. Ein Großteil der Berater- und
Gutachtertätigkeit, die ZRH und RHiVWG noch ausgeübt hatten, war mit Beschlüs-
sen von Kabinett und BT Anfang 1952 aus dem Kompetenzfeld des BRH herausge-
löst und, wie schon zuvor zwischen 1922 und 1934, wieder einem Sparkommissar,
dem BWV, übergeben worden1393. Der BRH konnte lediglich im Rahmen der Mög-
lichkeiten der §§ 101 und 109 Abs. 2 RHO als Berater und Gutachter in Erscheinung
treten..
Letztlich konnte sich Finanzkontrolle beim BRH erst im Zuge der Haushaltsrechtsre-
form von 1969 durchsetzen. Dabei wurde die gesamte Haushalts- und Wirtschafts-
führung des Bundes der lückenlosen1394 Prüfung des BRH unterworfen. Diese als
bahnbrechend zu bezeichnende Erweiterung der Kontrollspanne vollendete endgültig
den Schritt von der klassischen Rechnungsprüfung zur modernen Finanzkontrolle1395,
da die sachliche Anbindung an die Etatpositionen und die zeitliche an die Rech-
nungslegung entfielen.
Auch die Kooperationsmöglichkeiten zwischen Legislative und Rechnungshof wur-
den bei der Neufassung des GG ausgebaut, so mußten die Bemerkungen des BRH
nicht mehr via Finanzminister, sie konnten vielmehr direkt BT und BR zugeleitet
werden (Art. 114 Abs. 2 Satz 2 GG), womit ein seit 1850 schwelender Konflikt über
den unmittelbaren Zugang des Rechnungshofes zum Parlament, allgemein über die
Beziehungen zwischen Kontrollträger und -adressat, sein Ende fand1396.
                                                
1393
 Vgl. hierzu u.a. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 197f und Friedrich v. Pfuhlstein, Gene-
ralrechenkammer a.a.O., 105f und ders., BWV a.a.O., 375-404.
1394
 Vgl. Helmut Kahrenke, Neufassung a.a.O., 151.
1395
 Vgl. Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre a.a.O., 54f.
1396
 Vgl. u.a. Helmut Kahrenke, Berichterstattung a.a.O., 442 und Heinz-Günther Zavelberg, 275 Jahre
a.a.O., 59f.
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Die neue BHO bietet zudem eine Reihe von Möglichkeiten der intensiveren Zusam-
menarbeit zwischen Rechnungshof und Parlament und der praktischen Umsetzung
der Funktion ‚Finanzkontrolle‘ (§§ 88, 97 und 99)1397.
Die mit der Haushaltsrechtsreform auch neu hinzugetretene makroökonomische
Lenkungsfunktion des Budgets fand in dieser endgültig umgesetzten Finanzkontrolle
ihr strukturelles Gegenstück. Wie bereits an anderer Stelle ausführlicher begründet
worden ist1398, galt dies auch für die politische Programmfunktion.
Im Zuge der Wiedervereinigung haben sich für den BRH hinsichtlich seiner Aufga-
ben keine qualitativen Änderungen ergeben, er ist auch im Beitrittsgebiet für die Prü-
fung der Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes zuständig und hat somit
seine Tätigkeit auf die Neuen Länder ausgedehnt. Aufgrund der geographischen Er-
weiterung des Zuständigkeitsbereiches und des Prüfungsstoffes (z.B. ehemalige
volkseigene Wirtschaft) ergibt sich allerdings eine erhebliche quantitative Verände-
rung1399.
Mit Beginn der periodischen Budgetierung 1713 in Preußen führten neue Budget-
auch zu zusätzlichen Rechnungshoffunktionen, eine strukturelle Konsistenz war
demnach gegeben. Diese Entwicklung schloß mit dem Übergang zur modernen Fi-
nanzkontrolle, deren Umsetzung in die Haushaltsplanung und den -vollzug jedoch
noch zu wünschen übrig ließ.
Die bisher in der Arbeit gewonnen Erkenntnisse erlauben, den Funktionswandel der
Rechnungsprüfung auch aus organisationstheoretischer Sicht zu betrachten und da-
mit seine in der Wissenschaft gängige Begrifflichkeit und Interpretation kritisch zu
beleuchten. Bisher gilt die Verwaltungskontrolle als historisch älteste Funktion, 1850
(1872) tritt dann die sogenannte Verfassungskontrolle als neue Funktion hinzu, in der
Weimarer Republik beginnt der RRH mit der Wahrnehmung einer weiteren zusätzli-
chen Funktion, der Finanzkontrolle.
Im folgenden soll zur sematischen und sachlichen Klärung die funktionelle Ent-
wicklung der RPB anhand der Veränderungen der sechs Kontrollmerkmale
                                                
1397
 Vgl. Dieter Engels, Prüfungsordnung a.a.O., 13f, Helmut Kahrenke, Berichterstattung a.a.O.,
442f, Karl Wittrock, Berater a.a.O., 348 und ders., Rückblende a.a.O., 167.
1398
 Vgl. Kapitel 6.4.
1399
 Vgl. Herbert Rischer a.a.O., 463. Einer der wenigen Autoren, die sich nach 1990 mit den Konse-
quenzen der deutschen Wiedervereinigung für den BRH auseinandergesetzt haben.
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(Träger, Objekt, Kriterien, Intervall, Adressat und Gestalter), wie sie in Kapitel 1.1.,
Abschnitt I. definiert wurden, betrachtet werden.
Abbildung Nr. 5: Kontrollmerkmale und Funktionen der RPB1400:
Kontrollmerkmal Verwaltungskontrolle
(ab 1713)
Verfassungskontrolle
(ab 1850 formal, ab
1872 praktisch)
Finanzkontrolle
(Beginn ab 1923)
Träger ORK – ORK
– RRH
– RRH
– BRH
Objekt Verwaltung – Verwaltung
– Regierung
– Verwaltung
– Regierung
Kriterium Recht- und Ordnungs-
mäßigkeit
– Recht- und Ord-
nungsmäßigkeit
– Wille des Gesetz-
gebers
– Recht- und Ord-
nungsmäßigkeit
– Sparsamkeit
– Wirtschaftlichkeit
Spanne Haushaltsjahr Haushaltsjahr Gesamte Haushalts-
und Wirtschaftsführung
Adressat Monarch – Monarch
– Parlament
– Parlament
– (Regierung)
– (Öffentlichkeit)
Gestalter Monarch – Monarch
– Parlament
– Regierung
– Parlament
Als die ORK die historisch älteste Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘ wahrnahm, war
das Kontrollobjekt die Verwaltung, die Kontrollspanne umfaßte den Etatvollzug ei-
nes Haushaltsjahres, die Ergebnisse gingen dem Monarchen als Inhaber der Budge-
thoheit zu, der auf diesem Wege die administrative Steuerungsfunktion des Budgets
flankieren wollte. Er war es auch, der über Verordnungen oder die Besetzung der
Spitzenpositionen Einfluß auf die RPB ausüben konnte. Die Regierung war m.E.
aufgrund ihrer direkten Unterstellung unter den Monarchen, wie auch dieser selbst,
kein eigenes Kontrollobjekt.
Als der LT 1850 die Budgethoheit in Preußen erlangte, blieb der Kontrollträger der-
selbe, das Kontrollobjekt ebenso. Allerdings richtete sich die Kontrolle vermehrt
auch gegen die Spitze der Exekutive, die Regierung in ihrer Funktion als Gegen-
spieler des Parlaments. Adressat sollte ab 1850 der neue Inhaber der Budgethoheit
sein, die vollständigen Bemerkungen gingen jedoch erst ab 1872 (ORK-Gesetz) dem
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LT zu. Die Präsidenten wurden weiterhin vom König ernannt, der Einfluß des LT auf
die ORK, die obrigkeitsstaatlich orientiert blieb, war daher geringer als der des Kö-
nigs in der absoluten Monarchie.
Auch in der Weimarer Republik führte die exekutive Orientierung und mangelnde
Parlamentarisierung des RRH in Verbindung mit der demokratieablehnenden Hal-
tung des Personals (Saemisch) dazu, daß dem RT wichtige Erkenntnisse der Rech-
nungsprüfung verwehrt wurden (Mitprüfungsausschuß), zudem blieb die Besetzung
der Spitzenämter in der Hand der Exekutive.
Erst in der Bundesrepublik wurde die Parlamentarisierung des Rechnungshofes nicht
nur auf gesetzlichem Wege, sondern auch aufgrund der demokratischen Orientierung
des Personals vollendet. Mit der Haushaltsrechtsreform 1969 wurde der systemwi-
drige Umweg der Bemerkungen über den Finanzminister beseitigt, aber erst ab 1985
(BRHG)  besaß der BT die Möglichkeit, nicht nur die gesetzlichen Grundlagen der
Rechnungsprüfung zu gestalten, sondern auch das Präsidentenamt zu besetzen.
Trotz aller inhaltlicher und qualitativer Änderungen der Tätigkeit der ORK, des RRH
und des BRH zwischen 1850 und 1985 kann damit die Verfassungskontrolle auch als
eine Verwaltungskontrolle aufgefaßt werden, bei der sich der Adressat und der Ge-
stalter mit teilweise erheblicher zeitlicher Verzögerung geändert haben, der Träger
und das Objekt sind prinzipiell erhalten geblieben. Insofern ist die Verfassungskon-
trolle keine neue Funktion der RPB, sondern eine logische Anpassung der Verwal-
tungskontrolle an die geänderten Rahmenbedingungen.
Der teilweise schon ab Weimar postulierte Übergang zur Finanzkontrolle, welcher
erst im Zuge der Haushaltsreform vollendet wurde, brachte zwar eine erhebliche
qualitative Änderung der Tätigkeit des BRH und eine Bestands- und Unabhängig-
keitsgarantie mit sich, aber Träger, Objekt und Gestalter blieben konstant, Adressat
und Spanne wurden verändert. Adressat der Bemerkungen war wie zuvor die Legis-
lative, die die Berichte des BRH direkt und nicht über den Umweg des Finanzmini-
sters erhielt. Indirekt, aber in zunehmendem Umfang, richteten sich die Monita auch
an Verwaltung und Regierung, die auf Informationen über grundlegende Defizite im
Etatvollzug angewiesen waren, um diesen zu optimieren. Zudem wurden die Ergeb-
nisse seiner Tätigkeit auch einer breiteren Öffentlichkeit und nicht nur dem Fachpu-
blikum präsentiert. Die Kontrollspanne umfaßte die gesamte Haushalts- und Wirt-
                                                                                                                                         
1400
 Diese Abbildung ist als ein allgemeiner Überblick zu verstehen, nebensächlichere Entwicklungen,
wie die funktionellen Diskontinuitäten z.B. während des NS-Regimes, bleiben daher ausgespart, es
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schaftsführung, da nicht mehr die einzelnen Mängelfeststellungen für ein Etatjahr im
Vordergrund standen (Veränderung der Kontrollspanne), sondern die Aufdeckung
grundlegender Implementationsdefizite. Auch die Kooperation mit der Exekutive
und die beratende und gutachterliche Tätigkeit gewannen an Bedeutung. Mit Blick
auf die Kontrollmerkmale war die Verwaltungskontrolle ab der Zeit der Weimarer
Republik weiter den geänderten Rahmenbedingungen angepaßt worden, um mit der
Ausdehnung und Ausdifferenzierung der staatlichen Tätigkeit und der öffentlichen
Haushalte Schritt zu halten.
An dieser Stelle ist noch auf die Veränderungen der Kontrollspanne, des Kontrollin-
tervalls detaillierter einzugehen1401: Mit der Verabschiedung der RHO änderten sich
diese, §§ 90 und 93 RHO erlaubten stichprobenartige, örtliche Prüfungen (Superrevi-
sion), es war nicht mehr notwendig, die kompletten Akten eines Haushaltsjahres
nach Potsdam zu senden, um sie dort lückenlos zu prüfen. Im Zuge der Haushalts-
rechtsreform von 1969 wurde die Kontrollspanne ausgedehnt. War die Rechnungs-
prüfung in Deutschland bisher sachlich an die verschiedenen Etatpositionen und
zeitlich an den Zeitpunkt der Rechnungslegung geknüpft, so unterwarf die Novelle
des Art. 114 die gesamte Haushalts- und Wirtschaftsführung des Bundes einer Prü-
fung des BRH. Er konnte z.B. finanzrelevante Entscheidungen der Regierung prüfen,
noch bevor diese zu tatsächlichen Ausgaben geführt hätten (‚Maßnahmeprüfung‘
nach § 98 Abs. 1 Nr. 2 BHO). Zudem waren laut Art. 114 GG n.F. prüfungsfreie
Räume nicht mehr gestattet, zuvor sah die RHO im § 89 vor, daß Haushaltsmittel
aufgrund ihres Verwendungszweckes, d.h. aus Gründen der Geheimhaltung, nicht
einer Prüfung von Seiten des RRH (später BRH) unterlagen.
Auch bei den Kontrollkriterien war eine Entwicklung festzustellen. Stand in der
Monarchie die Kontrolle der Recht- und Ordnungsmäßigkeit des Verwaltungshan-
delns im Vordergrund, ergänzt von preußischer Sparsamkeit, so kam ab 1872 die
Fragestellung hinzu, ob die Exekutive bei der Umsetzung des Etats dem Willen des
Gesetzgebers entsprochen hatte (Verfassungskontrolle). In der Weimarer Republik
traten zunehmend auch die Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit in den Vordergrund,
wenn auch in erster Linie der RSK nach diesen Kriterien arbeitete. Der allmähliche
Übergang zur Finanzkontrolle verdrängte nach allgemeiner Einschätzung die Recht-
                                                                                                                                         
wird auf die Zusammenfassungen am Ende der jeweiligen Kapitel in Abschnitt II verwiesen.
1401
 Einzelne, immer wieder auftretende Änderungen der Kontrollspanne werden an dieser Stelle nicht
weiter berücksichtigt (z.B. Reichskontrollgesetze von 1910 und 1915, Kriegskontrollgesetz von
1916, Strichgesetz von 1921 und die zahlreichen Einschränkungen in der NS-Zeit.
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und Ordnungsmäßigkeitsprüfung immer mehr zugunsten der Wirtschaftlichkeitsprü-
fung. Es stellte sich allerdings die Frage, ob bei einer Verwaltung, die von Gesetzes
wegen zu einem sparsamen und wirtschaftlichen Haushalten verpflichtet war, nicht
immer noch nur die Einhaltung eben jener Vorgaben geprüft wurde und nicht z.B.
die Sparsamkeit des Etatvollzugs selbst.
Unter Berücksichtigung der Entwicklungen der Kontrollmerkmale kann die funktio-
nelle Entwicklung der deutschen Rechnungsprüfung nicht nur mit dem plötzlichen
(Verfassungskontrolle) oder allmählichen Auftreten (Finanzkontrolle) neuer Funk-
tionen erklärt werden, sondern auch als eine Evolution der Funktion ‚Verwaltungs-
kontrolle‘, die geänderten politischen Gegebenheiten (z.B. Systemwechsel und Par-
lamentarisierung) anpaßte worden ist.
1.1.3 Die personellen Folgen der Regimewechsel
Zur Zeiten der absoluten Monarchie hatte der Amtsantritt eines neuen Monarchen
für das Spitzenpersonal (Präsident) der GRK/ORK keine direkten Konsequenzen,
eine Elitezirkulation fand nicht statt. Lediglich einer der Präsidenten, die zu einem
guten Teil aus dem Hause selbst stammten, schied nicht infolge seines Todes oder
seiner Pensionierung aus, sondern wurde seines Amtes enthoben.
Auch der Regimewechsel zur konstitutionellen Monarchie hatte nur auf den ersten
Blick einen Effekt auf die Spitze der ORK, tatsächlich ging 1850 der Präsident re-
gulär in Pension. Für eine Elitenzirkulation auch unterhalb des Präsidentenamtes als
Folge des Übergangs zum Konstitutionalismus fanden sich in der Literatur keine
Hinweise, das Spitzenpersonal der ORK, das im übrigen mit Ausnahme des Präsi-
dentenamtes hausintern herangezogen worden war, blieb im Amt.
Bemerkenswerterweise fand trotz der Gründung der Weimarer Republik auch
1918/1919 kein Wechsel in der Spitzenposition der RPB statt, der Präsident blieb
wiederum bis zu seiner regulären Pensionierung. Auch eine Elitezirkulation unter-
halb des Präsidentenamtes war der Literatur nicht zu entnehmen. Die Verwaltungse-
lite des ancien régime blieb, wie schon 1850 im Falle der ORK und allgemein in der
Reichsverwaltung, im Amt, der bürokratische Apparat arbeitete ohne Austausch des
Spitzenpersonals aufgrund seiner funktionellen Unentbehrlichkeit einfach weiter wie
bisher1402.
                                                
1402
 Vgl. Max Weber a.a.O., 165 und 727f.
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Die Machtergreifung der Nationalsozialisten brachte personelle Änderungen an der
Spitze des RRH erst 1938 mit sich, denn das Spitzenpersonal des RRH, das des an-
cien régime, blieb nach 1933 im Amt, eine Elitezirkulation, einmal abgesehen von
der Amtsspitze, fand z.B. in Form von denkbaren Säuberungen auch in den Folgejah-
ren nicht statt, auch eine Herrschafts- und Versorgungspatronage war bis auf Einzel-
fälle nicht festzustellen. Zwar war ein Großteil des Personals des RRH Parteimit-
glied, allerdings im allgemeinen ohne hohes Amt. Bei der Personalpolitik spielte
allgemein weniger die politische Zuverlässigkeit als vielmehr die fachliche Qualifi-
kation eine Rolle (z.B. Beförderungen von Nicht-Parteimitgliedern). Zudem nutzte
das Regime den RRH in den ersten Jahren bewußt dazu, unzuverlässige Beamte
dorthin abzuschieben. Insofern kann eine Nazifizierung des RRH ausgeschlossen
werden.
Anders als bei den Systemwechseln zuvor war nach 1945 in der Bundesrepublik
allein schon aufgrund der erheblichen Veränderungen des institutionellen Positions-
feldes von einer umfangreichen Elitezirkulation auszugehen. Die Faktenlage in
Westdeutschland war eine andere:
Das Rechnungshofpersonal der unteren und mittleren Ebene, aber auch aus den Füh-
rungsetagen (Direktoren und Dirigenten), abgesehen von der obersten Führungsriege,
wurde nach Kriegsende im allgemeinen weiter beschäftigt, da sie als Fachpersonal
unentbehrlich war und bei den Besatzungsmächten als politisch relativ unbelastet
galt (systemneutrale Tätigkeit). Die Rechnungsprüfung wurde als Arbeitsbereich mit
unpolitischem Charakter, der RRH als technische Anstalt wahrgenommen.
Der Kern der Mitarbeiter des ZRH, der LRH, des RHiVWG und des BRH rekrutierte
sich demzufolge aus der Zentrale (Präsidialabteilung) und den ehemaligen Außen-
stellen des RRH oder aus zumindest verwandten Betätigungsfeldern wie dem frühe-
ren Reichsfinanzministerium.
Dem Personal der StF gelang es nach der Wiedervereinigung nur sehr vereinzelt
und mit der ersten Einstellungswelle in den neuen LRH Fuß zu fassen, trotz ihrer
Größe fungierte die StF daher nicht als als personelle Keimzelle für den Aufbau der
LRH und ihrer RPÄ. Deren Verwaltungselite wurde aus dem Westen importiert, aus
der Rechnungsprüfung verwandten Bereichen (z.B. den Betriebsrevisionen) oder ab
1993 aus der Landes- und Kommunalverwaltung rekrutiert. Daß das ehemalige Spit-
zenpersonal trotz seiner systemneutralen Tätigkeit ausgetauscht worden war, lag da-
bei in ihrer mangelnden fachlichen Qualifikation begründet.
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Eine Elitezirkulation im Zuge von Regimewechseln im Bereich der obersten RPB ist,
abgesehen von der Entwicklung nach 1945 in West- und nach 1990 in Ostdeutsch-
land, also nicht festzustellen. Seine Tätigkeit, die von je her als unpolitisch und tech-
nisch gegolten hat, dürfte das Führungspersonal von ORK und RRH davor bewahrt
haben. Dies war keine Ausnahme im deutschen Verwaltungsapparat, wenn man den
geringen Eliteaustausch nach 1919 und 1945 (im Westen) in Betracht zieht.
1.1.4 Die Folgen der Regimewechsel für den bürokratischen Apparat
An der Schwelle zum Konstitutionalismus verfügte Preußen über einen Rech-
nungshof, der bereits auf eine über 130-jährige Geschichte zurückblicken konnte und
dessen geltende rechtliche Grundlagen (Instruktion von 1824) sich schon seit etwa 25
Jahren in der Praxis bewährt hatten. Daher war das hohe Maß an apparativer Konti-
nuität beim Übergang vom Absolutismus zum Konstitutionalismus nicht verwunder-
lich, denn der bürokratische Apparat der ORK war vom Systemwechsel praktisch
nicht betroffen.
Auch die Konstituierung des Norddeutschen Bundes und die Reichsgründung hatten
zunächst keine Auswirkungen auf die ORK, weder der Bund noch das Reich erhiel-
ten eigenständige RPB, deren Aufgaben übernahm eine Abteilung der ORK. Erst
infolge der Verlagerung des finanzpolitischen Schwerpunktes von Preußen auf das
Reich emanzipierte sich der RHdDtR zunehmend von der Mutterbehörde.
Erst nach Ausrufung der Weimarer Republik folgten beachtenswerte Veränderungen
im Apparat. Saemisch wurde 1922 zum ersten hauptamtlichen Präsidenten des RRH
ernannt wurde, das Amt des Chefpräsidenten der ORK bekleidete  er fortan nur im
Nebenamt, aus der einstigen Abteilung der ORK entstand endgültig eine eigenstän-
dige Behörde1403 mit den ihr fachlich unterstellten VPSt.. Der bisher auf Reichsebene
vorhandene Kontrollapparat wurde beim Regimewechsel demzufolge nicht nur kom-
plett übernommen, sondern zudem noch ausgebaut. Übernahme und Erweiterung re-
präsentierten damit ein sehr hohes Maß an apparativer Kontinuität.
Der Systemwechsel von der Republik zum totalitären Staat 1933 führte dann zu ei-
nem weiteren Ausbau des Apparates, die LRH und der österreichische Rechnungshof
wurden im Zuge der IV. Novelle und des Anschlusses zu Außenstellen degradiert.
Die neuen Machthaber griffen auf vorhandene Behördenstrukturen zurück. Eine
                                                
1403
 Vgl. Reinhold Borzikowsky § 7 a.a.O., 212.
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Konzentration aller im Bereich der Haushaltskontrolle tätigen Einrichtungen in einer
zentralen Behörde, wie sie in einem totalitären System zu erwarten gewesen wäre
und von RRH-Präsident Müller in Form des ‚Reichskontrollhofes‘ propagiert worden
war1404, fand, einmal abgesehen von den angeführten Eingliederungen, nicht statt.
Es ist an dieser Stelle zu betonen, daß die bisher behandelten Wechsel im politischen
System beachtenswert geringe Konsequenzen für den bürokratischen Apparat, als er
sich einmal ab 1823/24 verfestigt hatte, selbst hatten, da einerseits die Bürokratie
insgesamt sich als sehr resistent gegenüber Wechseln erwies, andererseits der Rech-
nungshof als bewährte, funktionierende technische Anstalt wohl den neuen Macht-
habern selten Grund für verwaltungstechnische Reformen gab.
Erst mit der debellatio des NS-Regimes und der Gründung der beiden deutschen
Staaten wurde das bisherige Muster durchbrochen.
Von einer apparativen Kontinuität zwischen dem RRH und dem BRH kann nicht die
Rede sein, da der RRH (insbesondere die Zentrale in Potsdam) 1945 aufgehört hat zu
existieren. Auch zwischen dem ZRH und dem BRH ist diese Kontinuität nicht fest-
zustellen, da der direkte Vorgänger des BRH der RHiVWG gewesen ist und die vor-
her für die Rechnungsprüfung in der Bizone zuständigen ZRH/LRH nicht im BRH
aufgegangen, sondern weiterhin bestehen geblieben sind. Von einer zwingenden ap-
parativen Kontinuität ist auf Bundesebene daher nicht zu sprechen. Auch auf Län-
derebene ist auf vorhandene Infrastrukturen entweder gar nicht oder nur zeitlich be-
fristet zurückgegriffen worden1405, denn die Fragmente der ehemaligen Außenstellen
(mit Ausnahme des LRH Bayern) haben kaum mehr als einen organisatorischen
Rahmen für die späteren LRH geliefert.
Im Zuge der Wiedervereinigung wurden die Verwaltungsapparate der StF und des
RHR vor oder aufgrund des Beitritts aufgelöst. Lediglich eine geringe Anzahl ihres
Personals fand im BRH eine Weiterverwendung, die Bezirksinspektionen dienten
zum Teil als organisatorische und personelle Keimzelle für die folgenden LRH, inso-
fern ließ sich eine gewisse apparative Kontinuität auf Länderebene erkennen1406.
Der bürokratische Apparat der jeweiligen RPB hat sich im historischen Zeitablauf bis
1945 als äußerst resistent gegenüber den verschiedenen Regimewechseln erwiesen,
erst nach Ende des Weltkrieges ging diese apparative Kontinuität im Osten ganz, im
Westen im wesentlichen verloren.
                                                
1404
 Vgl. Hermann A. Dommach, Potsdam a.a.O., 80.
1405
 Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 209 und 211f.
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1.2 Regimewechsel und ihre institutionellen und funktionellen Auswirkungen
– zusammenfassende Betrachtung und Schlußwort
Den Ausgangspunkt der Arbeit hat die Frage nach der institutionellen und funktio-
nellen Entwicklung bei den preußischen und deutschen RPB im Laufe der verschie-
denen Regimewechsel in der deutschen Geschichte zwischen 1713 und 1990 gebil-
det, von Fall zu Fall ergänzt von bedeutenden Veränderungen, die in einem zeitli-
chen oder inhaltlichen Bezug zu politischen Systemveränderungen gestanden haben
(ORK-Gesetz von 1872). Hinzu sind Veränderungsprozesse, die weder zeitlich noch
inhaltlich eine Beziehung zu einem vorausgegangenen Wandel der politischen Ver-
hältnisse gekommen, daher eher als eine Anpassung an geänderte Rahmenbedingun-
gen zu verstehen gewesen sind (Instruktion von 1824, HRFG von 1998).
Forschungshypothese ist dabei die Aussage Webers gewesen, wonach bürokratische
Apparate aufgrund ihrer funktionellen Unentbehrlichkeit nach einem Regimewechsel
einfach weiterarbeiten wie bisher, unter Austausch lediglich des Spitzenpersonals.
Diese These spiegelt sich auch in den zahlreichen wissenschaftlichen Publikationen
wieder, in denen den RPB ein hohes Maß an Kontinuität unterstellt wird. Die vorlie-
gende Arbeit hat jedoch gezeigt, daß das Bild von der scheinbaren verfassungsrecht-
lichen, institutionellen und funktionellen Kontinuität deutscher RPB differenzierter
zu betrachten ist.
In der historischen Analyse erwies sich der bürokratische Apparat der RPB im
allgemeinen als sehr stabil gegenüber politischen Umwälzungen. So bestanden die
preußische ORK von 1744 bis 1945 und der RRH (inklusive seiner Vorgänger) von
1871 bis 1945, sie überlebten folglich (mehr oder weniger unangetastet) mehrere
Systemwechsel. Ausnahmen waren z.B. der Abstieg der ORK, der Aufstieg des RRH
und sein Ausbau und die Zentralisierungstendenzen nach 1933. Erst mit der debella-
tio 1945 war insbesondere in Ostdeutschland ein totaler Bruch dieser Entwicklung
festzustellen. Ursache für die apparative Kontinuität dürfte dabei häufig die Notwen-
digkeit gewesen sein, RPB, die ohnehin als technische Anstalten begriffen wurden,
über einen Systemwechsel hinaus funktionsfähig zu erhalten. Sie galten dem jeweili-
gen Souverän/Machthaber als sachlich notwendig für ein geordnetes Budgetwesen
und für eine effektive Kontrolle der Exekutive.
                                                                                                                                         
1406
 Vgl. zu dem LRH www.lrh.sachsen-anhalt.de, Manfred Beismann a.a.O., 79-119.
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Auch das Spitzenpersonal der Rechnungshöfe war von den verschiedenen System-
wechseln praktisch nicht betroffen, es schied in Zeiten der Monarchie entweder in-
folge der Pensionierung oder des Todes aus, wurde jedoch nicht aus politischen
Gründen entfernt. Eine Politisierung der RPB blieb bis 1938 (Amtsantritt Präsident
Müller) unbekannt, aber auch während des NS-Regime kam es nicht zu umfassenden
Säuberungen in der Verwaltungselite (des RRH). Diese folgten erst nach 1945 beim
Aufbau von Rechnungsprüfungseinrichtungen in Ostdeutschland, im Westen fanden
die Spitzenkräfte des ehemaligen RRH bei den LRH/BRH weiter Verwendung. Bei
der Wiedervereinigung hingegen wurde die Verwaltungselite zunächst aus dem We-
sten importiert, das Personal der StF schied weitestgehend aus. Ein Grund für die
festgestellte sehr geringe Elitezirkulation war der Umstand, daß das dort tätige Fach-
personal aufgrund seines spezialisierten Dienstwissens nur um den Preis von erhebli-
chen Kompetenzverlusten zu ersetzen war, was 1945 in Ostdeutschland zugunsten
ideologischer Zuverlässigkeit bewußt in Kauf genommen worden war. Zudem waren
der Bereich ‚Rechnungsprüfung‘ und seine Verwaltungselite im weitesten Sinne als
politisch neutral (oder unverdächtig) zu betrachten, da sie eine systemneutrale, apo-
litische Tätigkeit ausübten. Als Beispiel sei auf den Rückgriff der Alliierten auf be-
stehende RPB (vor allem in Hamburg und München) und die damit verbundene um-
fangreiche Weiterverwendung des Personals nach 1945 verwiesen.
Ein besonderes Maß an Kontinuität war bezüglich der gesetzlichen Grundlagen der
Tätigkeit der RPB festzustellen. Instruktionen und GO behielten teilweise über Jahr-
zehnte ihre Gültigkeit, das preußische ORK-Gesetz von 1872 fand bis 1945 Verwen-
dung, die RHO von 1922 gar bis 1969. – Insofern ist der These Mayers, wonach Ver-
fassungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht jedoch bestehen bleibt, in diesem Zusam-
menhang durchaus zuzustimmen. – Die Gründe für diese verwaltungsrechtliche Kon-
stante lagen wohl in dem Bemühen, die Effektivität der laufenden Rechnungsprüfung
nicht zu gefährden (never touch a running system) und notwendig werdende Anpas-
sungen allenfalls marginal vorzunehmen. Außerdem stand bei einem Regimewechsel
der Fachbereich ‚Rechnungsprüfung‘ oft nicht im Fokus der politischen Veränderun-
gen, dies war z.B. in den Jahren nach der Machtergreifung der Fall.
Zwar erstreckte sich die institutionelle Kontinuität der preußischen ORK von
1713/1714 bis 1945 und die des RRH von 1871 bis 1945, inklusive seiner Rechts-
nachfolger, bis zum heutigen BRH, aber die Frage nach der Existenzdauer allein griff
zu kurz. Vielmehr mußten die prägenden institutionellen Charakteristika (verfas-
319
sungsrechtliche Stellung, richterliche Unabhängigkeit der Mitglieder und kollegiale
Verfassung), in den Mittelpunkt der Betrachtung gerückt werden. Eben jene institu-
tionellen Merkmale, die heute allgemein als Garanten einer unabhängigen Finanz-
kontrolle gelten, sind im Laufe der Jahrhunderte, zum Teil auch unabhängig von Re-
gimewechseln, immer wieder Eingriffen unterworfen gewesen. Mit den Instruktionen
von 1824 und 1873 und dem ORK-Gesetz von 1872 sowie in den reichsgesetzlichen
Regelungen setzten sich die zentralen Charakteristika vorerst durch, wobei von einer
Unabhängigkeit im engeren Sinne erst in der Weimarer Republik gesprochen werden
konnte. Nach dem Verlust der Unabhängigkeit in institutioneller und personeller
Hinsicht 1933 wurde diese 1949 wiederhergestellt, abgesehen von der kollegialen
Verfassung, die erst 1985 vollständig verwirklicht wurde.
Die allenthalben in der Literatur konstatierte Unabhängigkeit der RPB ist also keine
ununterbrochene Erfolgsgeschichte, denn die letzten Entwicklungen in diesem Be-
reich liegen mit der Haushaltsrechtsreform und damit der endgültigen Vollendung
der kollegialen Verfassung, sowie der Sicherstellung der Unabhängigkeit des BRH
von der Exekutive mittels der Wahl des Präsidenten von Seiten des BT, aber auch der
Klarstellung der Äquidistanz zu beiden Gewalten, erst gut zwanzig Jahre zurück.
Letztlich haben sich in engerem Sinne unabhängige RPB in Bund und Ländern
durchgesetzt und bewährt, da Unabhängigkeit und Selbständigkeit von Behörde und
Personal für eine effektive Kontrolle des Haushalts unabdingbar sind.
Auch im Falle der Frage nach der funktionellen Kontinuität der RPB führt eine
allgemeine Betrachtung, die eine durchgehende Wahrnehmung der Verwaltungskon-
trolle, eine Ausübung der Verfassungskontrolle in allen parlamentarischen Systemen
und das Aufkommen und den Ausbau der Finanzkontrolle seit den Tagen der Wei-
marer Republik ergeben hätte, nicht zu wirklich befriedigenden Resultaten, da sie
häufig die empirische Wirklichkeit außer acht lassen würde.
Die Verwaltungskontrolle als Pendant zur administrativen Steuerungsfunktion des
Budgets war seit der Gründung der preußischen GRK die klassische und grundlegen-
de Funktion jeder nachfolgenden RPB, wurde allerdings auf verschiedene Art und
Weise, so z.B. als klassische Rechnungsprüfung in der absoluten Monarchie oder als
Beratungsrevision im NS-Regime, und mit unterschiedlicher Effektivität durchge-
führt. So waren in Zeiten des Absolutismus umfangreiche Etatmittel nicht einer
Kontrolle der GRK/ORK unterworfen, während des Nationalsozialismus schränkten
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sogenannte ‚Führerbefehle‘ und die relativ regellosen Umstände der fließenden Bud-
getwirtschaft die Wirksamkeit der Rechnungsprüfung stark ein.
Die Funktion ‚Verwaltungskontrolle‘ überstand letztlich alle Systemwechsel, erwies
sich insofern als ‚regimewechsel-unabhängige‘ Variable. Allerdings ging ihre Be-
deutung im Aufgabenspektrum der Rechnungshöfe besonders seit 1969 immer weiter
zurück, da eine moderne Finanzkontrolle ein anderes Anforderungsprofil an die Tä-
tigkeit der RPB gestellt hatte. Dennoch blieben diese selbst und ihre mögliche
Durchführung Garant für eine ordnungs- und rechtmäßige Haushalts- und Wirt-
schaftsführung. Bis heute sind Verwaltungskontrolle und Kontrolle der Verwal-
tungskontrolle die Basis für die Tätigkeit des BRH, denn ohne diese ist eine Aus-
übung weiterer Funktionen nicht möglich.
Die Verfassungskontrolle wurde als direkte Konsequenz, aber mit einer erheblichen
zeitlichen Verzögerung von 22 Jahren (!), des Übergangs vom Absolutismus zum
Konstitutionalismus (parlamentarische Kontrollfunktion des Etats) endgültig 1872
eingeführt, überstand logischerweise den Wechsel zur parlamentarischen Demokratie
1919, aber nicht denjenigen zum totalitären Führerstaat 1933. Mit dem Wiederaufbau
parlamentarischer Strukturen nach 1945 in den Ländern und der Gründung der Bun-
desrepublik 1949 konnte sie erneut von RPB ausgeübt werden.
Die Funktion ‚Verfassungskontrolle‘ korreliert in hohem Maße mit der unabhängigen
Variablen ‚Regimewechsel‘, da sie bei einem Wandel zu einem nicht-
parlamentarischen System nach der hier verwendeten Definition entfallen muß, denn
für ihre Wahrnehmung muß ein mit der Budgethoheit ausgestattetes Parlament vor-
handen sein.
Die Funktion ‚Finanzkontrolle‘ hat sich letztlich erst im Zuge der Haushaltsrechts-
reform von 1969 durchgesetzt. An dieser Stelle soll einmal von ersten, bereits in
Preußen unternommenen Bemühungen, auch die Wirtschaftlichkeit des Verwal-
tungshandelns zu prüfen, die dann bis in die Zeit der Weimarer Republik fortgeführt
worden sind, abgesehen werden. Genauso wird die in allen behandelten politischen
Systemen von leitenden Mitarbeitern der RPB (insbesondere von den jeweiligen Prä-
sidenten) inoffizielle oder mit formalem Auftrag wahrgenommene Berater- und Gut-
achtertätigkeit hier nicht weiter berücksichtigt. Sie ist im allgemeinen keine Aufgabe
der Institution selbst, sondern vielmehr ein persönlicher Arbeitsauftrag an ihren je-
weiligen Präsidenten gewesen. Diese Praxis ist mit dem Amt des RSK erst ver-
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gleichsweise spät institutionalisiert und mit dem Amt des BWV weitergeführt wor-
den.
Der endgültige Durchbruch der Finanzkontrolle war nicht mehr die Konsequenz der
politischen Veränderungsprozesse nach 1945, sondern vielmehr eine Reaktion auf
die neuen Anforderungen an den Bundeshaushalt, der zukünftig auch die ma-
kroökonomische Lenkungs- und politische Programmfunktion abbilden sollte. So
war die Einführung der Finanzkontrolle die logische Ergänzung der neuen Budget-
funktionen, aus diesem Grund hatte die Funktion ‚Finanzkontrolle‘ den im Vergleich
zu den anderen Aufgaben der Rechnungshöfe geringsten Grad an Kontinuität aufzu-
weisen.
Von einem allgemeinen Blickwinkel aus ist die funktionelle Entwicklung klar und
gleichförmig verlaufen. Werden jedoch die Möglichkeiten der praktischen Umset-
zung der einzelnen Funktionen hinzugezogen, so ist das Bild von der funktionellen
Kontinuität ein sehr viel differenzierteres, z.B. hat sich insbesondere die NS-Zeit
zwischen 1933 und 1945 als Bruch der funktionellen Entwicklung des RRH erwie-
sen. Gerade in diesem Zeitabschnitt hat sich gezeigt, daß eine grundlegende, in je-
dem politischen System wahrzunehmende Aufgabe von RPB die Korruptionsbe-
kämpfung gewesen ist.
Wird die funktionelle Entwicklung mit Blick auf die Kontrollmerkmale untersucht,
so läßt sie sich, wie oben bereits dargelegt, auch als Anpassung der grundlegenden
Funktion Verwaltungskontrolle an die geänderten Rahmenbedingungen, z.B. mittels
des Wechsels des Kontrolladressaten und -gestalters im Zuge der Parlamentarisie-
rung der Rechnungshoftätigkeit, interpretieren.
In der historischen Rückschau der funktionellen Entwicklung, wie sie in Kapitel
1.1.2 dieses Abschnitts vorgenommen worden ist, hat sich zudem die These von der
strukturellen Konsistenz der Rechnungshof- und Budgetfunktionen, mit Ausnahme
der finanzwirtschaftlichen Ordungsfunktion, bestätigt.
Die bisher erarbeiteten Ergebnissen gestatten einen kurzen Vergleich von RPB in
nicht-parlamentarischen (Absolutismus, NS-Regime, SBZ/DDR1407) und parla-
mentarischen Systemen (Konstitutionalismus, Weimarer Republik, Bundesrepu-
blik):
                                                
1407
 In einen Systemvergleich kann die SBZ/DDR m.E. einbezogen werden, nicht jedoch, wie gesagt,
in einen Vergleich mit RPB aus Preußen, dem Reich oder der Bundesrepublik.
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In nicht-demokratischen Regimen ist eine verfassungsrechtlich unabhängige Stellung
und die Unabhängigkeit des Personals dem Gesetz nach oder empirisch nicht vor-
handen, denn vom Standpunkt solcher Regime aus wären beide Aspekte eine Quelle
möglichen Widerstands und zudem einer Verwendung der RPB als effektives
Machtinstrument für die Spitze der Exekutive nicht dienlich. Gemeinsam ist den
RPB in nicht-parlamentarischen Systemen allerdings ein gewisses Maß an Unabhän-
gigkeit gegenüber den ihrer Prüfung unterworfenen Stellen. In parlamentarischen
Systemen sind RPB in der Regel unabhängig von der Exekutive, nicht immer vom
Parlament, und lediglich dem Gesetz unterworfen. Hier haben Exekutive und Legis-
lative gute Gründe, die Unabhängigkeit der RPB und ihres Personals zu wahren, um
die Objektivität der Ergebnisse zu sichern und Berichte nicht zu Mitteln in der politi-
schen Auseinandersetzung zu degradieren.
In funktioneller Hinsicht ergaben sich Differenzen zwischen den verschiedenen poli-
tischen Systemen bei der einzigen ihnen beiden gemeinsamen Aufgabe von RPB, der
Verwaltungskontrolle. Sie blieb in nicht-parlamentarischen Systemen die zentrale
Funktion der RPB, die allerdings dann an ihre Grenzen stieß, wenn sie Einblick in
die Finanzen der Staatspartei oder des Machthabers nehmen wollte. Allgemein war
die Rechnungsprüfung in solchen Regimen ein Herrschaftsinstrument der Machtha-
ber zur Kontrolle der Verwaltung. Demgegenüber sollte die Verwaltungskontrolle in
parlamentarisch verfaßten Staaten eine gesetzeskonforme und effektive Haushalts-
und Wirtschaftsführung gewährleisten helfen. Zudem ermittelte sie die grundlegen-
den Erkenntnisse für eine funktionierende Verfassungs- und Finanzkontrolle, eine
Aufgabe, die die Verwaltungskontrolle in nicht-parlamentarischen Regimen nicht
hatte leisten müssen. – An dieser Stelle ist zudem folgendes festzuhalten: Epochen-
und systemübergreifend ist die Verwaltungskontrolle mit dem Ziel der Korruptions-
bekämpfung die grundlegende und zentrale Aufgabe der Rechnungshöfe.
Lediglich ein Bestandteil moderner Finanzkontrolle wird in beiden Formen politi-
scher Systeme wahrgenommen, die Beratung und Gutachtenerstellung. Da den
Rechnungsprüfern im allgemeinen Objektivität, Sachverstand aber auch eine unpoli-
tische Haltung zugesprochen wird, ist ihr Engagement als Berater und Gutachter eine
logische Konsequenz. In faschistischen Regimen bleibt die Beratung sogar die einzig
mögliche Form der Einflußnahme auf das Haushaltsgebaren der Verwaltung.
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Schlußwort:
Zusammenfassend betrachtet, hält die Annahme institutioneller und funktioneller
Kontinuität deutscher RPB in dem bisher propagierten Ausmaße einer detaillierteren
Betrachtung nicht stand. Inwieweit dennoch der festgestellte (und durchaus beein-
druckende) Grad an Kontinuität in personeller und apparativer Hinsicht eine Beson-
derheit preußischer und deutscher RPB darstellt, könnte ein Vergleich mit anderen
Einrichtungen aus dem Bereich der öffentlichen Finanzen, z.B. mit der Deutschen
Bundesbank oder dem Bundesministerium der Finanzen und ihren jeweiligen Vor-
gängern, zeigen.
Für den BRH und seine Vorläufer sollte diese Arbeit die Frage nach der institutio-
nellen, funktionellen und personellen Kontinuität deutscher RPB im Zuge verschie-
dener Regimewechsel, bezogen nicht nur wie bisher auf einen ausgewählten Zeit-
raum aus der Geschichte der deutschen Rechnungsprüfung, in ausreichendem Maße
beantwortet haben.
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Verwendete Quellen
Im folgenden sind jeweils die Internetadressen für die Startseiten aufgeführt, auf die
Angabe jeder einzelnen Seite wurde aus Gründen der Übersichtlichkeit verzichtet.
Internetadresse Adresse der / des ...
www.brandenburg.de/landesrechnungshof LRH Brandenburg
www.bundesrechnungshof.de BRH
www.eurosai.org European Organisation of Supreme Au-
dit Institutions
www.gao.gov General Accountability Office
www.idi.no International Organisation of Supreme
Audit Institutions Developement Initia-
tive
www.intosai.org International Organisation of Supreme
Audit Institutions
www.nao.org.uk National Audit Office
www.lrh-mv.de LRH Mecklenburg-Vorpommern
www.lrh.sachsen-anhalt.de LRH Sachsen-Anhalt
www.orh.bayern.de Bayerischer Oberster Rechnungshof
www.rechnungshof.gv.at Österreichischer Rechnungshof
www.rechnungshof.sachsen.de LRH Sachsen
www.rechnungshof.thueringen.de LRH Thüringen
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Anhang
Zeittafel Nr. 1: Institutioneller und funktioneller Wandel in der absoluten Mon-
archie
02.10.1714 Zuweisung von geheimen Räten  als Hilfe für v. Creutz
(am 04.03.1713 zum Generalkontrolleur aller Finanzen
ernannt1408)
22.11.1714 Mitteilung an alle Provinzialkammern über die Existenz
einer Rechenkammer
17.04.1715 Rechenkammer erteilt Decharge
16.06.1717 Unabhängigkeit von der Exekutive und Pflichtenkatalog
02.03.1723 Generalrechenkammer wird geteilt und dem Generaldi-
rektorium unterstellt, verliert Dechargierungsfunktion
10.03.1744 Einheitliche Behörde, Modifikation der Instruktion von
1723 über Prüfungsverfahren, geographische Geschäfts-
verteilung
12.05.1750 Neue Instruktion in Anlehnung an die Form von 1744
30.05.1768 Ernennung eines Chefpräsidenten, Personalaufstockung
und Entlohnung für effektive Kontrolle
13.02.1770 Einstellungsverfahren, u.a. für Referendare, Assessoren
02.11.1786 Die neue Instruktion beinhaltet u.a. Vorschlagsrecht des
Präsidenten für neues Personal und einen jährlichen Ge-
schäftsbericht
04.11.1796 Die Rechnungskammer wird dem König unmittelbar ver-
antwortlich (Unabhängigkeit i.e. Sinne)
19.02.1798 Graf von der Schulenburg wird zum Chefpräsidenten der
ORK und zum Generalkontrolleur der Finanzen
16.12.1808 Formale Unterstellung unter den Staatsrat
                                                
1408
 Nach Eberhard Fricke Finanzkontrolle war der Generalkontrolleur der Finanzen v. Creutz ab 1713
als ‚Einzelkämpfer‘ tätig. Eberhard Fricke, Finanzkontrolle a.a.O., 29.
355
29.05.1810 Reorganisation, Schaffung eines einheitlichen Kollegi-
ums, Unterstellung unter das sogenannte ‚Gesamte
Staatsministerium‘ (später unter Hardenberg am
27.10.1810)
13.03.1816 Neuorganisation: zwei Abteilungen, geographische Ge-
schäftsverteilung, gemeinsame Sitzung der Abteilungen
03.11.1817 Gründung der Generalkontrolle der Finanzen, woraus
andauernde Kompetenzstreitigkeiten folgen
18.12.1824 Neue Instruktion für die ORK tritt als umfassende Re-
gelung der Rechnungsprüfung in Kraft (u.a. Unab-
hängigkeit gegenüber der Exekutive, Kollegialprinzip,
prüft zukünftig auch Wirtschaftlichkeit)
16.03.1831 De facto Aufhebung des Kollegialprinzips
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Zeittafel Nr. 2: Institutioneller und funktioneller Wandel in der konstitutionellen
Monarchie
05.12.1848 Verfassung stellt in Art. 103 ORK-Gesetz in Aussicht
31.01.1850 Preußische Verfassung überträgt in Art. 104 Rechnungs-
prüfung der ORK, erstmals Vorlage von Bemerkungen
erwähnt
1862 Finanzminister setzt durch, daß Bemerkungen nicht nur
dem Parlament, sondern auch der Regierung zugänglich
gemacht werden
24.06.1862 König Wilhelm I. ordnet per Erlaß die Erstellung von
Bemerkungen für das Parlament an
16.01.1867 Bitte der ORK, sie von der Erstellung von Bemerkungen
zu entbinden, König lehnt mit Hinweis auf die Verfas-
sung ab
04.07.1868 Nach Gründung des Norddeutschen Bundes überträgt der
Reichstag der ORK die Rechnungsprüfung auch des
Bundeshaushaltes bis 1869, später bis 1870
28.10.1871 Reichstag überträgt nach Gründung des Deutschen Rei-
ches Rechnungsprüfung der ORK unter der Bezeichnung
RHdDtR, dieser ist eigentlich eine Abteilung der ORK,
aber eine Reichsbehörde
27.03.1872 Das ORK-Gesetz tritt in Kraft, erstmals gutachterliche
Aufgaben für RH
22.09.1873 Mit neuem Regulativ über den Geschäftsgang wird das
Kollegialprinzip wieder eingeführt
05.03.1875 Instruktion über den Geschäftsgang des RHdDtR
Ab Jun.1905 Erstmals örtliche Erhebungen in den Kolonien
17./18.02.
1909
Erstmalige Teilnahme von Vertretern des RHdDtR an
einer Sitzung der Budgetkommission
21.03.1910 Inkraftreten des Reichskontrollgesetzes, (Erleichterungen
bei Rechnungslegung und –prüfung, Übertragung der
Rechnungsprüfung für weitere Jahre auf den RHdDtR)
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04.04.1915 Inkraftreten eines neuen Reichskontrollgesetzes (s.o.)
05.07.1916 Kriegskontrollgesetz läßt Erleichterungen in der Rech-
nungsprüfung während des Krieges zu
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Zeittafel Nr. 3: Institutioneller und funktioneller Wandel in der Weimarer Re-
publik
11.08.1919 Weimarer Reichsverfassung kündigt in Art. 86 eine Re-
gelung der Rechnungsprüfung durch Reichsgesetze an
21.03.1921 Das sogenannte ‚Strichgesetz‘ entbindet den RHdDtR
von der Prüfung der Kriegsrechnungen
07.10.1922 Saemisch wird Präsident, der RRH ist nicht mehr formal
Abteilung der ORK
28.11.1922 Saemisch wird RSK
01.01.1923 RHO tritt in Kraft
24.03.1923 Vertreter des RRH nehmen erstmals an einer Haushalts-
ausschußsitzung teil
April 1927 Erstmalige Vorlage der Rechnungen für die Jahre 1918
bis 1924
Nov. 1927 Saemisch untersucht Phoebus-Lohmann Affäre
22.12.1927 Einsetzung des sogenannten ‚Mitprüfungsausschusses‘
zur Kontrolle der Ausgaben der Reichswehr
14.03.1930 1. Novelle der RHO
359
Zeittafel Nr. 4: Institutioneller und funktioneller Wandel in der NS-Zeit
24.03.1933 Das sogenannte ‚Ermächtigungsgesetz‘ schaltet den RT
als Adressat der Bemerkungen aus
04.04.1933 Einschränkung der Rechnungsprüfung bei der Wehr-
macht
13.12.1933 Inkrafttreten der 2. Novelle RHO (Umsetzung des Füh-
rerprinzips, Abschaffung des RSK)
30.01.1934 ‚Gesetz über den Neuaufbau des Reiches‘ (Länder verlie-
ren ihre Finanzhoheit),  es folgt die Auflösung des RR
am 14.02.1934
01.04.1934 In Ausführung der II. Novelle RHO wird das sogenannte
‚Sparbüro‘ formal aufgelöst, die Aufgaben übernimmt
die Präsidialabteilung des RRH
17.06.1936 4. Novelle der RHO (‚Höfchengesetz‘)
13.07.1938 Müller wird Präsident des RRH
1940 Einstellung der Einnahmekontrolle in den Finanzämtern
05.07.1940 Kriegskontrollgesetz
18.03.1941 Abgrenzungsabkommen mit dem Reichsschatzmeister
der NSDAP
05.03.1944 Einschränkungen örtlicher Prüfungen im Altreich
04.05.1944 Letzte Denkschrift
20.03.1945 Letztes Gutachten
08.05.1945 Als letzte ihrer Art beendet die Außenabteilung Dresden
ihre Arbeit
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Zeittafel Nr. 5: Institutioneller und funktioneller Wandel bis zum 22.05.1949
21.07.1945 Außenabteilung des RRH in Hamburg tritt die Rechts-
nachfolge des RRH an
1946-1949 Entstehung von LRH
01.12.1946 Förmliche Errichtung des ZRH
08./09.09.
1947
1. Konferenz der Präsidenten der LRH in Klingenberg
30.09./01.10.
1948
Auflösung des ZRH und Zulassung einer Abwicklungs-
stelle
21.11.1947 Vorläufige Übertragung der Rechnungsprüfung für das
VWG auf den ZRH
03.11.1948 Gesetz über die Einrichtung eines Rechnungshofes im
VWG
05.01.1949 Mayer wird Sparbeauftragter im VWG
06.01.1949 RHiVWG nimmt seine Arbeit auf
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Zeittafel Nr. 6: Institutioneller und funktioneller Wandel in der Bundesrepublik
23.05.1949 Art. 114 tritt in Kraft
30.05.1949 ZRH wird RH für Sonderaufgaben
03.03.1949 Bundesregierung fordert Gutachten des RhiVWG über
die Bundesverwaltung an
07.06.1950 Vorläufige Übertragung der Aufgaben des BRH auf den
RHiVWG
09.06.1950 Auflösung des RH für Sonderaufgaben zum 31.03.1950
27.11.1950 Gesetz über Errichtung und Aufgaben des BRH
10.09.1951 Der Große Senat beschließt die GO
08.01.1952 Bundesregierung beschließt Einsetzung eines BWV (in
Personalunion auch BRH-Präsident)
19.11.1953 BRH wird in Frankfurt eingerichtet
13.05.1957 Kabinett überträgt Aufgaben des BWV dem Präsidenten
des BRH
08.09.1961 Rechtsstellung der Mitglieder wird im Richtergesetz ge-
regelt
12.05.1969 Novelle Art. 114 tritt in Kraft
01.01.1970 BHO und HhGrG treten in Kraft
1983 Zeitliche und inhaltliche Aktualisierung der Bemerkun-
gen (Bezugnahme auf das Vorlagejahr)
11.07.1985 BRHG tritt in Kraft (BT wählt Präsidenten erstmals am
27.11.1985)
26.08.1986 Neue Richtlinien für BWV
21.12.1987 Neue GO des BRH wird erlassen
08.10.1993 1. Änderung der GO
26.04.1994 Wechsel des Dienstsitzes von Frankfurt nach Bonn
19.11.1997 2. Änderung der GO, neue PO beschlossen
22.12.1997 Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz (HRFG)
01.12.1998 Errichtung der Außenstelle Potsdam
01.07.2000 Verlegung des Dienstsitzes nach Bonn
20.11.2000 PO wird ergänzt
362
Zeittafel Nr. 7: Institutioneller und funktioneller Wandel in der SBZ/DDR bis
1989
26.05.1948 Prüfung übernimmt Revisions- und Treuhandanstalt
Mai 1948 Kontroll- und Revisionsabteilungen werden bei der
Hauptverwaltung Finanzen und den Länderfinanzmini-
sterien eingerichtet
07.10.1949 Verfassung der DDR (insbesondere Art. 63,88,119) tritt
in Kraft
30.06.1950 Unterstellung der Treuhandanstalt unter das Finanzmi-
nisterium
15.12.1950 Aufhebung der RHO zum Jahresende
06.11. und
19.12.1952
Aus der Abteilung Haushaltskontrolle im Finanzministe-
rium wird die Finanzrevision nebst Verwaltungsunterbau
17.02.1954 Neue Staatshaushaltsordnung
12.05.1967 Staatliche Finanzrevision wird mittels eines Statuts des
DDR-Ministerrates gegründet
13.12.1968 Gesetz über die Staatshaushaltsordnung tritt in Kraft
09.01.1975 Statut des Ministerrates der DDR stellt Aufgaben und
Kompetenzen der StF klar
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Zeittafel Nr. 8: Institutioneller und funktioneller Wandel zwischen 1989 und
1990
08.02.1990 Eine am 11.01 entworfene Prüfungsvereinbarung zwi-
schen der StF und dem BRH bezüglich des Reisedevi-
senfonds wird unterzeichnet
Febr./März
1990
Gemeinsame Erhebungen von StF und BRH
10.04.1990 Vereinbarung zwischen StF und BRH über gemeinsame
Prüfungen bezüglich des Verwaltungsabkommens beider
deutscher Staaten über Geld- und Sachleistungen der
Bundesrepublik
Seit April
1990
Fortbildungsveranstaltungen für StF und Beratung von
Seiten des BRH bezüglich der neuen Haushaltsordnung
und der Einrichtung eines Rechnungshofes der Republik
30.06./01.07.
1990
Bis 30.06 existiert die StF, danach nimmt der Rech-
nungshof der Republik (RHR) als erstes unabhängiges
Organ der Finanzkontrolle in der ehemaligen DDR seine
Arbeit auf
Juli 1990 Seit Beginn des Monats Beratung durch den BRH beim
Aufbau einer unabhängigen Finanzkontrolle
15.09.1990 Richtlinien für die Einstellung der Tätigkeit des RHR
02.10.-
31.12.1990
Abwicklungsstellen mit höchstens 3 Mitarbeitern führen
Tätigkeiten zu Ende
03.10.1990 Außenstelle Berlin des BRH nimmt Arbeit auf, ein Teil
des Personals des aufgelösten RHR wird übernommen
Seit Juli
1991
Bei der Außenstelle Berlin existieren: 1 Abteilung mit 6
Prüfungsgebieten und einem Abteilungsreferat, 1 Prü-
fungsgebiet für die Deutsche Reichsbahn und 3 Abtei-
lungsreferate für die Zusammenarbeit mit den Referaten
in Frankfurt a.M.
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Zeittafel Nr. 9: Entwicklung der internationalen Zusammenarbeit des BRH1409
02.-09.11.
1953
I. INTOSAI Kongreß in Havanna: Beschluß, ein gemein-
sames Sekretariat einzurichten, BRH tritt der INTOSAI
bei
18.-26.05.
19621410
IV. Kongreß1411 in Wien: Verlegung des Sekretariats von
Havanna/Kuba nach Wien, wegen der Auflösung des
kubanischen Rechnungshofes
15.-24.06.
1965
V. Kongreß in Jerusalem: dem Sekretariat wird ein Prä-
sidium (Governing Board) zur Seite gestellt
22.-30.05.
1968
VI. Kongreß in Tokio: am letzten Tag wird die Ge-
schäftsordnung der INTOSAI beschlossen
13.-22.05.
1974
VIII. Kongreß in Madrid: auf Antrag Italiens wird das
Sekretariat ersucht, eine Zusammenstellung der Richtli-
nien der öffentlichen Finanzkontrolle zu erarbeiten
17.-26.10.
1977
IX. Kongreß in Lima: Verabschiedung  der sogenannten
‚Deklaration von Lima‘ und Änderung der Geschäfts-
ordnung von 1968
14.-25.06.
1980
X. Kongreß in Nairobi: Unter anderem wird ‚Deutsch‘
INTOSAI-Amtssprache
07.-16.04.
1986
XII. Kongreß in Sydney: Gründung der INTOSAI De-
velopment Initiative (IDI) für Fortbildung von Rech-
nungshofmitarbeitern (unter Beteiligung des BRH)
12.-15.11.
19901412
I. (Gründungs-)Kongreß der EUROSAI1413 in Madrid auf
Initiative des BRH-Präsidenten Zavelberg, BRH wird
Mitglied, Sitz des EUROSAI Sekretariats wird Spanien
                                                
1409
 Zur Erinnerung: INTOSAI, International Organisation of Supreme Audit Institutions, EUROSAI,
European Organisation of Supreme Audit Institutions.
1410
 Kongresse der INTOSAI finden alle 3 Jahre statt, hier sind allerdings lediglich diejenigen Kon-
gresse aufgeführt, die zu wesentlichen Ergebnissen führten.
1411
 Kongresse, die nicht zu wichtigen Entscheidungen führten, wurden aus Gründen der Übersicht-
lichkeit außer acht gelassen.
1412
 Der EUROSAI Kongreß findet alle drei Jahre statt, der nächste demzufolge 2005 in Bonn, ausge-
richtet vom BRH
1413
 Zu beachten ist, daß sich seit Mitte der siebziger Jahre die informelle ‚Konferenz der Präsidentin-
nen und Präsidenten der europäischen Obersten Rechnungskontrollbehörden der EU und des EU-
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1992 XIV. INTOSAI-Kongreß in Washington: die neuen Sta-
tuten der INTOSAI, die die bisherige Geschäftsordnung
ersetzen, sowie die Richtlinien für die Finanzkontrolle
und für die interne Kontrolle innerhalb nationaler Ver-
waltungen werden verabschiedet
16.02.2000 Das EUROSAI-Präsidium gründet – unter Beteiligung
des BRH – ein Ausbildungskomitee
2001 XVII. INTOSAI-Kongreß in Seoul: die Anzahl der Mit-
glieder im INTOSAI-Präsidium wird von 16 auf 18 er-
höht
30.05-02.06
2005
VI. EUROSAI-Kongreß auf dem Petersberg. BRH-
Präsident Engels wird zum Präsidenten des EUROSAI
bis 2008 gewählt
Quelle: soweit nicht anders angegeben www.intosai.org und www.eurosai.org
                                                                                                                                         
Rechnungshofes (kurz: Kontaktausschuß)‘ jährlich und die sogenannte ‚Gruppe der Verbindungsbe-
amten‘ zweimal im Jahr treffen
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Zeittafel Nr. 10: Entwicklung der Vorprüfung
18.12.1824 Die preußische Instruktion regelt in den §§ 2 und 47 die
Selbst- und Abnahmeprüfung
27.03.1872 ORK-Gesetz ermächtigt die ORK in § 11, Prüfung und
Entlastung der Verwaltung zu überlassen (Selbstprü-
fung), und gewährt ihr in § 16 ein fachliches Weisungs-
recht
11.05.1898 Staatshaushaltsgesetz regelt rechnerische, formelle und
sachliche Vorprüfung1414 durch die Verwaltung
21.03.1910 Reichskontrollgesetz schwächt die Abnahmeprüfung und
baut die Möglichkeiten zur Selbstprüfung der Verwal-
tung (des Reiches!) aus
12.05.1910 Ausführungsvorschriften des RHdDtR zum Reichskon-
trollgesetz für den Rechnungshof selbst
11.04.1910 Ausführungsvorschriften des RHdDtR zum Reichskon-
trollgesetz für die prüfungsunterworfene Verwaltung des
Reiches
22.03.1912 Das Gesetz1415 erweitert in Art. I. § 11 die Befugnisse
der ORK, der Verwaltung Rechnungen zur Prüfung zu
überlassen, und regelt in Art. II. die materielle Vorprü-
fung
06.06.1912 ORK erläßt gemäß Weisungsrecht Ausführungsbestim-
mungen zum Gesetz vom 22.03.1912
05.07.1916 Kriegskontrollgesetz ermächtigt den RHdDtR, Erleichte-
rungen im Rahmen der Vorprüfung zuzulassen
01.01.1923 RHO regelt in §§ 92,93 und 94 die Selbst-Vorprüfung,
letztere wird Teil der Finanzkontrolle
30.08.1924 Reichsbahngesetz verfügt für die Reichsbahn einen eige-
nen (Vor-) Prüfdienst
17.06.1936 IV. Novelle zur RHO
                                                
1414
 In dem Staatshaushaltsgesetz von 1898 findet erstmals der Begriff ‚Vorprüfung‘ im Gesetzestext
Verwendung.
1415
 Der vollständige Titel des Gesetzes lautet: Gesetz zur Abänderung der Vorschriften über die Ab-
nahme und Prüfung der Rechnungen vom 22.03.1912.
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16.10.1936 Durchführungsverordnung zur IV. Novelle der RHO re-
gelt die Einrichtung und Ausstattung von Vorprüfstellen
der Länder (Rechnungsämter) und den Ablauf der Vor-
prüfung
09.04.1937 Vorprüfungsordnung für die Länder führt den Grundsatz
der Lückenlosigkeit ein und legt den Schwerpunkt auf
die sachliche Prüfung
26.10.1939 Erlaß des RRH schränkt Vorprüfung insgesamt ein, sach-
liche Vorprüfung entfällt ganz
10.04.1940 Erlaß des RRH beendet rechnerische und formelle Vor-
prüfung, damit entfällt die gesamte Vorprüfung
12.02.1953 Vorprüfungsordnung regelt die Vorprüfung in der Bun-
desverwaltung, gesetzliche Grundlage bleiben weiterhin
die §§ 92,93 und 94 RHO
01.01.1970 BHO tritt in Kraft, § 100 regelt die Vorprüfung, die eine
von außen wirkende Finanzkontrolle und keine Selbst-
prüfung der Verwaltung wird
12.12.1979 Erlaß der Vorprüfungsordnung für die Bundesverwaltung
1985 BRH regt bei Diskussion des neuen BRHG an, ihm im
Bedarfsfall die Einrichtung von untergeordneten Prü-
fungsämtern zu gestatten
22.12.1997 Das Haushaltsrechts-Fortentwicklungsgesetz ändert das
BRHG und die BHO. Der § 20 a BRHG gestattet dem
BRH die Einrichtung von Prüfungsämtern. Die §§ 20 a
Abs. 2 Satz 2 BRHG und 100 BHO Satz 2 regeln die
Aufgaben der Vorprüfung allgemein, die GO des BRH
wird angepaßt (§§ 34 bis 43)
Quelle: Jörg Bublitz a.a.O., 343-378 und Dieter Engels BRHG.
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Zeittafel Nr. 11: Entwicklung der österreichischen Rechnungsprüfungsbehör-
de1416
23.12.1761 Gründung der ‚Hofrechencammer‘ durch Maria Theresia
(1. Hofrechenkammer)
1768 Einschränkung der Präventivkontrolle
1772 Wegfall der Präventivkontrolle
20.01.1773 Unterstellung der ‚Rechencammer‘ unter die ‚Finanzhof-
stelle‘ (2. Hofrechenkammer)
12.08.1774 Wiederherstellung der Unabhängigkeit gegenüber der
Exekutive (3. Hofrechenkammer)
1782 Kaiser Joseph II. stellt das Rechnungs- und Kontrollwe-
sen aller Länder der Monarchie unter die Leitung der
Hofrechenkammer, welche nach und nach ihre früheren
Befugnisse wiedererhält
23.11.1792 Auflösung der ‚Hofrechencammer‘, deren Aufgaben
übernimmt die Staatshauptbuchhaltung
31.01.1794 Einrichtung der ‚Obersten Staatskontrolle‘
26.08.1801 Auflösung der ‚Obersten Staatskontrolle‘
19.09.1805 Errichtung des ‚General-Rechnungs-Direktoriums‘
27.03.1854 Aus dem ‚General-Rechnungs-Direktoriums‘ wird die
‚k., k. Oberste-Rechnungs-Controls-Behörde‘1417
21.11.1866 Aus der ‚k., k. Oberste-Rechnungs-Controls-Behörde‘
wird der ‚Oberste Rechnungshof‘
09.04.1868 Errichtung eines ‚Gemeinsamen Obersten Rechnungs-
hofs für Österreich und Ungarn‘
12.11.1918 Der Rechnungshof wird dem Staatsrat unterstellt
06.02.1919 Gesetz über den Staatsrechnungshof, Unterstellung des-
selben unter die Legislative
                                                
1416
 Vgl. auch den graphischen Überblick über die Geschichte des österreichischen Rechnungshofes,
Präsidium des Rechnungshofes (Hg.) 1961. Festschrift zum zweihundertjährigen Bestand der ober-
sten staatlichen Rechnungskontrollbehörde Österreichs. Wien: Österreichische Staatsdruckerei, An-
hang, sowie die Darstellung auf www.rechnungshof.gc.at/pages/geschichte2.html, 12.03.06.
1417
 Die ungewöhnliche Schreibweise des Namens dieser Behörde entspricht dem originalen Titel
derselben.
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01.10.1920 Bundesverfassungsgesetz, das V. Hauptstück betrifft den
Rechnungshof, Organisation gemäß dem Gesetz von
1919
30.07.1925 I. Novelle Bundesverfassungsgesetz, u.a. Ausdehnung
der Kompetenzen auf Länder ohne eigenen Rechnungs-
hof
30.07.1925 Rechnungshofgesetz
07.12.1929 II. Novelle Bundesverfassungsgesetz, Unterwerfung aller
Länder und Gemeinden (mit über 20.000 Einwohnern)
unter die Kontrolle des Rechnungshofes
15.07.1930 Gemäß der II. Novelle wird das Rechnungshofgesetz
geändert
1934 Ständisch-autoritäre Verfassung, Unterstellung des Hofes
unter den Bundespräsidenten
31.07.1934 Neues Rechnungshofgesetz gemäß der geänderten Ver-
fassungslage
01.09.1939 Rechnungshof wird Außenabteilung des RRH
01.05.1945 Vorläufige Verfassung überträgt die Rechnungsprüfung
dem ‚Staatsrechnungshof‘
12.10.1945 Gesetz über den ‚Staatsrechnungshof‘
19.12.1945 Bundesverfassungsgesetz von 1929 tritt wieder in Kraft
16.06.1948 Neufassung des V. Hauptstückes des Bundesverfas-
sungsgesetzes, Änderungen von 1934 werden eingefügt
22.07.1959 Aufwertung des Posten des Vizepräsidenten
01.07.1975 Ausbau der Kompetenzen des Präsidenten und die des
Vizepräsidenten
18.10.1977 Novelle des Bundesverfassungsgesetzes, Ausbau der Un-
ternehmensprüfung
1986 Präsident und Vizepräsident erhalten eine 12-jährige
Amtszeit
1994 Abschaffung des Amtes des Vizepräsidenten
1997 Bundesverfassungsgesetz normiert neue Aufgaben für
den Rechnungshof (Ermittlung der Politikerbezüge)
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Zeittafel Nr. 12: Entwickung der bayerischen Rechnungsprüfungsbehörde
20.10.1812 Gründung des Obersten Rechnungshofes
1830 König untersagt dem Rechnungshof Beziehungen zur
Ständevertretung
11.01.1826 Verordnung über das Finanzrechnungswesen für das
Königreich Bayern, Oberster Rechnungshof verliert die
‚primitive Revision‘
1893-1904 Vollkommene Abhängigkeit vom Finanzministerium, der
Präsident des Hofes war zugleich stellvertretender Fi-
nanzminister
1907 Dem Landtag muß ab dem Rechnungsjahr 1906/1907 der
Rechenschaftsbericht des Rechnungshofes vorgelegt
werden
1908 Mitglieder erhalten richterliche Unabhängigkeit
1910 Erste Monita gehen an den Landtag
14.08.1919 ‚Bamberger Verfassung‘ bestätigt bisherige Regelungen
Mai 1936 Übernahme von Teilen der RHO
01.04.1936 IV. Novelle der RHO
01.04.1937 Bayerischer Rechnungshof wird Außenstelle München
des RRH
16.05.1945 Rechnungshof nimmt Arbeit wieder auf
20.05.1945 Cammerer zum Präsidenten ernannt
05.07.1946 Umbenennung der Behörde in ‚Bayerischer Oberster
Rechnungshof‘
02.12.1946 Bayerische Verfassung tritt in Kraft, Art. 80 errichtet
einen unabhängigen Rechnungshof
1951 Rechnungshofgesetz, Verfahren der Vorprüfung wird
mittels einstufiger Finanzkontrolle ersetzt, wozu sechs
staatliche Rechnungsprüfungsämter eingerichtet werden
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01.01.1972 Im Zuge der Haushaltsrechtsreform treten eine neue
Haushaltsordnung und ein neues Rechnungshofgesetz in
Kraft, die Kompetenzen des Rechnungshofes werden
ausgebaut
1973 Bayerische Rechenkammer, zuständig für die erstin-
stanzliche, ‚primitive‘ Revision, wird in das staatliche
Rechnungsprüfungsamt München (Teil des Verwal-
tungsunterbaus des Rechnungshofes) eingegliedert
1998 Änderung der Verfassung, der Präsident des Rechnungs-
hofes wird (einmalig) für 12 Jahre auf Vorschlag der
Staatsregierung vom LT gewählt
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Abbildung Nr. 6: Personalstärke der Oberrechenkammer
Personalstärke ORK
Jahr Präsident Vizepräsident Direktoren Räte Weiteres
Personal
Gesamt
1714 1 - - 4 (9) ? 5 (10+?)
1718 1 - 16 3 20
1744 1 - 2 8 3 14
1786 1 - 1 22 23 47
1872 1 Mind. 1 2 10 61 74
1885 1 Mind. 1 3 15 100 119
1911 1 ? 3 16 144 164
1932 -  ? 2 7 122 131
1942 - ? 2 7 135 144
Quelle: Theodor v. Ditfurth a.a.O., 14, 24 und 125ff; Friedrich v. Pfuhlstein Generalrechenkammer,
60f und 91.
Erläuterungen:
Aus dem Jahre 1714 ist bekannt, daß dem Geheimen Hofkammerrat v. Creutz vier
Räte zur Seite gestellt worden sind, der Gehaltsetat für 1722/23 weist nach v. Pfuhl-
stein neben den Räten für die technische Prüfungsarbeit auch schon Kalkulatoren
auf, genaue Zahlen nennt er jedoch nicht. Für die Jahre 1786 bis 1911 wurde zu den
Angaben von v. Pfuhlstein jeweils die Präsidentenstelle addiert, die Angaben sind ab
1872 ohne das Personal des RHdDtR zu verstehen.Von Ditfurth hat 1909 auf der
Basis noch vorhandener Akten und einer Übersicht aus dem Jahre 1864 insgesamt 36
Direktoren – inklusive 10 Vizepräsidenten – für die Jahre von 1776 bis 1909 und 231
Vortragende Räte zwischen 1714 und 1909 ermittelt. Für das Jahr 1714 gibt seine
Übersicht im Gegensatz zu anderen Quellen 9 Vortragende Räte an, deren Ernen-
nungsdatum jedoch unbekannt ist, den ersten vier Räten, die am 02. Oktober 1714
zugewiesen worden sind, sind demzufolge wohl noch fünf weitere im Laufe des Jah-
res 1714 gefolgt. Seit 1854 nennt er insgesamt 10 Vizepräsidenten der ORK, von
denen zwei im Jahre 1906 ernannt worden sind, sowie zwei des RHdDtR (ernannt
1883 und 1900). Allerdings ist die jeweilige Amtszeit nicht vermerkt, es kann damit
zwischen 1854 bis 1906 von mindestens einem oder zwei stellvertretenden Präsi-
denten ausgegangen werden.
Weitere Angaben waren in der einschlägigen Literatur nicht zu ermitteln.
373
Abbildung Nr. 7: Personalstärke des Reichsrechnungshofes
Personalstärke des RRH
Jahr Präsident Vizeprä-
sident
Direktoren Räte Weiteres
Personal
Gesamt
1922 1 - 4 24 218 ?
1927 1 - 4 20 158 ?
1931 1 - 4 21 ? ?
1932
(RSK)
1 - 4
1
21
4
219
22
245
27
1942
RRH
Präs.abt
Auß.-Abt.
1
-
-
2
-
-
11
1
7
40
8
36
1024
(zus.)
1130
(zus.)
Quelle: Theodor v. Ditfurth a.a.O., 125ff; Herrman A. Dommach Amtszeit, 77; Friedrich v. Pfuhlstein
Generalrechenkammer, 90; Friedrich E.M. Saemisch a.a.O., 30 und Rainer Weinert Veilchen, 72f.
Erläuterung:
Von Ditfurth erwähnt in seiner Aufstellung aller Direktoren seit 1776 bis 1909 insge-
samt sechs Direktoren des RHdDtR, im Jahre 1909 waren 5 Direktoren Mitglieder
beider Kollegien (ORK und RHdDtR).
Die Angaben für das weitere Personal der Jahre 1922 und 1927 beinhalten aus-
schließlich die Prüfungsbeamten, Arbeiter und Angestellte sind in den Zahlen nicht
enthalten, es stand demzufolge mehr Personal als angegeben zur Verfügung. Für die
Jahre 1922 bis 1928 gibt v. Pfuhlstein zudem einen Personalrückgang der Beamten,
Angestellten und Arbeiter von 308 auf 243 an. Daher ist für 1922 und 1927 von einer
Anzahl Angestellter und Arbeiter in der Größenordnung 55 und 60 auszugehen. Im
Jahre 1941 folgte eine Aufstockung um 62 Stellen. Die Angaben für den RRH von
1942 verstehen sich exklusive der unterhalb angegebenen Personalstärke der Präsi-
dialabteilung und der Außenstellen, meines Erachtens beinhaltet die Zahlenangabe
1130 allerdings das gesamte Personal des RRH, inklusive Präsidialabteilung und
Außenstellen.
Weitere Angaben waren in der einschlägigen Literatur nicht zu ermitteln.
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Abbildung Nr. 8: Die institutionellen Merkmale der Vorgänger des Bundes-
rechnungshofes
Institutionelle MerkmaleRechnungshof1418
Verfassungsrechtliche
Stellung
Richterliche
Unabhängigkeit
Kollegiale
Verfassung
Generalrechenkammer
(02.10.1714 bis
02.03.17231419)
bis 02.03.1723 gegenüber
Exekutive, nicht gegen-
über dem Monarchen
unabhängig
nicht vorhanden ausdrücklich in der Order
vom 16. Juni 1717 er-
wähnt
Ober-Kriegs- und Domä-
nenrechenkammer
(02.03.1723 bis
10.03.1744)
ab dem 02.03.1723 dem
Generaldirektorium un-
terstellt
nicht vorhanden weiterhin vorhanden
Oberrechenkammer1420
(10.03.1744 bis
08.05.1945 (!))
ab 04.11.1796 bis 1808
von der Exekutive, nicht
vom Monarchen unab-
hängig
wieder ab 18.12.1824 von
der Exekutive, nicht vom
Monarchen unabhängig
ab 27.03.1872 gegeben ab 18.12.1824 bis
16.03.1831 gegeben
ab 22.09.1873 wieder-
hergestellt
Rechnungshof des Nord-
deutschen Bundes1421
( 04.07.1868 bis
28.10.1871)
Siehe oben ORK-Instruk-
tion vom 1812.1824
gegeben gemäß ORK-
Gesetz vom 27.03.1872
gegeben gemäß ORK
Instruktion vom
22.09.1873
Rechnungshof des Deut-
schen Reiches1422
(28.10.1871 bis
01.10.1922)
Siehe oben ORK-Instruk-
tion vom 1812.1824
gegeben gemäß ORK-
Gesetz vom 27.03.1872
gegeben gemäß ORK
Instruktion  vom
22.09.1873
Rechnungshof des Deut-
schen Reiches
(01.10.19221423 bis
08.05.1945)
gemäß § 118 RHO unab-
hängig im engeren Sinne
gemäß § 118 RHO gege-
ben,
ab 13.12.1933 nur noch
formal gegeben1424
gemäß § 118 RHO gege-
ben,
ab 13.12.1933 nur noch
formal gegeben
                                                
1418
 Vgl. a. eine ähnliche Darstellung bei Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 112f.
1419
 Ab dem 02. März 1723 wurde die GRK in die Ober-Kriegs- und Domänenrechenkammer, also
zwei Kammern unterteilt, die aus den zwei Abteilungen der GRK entstanden und lediglich formal
zusammenhingen.
1420
 Ab dem 02. März 1802 wird die Ober-Rechenkammer erstmals als Oberrechnungskammer be-
zeichnet.
1421
 Ab dem 04. Juli 1868 wurde der ORK, genauer einer neuen Abteilung derselben, die Rechnungs-
prüfung des Norddeutschen Bundes unter der Bezeichnung „Rechnungshof des Norddeutschen
Bundes“ übertragen.
1422
 Ab dem 28. Oktober 1871 wurde die Rechnungsprüfung des Deutschen Reiches derselben Abtei-
lung übertragen, die zuvor als Rechnungshof des Norddeutschen Bundes firmierte.
1423
 Der neue Präsident Saemisch war der erste hauptamtliche Präsident des RRH und lediglich im
Nebenamt ORK-Präsident. Mit diesem Datum trat der RRH auch formal aus dem Schatten der
ORK.
1424
 Am 13. Dezember 1933 trat die II. Novelle RHO in Kraft.
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Abbildung Nr. 8 (Fortsetzung): Die institutionellen Merkmale der Vorgänger des
Bundesrechnungshofes
Institutionelle MerkmaleRechnungshof1425
Verfassungsrechtliche
Stellung
Richterliche
Unabhängigkeit
Kollegiale
Verfassung
Rechnungshof des Deut-
schen Reiches – Britische
Zone1426
21.07.1945 bis
09.06.1950
(formal 01.12.1946 bis
31.03.1950)
gegenüber der deutschen
Verwaltung unabhängig,
ansonsten der Militär-
regierung untergeordnet
gemäß den Verordnungen
v. 21.02. und 28.08.1946
in gewissem Sinne eine
Form von Unabhängig-
keit gegeben gemäß der
Verordnung vom
01.12.19461427
nicht gegeben, da II. No-
velle RHO Gültigkeit
behielt
Rechnungshof im Verei-
nigten Wirtschaftsge-
biet1428
03.11.1948 bis
27.11.1950
Keine Unterstellungsver-
hältnisse bekannt
Wahrscheinlich gegeben nicht gegeben, da II. No-
velle RHO Gültigkeit
behielt, allerdings lag die
Kompetenz, eine GO zu
erlassen, wieder beim
Großen Senat
Bundesrechnungshof
27.11.1950 (formal
01.04.1950)
bis auf weiteres
Gemäß BRHG unabhän-
gig
Gemäß Art. 114 Abs. 2
a.F. und n.F.
Aufgrund der Gültigkeit
der II. Novelle RHO ist
das Vorhandensein einer
kollegialen Verfassung
teilweise umstritten, ab
11.07.1985 unbestritten
(neues BRHG) gegeben
                                                
1425
 Vgl. a. eine ähnliche Darstellung bei Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 92ff und 112f.
1426
 Ab dem 01. Oktober 1948 wird der ZRH zur ‚Abwicklungsstelle des Zonenrechnungshofes‘, ab
dem 30. Mai 1949 zum ‚Rechnungshof für Sonderaufgaben‘.
1427
 Laut Art. 111 dieser Verordnung konnten Mitarbeiter des ZRH nur von der Militärregierung abbe-
rufen werden. Vgl. Franz-Otto Gilles, Macht a.a.O., 68.
1428
 Ab dem 07. Juni 1950 übernahm der RHiVWG vorläufig die Aufgaben des BRH.
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Abbildung Nr. 9: Die funktionellen Merkmale der Vorgänger des Bundesrech-
nungshofes
Funktionelle MerkmaleRechnungshof
Allgemeine Funktionen Prüfungsauftrag Prüfungsmaßstab
Generalrechenkammer
(02.10.1714 bis
02.03.1723)
Verwaltungskontrolle Prüfung aller Zivil- und
Militäretats gemäß eines
Pflichtenkatalogs der
Instruktion vom
16.06.1717
ab 17.04.1715 bis 02.03
1723 auch Dechargie-
rungsfunktion
Rechtmäßigkeit, Ord-
nungsmäßigkeit
Ober-Kriegs- und Domä-
nenrechenkammer
(02.03.1723 bis
10.03.1744)
Verwaltungskontrolle gemäß der Instruktion
vom 02.03.1723 die
Hauptrechnungen der
Provinzen prüfen und die
beiden Staatshauptkassen
kalkulatorisch prüfen
Rechtmäßigkeit, Ord-
nungsmäßigkeit
Oberrechenkammer
(10.03.1744 bis
08.05.1945 (!))
Verwaltungskontrolle,
ab 1850 (praktisch erst ab
27.03.1872) auch Verfas-
sungskontrolle
ab 27.03.1872 Prüfung
der gesamte Einnahmen
und Ausgaben des preu-
ßischen Staates
Rechtmäßigkeit, Ord-
nungsmäßigkeit, ab
18.12.1824 auch ‚Wirt-
schaftlichkeit‘1429
Rechnungshof des Nord-
deutschen Bundes
( 04.07.1868 bis
28.10.1871)
Verwaltungskontrolle,
Verfassungskontrolle für
Bundesrat und Reichstag
Prüfung des Bundeshaus-
halts gemäß Gesetz vom
04.071868 und Instruk-
tion vom 28.05.1869
Rechtmäßigkeit, Ord-
nungsmäßigkeit u. Wirt-
schaftlichkeit gemäß den
Vorschriften für die ORK
(insbesondere Instruktion
vom 18.12.1824)
Rechnungshof des Deut-
schen Reiches
(28.10.1871 bis
01.10.1922)
Verwaltungskontrolle,
Verfassungskontrolle für
den Reichstag
Kontrolle des gesamten
Reichshaushalts gemäß
Reichsgesetz vom
28.10.1871
Rechtmäßigkeit, Ord-
nungsmäßigkeit u. Wirt-
schaftlichkeit gemäß den
Vorschriften für die ORK
(insbesondere Gesetz
vom 27.03.1872)
Rechnungshof des Deut-
schen Reiches
(01.10.1922 bis
08.05.1945)
Verwaltungs- und Ver-
fassungskontrolle1430,
24.03.1933 Verfassungs-
kontrolle entfällt. Ver-
waltungskontrolle wird
bis Kriegsende zuneh-
mend eingeschränkt.
seit Inkrafttreten der
RHO gesamte Haushalts-
und Wirtschaftsführung
des Reiches
seit Inkrafttreten RHO
Rechtmäßigkeit, Ord-
nungsmäßigkeit und
Wirtschaftlichkeit (§ 96
RHO)
                                                
1429
 Wie bereits zuvor erläutert ist, unter dem Begriff der ‚Wirtschaftlichkeit‘ die Sparsamkeit bei den
Ausgaben zu verstehen.
1430
 Die Verwaltungskontrolle wurde nach dem Inkrafttreten der RHO vermehrt zur Superrevision, die
Verfassungskontrollfunktion unterlag in der Rechtswirklichkeit allerdings (wie schon in der konsti-
tutionellen Monarchie) Einschränkungen.
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Abbildung Nr. 9 (Fortsetzung): Die funktionellen Merkmale der Vorgänger des Bun-
desrechnungshofes
Funktionelle MerkmaleRechnungshof
Allgemeine Funktionen Prüfungsauftrag Prüfungsmaßstab
Rechnungshof des Deut-
schen Reiches – Britische
Zone
Verwaltungskontrolle in
der Zonenverwaltung, der
Länder und Kommunen
in der Britischen Zone
und Westberlins
Ab 01.12.1946 Aufgaben
und Kompetenzen des
RRH und der ORK
Ordnungs-, Rechtmäßig-
und Wirtschaftlichkeit
(§ 96 RHO)
Rechnungshof im Verei-
nigten Wirtschaftsgebiet
Verwaltungskontrolle der
Bizonenverwaltung1431
gemäß RHO Ordnungs-, Rechtmäßig-
und Wirtschaftlichkeit
(§ 96 RHO)
Bundesrechnungshof Verwaltungs-, Verfas-
sungs- und seit der Haus-
haltsrechtsreform auch
Finanzkontrolle
Haushalts- und Wirt-
schaftsführung des Bun-
des
Ordnungs-, Rechtmäßig-
und Wirtschaftlichkeit
(§ 96 RHO, später § 90
BHO)
Ab 12.05.1969 Ord-
nungsmäßigkeit und
Wirtschaftlichkeit gemäß
Art. 114 Abs. 2 n.F.
                                                
1431
 Schwerpunkt der Tätigkeit war allerdings das Erstellen von Gutachten für die Bizonen- und die
Länderverwaltungen.
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Abbildung Nr. 10: Institutionelle Merkmale der Landesrechnungshöfe in den
Neuen Ländern
Institutionelle MerkmaleRechnungshof
Stellung Status der Mitglieder Innere Verfassung
Brandenburg
(15.06.1991)
Oberste Landesbehör-
de, unabhängiges
Organ d. Finanzkon-
trolle, nur d. Gesetz
unterworfen (Art. 107
Abs. 1 §1 Abs.1) 1432.
Mitglieder besitzen
richterliche Unabhän-
gigkeit (Art. 107 Abs.
1 u.  §§ 2 Abs. 1 u. 5
Abs. 1).
Kollegiale Entschei-
dungsstrukturen:
Großes Kollegium1433
entscheidet mit Mehr-
heit, Kleines Kollegi-
um (Präsident o. Vize
u. d. zuständigen Ab-
teilungsleitern) ein-
stimmig (§10 Abs. 1 u.
4).
Mecklenburg-
Vorpommern
(21.11.1991)
Oberste Landesbehör-
de, unabhängiges Or-
gan der Finanzkon-
trolle (Art 68 Abs. 1 u.
§1 Abs. 1).
Mitglieder1434 besitzen
richterliche Unabhän-
gigkeit (Art. 68 Abs. 1
u. §§ 2 Abs. 1 u. 6
Abs. 1).
Kollegiale Entschei-
dungsstrukturen: Senat
entscheidet per Mehr-
heit, ansonsten d.
Präsident u. d. zustän-
dige(n) Mitglied(er)
einstimmig (§10).
Sachsen-Anhalt
(07.03.1991)
Gegenüber d. Regie-
rung selbständige, i. d.
Wahrnehmung d. Auf-
gaben unabhängige,
nur d. Gesetz unter-
worfene unabhängige
Landesbehörde (Art.
98 Abs. 1 u. §1 Abs.
2).
Mitglieder besitzen
richterliche Unab-
hängigkeit (Art. 98
Abs.1 u. § 3 Abs. 1).
Es darf nicht weniger
als 5 Mitglieder geben
(§ 2 Abs. 1).
Kollegiale Entschei-
dungsstrukturen: Senat
entscheidet per Mehr-
heit, ansonsten ent-
scheiden d. Präsident
o. Vize u. d. zustän-
dige Mitglied (§6 Abs.
1 u. 3).
                                                
1432
 Sofern nicht anders angegeben, beziehen sich die Artikel (Art.) auf die jeweiligen Landesverfas-
sungen, die Paragraphen (§) auf die jeweiligen Landesrechnungshofgesetze.
1433
 Die Senate oder die Großen Kollegien umfassen alle Mitglieder des jeweiligen LRH, beide Gre-
mien befassen sich dabei mit Fragen von grundsätzlicher Bedeutung, ansonsten entscheiden kleinere
Kollegien.
1434
 Die Mitglieder sind bei allen LRH in den Neuen Ländern die Präsidenten, die Vizepräsidenten und
die dazu ernannten Personen, in der Regel die Leiter der Prüfungsabteilungen.
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Abbildung Nr. 10 (Fortsetzung): Institutionelle Merkmale der Landesrechnungshöfe
in den Neuen Ländern
Institutionelle MerkmaleRechnungshof
Stellung Status der Mitglieder Innere Verfassung
Sächsischer
Rechnungshof
(11.12.1991)
Unabhängige, nur d.
Gesetz unterworfene
oberste Staatsbehörde
(Art. 100 Abs. 1 u. §1
Abs. 1).
Mitglieder besitzen
richterliche Unabhän-
gigkeit (Art. 100 Abs.
2 u. §§ 4 Abs. 1 u. 5
Abs.1).
Kollegiale Entschei-
dungsstrukturen:
Großes Kollegium
entscheidet per Mehr-
heit, ansonsten d.
Kleine Kollegium
(Präsident o. Vize u. d.
zuständigen Abtei-
lungsleitern) einstim-
mig (§10 Abs. 1 u. 4).
Thüringen
(31.07.1991)
Oberste Landesbehör-
de, unabhängiges Or-
gan d. Finanzkontrol-
le, nur d. Gesetz un-
terworfen (Art. 103
Abs. 1 Satz1 u. §1).
Mitglieder besitzen
richterliche Un-
abhängigkeit (Art. 103
Abs. 1 Satz 2 u. §§ 3
Abs. 1 u. 6 Abs. 1).
Kollegiale Entschei-
dungsstrukturen: Kol-
legium entscheidet per
Mehrheit (§3 Abs.1 u.
§10 Abs. 1 u. 2), an-
sonsten d.  Senate
(Prüfungsabteilungs-
leiter, ein Mitglied,
ggf. d. Präsident)
(§§10 Abs. 4 und 11
Abs. 3).
Quelle: Ernst Heuer/ Hermann A. Dommach KHR, Teil IV / 13, sowie
www.brandenburg.de/landesrechnungshof,
www.lrh-mv.de,
www.sachsen.de/de/bf/verwaltung/rechnungshof,
www.lrh.sachsen-anhalt.de,
www.rechnungshof.thueringen.de. Stand jeweils 06.03.07.
Für eine Synopse der BHO und der verschiedenen LHO vgl. ebenda. Teil IV / 0.
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Abbildung Nr. 11: Funktionelle Merkmale der Landesrechnungshöfe in den
Neuen Ländern
FunktionRechnungshof
Prüfungsauftrag (betrifft...) Prüfungsmaßstab
Brandenburg Die Haushaltsrechnungen, Haus-
halts- u. Wirtschaftsführung,
Haushalts-, Kassen u. Rech-
nungswesens d. Kreise u. kreis-
freien Städte (Art. 106 Abs. 2,
sowie § 88)
Ordnungsmäßigkeit u. Wirt-
schaftlichkeit (Art. 106 Abs. 2).
Mecklenburg-
Vorpommern
die Haushalts- u. Wirtschaftsfüh-
rung d. Landes, d. kommunalen
Körperschaften u. d. jur. Person-
en d. Öffentlichen Rechts unter
Landesaufsicht (Art 68 Abs. 3 u.
4).
Zweckmäßigkeit u. Wirtschaft-
lichkeit (Art. 68 Abs. 3).
Sachsen-Anhalt die Rechnungen u. die Haushalts-
führung (Art 97 Abs. 2).
die überörtliche Kommunalprüf-
ung und die öffentlich rechtli-
chen Anstalten (gemäß Land-
kreis- u. Gemeindeordnung).
Ordnungsmäßigkeit u. Wirt-
schaftlichkeit (Art. 97 Abs. 2).
Sächsischer
Rechnungshof
Rechnungen u. d. gesamte Haus-
halts- u. Wirtschaftsführung (Art.
100 Abs. 1).
Sparsamkeit u. Wirtschaftlichkeit
(§90 Nr. 1 LHO).
Effektivität u. Effizienz (§90 Nr.
2 LHO).
Ordnungsmäßigkeit (§90 Nr. 3 u.
4 LHO).
Thüringen die gesamte Haushalts- u. Wirt-
schaftsführung d. Landes (Art
103 Abs. 3, s.a. § 2 Abs. 1)
Ordnungs- und Rechtmäßigkeit
(§ 90 Nr. 1 u. 2 LHO).
Wirtschaftlichkeit u. Sparsamkeit
(§ 90 Nr. 3 LHO).
Effektivität und Effizienz (§ 90
Nr. 4 LHO).
Quelle: Ernst Heuer/ Hermann A. Dommach KHR, Teil IV / 13, sowie die folgenden Internetadressen:
www.brandenburg.de/landesrechnungshof,
www.lrh-mv.de,
www.sachsen.de/de/bf/verwaltung/rechnungshof,
www.lrh.sachsen-anhalt.de,
www.rechnungshof.thueringen.de. Stand jeweils 06.03.07.
Für eine Synopse der BHO und der verschiedenen LHO vgl. ebenda. Teil IV / 0.
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Abbildung Nr. 12: Organisatorische Merkmale der Landesrechnungshöfe in
den Neuen Ländern
OrganisationRechnungshof
Organisation des LRH Verwaltungsunterbau Wahlmodus
Brandenburg Präsidial- u. 4 Prü-
fungsabteilungen (§2
Abs. 2), mit insgesamt
8 Prüfungsgebieten.
Außenstellen (Bran-
denburg und Cottbus),
d. nachgeordnet u.
weisungsgebunden
sind (§1 Abs. 2)1435.
Alle Mitglieder wer-
den v. LT nach Anhö-
rung i. einem v. LT
bestimmten Ausschuß
mit Mehrheit gewählt,
(Art. 107 Abs. 2), der
Präsident ist dabei
berechtigt, weitere
Mitglieder vorzu-
schlagen (§3 Abs. 2).
Mecklenburg-
Vorpommern
Präsidialabteilung für
Grundsatzfragen (zu-
gleich Prüfungsabteil-
ung 1) u. 3 weitere, in
Referate gegliederte
Prüfungsabteilungen.
Dienststellen in Neu-
brandenburg und
Schwerin
Präsident u. Vize
werden v. d. Regie-
rung nominiert, v. d.
Mehrheit d. LT ge-
wählt, Ministerpräsi-
dent beruft weitere
Mitglieder auf Vor-
schlag d. Präsidenten
(Art. 68 Abs. 2 u. § 4
Abs. 1 u. 2, § 5 Abs. 1
u. 2).
Sachsen-Anhalt Präsidialabteilung u. 4
in Referate gegliederte
Prüfungsabteilungen.
Staatliche Rechnungs-
prüfungsämter (Halle
u. Magdeburg) z.
31.12.2004 wie zuvor
das Prüfungsamt
Dessau im Jahre 2000
in den LRH integriert.
Heute noch Außenstel-
len in Halle und Mag-
deburg vorhanden.
Präsident wird auf
Vorschlag d. Regie-
rung mit 2/3 Mehrheit
des LT gewählt, Vize
u. weitere Mitglieder
werden auf Vorschlag
d. Präsidenten v. LT
Präsidenten nach Zu-
stimmung d. LT er-
nannt (Art. 98 Abs. 2
u. 3 u. §2 Abs. 2 u. 3).
                                                
1435
 Der alte § 15 LRHG, welcher die Funktionen und Stellung der staatlichen Rechnungsprüfungs-
ämter im einzelnen geregelt hat, wurde mittlerweile gestrichen.
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Abbildung Nr. 12 (Fortsetzung): Organisatorische Merkmale der Landesrechnungs-
höfe in den Neuen Ländern
OrganisationRechnungshof
Organisation des LRH Verwaltungsunterbau Wahlmodus
Sächsischer
Rechnungshof
Präsidialbüro und
Verwaltungsabtei-
lung1436, sowie 4 in
Referate gegliederte
Prüfungsabteilungen
(§3 Abs. 1 u. 2).
Ämter (Löbau, Wur-
zen u. Zwickau)1437, d.
nachgeordnet u. wei-
sungsgebunden (§§ 13
u. 14 Abs. 1 u. 3).
Hinzu kommen Aus-
senstellen in Chemnitz
und Dresden.
Präsident wird auf
Vorschlag der Regie-
rung v. LT mit 2/3
Mehrheit gewählt,
Vize wird auf Vor-
schlag d. Präsidenten
mit Zustimmung d. LT
v. Ministerpräsidenten
ernannt (Art 100 Abs.
3 u. §6 Abs. 1 u. 3),
weitere Mitglieder
werden auf Vorschlag
d. Präsidenten nach
Anhörung d. Großen
Kollegiums v. Mini-
sterpräsidenten er-
nannt (§ 6 Abs. 4).
Thüringen Präsidialabteilung u. 5
in Referate gegliederte
Prüfungsabteilungen
(§3 Abs. 3). Zudem
eine Abteilung für die
überörtliche Kommu-
nalprüfung.
.
Staatliche Rechnungs-
prüfungsstellen (Gera
u. Suhl)1438, d. d. LRH
unmittelbar nachge-
ordnet sind (§17). Die
Außenstelle in Erfurt
wurde zum 01.10.2001
aufgelöst, hieraus ent-
stand die Abteilung
für die überörtliche
Kommunalprüfung
Präsident u. ein Stell-
vertreter werden auf
Vorschlag d. Regie-
rung mit 2/3 Mehrheit
d. LT gewählt (Art.
103 Abs. 2 u §5
Abs.1), weitere Mit-
glieder werden auf
Vorschlag d. Präsi-
denten nach Anhörung
d. Kollegiums von d.
Regierung ernannt (§5
Abs. 2).
Quelle: Ernst Heuer/ Hermann A. Dommach KHR, Teil IV / 13, sowie die folgenden Internetadressen:
www.brandenburg.de/landesrechnungshof,
www.lrh-mv.de/
www.sachsen.de/de/bf/verwaltung/rechnungshof,
www.lrh.sachsen-anhalt.de,
www.rechnungshof.thueringen.de. Stand jeweils 06.03.07.
Für eine Synopse der BHO und der verschiedenen LHO vgl. ebenda. Teil IV / 0.
                                                
1436
 Im Jahre 2004 besteht keine eigenständige Präsidialabteilung mehr, sondern nur eine Verwal-
tungs- und Grundsatzabteilung, die dem Präsidenten unterstellt ist.
1437
 Die drei Prüfungsämter sind für die Prüfung der Kommunen zuständig.
1438
 Das Prüfungsamt Erfurt wurde 2001 aufgelöst.
